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Friher war es — af iht, in biefem — Bande 
daB ganze Perſonenrecht ‚zu beenbigen. Es haben in⸗ 
deß mehrere in dieſem Bande vorkommende Materien 
ſo ausführliche Grörterungen erforbert, daß bie beiden 
noch uͤbrigen Abſchnitte des Perſonenrechts, ‚nämlich bie 
Lehre von dem. zechtlicen Berhältnip, zwiſchen Eltern 
und Kindern und, bie, Lehre, von. ber Vormundſchaft 
für den folgenden Band haben Zurůͤckgelegt werden 
muͤſſen. Nichts deſto weniger hege ich die ‚Hoffnung, 
in den zweien folgenden Bänden, dad ganze eigentliche 
Privatrecht zu Ende bringen zu koͤnnen. 

Einige wenige Nachträge und Berichtigungen find 
diefem Bande hinzugefügt worden, um wenigſtens Dies 
jenigen Bemerkungen nicht zurüd zu halten, auf welche 
die Durchfiht des jeßt vollendeten Bandes mid) ge= 
führt hatte. Bei dem Einfluffe, den die gemeinrecht- 
liche Literatur auch auf die Behandlung unſers vaters 
ländifchen Rechts nothwendig äußert, muß ich inöbes 
fondere bedauern, daß v. Savigny's neuefte Schrift: 
über dad Römifche Recht mir zu fpät zu ‚Händen ges 
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kommen iſt, um dieſes ſo uͤberaus lehrreiche Werk auch 
fuͤr meine Arbeit durchweg benutzen zu koͤnnen. Das 
v. Savigny’fhe Buch wird indeß bald in den Haͤn⸗ 
den aller derjenigen feyn, welche fih für die Rechts⸗ 
wiffenfchaft intereffiren und meine rechtskundigen Leſer 
werden nicht unterlaſſen, auch bei den Beſchaͤftigungen 
mit den Lehren des — Rechts ein Buch 
zu Rache zu ziehen, "toetihes die vichtige Darftellung 
eines jeden Rechts in fo’ ‚hohem Maafe zu fördern v“ 
Agnet”ift, 4911..4023.098 97 33 NT 33919: 
— ® "Sm i Üebtigen | derkedue ich auch — der Baia 
bie” Bandes auf. die boohlwouende Beürkpeiting, And Kin! 
&munternbe Aufnahme, ? wie des jatiſtiſchen Vublitümẽ 
im Algemieinen, jo ganz ‚nöbefondete meiner ehpteräne 
vigen Lands eute. — 

‚set den Iten Sit, 4840, 
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Erſte Abtheilung. 
Eigentliches Privatrecht. 


$. 1. 


Einleitende Dem erfungen, 


Nachdem wir bisher die oͤffentlichen Rechtsverhaͤltniſſe oder 
den Staat als eine Geſammtheit in ſeiner Verfaſſung und Ver⸗ 
waltung betrachtet haben, wenden wir uns zur Darſtellung 
der privatrechtlichen Verhaͤltniſſe. Die rechtlichen Grundſaͤtze, 
welche ſich auf die Rechtsverhaͤltniſſe der einzelnen, im Staate 
lebenden Menſchen in ihrer Eigenſchaft als Privatperſonen 
beziehen, bilden das Privatrecht. Bei deſſen Abhandlung iſt 
nun zwar unſere unmittelbare Aufgabe keine andere, als die 
in den Geſetzen dieſer Lande und in andern einheimiſchen 
Rechtsquellen enthaltenen privatrechtlichen Vorſchriften und 
Beſtimmungen zuſammen zu ſtellen. Es ſcheint aber dennoch 
eine unausweichliche Nothwendigkeit zu ſeyn, ſoll anders eine 
wahre Einſicht in das geltende Recht gewonnen werden, auch 
diejenigen wiſſenſchaftlichen Grundſaͤtze zu beruͤhren, welche 
theils um den Zuſammenhang des geſammten Privatrechts zu 
faſſen, theils um das volle Verſtaͤndniß einzelner Lehren zu 
gewinnen, erforderlich ſind. Der Gegenſtand der Wiſſenſchaft 
des Privatrechts kann auf verſchledene Weiſe angegeben wer— 
den. Als ſolchen kann man bezeichnen, die unter oͤffentlichem 
Schutze ſtehenden Rechte und Befugniſſe der Indi— 
viduen gegeneinander auf der einen, und die daher entipre= 
| 1* 


4 . Privatredt, 


chenden Verbindlichkeiten und Obliegenheiten auf der andern 
Seite, dann aber auch die Recht svorſchriften und endlich 
die Rechtsverhältniffe.. Für das practifche Refultat 
kann es zwar gleichgültig feyn, von welchem Begriffe man 
ausgeht. Die wiffenfchaftliche Ordnung der Begriffe bringt 
es aber ohne Zweifel mit fich, daß die Rechtövorfchriften als. 
der eigentliche Gegenftand der wiſſenſchaftlichen Darftellung 
angefehen werden. Daß die Begriffe von Recht und Vers 
bindlichfeit nicht den oberften Plaß einnehmen koͤnnen, 
geht ſchon daraus hervor, daß man bei näherer Nachfrage 
über den -Örund des Rechts und der Verbindlichkeit auf eine 
Vorfchrift hingewiefen wird, welche Recht und Verbindliche 
feit erzeugt. Eher fünnte ed das Anfehen gewinnen, als müßte 
man die Nechtöverhältniffe voranftellen. Die Rechtsverhältz 
niffe nanılich find die im wirklichen Leben vorhandenen, unter 
den Schuß der Staatsgewalt geftellten factifchen Zuftände, 
und die daraus hervorgehenden Beziehungen der Privatpers 
fonen zu einander, In vielen Fallen hat es wirklich den An— 
fchein, als wenn Recht und Verbindlichkeit zunächft aus den 
Rechtsverhältniffen entfgringen. Diefe Annahme dürfte in= 
deß bei einer genauern Berrachtung als auf bloßem Schein be— 
ruhend fich erweifen. Denn das was die Rechtöverhältniffe 
von andern factifchen Lebenszuftänden characteriftifceh unters 
ſcheidet, ift eben dieß, daß jene unter den Staatöfchuß ge= 
ftelft, oder der Willführ des Individuums entzogen find, waͤh— 
rend die Beurtheilung und Behandlung der bloß factifchen Zus 
jtände dem individuellen Ermeffen überlaffen bleiben. Daß 
aber gewiffe factifche Zuftände unter den Staatsſchutz geftellt 
find, ift feibft die Folge einer Nechtsvorfchrift. Man wird ferner 
auch mir Grund fagen fünnen, daß ein Rechtöverhältniß übers 
haupt nichts anders ſey, als ein abfirapirter Begriff, ein 
Complerus von Rechten und Verbindlichkeiten, fo daß es da— 
bei vor allen Dingen. auf die einzelnen Befugniffe und Oblie— 
‚genheiten aufommt, welche man unter den allgemeinen Bez 
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griff eines Rechtsverhaͤltniſſes befaßt '). Es foll dabei übris 
gend nicht geläugnet werden, daß die Rechtsverhaͤltniſſe felber 
neben den Rechtsvorfchriften die vorzügliche Aufmerkſamkeit 
des Rechtögelehrten in Anfpruch nehmen muͤſſen, und zwar 
aus einem zwiefachen Grunde. Erftlich weil wir in fehr vielen. 
Sällen die Rechte und Verbindlichkeiten nicht unmittelbar. durch 
beftimmte einzelne Gefeßvorfchriften begründen fönnen,. fons 
dern fie aus der Natur der Rechtöverhattniffe ableiten müffen. 
Zweitens, well es einzelne Rechtsverhältniffe giebt, welche kei⸗ 
nesweges in ihrer Geſammtheit, ſondern lediglich in einzelnen 
damit verknuͤpften Folgen eine practiſche Bedeutung haben, 
z. B. die Verwandtſchaft und der Beſitz. Obgleich nun bkoß 
die einzelnen rechtlichen Folgen des Verhaͤltniſſes dem Rechts⸗ 
gebiete angehoͤren, ſo wird doch der Rechtsgelehrte ein ſolches 
Verhaͤltniß in ſeinem ganzen Umfange kennen muͤſſen. Einige 
Rechtsverhaͤltniſſe pflegen im neuern juriſtiſchen Sprachges 
brauch mit dem Ramen Inſtitute bezeichnet zu werden. 
Die Bedeutung des Wortes iſt indeß in einem nicht unbe— 
deutenden Grade unbeſtimmt und ſchwankend. Am angemeſ— 
ſenſten duͤrfte es ſeyn, den Ausdruck Inſtitute auf folche 
Rechtsverhaͤltniſſe zu beſchraͤnken, die nicht bloß in einzelnen 
Leiſtungen ihre Wirkungen aͤußern, ſondern mehr bleibender 
Natur ſind. Wobei indeß noch vorausgeſetzt werden muß, 
daß die Rechtsverhaͤltniſſe in abstracto, nur in ihrer Totalität, 
d. h. nach allen ihren gefeßlichen Beftimmungen betrachtet 
werden, und ohne Rüdficht auf die Art, wie fie fich in den 
einzelnen Fallen geftalten. Auf die vom Staate im Privat: 
rechte getroffenen Einrichtungen wird daher der Ausdrud alles 
mal mit Recht angewandt werden fünnen. In Beziehung auf 
den Umfang der zu behandelnden Rechtövorfchriften bedarf 
ed faum der Bemerkung ‚ daß die in den Herzogthümern zur 
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Ergänzung der Landesrechte anzumendenden gemeinrechtlichen. 
Grundfäge in ihrer Vollftändigkeit hier nicht aufgenommen 
werden fönnen. Wir müffen fie vielmehr größtentheild als be: 
reitö anderweitig bekannt vorausfeßen, Bei der fragmentaris 
fchen und luͤckenhaften Geſtalt der Iandrechtlichen Beſtim— 
mungen wird indeß in manchen Fällen der nöthige Zufammen: 
hang und eine genügende Weberficht der Rechtsmaterien nur 
durch Andeutungen des Gemeinrechtlichen erlangt werden koͤn⸗ 
nen, Ueber das Maaß, in welchem auf das gemeine Recht 
einzugehen ift, kann im Einzelnen allein die Rüdficht auf den 
Zweck der ganzen Bearbeitung entfcheiden, und eine irgend 
fefte Regel laßt fich dartiber im Voraus nicht aufftellen. Die 
Ord nung ded folgenden wird im Allgemeinen die feyn, daß 
das eigentliche Privatrecht die erfte Abtheilung bilde, und 
darauf der Civilproceß als die Lehre von dem für die Öeltends 
machung der privatrechtlichen Befugniffe vorgefchriebenen 
Verfahren in der zweiten Abtheilung folge. Das eigentliche 
Privatrecht wird nun in ſechs Büchern fo abgehandelt werden, 
daß nach Vorausfchifung der wichtigften allgemeinen Lehren 
im erften Buche, im zweiten Buche von dem Perſo— 
nenrechte; im dritten Buche vom Sachenrechte; im vier 
ten Buche vom Gewerberechte; im fünften Buche vom 
Dbligationenrechte und im fechsten Buche vom Erbrechte 
zu handeln feyn wird 2). 





2) Ueber die Gründe dieſer werberecht gegeben ift, fiehe die 
Eintheilung und namentlich über, Vorrede zum I. Bde, ©, IX. 
die Stellung, welhe dem Se uf. 








Erſtes Bud. 
Allgemeine Lehren. 


$. 2. 
Umfang und Grenze der rechtlichen Ordnung. 


Da eigenthuͤmliche Character aller Rechtöverhältniffe liegt 
unverkennbar in einer Befchränkung der perfönlichen Freiheit, 
indem eben überall auf dem Gebiete des Rechts ein Zwang zu 
Handlungen vder Unterlaffungen Statt findet. Wie weit 
nun diefer Zwang zugelaffen ift, oder wie weit fich Das Rechts⸗ 

gebiet erftredt, das läßt fich durch Fein allgemeines Princip 
bezeichnen. Denn, wenn auch eine urfprüngliche Grenze fich 
angeben ließe, wie denn in jedem Syſtem des Naturrechtö eine 
foiche angegeben wird, fo hat fich doch in dem gefchichtlichen 
Leben der Menfchen die Sache anders geftaltet, und naments 
lich ift, zwar in einem, bei den verfchiedenen Völkern, verfchies 
denen, immer aber in einem fehr bedeutenden Grade der Kreis 
der Lebenöverhältniffe, welcher unter rechtlichen Normen fteht, 
im Laufe der Zeiten erweitert worden. Deffenungeachtet ift 
ein großer Theil der Lebensverhältniffe bis auf den heutigen 
Tag von allem Zwange frei und die Ordnung diefer Verhälts 
niffe dem eigenen Ermefjen eines jeden überlaffen geblieben. 
Diefes Gebiet, auf welche die Rechtönormen fich nicht ers 
fireden, heißt die natürliche Freiheit. Inſofern die 
im Staate getroffenen Einrichtungen auch diefen Kreis der 
freien Lebenöverhälsniffe feiner Bürger gegen jeden Eingriff 
anderer fchüßen follen, wird diefe Sphäre auch die bürger: 
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liche Freiheit genannt ?), und infofernijt fie ein weſentliches 
Recht. Die bürgerliche Freiheit ift rein negativer Natur und 
außert fich eben deswegen unmittelbar in feinen befondern rechts 
lichen Wirkungen. Diefe erfcheinen vielmehr erft ald Folgen einer 
in dem Umfange der natürlichen oder bürgerlichen Freiheit in 
irgend einer Art und Weife eingetretenen Veränderung. Die 
natürliche Freiheit muß aber eben deswegen als der urfprüngs 
liche Zuſtand, als das urfprüngliche Recht jedes Einzelnen 
angefehen werden, und ift daher auch in unferm gegemwärtis 
gen Rechte ein höchft einflußreicher Begriff. : Sie bildet alle: 
mal die Regel in der bürgerlichen Gefellfchaft und jede Be— 
"fchranfung derfelben durch Rechte anderer muß allemal als 
die Ausnahme betrachtet werden, d. h. um rechtliche Anjprüche 
des Einen gegen den Andern anerkennen zu fünnen, bedarf es 
immer eines bejonderen Rechtsgrundes. Dies ift der Sinn 
der Behauptung, daß im Rechte allemal die Prafumtion für 
die natürliche Freiheit fpreche. Darin liegt zugleich, daß 
wenn auch, unter gegebenen Vorausſetzungen, Befchränkungen 
der natürlichen Freiheit ald begründet anerfannt werden müfs 
fen, diefen dennoch im Zweifel immer der geringfte. Umfang 
beizulegen ift.. Ein Rechtsverhältniß kann man zwar vie nas 
türliche Sreiheit in einem gewiflen Sinne wohl nennen, zumal 
da die natürliche Freiheit jedes Einzelnen durch das gleiche 
‚ Recht aller Uebrigen ihre beftimmte Grenze erhält. Im eigent: 
lichen Sinne des Wortes nennt man aber Rechtsverhältniffe 
nur folche Zuftände, welche erft durch Veränderungen in der 
natürlichen Freiheit entftehen. | 


3) Die Verfiigung für Schles: 
wig vom 13ten Febr. 1782, we; 
gen der Mühlenpflidhtigfeit ers 
waͤhnt der praesumtio libertatis, 
Gewiſſermaaßen gehört hieher 
auch die in den Inſtructionen fuͤr 
die Polizeimeiſter, z. B. fuͤr Hu⸗ 


ſum vom 22ften Sept. 1812 $. 


9, enthaltene Vorfchrift, dafuͤr 
zu forgen, „daß Niemand 
in feinem Rechte und in . 
feiner gefeßmäßigen bürs 
gerlihen Freiheit geftört 
werde.” 


v 
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$. 3. 
Bon den Subjecten in Rehtsverhältniffen, ins— 
befondere von den moralifhen oder juriftifchen 

Merfonen.- | 

Die Eigenfchaft, daß Jemand in Rechtsverhältniffe eins 
treten und im folchen fiehen koͤnne, heißt die Rechtsfähig: 
feit, und wer diefe Eigenfchaft befißt, wird ein Rechts: 
fubject, oder eine Perſon im weiteren Sinne des Wortes 
genannt. Zuvörderft ſteht nun diefe Fähigkeit allen menfchs 
lifchen Wejen zu. Denn wenn gleich in den Öraden der Rechts— 
fähigkeit noch immer eine erhebliche Verfchiedenheit unter den 
Menfchen Statt finden kann, fo kennt das jeßt geltende Recht _ 
doch Feine Fälle, in welchen ein menfchliches Weſen aufhört, 
Rechtsſubject zu feyn. Außer den phyſiſchen Perfonen find: 
aber auch noch andere Rechtöfubjecte anerkannt. Dies find 
die moralifchen oder juriftifchen Perfonen, deren 
Nechtsfahigkfeit fich jedoch natürlich nur in Beziehung auf 
Dermögensverhältniffe wirkfam erweifen kann. Die Rechts⸗ 
ſubjecte diefer. Art find ſehr zahlreich und ſehr verjchieden. 
Angemeffen dürften folgende Claffen derfelben unterfchieden 
werden Fünnen. Es gehört dahin 1) der Staat felbft über: 
haupt, insbefondere aber das Staatövermögen oder der Fiscus. 
Alle, eigentlichen Staatsinftituten angehörige, Vermögens 
maffen find lediglich als. Theile des fiscalifchen Guts zu bes 
trachten. 2) Die verfchiedenen bürgerlichen und firchlichen 
Commünen im Staate. 3) Die-bürgerlichen und firchlichen 
Aemter. 4) Die fogenannten frommen Stiftungen (piae 
causae), unter welchen Kirchen und Schulen die zahlreich. 
fien und wichtigfien find. 5) Vereine phyſiſcher Indivi— 
duen zur Erreichung gemeinfamer Zwecke, oder die Corpo⸗ 
rationen im eigentlichen Sinne des Worts (universitates), 
Daß nun die meiften diefer moralifchen Perfonen ohne Ge: 
nehmigung der Staatögewalt nicht entftiehen koͤnnen, liegt 
fchon in der Natur der Sache, infofern neue Einrichtungen 
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der Art die öffentliche Ordnung verändern würden, welches 
natürlich zuläffiger Weife durch einen Privatwillen nicht ges 
fchehen Kann. In Rücficht auf fromme Stiftungen ift es 
Grundfag des gemeinen Rechts, daß eine Anerkennung von 
Seiten des Staated erforderlich fey, und zwar für jeden eins 
zelnen Fall, wo eine fromme Stiftung zu Stande fommen 
foll, und derfelbe Grundfatz ift bei und anerkannt +). Einen 
gleichen Grundfaß ftellt daS gemeine Recht in Betreff der 
Bereinigung phufifcher Perfonen zu einer bleibenden Genoffens 
fchaft auf °). Indeß wird diefer Grundfaß in unferm heutis 
gen Rechte fchwerlich in feinem ganzen Umfange gelten fönnen. 
Das ältere deutfche Recht geftattete den Unterthanen, in Bes 
‚ziehung auf das Corporationswefen, eine große Freiheit, 
welche durch die ſpaͤtere Aufnahme des Römifchen Rechts nicht 
aufgehoben worden ift, und nicht aufgehoben werden konnte. 
Man wird daher befondere Nechtögründe auffuchen müffen, 
welche dem Zuſammentreten der Einzelnen zu Corporationen 
Grenzen fegen, Inſofern nun folche Vereine fich von bloßen 
Gefellfchaften dadurch unterfcheiden, daß in den Angelegens 
heiten des Vereins die Stimmenmehrheit entfcheidet, daß Fein 
einzelnes Mitglied einen aliquoten Antheil am Vermögen hat, 
und daß Dritten gegenüber bloß das Vermögen der Gefammts 
heit haftet, infofern fönnen diefe rechtlichen Verhältniffe durch 
Vertrag der Sntereffenten begründet werden, und eine Res 
gierungsverfügung ift für dieſen Zweck nicht erforderlich zu 
achten. Dagegen koͤnnen durch einen bloßen Privatverein weder 
die rechtlichen Befugniffe dritter Perfonen befchranft 5) noch 
Befugniffe, welche nach dem beftehenden Recht eine öffentliche 





4) Die Stempelpapiere Ber: das gemeine Givilreht I. Bd, 

ordnung vom 31ſten Oct. 1804 S. 201. 
$. 25. feßt die gemeinrechtliche 6) Aus diefem Grunde bei 
Regel voraus. dürfen‘ Zünfte und Innungen 
einer landesherrlihen Confirma⸗ 


5) Goͤſchen Vorlefungenüber tion, 
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Yutorifation erfordern, erworben werden 7), noch Fönnen 
Vereine zuläffig feyn, welche für dritte Perfonen eine Nöthis 
gung enthalten würden, folchen Vereinen beizutreten ®). 
Endlich kann das Affociationsrecht der Unterthanen durch bes 
fondere Verbote beſchraͤnkt feyn, wie denn davon das Kirchen 
recht Beifpiele liefert )). Ob nun unfere Landesrechte bei 
den eben angegebenen Grundfägen ftehen bleiben, oder für 
alle Sorporationen die Tandesherrliche Genehmigung erfordern, 
ift nicht ganz Mar. Einzelne Aeußerungen fcheinen die Ießtere 
Anficht zu beſtätigen 120), andere Aeußerungen der Geſetze 
aber dem zu widerfprechen **), und insbefondere dürfte die 
tägliche Praris für die Gültigkeit eines entgegengefeßten Prins 
cips vielfache Belege liefern. Zahlreich find vie offenkundig 
im ganzen Lande beftehenden Brandgilden, Zodtencaffen, 
Heirathöcaffen und Clubbs; Tauter Vereine, welche die recht= - 
lichen Charactere einer Corporation an fich tragen, ohne in 
den meiften Fällen Iandesherrliche Beftätigung erlangt zu 





T) Wenn daher Zünfte auch 


fein Berbietungsreht, fondern. 


nur die Autorifation zur Aus; 
fiellung von Lehrbriefen erlangen 
wollen, fo ift eine landesherrliche 
Eonceffion nad der Natur der 
Sache unerläßlich. 

8) Diefer Grund iſt angedeus 
tet in dem Patent vom 2iften 
Det, 1796, betr. die Brüder; 
haften der Handwerfögefellen, 

9) Jede neue Gemeinde, fo: 
wohl der Landeskirche ald frem⸗ 
der Religionsverwandte erfordert 
landeöherrlihe Genehmigung, 
obwohl es nicht immer damit ges 
tade ganz ſtrenge genommen wird, 
So jcheint namentlich die Fathos 


liche Gemeinde in Kiel mehr 


durch Connivenz als durch aus; 
drücklihe Konfirmation aners 
Fannt zu feyn. N. Stb. Mag. 
11.80. ©.614 und Heiberg’s 
Schlesw. Holft, Blätter I. Bd, 
S. 141. 

10) &o heißt es in dem ane 
geführten Patente vom 2iften 
Der. 1796: „ſo wie feine Core 
porationen ohne landesherrlicye 
Senehmignng vorhanden feyn 
fönnen.” 

11) Die Verordnung vom 
17ten Mai 1799 wider die Ver: 
äußerung unbeweglicher Güter 
in die todte Hand, fpricht ledigs 
ih von autorifirten und 
beffändigen Geſellſchaften 
oder Commünen. 
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haben 12). Demgemaß dürfte der allgemeine Grundfaß aufs 
geftellt werden fönnen, daß alle, der öffentlichen Ordnung nicht 
widerftreitende oder nicht fpeciell verbotene Corporationen als 
erlaubt und ald wahre Rechtöfubjecte zu betrachten find. Als 
eine befondere Folge der, allen moralifchen Perfonen zuſtaͤndi⸗ 
gen Rechtsfähigkeit, ift die Befugniß, ein Siegel zu haben, 
anzufehben. Dagegen kann man das Recht, eine öffentliche 
Caffe zu haben, kaum als eine Eigenthuͤmlichkeit oder ald eine 
befondere Berechtigung bezeichnen. Es ift vielmehr nur Aus— 
fluß der Fähigkeit, Vermögen zu erwerben. Beſtehen die 
moralifchen Perfonen aus einer Anzahl einzelner Individuen, 
fo haben fie, wenn nicht befondere gefeliche Beflimmungen 
entgegen fteben, dad Recht, Statute zu machen, d. h. allgemeine 
Regeln für die Genoffenfchaft zu befiimmen und neue Mitglieder 
aufzunehmen. Im Allgemeinen werden fie in Beziehung auf Verz 
mögensverhältniffe nach) denfelben Grundfägen, wie die phyſi— 
fchen Perfonen,. zu beurtheilen jeyn. Als Ausnahme davon iſt 
zu bemerken, daß autorifirte und beftändige Gefellfchaften oder 
Commuͤnen weder unter Lebenden, noch durch Verfügung 
auf den Todesfall, ohne ausdrüdliche Tandesherrliche Ers 
laubniß, Grundſtuͤcke erwerben dürfen. !?). Darin ift zugleich 
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4% In einzelnen Fällen ift rung in die todte Hand. Auf 


es fogar ausgefprohen, daß es 
einer Deftätigung nicht bedürfe, 
z. D. ein Kanzeleifihreiben vom 
5ten Mai 1821, betr. die Lei— 
chen= und Beerdigungscaſſe zu 
Tondern. Die Advocaten : Ords 
nung vom Alten März 1740 
zahle im $. 6. die Gilden 
ausdrücklich zu den Gemeinden. 
auch die Verordnung vom 1iten 
. Dee. 1758 $. 15. 

43) Verordnung vom 17ten 
Mai 1799 wider die Veraͤuße⸗ 


Clubbs und ähnliche nicht autos 
riſirten Berbindungen ift die 
Deftimmung niht angewandt 
worden, und hat ohne Zweifel 
auf die ermähnten Sjnftitute 
fi) aus dem Grunde nicht ers 
firecken follen, weil vorausges - 
feßt ward, daß folhe Ber:, 
eine fi von Zeit zu Zeit wieder 
auflöfen und ihre Befigungen da⸗ 
durch wiederum in den freien 
Verkehr kommen. 
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indirecte der Grundſatz auögefprochen, daß alle zuläffigen 
Corporationen im Allgemeinen erbfähig find, In Betreff der 
Vermögensverwaltung ftehen zwar einzelne moralifche Perz 
fonen unter der Oberaufficht der Negierung. Diefe Bes 
fchranfung finder indeß nur da Statt, wo fie ausdruͤcklich vor— 
gefchrieben ift, wie bei den Firchlichen Stiftungen und bei 
mehreren Commünen !*). Jede moralifche Perfon muß noth: 
wendig durch eine oder mehrere phufifche Perfonen vertreren 
werden. Die Vertretung gejchieht bei allem Staatsvermögen 
durch die angeordneten Verwaltungsbehörden, bei den geiftz 
lichen Stiftungen durch die” fundationsmäßigen oder gefeß- 
lichen Adminiftratoren und bei den Landescommünen durch 
die gefeßlichen Vorfteher,, wo es dergleichen giebt, und infos. 
fern die Sache nicht der Befchlußnahme fammtlicher Com: 
miüne = SSntereffenten vorbehalten if. Was die mir einem 
bürgerlichen oder kirchlichen Amte verbundenen Vermögens: 
rechte betrifft, fo ift man zwar geneigt, den zeitigen Inhaber 
des Amts ald das eigentliche Subject für diefe Rechte zu bes 
trachten "°). Da aber die zeitigen Beamten, in Beziehung 
auf die erwähnten Rechte, den Character von Nutnießern 
haben, fo werden fie das ihrem Amte zufommende Vermögen 
infofern zu vertreten wicht berechtigt feyn Fönnen, als die 
Subſtanz defjfelben zur Frage ſteht, und die Sache mithin 
nicht mehr eine perfönliche des Nußnießers ift. In folchen 
Fallen wird daher bei weltlichen Aemtern den Sommunals oder 
Staatsbehörden und bei den meiften geiftlichen Aemtern den 
Kirchenjuraten die Vertretung obliegen. Bei den eigentlichen 
Eorporationen muß e8 Regel feyn, wenn die Vorfteher ftatus 





14) Vgl. oben iin II. Bde, fcheint, indem bei der Frage über 
©. 649. die Pflichtigkeit eines Predigers 

15) In den Schlesw. Holſt. zu einer Zwangsmuͤhle die Vers 
Anzeigen von 1838 ©. 352. fine tretungspfliche der Juraten nicht 
det fich eine Entfcheidung, welche für begründet erkannt wurde, 
auf diefem Grundfage zu beruhen 
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tenmaͤßig nicht beſonders bevollmaͤchtigt ſind, daß die Ange⸗ 
legenheiten der Univerſitas der Beſchlußnahme der Corpora⸗ 
tion ſelber uͤberlaſſen bleiben. Gemeindebeſchluͤſſe koͤnnen 
natuͤrlich, ohne unguͤltig zu ſeyn, weder uͤber den Kreis der 
Gemeindeangelegenheiten hinaus ſich erſtrecken, noch die Pri⸗ 
vatrechte der Mitglieder verletzen. Zu den Privatrechten der 
Mitglieder gehoͤrt es namentlich, daß von grundgeſetzlichen 
Statuten der Verbindung und was dem gleich zu achten iſt, 
ohne Einwilligung jedes Einzelnen nicht abgewichen werde. 
Die Art, wie Gemeindebeſchluͤſſen zu Stande kommen ſollen, 
wird wohl mehr auf dem Gebrauche als auf geſchriebenem 
Rechte beruhen. Der in dem aͤlteren Rechte enthaltene Grund⸗ 
ſatz, daß zu einem Gemeindebeſchluß eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der Gemeindemitglieder erforderlich fey 26), ſcheint 
noch den neuern Gefeßen nicht fremd zu feyn "7). Indeß 
“ dürfte man doch in der Praris der gemeinrechtlichen Regel 
folgen, daß fämmtliche Mitglieder der Corporation zur Bes 
rathung berufen, zwei Drittheile derfelben wirklich erfchienen 
feyn müffen, und daß fodann der Befchluß der Majorität als 
Willenserklärung der Gemeinde gelte 18). Das von einer 


weil die Unter: 


16) Bol. Kraut deutfches 
Privatrecht S. 77. Dahl: 
mann zu Meocorus Chronif 
U. Bd. S. 540 und ©, 545. 
N. Sth. Mag. IV. Bd. S. 336. 

47) Die Advocatenordnung 
vom 44ten März; 1740 $. 6, 


hat wohl feinen andern Sinn, 


und das Kanzeleifchreiben vom 
23ſten Zuli 1776 fagt es aus⸗ 
druͤcklich. Die Vorfchrift der Ad⸗ 
vocatenordnung fo zu deuten, 
daß dadurch nur die wirkliche Ans 
wefenheit von zwei Dritteln der 
Gemeindemitglieder conftatirt 
werden folle, gebt wohl aus dem 


Grunde nicht an, 
fchrift des Syndicats in den 
Willen der Einzelnen geftelle 
wird, 

18) Die Verordnungen ‚mes 
gen derfandauftheilung im Her: 
zogthum Schleswig fönnen zwar 
feine. allgemeine Regel abgeben. 
Bemerkenswerth ift es jedoch, 
daß die ältere Verordnnng vom 
40ten Febr, 1766 $. 2. eine 
Majorität von 3 fordert, die 
neuere vom 26ften Jan. 1770 
$. 2. fchon eine einfache Majos 
rität, ja den Befchluß der Halfte 
gelten läßt. Letzteres fpricht of⸗ 
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Eoınmüne oder Corporation auszuftellende Syndicat muß in: 
deß, der bereitd angeführten Vorfchrift gemäß, von zwei Drit⸗ 
theilen der Mitglieder unterfchrieben feyn. In einigen Mar: 
fchen ift es indeß Orundfaß, daß ein Commünebefchluß 
(Marfchacht), auch wenn nur wenige Mitglieder erfcheinen, 
gültig gefaßt werden koͤnne, wenn eine frhriftliche Einladung 
wenigftend fechd Tage vorher ergangen Ift, und die Gegens 
fände der Berathung darin find benannt worden 19). Wenn 
übrigens in andern Fällen die Verbindung mehrerer Indivi⸗ 
duen, welche ein gemeinfchaftliches Intereffe Haben, eine uni- 
versitas naturalis genannt wird, fo werden doch die Grunds 
fäße, welche die Geſetze über die Corporationen aufftellen, 
im Allgemeinen Feine Anwendung darauf leiden fünnen, es 
fey denn etwas der Art befonders hergebracht 2°). Weber ven 
Untergang der moralifchen Perfonen haben wir gar feine be> 
fondere Vorfchriften. Die Natur der Sache bringt es mit fich, 
daß diefe Rechtöfubjecte jeder Art durch Iandesherrliche Vers 
fügungen aufgehoben werden koͤnnen, daß Corporationen 
durch Ausfterben der Mitglieder, fromme Stiftungen durch 
den Verluft des Vermögens untergehen. Inwiefern Corpos 
sationen durch gemeinfamen Befchluß der Mitglieder aufges 
hoben werben koͤnnen, hängt davon ab, ob fie für reine Pri⸗ 
vatzwecke gegründet find oder nicht. Im Ießtern Fall wird 








fenbar für die VBorausfegung der 
gemeintechtlihen Regel. Vgl. 
auch Fuchs de solennibus ap- 
pellationis p. 36, 

19) Vgl. die Verfügung vom 


3ten Dec. 1687, vom Tten Mat. 


1692 und 20ſten Sept. 1743 
für das Amt Steinburg. C. C. 
H. U. Bd. ©. 445 u.f. Die 
zulegt genannte Verfügung hebt 
namentlich für das Amt Steins 
burg die erwähnte Beftimmung 


der Advocatenordnung auf. Eine 
ähnliche Verfügung ift unterm. 
25ften Sept. 1744 fir die Herrs 
rar u. ergangen. C. C. 
H. 1 1309. 


90) er Kanzeleifchreiben 
vom 23ſten Juli 1776 hat frei= 
lich in einem fpeciellen Fall das 
Segentheil angenommen. Es be⸗ 
trafeinen Warf in einer March: 
gegend, auf welchem mehrere 


Haͤuſer flanden. 
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zur Aufhebung der Corporation die Iandeöherrliche Genehmi⸗ 
gung erforderlich ſeyn. 


9. 4. 
Wie die Rechtsverhaͤltniſſe entſtehen. 


Die Frage nach Eutftehung der Rechtsverhaͤltniſſe kann 
in einem zwiefächen Sinn aufgeworfen werden, utweder 
will man den Urfprung und die Entwickelung eines Rechts⸗ 
verhaͤltniſſes J im Allgemeinen oder in abstracto betrachtet, 
fennen lernen, ‚ und infofern ift die Antwort aus der Innern 
Rechtsgeſchichte jedes Inſtituts zu entnehmen. Die Frage 
kann aber auch gerichtet feyn auf die Art und Weife, wie in 
den einzelnen gegebenen Fallen die Nechtöverhältniffe zum 
Dafeyn gelangen, und eine allgemeine Antwort auf diefe 
Trage gehört hieher. Durch die Eriftenz eined Nechtöfubjectes 
fey es eines Individuums oder einer moralifchen Perfon ift 
unmittelbar ein Nechtsverhältniß infofern begründet, als 
jeder Perfönlichkeit die rechtliche Integrität zugefichert if. 
Die meiften Rechtöverhältniffe entftehen indeß, unter Vors 
ausfeung rechtlicher Normen, erft durch befondere Thatfachen, 
an welche das Recht eben befondere Wirkungen geknüpft hat. 
Die Geburt begründet für jedes menfchliche Wefen eine Reihe 
von Familienrechten und verwandfchaftlichen Verhältniffen, 
und durch dad Ableben eines Individuums fangen regelmäßig 
wichtige Nechtöverhältniffe für andere an. - Einzelne Hands 
lungen der Menfchen. erzeugen mannichfaltige Rechtöverhälts 
niſſe. Zuvörderft die rechtswidrigen Handlungen, welche 
allemal, vorauögefegt, daß fie dem Handelnden zugerechnet 
werden fünnen, zum Schadenserſatz verpflichten. Dabei ift 
es im Allgemeinen gleichgültig, ob die Rechtswidrigfeit eine 
abfichtliche oder unabfichtliche ift, ob fie in einem Thun oder 
in einem Unterlaffen befteht, obgleich es gewiß ift, daß die abfichts 
liche Rechtöverlegung in Beziehung auf die Strafe ſchwexere 
Folgen äußert alö die unabfichtliche, und auch die verfchiedenen 
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Arten der unabfichtlihen Nechtöverlegungen in diefer Bezies 
hung nicht für gleich zu halten find"). Zu den rechtöwidrigen 
Handlungen gehört namentlich der im Obligationenrecht fo wiche 
tige Verzug (mora); Nichterfüllung einer Obliegenheit zur 
rechten Zeit. Erlaubte Handlungen in der Abficht vorgenoms 
men, um Rechtsverhaͤltniſſe zu begründen oder zu verändern, 
heißen Rechtögefchäfte, und fommen in mannichfaltigen Formen 
vor. Das Wefentliche bei allen befteht in einer Willenserklärung. 9 
Die Wirkſamkeit derſelben iſt aber oft durch eine beſondere Form 
bedingt. Als eine vorzuͤglich wichtige Claſſe der Rechtsgeſchaͤfte 
ſind noch die Vertraͤge zu nennen, durch deren Anwendung 
die mannichfaltigſten Rechtsverhaͤltniſſe entſtehen, oder wer 
nigſtens vorbereitet werden. Dabei kommen häufig Reſer⸗ 
vationen vor, um den Gegenſtaud der Willenserklaͤrung 
genauer zu bezeichnen. Um wirkſam zu ſeyn, duͤrfen Willens— 
erklaͤrungen weder durch Zwang noch Betrug hervorgerufen 
ſeyn, und eben ſo wenig auf einem erweislichen Irrthum uͤber 
weſentliche factiſche Verhaͤltniſſe beruhen. Eine nachfolgende 
Genehmigung des Geſchehenen wird aber gleiche Wirkung mit 
einer vorangegangenen Einwilligung haben. Nichtige Rechts⸗ 
geſchaͤfte begruͤnden zwar keine rechtliche Anſpruͤche, ſollten 
fie aber bereits in Erfüllung gebracht ſeyn, fo koͤnnen fie hin⸗ 
wiederum, der Regel nach, von den Partheien felbft nicht ans 
gefochten werden. In diefer Beziehung find von den bloß 
nichtigen die im öffentlichen Intereſſe verbotenen Nechtöge: 
fehäfte zu unterfcheiden. In dem Ie&tern Falle kann das 
Öffentliche Sntereffe gegen beide Theile geltend gemacht und 





21) Die Verordnungen vom tigkeit, aber lediglih in Bezle⸗ 
Iren März 1763, 16ten Mat Hung auf die Strafe, nicht aber 
4769 und 2Often Suli 1776, in Beziehung auf den Schadens⸗ 
wegen der Brandſtiftungen uns erſatz. Vgl. v. Schirach's 
terſcheiden Bosheit, muthwillige Handbuch J. Bd. ©, 526. 
Verwahrloſung und Unvorſich⸗ 

Falck's Handbuch IV. 2 
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das Geſchehene wieder aufgehoben werden 92), Wie ferner 
neue Rechtsverhaͤltniſſe durch Ertheilung von Privilegien und 
Conceſſionen begruͤndet werden koͤnnen, ſo gilt daſſelbe auch 
von Geſetzen im Allgemeinen. Mehrere Rechtsverhaͤltniſſe 
muͤſſen darauf zuruͤckgefuͤhrt werden, ohne daß ſich andere 
naͤhere Entſtehungsgruͤnde anfuͤhren laſſen. Die eigentliche 
Verjaͤhrung (Erfigung) kennen unſere Rechtsquellen lediglich 
als einen Entſtehungsgrund fuͤr Eigenthum und dingliche Rechte. 
Dagegen hat die unvordenkliche Verjaͤhrung oder Im⸗ 
memorial⸗Praͤſcription eine viel allgemeinere Bedeutung, indem 
jeder Zuſtand, welcher überhaupt rechtlich möglich ift, fobald 
derfelbe uber Menfchengedenken hinaus beftanden hat, d. be 
fobald die Altefien Menfchen keinen andern Zuftand erinnern, 
einftweilen wenigftens als ein rechtlicher gilt. Eine fo lange 
Dauer des Verhältniffes begründet die Vermuthung, daß es 
in rechtlicher Art und Weife entfianden fey. Diefe Vermuthung 
ann indeß, auch wenn gegen den Beweis der unvordenklichen 
Verjährung nichts zu erinnern ift, durch einen Gegenbeweis 
entkräftet werden. Dazu genügt freilich nicht die Nachweifung 
eines andern früher beftandenen Rechtsverhaͤltniſſes (memoria 
facti contrarii), fondern allein die Nachweiſung einer beftinnms 
ten Entftehungsart des Verhältniffes (memoria originis), 
wobei fich von felbft verfteht, daß diefe Entfiehungsart zu 
einem von dem vorhandenen Zuftande abweichenden Refultat 
führen muß 28). Die hier vorgetragenen Bemerkungen über 


22) Verordnung vom Sten 
Suni 1774 8.6 und 7, betr. die 
verbotenen Parcelitungen. 


23) Die Berordnung vom 

29ſten San. 1770, wegen des 
fogenannten Ornum, läßt die 
unvordenflihe Verjährung nur 
dann gelten, wenn von dem An 


fange der Einfriedigung feine. 


Beweisthuͤmer mehr vorhanden 
find. Die Verordnung vom Sten 
Stunt 177% $. 6. erwähnt zwar 
der Sjmmemorial : Prafcription, 
aber auf eine etwas undeutliche 
Weiſe. Sie wird daher In Ueber: 
einſtimmung mit den allgemeines 
ren Grundſaͤtzen erklärt werden 
muͤſſen. Bol. noh Goͤſchen 
Borlefungen I. Bd, ©.335 u. f. 
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die Entftehung der Rechtsverhaͤltniſſe follen nur eine allgemeine 
Ueberficht geben, und werden im Verlaufe der Darftellung 
ihre nähere Beftimmung erhalten. 


$. 5. 
Bedingungen und Zeitbeffimmungen. 
Zeitrehnung. 

Als Nebenbeſtimmungen über das Eintreten und die Daner 
ber Rechtsverhältniffe koͤnnen Beredungen mancherlei Art 
vorkommen. Allein unfere Rechrsquellen haben über die Bez. 
dingungen und Zeirbeftimmungen fo gut wie gar Feine Grund: 
ſaͤtze aufgeftellt. Der Anwendung der gemeinrechtlichen 
Grundfäge kann um fo weniger felbft im Herzogthum Schleds 
wig etwas im Wege ſtehen, da jene Grundfäge Iediglich einer 
jurlftifchen Doctrin angehören und der Natur der Sache ent» 
nommen find. ‚Sn Betreff der Zeitrechnung bildet der vers 
befferte (Gregorianifche) Kalender die allgemeine Norm und 
zwar in der Art, daß auch bei Verhältniffen,, die ans frühes 
sen Zeiten herfiammen, die Berechnung nach dem alten 
(Sulianifchen) Kalender ganz ausgefchloffen ift **). Die 
Jahre find nun entweder Gemeinjahre von 365 Tagen oder 
Schaltjahre mit Einem Tage mehr. Als Schalttag wird auch 
in unferem Kalender der 24fte Febr. bezeichnet und da diefer 
mit dem folgenden Tage in bürgerlichen Rechtöverhältniffen 
nur Einen Tag ?°) ausmacht, fo fällt der Jahrestag des 


Bon der 





24) Die Verordnung vom 
Sten Dec. 1699 befiehlt aus druͤck⸗ 
li, daß dem in dem verbeffer: 
ten Kalender vorgefchriebenen 
Stylo und Zeitrechnung in⸗ und 
außerhalb Gerichts gefolgt wers 
den fol. Die Verfügung vom 
15ten Det. 1776 betrifft eigents 


lich bloß die Feier von Oftern und 
andern, davon abhängenden, be> 
weglichen $eften. 

25) Betehemaligen kirchlichen 
Feſten, die auf den Schalttag 
fielen, war es inſofern anders, 
als nach cap. 14. X. de verb. 
sign, das Feſt ſich nicht auf beide 

2 * 
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Agſten Februard Im Schaltjahr auf, den 2öften Februar jedes 
Gemeinjahrs. Unter dem Ausdrud Fahr und Tag wird 
gegenwärtig regelmäßig ein volles Fahr zu verftehen feyn, 
und die In den Altern Rechtsquellen 2°) zum Grunde liegende 
Bedeutung ift nur da anzunehmen, wo fie durch einen befon: 
dern Gebrauch gerechtfertigt wird... Wenn das Juͤtſche Lov 
nach Wintern 27) rechnet, fo ift das Feine eigenthümliche 
Berechnung, fondern nur eine befondere Benennung des Zeit— 
raumsd, Indem das ganze Jahr nach der Jahreszeit benannt 
wird, in welche der Anfang deffelben fallt. Das bürgerliche 
Jahr fängt mit dem Aften Januar an. Syn rechtlichen Vers 
baltniffen aber kann das Sahr, nach welchem gerechnet wird, 
mit jedem beliebigen Tage feinen Anfang nehmen, und in 
einzelnen Fällen haben die Gefeße folche eigenthümliche Jah⸗ 





Tage erſtrecken foll. Ob die Feier 
aber am 24ften oder 25ften Statt 
fand, war gleichgültig. 

26) In dem Sachfenfpiegel 
bezeichnet der Ausdruck Jahr 
und Tag, Ein Jahr, ſechs 
Wochen und drei Tage. Gloſſe 
zum Sachſenſpiegel J. 38. Vgl. 
Weis ke Privatrecht nach dem 
Sachſenſpiegel ©. 83. Dies 
ſelbe Berechnungsweiſe kommt 
auch in Verbindung mit laͤngern 
Zeiträumen vor, mie Sachſen—⸗ 
fpiegel 1.29: 30 Jahre, Jahr 
und Tag. Die Berechnung wird 
ſo erklaͤrt, daß außer dem Jahr 
noch ein Gerichtstermin freige: 
laſſen wat. Da nun die Friſten 
von 14 zu 14 Tagen liefen, und 
erft die dritte Frift eine perem: 
torifhe war, der Gerichtstag 
felbft aber nicht mitgezählt wurde, 
fo ergiebt fich daraus der angege; 





bene Zeitraum. Bedenklichkeiten 
gegen diefe Erklärung find anges 


deutet oben im IE. Bde. S. 26. 


Sm Sürfchen Lov I, 23 befaßt 
Sjahr und Tag (Samling) 
Ein Jahr und ſechs Wochen, Es 
iſt indeß nicht.ganz ausgemacht, 
ob nicht auch hier drei Tage hin 
zuzufügen find. Vielleicht iſt die 
Friſt, aus welcher die fehs Wo: 
chen erwachſen, eine funfzehn: 
tägige (thrithi fimt), woraus‘ 
denn fehs Wochen und drei Tage 
fidy ergeben würden. Vgl. Ans 
her Lovhiftorie I. Bd, S. 148. 
der neuen Ausgabe, 


27) Juͤtſches Lov I. 7, 4. 
und II. 50, fo wie in der Bor: 
rede hat das Driginal diefelbe _ 


Dezeihnung, ZLackmann de 
comput. annor. per hiemes. 
Kil. 1744, 


, 
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resanfange beftimmt 28). Wenn der Anfang eines folchen 
Jahrs auf ein bewegliches Zeft fallt, fo ift davon die Folge, 
daß das Jahr und das halbe Fahr Fürzer oder laͤnger feyn 
ann, als nach der gewöhnlichen bürgerlichen Zeitrechnung ??). 
Die Monate, nach welchen namentlich bei Wechfein und 
ähnlichen Schuldfcheinen, imgleihen bei der Monatshaͤuer 
der Schiffsmannfchaft gerechnet zu werden pflegt, find uns 
flreitig immer gewöhnliche Kalendermonate. Die Monats: 
tage werden regelmäßig mit den fortlaufenden Zahlen bezeichs 
net und die Benennung der Monatstage nach den Heiligen 
hat fich nur noch Ausnahmsweife in einzelnen Verhältniffen 
erhalten 3°). Ein in den neueren Gefegen fehr häufig vor⸗ 
fommender Zeitraum ift die Woche, Für gleichbedeutend 
damit ift die Zeit von acht Tagen zu halten. Eine eigens 
thuͤmliche Frift ift noch die fogenannte Sachfifche von fünfunds - 
vierzig Tagen oderfechs Wochen und drei Tage ?*). Diefe Frift 





28) 3.2. den Aften Mai für 
den Anfang des Dienftjahres für 
die Untergehörtgen auf den ade: 
lichen Gütern nach der Verord— 
nung vom 17ten Juli 1805 $. 
41 und 28, und In mehreren 
Fällen die fogenannten Red: 
nungsjahre. 


29) 3:8. wenn die Dienſt⸗ 
zeit des Geſindes mit Oftern an: 
fängt oder endigt. 


30). Die Verfiigung vom 
45ten Oct. 1776 erwähnt aus: 
druͤcklich, daß die ſonſt übliche 
Denennung der Tage beibehalten 
werden Fönne, 
ften fommt eine folche Bezeich— 
nung der Tage in den Verfuͤgun⸗ 
gen über die Sahrmärkte vor. 


Am gewöhnliche 


Mac) dem allgemeinen Deichregies 
ment vom Öten April 1803 $. 
21, geht das Nechnungsjahr bei 
den Deichcommuͤnen von Sjacobi 
zu Sacobi (25ften Zuli). 

81) Verordnung wegen bes 
Juſtizweſens in Norderdithmar⸗ 
ſchen vom. 6ten Nov. 1782 $. 
15. Es ift diefelbe Frift, welche 
dem Jahre Hinzugefügt wurde. | 
Sm Sütfchen Lov I, 23 u. 50, 
ift eine Frift von funfzehn Tagen 
erwähnt. Bol. Anhera. a. O. 
Würde die Beftimmung wegen 
der funfzehn Tage wörtlich vers 
ftanden, fo müßten auch nach 
dem Szürfchen Lov drei Friſten 
45 Tage ausmachen, und bie 
Berechnung wäre diefelbe wie im 
Sachſenſpiegel. 
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iſt eine zuſammengeſetzte und aus ver Berbreifachung einer einfa⸗ 
chen Friſt von vierzehn oder funfzehn Tagen hervorgegangen??). 
Unter Zag ift regelmäßig ein Zeitraum von vierundzwanzig 
Stunden zu verftehen, und es gehört zu den Ausnahmen, wenn 
der Tag die zur Arbeit beftimmte Zeit, d. 5. die Zeit von 
Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang, oder einen Theil ders 
felben bezeichnet ?°). Der vierundzwanzigftündige Zeitraum, 
welchen wir Tag (im gemeinen Leben auch wohl Ebenlied) 
nennen, begann in alter Zeit mit dem Abend, und eben des⸗ 
halb ward der ganze Zeitraum auch Nacht genannt 3*). Jetzt 
wird gewöhnlich von Mitternacht zu Mitternacht gerechnet, 
indeß kann auch der Tag von jeder beliebigen Stunde an begins 
nen, und da Wochen, Monate und Jahre aus Tagen beftehen, 
fo gilt daffelbe von diefen Zeiträumen. Wo befondere, aus mehs 
veren Tagen beſtehende, Termine für Geldgefchäfte und Zah 
lungen eingeführt find, FTommnt ed auch wohl vor, daß der 
ganze Termin rechtlich als ein einziger Tag betrachtet wird ?°), 





32) Funfzehntägige Friſten 
(quindenae) und daraus zufams 
mengefeßte Friſten (z. B. cum 


terno quindenae) ſind uͤberhaupt 


nicht ſelten. Vgl. Neuro de Er⸗ 
laͤuterung des jüngften Reichsab⸗ 
ſchiedes ©. 167. Aus dem ges 
meinen Recht gehört hieher die 
Deftimmung In cap. 1, de rest, 
spoliat, in 6to über die funf- 


zehntägige Beweisfrift bei Vors 


ihüßung einer Spolienklage. 
Auch in Urkunden fommen 
nicht ganz felten funfzehntägige 
Termine vor. Es kann indeß 
in allen diefen Fällen wohl bie 
Frage feyn, ob ber Ausdruck: 
funfzehn Tage, im firengen 
MWortverflande zu nehmen Ifl, 


oder nicht eben jo viel fagen foll 


als vierzehn Tage, wie die Fran⸗ 
zofen noch) jetzt einen zweiwoͤchent⸗ 
hen Zeitraum quinze jours 
nennen. 

33) 3. DB. Verordnung vom 
17ten Juli 1805 $. 34—36, 

34) Vergl. Mittermaler 
deutſches Privatrecht Ste Aus⸗ 
gabe $. 146. Note 2. Der 
Grund der Benennung ift der⸗ 
felbe wie bei der Benennung 
Winter für das ganze Jahr. 
Dol. auch Neurode a. a. O. 

35) 3. B. die Oct. Tr. Reg. 
vom 6ten Jan. 4 Uhr Nachmit« 
tags bis zu Ende des 14ten Ja⸗ 
nuars. Siehe Urtheile und Be⸗ 
fheide der Landgerichte, die zahle 
reihen Nahweifungen im Des 
gifter s. v. Oct. Tr: Reg. 
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Ein in rechtlicher Beziehung wichtiger Unterfchled unter den 
Zagen iſt die zwifchen den Sonn: nnd Fefltagen und den 
übrigen Tagen des Sahred. An Sonn= und Fefttagen follen, 
ohne Noth, Feine amtlichen Gefchäfte, weder. gerichtliche 
noch außergerichtliche vorgenommen werden, Als eine Folge 
davon ift es anzufehen, daß proceffualifche Friften nicht an 
Sonn= und Fefttagen zu Ende gehen können 3°). Conſe⸗ 
quenter Weife hätte man wohl daffelbe Princip aufalle andern 
Friften anwenden ſollen, welches indeß nicht gefchehen iſt ?7). 
Wenn gleich Privatperfonen unter einander an Sonne und 
Sefttagen rechtliche Gefchäfte mit einander abmachen fünuen, 
fo ift doch Niemand verpflichtet, an Sonn und Fefttagen 
fich darauf einzulgfien 28). Die Sonn und Fefttage werden 
übrigens noch jeßt von 6 Uhr Abends bis zu derfelben Zeit 
des folgenden Abends berechnet °?). Die Berechnung der 
Tage und der andern längern Zeiträume gefchieht entweder nach 
der fogenannten natürlichen Computätion, d. h. ed wird von 
einer gegebenen Zagedftunde an bis zu derfelben Stunde, an 
einem andern. Tage gerechnet. Ob aber diefe Berechnungss 
weife noch jetzt überhaupt vorkomme, möchte fehr zweifelhaft 
feyn +). Vorherrſchend dagegen ift ſowohl bei den Tagen 





36) Linde Livliproceh $. 
174. Note 11. Den dhriftlichen 
Fefttagen find die juͤdiſchen Sab⸗ 
bathe gleichgeftellt. Refcript vom 
18ten San. 1762. 

37) 3. B. nicht bei den Ver: 
jährungsfriften. 

38) Insbeſondere ift dies an- 
erfannt bei Präfentation von 
Wechſeln und bei MWechfelpro- 
teften aber unzweifelhaft gilt dad 
Princip ganz allgemein. 


39) Vgl. oben im I. Bd. 


©. 701. Note 6. 


40) Im Roͤmiſchen Mecht 
wird diefe Berechnung naments 
lich bei der Reſtitution der Min; 
derjährigen angewandt, 1. 3. 
6.3. D. de minor. Will man 
die natuͤrliche Computation alls 
gemeiner‘ gelten laffen, fo ver; 
fteht es fich von felber, daß ders 
jerige, welche fie für fih in An⸗ 
fpru nimmt, verpflichtet iſt, 
in Beziehung auf den beftimm: 
ten Zeitmoment den Beweis zu 
führen, 
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als bei den laͤngern Zeitraͤumen die ſogenannte Civilcomputa⸗ 
tlon, d. h. es wird immer nach vollen Tagen gerechnet. Dieſe 
Berechnung iſt aber wieder verſchleden, je nachdem der erſte 
Tag eines Zeitraums mitgezaͤhlt wird oder nicht. Die Wahl 
zwiſchen dieſen beiden Berechnungsarten wird am natuͤrlich⸗ 
ſten dadurch beſtimmt, ob der Zeitraum eine Bedingung iſt 
fuͤr den Erwerb oder fuͤr den Verluſt eines Rechtes, ſo daß 
immer mit Ruͤckſicht darauf die in jedem Fall für den Bethei⸗ 
ligten günftigfte Berechnung gewählt wird +"). Die Angabe 
der in den Geſetzen vorfommenden Zeiträume gehört in die 
fpecielfen Lehren. Es kann hier aber noch die allgemeine 
Bemerkung gemacht werden, daß bie rechtlichen Folgen faft 
ohne Ausnahme an das Ende eines Zeitraums gefnüpft find, 
faft niemals an den Anfang +2). Für die Sache ſelbſt macht 
dies freilich.Feinen Unterfchied. Es ift bIoß eine verfchiedene 


Art des Ausdrucks. 


41) Die erfte Berechnungs⸗ 
weife kommt bei der Muͤndigkeit 
und bei der erwerbenden Verjaͤh⸗ 
rung, bie andere bei den meiften 
proceffualifhen Friſten und bei 
der erlöfchenden Verjährung zur 
Anwendung. BelBeantwortung 
der Frage, wann Heimathörechte 
erworben find, wird als bei einer 
Art der erwerbenden Verjährung 
die erfte Berechnungsweiſe zu bes 
folgen feyn. Wer alfo am Tten 
Febr. des Abends feinen Aufents 
halt an einem Orte begonnen hat, 
vollendet den Zeitraum am 7ten 
Febr. des Morgens. — Beiden 
Zeiträumen der Breiheitäftrafen 
finder die Eivilcomputation Ans 


wendung zu Gunften des Vers 
urtheilten ſowohl auf den Anfang 
als auf das Ende des Zeitraums. 

42) Die Deftimmung in1. 8, 
D. de munerib. et honorib.: 
daß Minderjährige mit dem Ans 
fang des 25ſten Jahrs zu oͤffent⸗ 
lichen Aemtern und Würden ges 
fangen koͤnnen, ift Infofern bes 


merfenswerth, als. fie die Quelle 


ift für die Megel des Canonifchen 
Rechtes über das zur Priefters 
weihe erforderliche Alter. Boen- 
mer princ. jur. canonic. $. 94, 
Ob man aber diefen Zeitpunct als 
das Ende des 24ften oder.ald An⸗ 
fang des 25ften Jahres bezeich⸗ 
net ift, offenbar ganz gleichgültig. 
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gi 6. 
Beſtaͤrkung und Siqherſtellung der Rechte. 


Eine Beſtaͤrkung der Rechte beſteht zunaͤchſt darin, daß 
fuͤr den Verpflichteten ein moraliſcher Zwang begruͤndet wird, 
welcher ihn antreiben ſoll, freiwillig feine Verpflichtungen zu 
erfüllen. Auch pflegt man dahin die Erlangung gewiſſer 
proceffualifcher Vortheile für den. Berechtigten’ zu zählen, 
Diefe Beftärkungsmittel beftehen in der Anwendung von Eiden 
und ähnlichen feierlichen "WVerficherungen oder Betheuerun⸗ 
- gen +2), in der Beftimmung einer Conventionalftrafe, welche 
jett bloß in Geld befiehen kann. In früheren Zeiten kam auch 
die Zulaffung fonft beleidigender Handlungen in diefer An: 
wendung vor **). Nach den Grundfäßen des Canonifchen 
Rechts diente indeß der Eid nicht bloß zur Beftärkung der 
Vorträge, fondern auch dazu, an fich unverbotenen Ges 
fchäften die ihnen etwa fehlende rechtliche Gültigkeit zu 
verleihen. Die proceflualifchen Vortheile beftehen in der vers 
tragsmäßigen Beftimmung von Proceßformen, welche in Ge⸗ 
mäßheit der geltenden Geſetze eigentlich aus dem Leben vere 
- fchwunden waren, wie namentlich Anwendung des Gefängs 
niſſes, ald eines Erecutionsmittels 4°). Don diefen Beſtaͤr⸗ 
fungsmitteln wird fpäterhin bei den Verträgen ausführlicher 
zu reden feyn. Hier ſoll nur noch bemerkt werden, daß der 
promifforifche Eid in rein privatlichen Verhältniffen theils bei 
Strafe verboten, theild für wirkungslos erklärt ift, fo daß 
der Eid Feine mehrere oder ftärfere Verbindlichkeit erzeugt, 





43) 3. D. bei Verluft weib⸗ _ 45) Dahin gehörten fruͤher die 
licher und adeliher Ehre, übers Verträge wegen Uebergabe zur 
haupt das Ehrenmwort in jeder Hand und Halfter, jet noch die 
vorfommenden Form. Verpflihtung zum Sefängniß im 

44) Wie das Schelmenfhel: Wechſelrecht und die Verpflich 
ten und das Schandgemaͤlde. tung zum Einlager. 
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als bereitö vorhanden war *6), theils ift der bei mehreren 
Eorporationen ehemals übliche Gebrauch, daß die Intereffen- 
ten und Mitglieder von Zeit zu Zeit die Aufrechthaltung ihrer 
Statute eidlich- angeloben mußten, abgefchafft, in. folchen 
Fällen: jedoch die Anwendung einer Verficherung bei Verluft 
der Ehre und des guten Leumunds zugelaffen worden *7). Die 
Beftärfung der Verpflichtung mittelft Ehrenworts ift überall 
nicht befchranft, hat indeß natürlich, wie der etwa zuldffige, 
promifjorifche Eid Feine rechtliche Bedeutung, fondern nur die 
Kraft eined pfychologifchen Motivs. Die verfchiedenen Arten 
der arrha (KHandgeld, Vottespfenning, Weinfauf) gehören 
zwar mehr zu den. Sollennitäten, welche dad Dafeyn eines 
rechtlichen Berhältniffes fund geben, fünnen aber doch auch in ges 
wiffen Fallen den Character einer Conventionalftrafe annehs 
men *°), Errichtung fehriftlicher Urkunden über Rechtöges 
fchäfte oder die Eingehung folcher Gefchäfte vor Gericht, vor 
Notarius und Zeugen, geben den Rechtöverhältniffen im Alle 
gemeinen an und für fich Feine größere Kraft, fondern bies 
nen zunächft zur Erleichterung des Beweifes und find daher 
den Sicherungsmitteln beizuzählen. Die in Rechtsverhälts 
niffen vorfommenden Sicherungsmittel follen theild dazu 
dienen, einem Schluß auf Verzichte vorzubeugen, oder von 
vorne herein den Beweis rechtlicher Anfprüche zu verfchaffen, 
oder endlich die wirkliche Nealifirung eines rechtlichen Ans 
fpruches zu fichern. Für den erſten Zwed dient die Protes 
ftation, welche in einer Erklärung befteht, daß man mit 





46) Verordnung vom Aiten gefeßten Zeit unfehlbar Zahlung 
Der. or —* Strafe zu leiſten. 

angedroht fuͤr die Anwendung 
re ide bei unzuläfe 77) Diefelbe Verordn. $. 15. 
figen, verbotenen Handlungen 48) Ueber die arrha und ihre 
und Vereinbarungen , imgleichen verfchiedenen Arten ſiehe Mits 
für das Verlangen undAnnehmen termaier deutſches Privars 
eidlicher Verfprehungen, zu der recht $. 280. der 5ten Ausgabe. 
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einer eigenen Handlung eine. gewiffe Abficht nicht verbinde, 
oder auch, daß man eine fremde Handlung nicht genehmige, 
fondern vielmehr verfelben einen fürmlichen und feierlichen 
Widerſpruch entgegen feße *%). 3. 3. die novi operis 
nunciatio. Für den Beweis wird geforgt durch die Abfaſ⸗ 
fung fchriftlicher Documente aller Art. Bei einzelnen Ges 
fchäften iſt die Schrift fo wefentlih, daß fie gewiffers 
maaßen zum Begriff des Gefchäfts gehört, wie bei 
Wechfeln und öffentlichen Teftamenten. Ju andern Fällen 
ift die Seriptur geſetzlich vorgefchrieben, wie bei Kaufcons 
tracten über Immobilien, gewöhnlich aber hängt ed von den 
Betheiligten ab, ob fie über ihre Rechtögefchäfte Urkunden 
errichten wollen oder nicht. Als eine befondere Art der Urs 
kunden find noch die Inventarien, eidliche oder einfache Spes 
cificationen zu erwähnen 5°). Diefe beftehen in den Verzeich⸗ 
niffen folcher Güter, die einer moralifchen Perfon gehören ’*), 
oder überhaupt fonft unter fremder Verwaltung ftehen ??), oder 
endlich den Nachlaß eines Verftorbenen ausmachen 5°). Durch 
die Errichtung von Juventarien und Specificationen wird 
theild die beſſere Erhaltung eines folchen Vermögens bezwedt, 





49) Die Proteftationen oder 
Protefte Haben im Wechſelrecht 
und zum Theil auch im Seerecht 
eine etwas andere Bedeutung. 
Da find es nämlich glaubhafte 
Dezeugungen folder Vorgänge, 
von denen rechtliche Anfprüche 


oder mwenigftens proceffualifche 


Vortheile abhangig find. 

50) Fuchs de inventario 
tractatus- brevis. Frkf. 1693 
in 4, 

51) Als Beifpiele dienen das 
Refeript vom 15ten April 1763 
und die fpäteren Verordnungen 
über die Kircheninventarien, 

52) Die großfürftlihe Vor⸗ 


münder= Verordnung vom ten 
Dec, 1769 $. 26. und die ges 
meinfhaftlihe Vormuͤnder⸗Ver⸗ 


‚ordnung $. 2, $. 28, machen 


den Vater nah dem Abfterben 
der Mutter und der Mutter nah 
dem Abfterben des Vaters die 
Aufnahme eines eidlihen Ver—⸗ 
zeichniffes der Güter zur Pflicht. 
Dei Vormündern iſt es allges 
meine Vorſchrift. 

53) 3. B. namentlih die 
Erben, welche nicht über den 
Deftand der Maffe haften wollen, 
und jeder Fiduciarerbe oder Fi— 
deicommiß: Nugnießer, welcher 
felbft die Verwaltung hat. 
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theild auch für die richtige Grundlage einer Fünftigen Rech» 
nungsablegung geforgt. Um die Erfüllung einer Verbind- 
lichkeit ficher zu ftellen, dienen die Verträge, wodurch Buͤrg⸗ 
fchaften und Pfandrechte begründet werden. Cautionen 
im eigentlichen Sinne beziehen fich auf die Erfüllung einer 
noch nicht vorhandenen, aber wahrfcheinlich eintretenden, Ver⸗ 
bindlichkeit. Sie beruhen theild auf Vertrag, theild auf dem 
Geſetz, und werden theild durch Stellung von Bürgen, theils 
durch die Conftituirung von Pfandrechten, theild durch bloße 
Berfprechungen-geleiftet. Fruͤherhin fonnten die bloß promifforis 
ſchen Eautionen auch eidlich gefchehen. Gegenwärtig werden. 
ſtatt folcher eidlicher Gelobungen unftreitig nur Verficherungen 
bei VBerluft der Ehre und guten Leumnnds zugelaffen 5*). Zu 
den Fraftigften Sicherungämanßregeln gehören noch Arrefte 
und Sequeftrationen, von welchen im Proceß genauer zu 

handeln ift. 
vn \ 8. 7% 

Verſchiedenheit der Rehtsverhältniffe, 

Die Rechtöverhältniffe find in mehrerer Beziehung durch 
Eigenthümlichkeiten von einander verſchieden. Es be: 
ruhen I. die Rechtöverhältniffe, wie die ihnen zum Grunde 
liegenden Rechtsvorfchriften, entweder auf Privilegien oder 
anf gewöhnlichen Geſetzen. Die Berechtigungen der erften 
Art führen auch den Namen Privilegien (Vorrechte), und find 
von der verfehiedenften Art, ſowohl in Betreff ihres Inhalts 
als ihres Umfanges, Tonnen einer einzelnen Perfon er: 
theilt feyn, zum vererblichen Vermögen gehören oder ganzen 
Ständen und Claſſen von. Perfonen verliehen feyn. Privi— 
Iegien beftehen. entweder in der Befugniß etwas zu thun was 
fonft in den Gefegen unterfagt, oder etwas zu unterlaffen, 





54) Die Verordnung vom weldervonden übrigen promiſſo— 
Aiten Dec. 1758 $. 8. Schafft rifchen Eiden handelt, wird über: 
den Eid bei allen proceffualifhen Haupt der Anwendung juratori= 
Cautionen ab, und der $. 14, fcher Sautionen entgegen ftehen, 
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was in ben Gefeßen geboten if. Manche Privilegien invol⸗ 
piren.ein Verbietungsrecht gegen Andere, und zwar je nachs 
dem es privilegia ‚exclusiva find oder nicht, entweder gegen 
alle und jede oder gegen diejenigen, welche nicht ein gleiches 
Privilegium haben. II. Als den wahren Gegenftand aller 
Rechte Tann man die verfchiedenen Güter des Lebeng bezeich» 
nen, zu derem Erlangung und Sicherung alle Rechte dienen 
und dienen follen. Dahin gehören Friede und Freiheit der. 
Perfon und Entfernung jeder Störung in perfönlichen Vers 
haͤltniſſen aller Art, Befig und Eigenthum,, Geld und Gut, 
Dienſte und Arbeiten in den mannichfaltigen Geftalten. Das 
Dbject eines Rechts kann nun nach der Natur der Sache bald 
ein einziges beftimmtes Gut, bald eine Mehrheit von Gütern 
zugleich feyn. Es kann aber auch das Recht und daſſelbe gilt 
von der dem Nächte gegenüberftehenden Verbindlichkeit, wenn 
eine Mehrheit von Objecten vorliegt, alternativ feyn, fich ent: 
weder auf das elne oder auf das andere beziehen, fo daß ehe dem 
Rechte genügt und die Verbindlichkeit erfüllt werden kann, eine 
Wahl des einen oder des andern Statt finden muß. Wenn nun 
hier die Frage entſteht, welchem von beiden Theilen, dem Ver⸗ 
pflichteten oder dem Berechtigten, in ſolchen Faͤllen die Wahl⸗ 
befugniß zuſtehe, fo wird es darauf ankommen, ob die alters 
native Eonftituirung fich zunächft auf dad Recht oder zunächft 
auf die Verpflichtung beziehe, fo daß in jenem Falle dem Bes 
rechtigten,, in diefem aber dem Berpflichteten die Wahl unter 
den mehreren Objecten zuſtehe °°). Im Zweifel wird freilich 


55) Die Verfiigungen vom 
Sten Aug. 1811 und Aten Febr, 
1812, betr. die Auslegung der 
Aeußerungen in den Kirchenin— 
ventarien: daß Maturalien oder 
- Geld gegeben werben foll, haben 
ganz entgegengefeßte Grundfäge 
angewandt. Die erfiere Berfüs 


gung ift ohne Zweifel dem ſtreng⸗ 
rechtlichen Princip gefolgt, wäh: 
rend die andere zu Gunften der 
Gemeinden daffelbe modificirt 
hat. Wenn es übrigens In der 
erften Verfügung heißt, daß bei 
obmwaltendem Streite die Natu: 
ralien zu liefern find, fo heißt dies 
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allemal aus allgemeinen Gränden zu Gunften des Verpflich- 
teten entfchieden werden müffen. Diefe Grundfäße gelten 
übrigens nicht bloß für die eigentlichen Forderungsrechte, fons 
dern ebenfalls von denjenigen Leiftungen, die im Sachenrechte 
vorkommen, namentlich von Grundzinfen und Canonsabgas 
ben. III. Ihrer Art nach find die Rechtsverhältniffe fehr 
verfchieden und es hält fehr ſchwer, eine zutreffende Elaffifis, 
cation derfelben und eine richtige Characterifirung der einzels 
nen Elaffen zu geben. Wenn man gewöhnlich nur drei Claſ⸗ 
fen von Rechtsverhältniffenz dingliche Rechte, Forde⸗ 
rungsrechte oder Obligationen und Familiens 
rechte unterfcheidet, fo dürfte died ungenügend und daneben 
vielmehr eine vierte Claſſe aufzuführen feyn, die man wohl 
paſſend Rechte der Perfönlichkeit oder perfönliche 
Zuftände nennen kann, und welche billiger Weife den ans 
dern Claſſen vorangeftellt werden, da durch diefelbe der Kreis 
rechtlicher Befugniffe beftimmt wird, welche Semanden eben 
fraft feiner Perfönlichkeit zufommen können. Diefe perfönlichen 
Zuftände gelten mit ihren rechtlichen Wirkungen in einem ge= 
wiffen Maaße gegen alle und jede. Wer 5. B. mündig Ift, 
oder im Befi der volllommenen Ehre, oder ein Ehrift, hat 
Anfpruch darauf, in allen diefen Beziehungen dem Character 
feines perfönlichen Zuftanded gemäß anerkannt zu werden, 
und Fann verlangen, daß dem entgegen weder durch Worte 
noch Handlungen etwas gejchehe. Darin hat nun diefe Elaffe 
von Rechtsverhältniffen eine große Nehnlichkeit mit dem Eigen 
thum und andern dinglichen Rechten, infofern auch diefe eine 
allgemeine Geltung gegen alle und jede mit fich bringen, und 
von allen und jeden anerfannt werden müffen. Die Verpflichs 
tungen, welche in diefen beiden Claſſen von Verhältniffen den 
Verechtigungen urfprünglich und unmittelbar gegenüber ftehen 





doch, mit Ruͤckſicht auf die wirt: dem Prediger die Wahl zuftchen 
lihen Verhältniffe, fo viel, daß ſolle. 
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find durchaus negativer Natur. Die Forderungsrechte 
dagegen beftehen in Anfprüchen auf einzelne Leiftungen einer _ 
beftimmten andern Perfon und begründen regelmäßig nur Bers 
hältniffe zu diefer, ohne auf die Berechtigungen und Vers 
pflichtungen unbetheiligter Dritter einen Einfluß zu üben 5°). 
Sie beruhen allemal auf befonderen Thatfachen, welche eben 
die eigenthümlichen Verpflichtungen erzeugen. Den Gegens 
fatz zwifchen Rechten der Perfönlichkeit und den dinglichen 
Rechten auf der einen, und den obligatorifchen Verhältniffen 
auf der andern Seite kann man auch fo bezeichnen, daß bei 
jenen dad Gut, welches das eigentliche Object des Rechts aus⸗ 
macht, bereitö vollftändig erworben ift, wahrend die vollftändige 
Erwerbung, einfchließlich die Wiedererlangung des Gutes, 
auf welche es bei einer Obligatiow abgefehen ift, erft durch 
die Erfüllung der Obligation, oder durch die Auflöfung des 
obligatorifchen Verhältnifjes vollendet wird. Won eigenthuͤm⸗ 
Ticher Art find die FSamilienverhältniffe. Im älteren 
Rechte war in diefen Verhältniffen die Gewalt des Haus⸗ 
vaters über Frau und Kinder juriftifch offenbar die Hauptfache, 
und auch jet noch wird man, aller eingetretenen Befchräns 
fungen ungeachtet, diefe Gewalt ald das Hauptmomeut in der 
Familienverbindung anfehen müffen, nur daß jeßt mit der ers 
wähnten Herrfchaft ein größeres Maaß folcher rechtlicher Vers 
pflichtungen verbunden ift, die vielfältig In ihren Wirkungen die 





56) Obligatorifhen Verhälts 
niffen zwifchen zweien Perſonen 
ift indeß bisweilen durch die po= 
lizeiliche Gefeßgebung eine rechts 
liche Wirkung in Beziehung auf 
Dritte beigelegt, oder ein dingli⸗ 
her Character ertheilt worden, 
So unterfagen die Gefindeord- 
nungen regelmäßig das foge: 
nannte Abfpenftigmachen der 


Dienfiboten, und die Derord: 
nung vom 10ten Dat 1765 vers 
bietet ebenfalls den Fabrikanten, 
fih) einander ihre Arbeiter ab⸗ 
wendig zu mahen. Auf den 
Jahr⸗ und Wochenmaͤrkten wird 
auch wohl das fogenannte Ein- 
fallen in den Kauf überall für 


unzuläffig gehalten. - ' 
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Natur obligatorifcher Verhältniffe annehmen. Das Rechtös 
verhälmiß des Gefindes oder der Dienftboten fchließt fich 
infofern an das Familienrecht an, als durch die Urt der 
Dienftmiethe, aus welcher dad Gefindeverhältniß entfpringt, 
ein Hineintreten unter die Gewalt des Hausherrn begründet wird, 
Dbgleich nun die Hausherrfchaft mitihren rechtlichen Folgen für 
die Beurtheilung ‚des Gefindeverhältniffes noch jetzt ein fehr 
wefentliched Moment bildet, fo find doch die rechtlichen Fol: 
gen des obligatorifchen Verhältniffes in dem Maaße überwies 
gend, daß es rathſam feyn wird, das Gefindeverhältniß im 
Zufammenhang mit den übrigen Arten der Dienftmiethe im 
Dbligationenrecht zu behandeln. Bei den Rechtöverhält: 
niffen jeder Art und Claſſe hat die Rechtöwiffenfchaft übri- 
gens nicht bloß das Nechtöverhältniß nach feinem Character 
und feinen rechtlichen Wirkungen zu characterifiren,, fondern 
auch die Art und Weife anzugeben, wie es entfteht, wie es 
durch eintretende Umftände verändert, oder auch gänzlich 
aufgehoben wird, 


j $. 8 
- Bon der Gemeinſchaft in.rehtliden Verhaͤltniffen. 


Eine zwar aͤußerliche aber nichts deſtoweniger hoͤchſt ein⸗ 
flußreiche Modification der Rechtsverhaͤltniſſe entſteht dadurch, 
daß nicht bloß eine einzige Perſon als Subject in Rechtsver⸗ 
hältniffen vorfommen kann. Es können auch für daffelbe 
Nechtöverhältuiß mehrere Subjecte vorhanden feyn, ſowohl 
in Beziehung auf die Berechtigungen, als in Beziehung auf 
die Verpflichtungen. Eine Mehrheit von Rechtöfubjecten ift 
aber keinesweges da vorhanden, wo eine, aus mehreren phy⸗ 
fifchen Individuen beftehende, moralifche Perfon oder eine 
Sutereffentfchaft, fey ed activ oder paffiv, in Rechtöverhälts 
niffen vorfommt. Denn die mehreren phyfifchen Perfonen, 
die zur universitas gehören, bilden in diefer Beziehung, rechts 
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lich betrachtet, nur Ein Subject. Durch eine wirkliche Mehr: 
heit von Rechtöfubjecten entfteht nun eine rechtliche®&emeinfchaft, 
die fowohL bei den Berechtigungen-als bei den Verpflichtungen 
vorfommen kann. Betrifft die Gemeinfchaft der Rechte Ges 
genftände des Eigenthums, fo heißt dad Verhältniß Mit: 
eigenthum, bei welchen allemal eine iveelle Theilung Statt . 
findet, fo daß jedem ein beftimmter Theil am Ganzen zu: 
kommt. Auch Forderungsrechte koͤnnen gemeinfchaftlich feyn, 
nur wird dazu bei Forderungen, welche auf Geld oder andere 
fungible Sachen gehen, allemal eine, die Erhaltung der Ges 
meinfchaft bewirkende Vereinbarung vorausgeſetzt 57). Ebenfo 
ann bei gemeinfchaftlichen Forderungsrechten vertragsmäßig 
beftimmt werden, daß jeder einzelne Theilhaber am Rechte 
die ganze Forderung foll geltend machen können. Bei untheils 
baren dinglichen Gerechtigfeiten, 3. B. einer Wegegerechtigs 
feit, tritt fchon durch die Natur der Sache ein ähnliches Vers 
haͤltniß ein. Bei allen wahrhaft gemeinfamen Rechten kann 
zwar jeder im Allgemeinen feinen iveellen Antheil für fich bes 
nutzen und auch durch Veräußerung frei darüber verfügen. 
Jede Maaßregel aber, welche dad Ganze betrifft, erfordert die 
Zuftimmung aller Theilnehmer und zwar in dem Maaße, daß der 
Widerfpruch eines Einzelnen eben fo viel gilt, als die demſelben 
gegenüber ftehende Stimmenmehrheit aller Uebrigen. Die 





57) Sonft find folche Horde: 
tungen ſchon ihrer Natur nad) 
getheilt, indem jeder Theilnehr 
mer ohne Weiteres feine pars 
quota einflagen kann. 1.2. $. 
5. und 1.25. $. 1. D. famil. 
ercise. Daß diefer Grundfag 
nicht bloß von gemeinfchaftlihen 
Erbfchaftsforderungen,, fondern 
ganz allgemein gelte, lehrt 1.13. 


Sald’s Zandbuch IV. 


D. de Reb. Cred. In Betreff 
foiher Forderungsrechte finder 
daher in der That keine rechtliche 
GemeinſchaftStatt. Um die recht⸗ 
lihe Natur ſolcher gemeinſchaftli⸗ 
hen Forderungsrechte abzuans 
dern, bedarf es einer befondern 
Deftimmung darüber,daß die forts 
dauernde fonftige Gemeinfhaft 
fih auch darauf erfirecken folle. 
3 


* 
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Benubung gemeinfamer Sachen wird der Negel nach beftimmt 
durch das Verhältniß der iveellen Antheile der Sntereffenten, 
kann aber keinesweges immer eine gleichzeitige feyn, fondern 
wird häufig eine alternirende feyn muͤſſen. Es kommen ine 
deß auch Falle vor, wo die Benußung an feine Regel gebun= 
den ift, fondern jedem Theilnehmer fo weit zufteht, als die 
Natur des Gegenftandes eine folche Benußung geftattet 58). 
Dabei verficht es fich übrigens von felbft, daß die Benugung 
gemeinfamer Sachen vertragsmäßig anders feftgefeßt werden 
kann, als die Natur des Verhäftniffes an und für fich es mit 
fich bringt. In Betreff gemeinfamer Verpflichtungen. wird 
bier die Bemerkung genügen, daß fie von dreifacher Art feyn 
fönnen, je nachdem von zweien oder mehreren Verpflichteten 
jeder nur mit den andern gemeinfchaftlich, oder jeder für fich 
allein auf das Ganze belangt werden kann. Im letztern Fall 
kann die Verpflichtung der Mehreren gleich, oder auch vie 
Verpflichtung des Einen eine bloß fubfidiarifche feyn, wie fich 
denn eben auf diefe Weife die gewöhnliche Bürgfchaft und die 
paifive Correal- Obligation (folidarijche Verbindlichkeit) von 
einander unterfcheiden. Das Nähere hierüber wird in dem 
Obligationenrecht vorfommen. 


Privatredt. 


I. 9. 
Bon der Ausübung der Rechte im Allgemeinen. 


Der practifche Zwed aller Rechtöverhältniffe befieht darin, 
daß das durch diefelben begründete Recht im gegebenen Fall 





58) So ift z.B. offenbar ein 
Unterfhied zwifchen der De: 
nutzung eines gemeinſchaftlichen 


Wagens oder eines gemeinſchaft⸗ 


lihen Keirpferdes und der Be: 
nußung einer gemeinfchaftlichen 
Grabftätte oder einer gemein; 


fchaftlihen Tränfftele. Eine 
Regulirung des Gebrauches nach 
ideellen Theilen ift gewiß in dem 
erften Fall natürlih, während in _ 
dem zweiten Falle eine folche Be; 
Ihranfung des Gebrauches als 
unnatürlich erfcheinen-muß. 
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wirklich realifirt und die diefem Recht gegenüber ftehende Ver: 
bindlichkeit erfüllt werde. Im Allgemeinen hängt ed von 
jedem Berechtigten ab, ob er fein Recht ausüben wolle oder 
nicht, und wenn in einzelnen Fällen die Ausübung eines 
Rechtes ald rechtlich nothwendig erfcheint, fo kann dies bloß 
als Folge einer höheren über dem Rechte ftehenden Verpflich- 
tung angefehen werden. Die Ausübung eines Rechtes braucht 
dabei regelmäßig nicht in eigener Perfon zu gefchehen, viel: 
mehr ift ed in den allermeiften Rechtöverhältniffen zulaͤſſig, 
fein Necht durch andere, durch Stellvertreter, ausüben zu 
laſſen, und gleichergeftalt koͤnnen auch rechtliche Verpflich- 
tungen durch Steflvertreter erfüllt werden. Won diefen 
Grundfägen giebt ed jedoch mehrere Ausnahmen, indem eins _ 
zelne Rechtöverhältniffe in dem Maaße perfönlich find, daß 
jede Stellvertretung durch andere ausgefchloffen ift. - Wo es 
num einem jeden frei fteht, fein Recht geltend zu machen oder 
nicht, da ift es ebenfalls zuläffig, dem Rechte gänzlich oder 
theilweife zu entfagen. Iſt aber eine folche Entfagung ein- 
mal in vechtöverbindlicher Art und Weiſe erfolgt, fo fteht es 
nicht mehr in der Macht des Berechtigten, das aufgegebene 
Recht von Neuem geltend zu machen (ad renunciata non 
datur regressus). Aus der Zuläffigkeit der Verzichtleiftung 
anf ein Recht folgt ferner. die rechtliche Möglichkeit, ein Recht 
zu veräußern, d. h. ed auf eine andere Perfon zu übertragen. 
Indeß find nicht „alle Rechte, denen entfagt werden kann, 

einer Veräußerung oder Webertragung auf andere fähig. Das 
von find namlich alle Forderungsrechte infofern ausgefchloffen, 
als fie nur dadurch vollftäandig auf andere übertragen werden 
fönnen, daß fie in der Perfon des Erwerberd von Neuem bes 
gründet werden, welches jedoch immer fo gefchehen kann, 
daß die früheren Qualitäten des Rechts auch ferner unver: 
ändert fortbeftehen, In einem gewiflen Sinne können allers 
dings Forderungsrechte auf andere übergehen, infofern der 

3% 
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bisherige Inhaber den neuen Erwerber zu feinem Bevollmaͤch⸗ 
tigten ernennt, um das Necht im Namen des Erftern aber zu 
feinem eigenen Vortheile geltend zu machen. Eine folche 
Uebertragung heißt eine Ceffion. Bei diefer iſt dad Recht 
auch nach der erfolgten Gedirung in allen wefentlichen Bezie= 
hungen juriftifch fo anzufehen, ald wäre es noch dem erſten 
Inhaber zufiändig. Das Gefchäft, wodurch die vorerwaͤhnte 
vollftändige Webertragung eines Forderungsrechts auf dem 
neuen Erwerber begründet wird, heißt eine Delegation, 
welche darin befteht, daß zu der Eeffion des Glaͤubigers eine 
Agnition des Schuldners hinzufommt. In unferem juriftifchen 
Sprachgebrauch werden indeffen diefe beiden Gefchäfte nicht ims 
mer ftrenge unterfchieden, indem vielfältig der Ausdruck: Cef- 
fion, auch) von wirklichen Delegationen gebraucht wird. Nach den 
jetzt geltenden Grundfägen koͤnnen übrigens Forderungsrechte - 
von vorne herein fo conftituirt werden, daß die Agnition eines 
neuen Schuldners für alle vorfommenden Webertragungen ans 
ticipirt wird, wovon dad MWechfelrecht Beifpiele liefert. Der 
Verpflichtete kann bei Forderungsrechten natürlich nur mit 
“ Einwilligung des Berechtigten fich durch Subftituirung eines 
. andern Verpflichteten von feiner Obliegenheit befreien. Ein 
ſolches Sefchäft führt ebenfall$ den Namen der Delegation. — 
Sufofern ein Recht gegen den Verpflichteten wirklich realifirt 
wird, erfolgt die Erfüllung der Verbinvlichkeit entweder freis 
willig oder mittelft Zwangs. “Die Realifirung eines Rechtes 
auf dem Wege der Güte umfaßt nicht bloß den Fall einer frei⸗ 
willigen Erfüllung im firengen Sinne des Worts, fondern es 
iſt auch dahin zu rechnen, wenn der Verpflichtete durch die 
bloße Bedrohung mit Zwangsmitteln fich zu feiner pflicht- 
mäßigen Leiftung bewegen und es nicht zur wirklichen An⸗ 
wendung des Zwanges fommen laßt. Eine damit fehr ver- 
wandte Art, rechtliche Anfprüche in der Güte zu verwirk⸗ 
lichen, iſt das fogenannte Netentionsrecht, welches, 
gleich der Bedrohung mit erlaubten Zwangsmitteln, fich am 
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natürlichften als ein pfychologifches Zwangsmittel anfehen 
laßt, welches angewandt wird, um den Gegner zur Leiſtung 
desjenigen zu nöthigen, was man von ihm verlangt, Das 
Retentionsrecht befteht in der Weigerung, eine vom Gegner 
verlangte Sache demfelben auszuliefern, folange er nicht be= 
gründete Anfprüche des Retinenten befriedigt. Zur recht: 
mäßigen Ausübung des Retentionsrechts gehört indeß nicht 
bloß dad Vorhandenfeyn einer begründeten Forderung, fon= 
dern ed muß diefe auch der Regel nach mit der retinirten Sache 
in einer Beziehung ftehen, oder conner feyn, wohin naments 
lich gehöret, wenn dem Gegner für die Sache, deren Aus: 
lieferung er verlangt, eine Gegenteiftung °?), oder die Er: 
ftattung von Auslagen, in Beziehung auf die retinirte Sache 
obliegt. Die Androhung erlaubter Zwangsmittel, und die 
Ausübung des Retentionsrechtö haben zwar mit der Selbits 
hülfe Aehnlichkeit und koͤnnen gewiffermaaßen als der erfte : 
Anfang derfelben angefehen werden, wie fich namentlich 
daraus ergiebt, daß die-Ueberfchreitung der rechtmäßigen 
Granzen bei Anwendung jener Mittel zu den Arten der firaf- 
baren Selbfthülfe gehört °°). Allein die erlaubte Anwendung 
dieſer Mittel, wird doch in feinem Kal nach dem ie 
Sprachgebrauch als Selbſthuͤlfe bezeichnet. 


$. 10. | 14 


Bon den erlaubten Zwangsmitteln zur Geltend: 
machung rechtlicher Anfprühe 


Im Fall nun Jemand auf dem Wege der Guͤte zum Genuß 
ſeiner rechtlichen Befugniſſe nicht gelangen kann, tritt die Ans 





59) 3. B. die Bezahlung des cato ift die unbegründete Neten- 
Kaufpreiſes, oder die Entrihe tion gepachteter und gemietheter 
tung der Miethe für ein bis dahin Gegenftände unzweifelhaft eine 
bewohntes oder benußtes Local. ftrafbare Selbſthuͤlfe, und dafs 

60) Nad) 1. 10, Cod, unde felbe wird auch wohl von dem 
vi und nach 1. 34. God. de lo- andern Fall gelten muͤſſen. 
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wendung rechtlicher Zwangsmittel ein. Dieſe ſind entweder 
eigenmaͤchtige Handlungen des Berechtigten oder Anrufungen 
der gerichtlichen Huͤffe. Im Beziehung auf die Anwendung 
diefer Mittel macht es begreiflicher Weife einen erheblichen 
Unterfchied, ob dasjenige Gut, auf welches das Recht fich 
bezieht (das Nechtsobject), bereitd vollftändig erworben ift, 
und folglich bloß gegen etwanige Anfechtungen gefchüßt zu 
werden braucht, oder ob der vollfiandige, Erwerb noch erft 
bewirkt werden fol. Im erften Fall kann das Recht zuvoͤr⸗ 
derft durch Eigenmacht des Berechtigten, welche in diefem 
Sal Selbftvertheidigung genannt wird, geltend ges 
macht, d. h. jede Anfechtung von Seiten des Gegners abge: 
wehrt werden. Diefe Serbftvertheidigung iſt gegen die vom 
Gegner verfuchte Anwendung phufifcher Gewalt gerichtet, und 
da in unferm geltenden Rechte jede Selbfthülfe unterfagt ift, 
fo muß im Gegentheil die Abwehr derfelben allemal als zus 
läffig betrachtet werden. In Beziehung auf den Schuß von 
Sachen ift auch wirklich die Selbftvertheidigung in dem Maaße 
erlaubt, daß jede Maaßregel, welche für diefen Behuf nothz 
wendig iſt, dadurch als gerechtfertigt erjcheint. Eben weil 
die zur Selbftvertheidigung angewandte Gewalt fich nach der 
Beſchaffenheit des Angriffs richtet, und in demfelben Maaße 
fteigen darf, als die Gefahr eines DVerluftes größer wird, und 
letztere ftärtere Abwehrungdmaaßregeln fordert, wird das Recht 
der Selbfivertheidigung ein unendliched Recht (jus infinitum) 

genannt). Richtiger würde man es ein unbeftimmtes Recht 
“ (jus indefinitum ) nennen fünnen, um anzudeuten, daß ed 
fich fo weit erſtreckt, als die Befchügung des Nechtes e3 noͤ⸗ 
thig macht, und erforderlichen Falls bis zur Erlegung des 
Angreifers fteigen kann. Zweifelhaft feheint es jedoch, ob die 
Selbfivertheidigung, wenn fie zum Schuß von Rechten der 
Perfönlichkeit, namentlich zur Rettung von Leib und Leben 
angewandt wird, 'oder die eigentliche Nothwehr, nicht in 
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etwas engere Grenzen eingeſchloſſen ift **). Dem Begriffe nach. 
it Selbftvertheidigung von der Selbfthülfe Leicht zu unterfcheis 
den. - Im wirklichen Leben wird es aber vielfältig zweifelhaft feyn 
fönnen, ob die vorgenommenen Sicherungsmaaßregeln inners 
halb der rechten Gränzegeblieben, und nicht etwa ineine wirkliche ' 
Selbfthülfe übergegangen find. Sm Fall der Gegner zur Gel⸗ 
tendmachung feiner Rechte das Mittel der gerichtlichen Huülfe 
wählt, fo fteht dem gerichtlich Angegriffenen, vorausgefeßt, 
daß der Anfpruch anerkannt wird, oder demnächft wirklich 
bewiefen werdenfollte, die Befugniß zu, feine Gegenanfprüche 
ebenfalld geltend zu machen, und dadurch die Anfprüche des 
Gegners entweder gänzlich zuruͤckzuweiſen oder auf die wahrhaft 
begründete. Gränge zu befchränten. Dies gefchieht durch Vor: 
fchüßen von Einreden, d.h, durch die Berufung auf rechtliche 
Anfprüche, welche auf die eine oder die andere Weiſe der For⸗ 
derung des Gegners in einem größeren oder geringeren Umfange 
entgegen ftehen. Die Einreden ergeben fich theild aus den recht: 
lichen Berhältniffen unter ven Partheien, abgefehen vom gerichts 
lichen Verfahren, theild aus den gefeßlichen Vorfchriften 
über die Art und Weife der Proceßführung. Eine. Hauptein: 
theilung der Einreden ift die in-peremtorifche und dilas 
torifche, zerftörliche und verzögerliche, je nach— 
dem fie eine gänzliche, wenn auch nur theilweife 6?) Ders 
nichtung der erhobenen Anfprüche zu bewirken geignet, oder - 
BE nn abe a Be 


61) Die Peinlihe Gerichts: 
ordnung Art, 140, bedingt eine 
rechte Mothwehr dadurch, daß 
der Denöthigte nicht füglich ohne 
Gefahr oder Verlekung feines 
Leibes, Lebens, Ehre und guten 
Leumunds .. entweichen kann. 
Diefe Beſchraͤnkung findet nach 
befannten Orundfäßen des ge: 
_ meinen Rechts auf Selbftvertheis 
digung zum Schu des Beſitzes 


durchaus feine Anwendung und 
es ift ein unverkennbarer Irr⸗ 
thum, wenn die Criminaliften 

othwehr und Selbſtvertheidi⸗ 
gung als gleichgeltende Begriffe 
behandeln. 


62) 3. D. die Einrede der 
Sompenfation, des theilweijen 
Erlaffes der Forderung, und des 
Zuvielforderng, 
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bloß gegen die dermalige Geltendmachung des Rechtes gerich⸗ 
tet ſind. Der zweite vorausgeſetzte Fall war der, daß die 
rechtlichen Anſpruͤche ſich auf einen erſt zu bewirkenden Er⸗ 
werb oder auch auf die Wiedererlangung eines Gutes bezieht. - 
Hier würde nun allerdings die Anwendung der Selbfthülfe, an 
und für fich betrachtet, ein geeignetes Mittel feyn, um fich 
zu feinem Nechte zu verhelfen, und ungewöhnlich ift es nicht, 
daß in gewiffen Fällen die Selbſthuͤlfe als zuläffig betrachtet 
wird, Bel näherer Erwägung muß man indeß die Seibfts 
hülfe ganz ausfchließen, da die in unfern Gefegen vorkom⸗ 
menden ziemlich zahlreichen Verbote gegen alle Selbſthuͤlfe 
überhaupt gerichtet find, und zwifchen einer unerlaubten und 
zuläffigen Selbfthülfe einen Unterfchied zu machen nicht. ges 
ftatten. In allen Fällen ift die Selbfthülfe dem gerichtlichen 
Erfenntniffe entgegen geſetzt 6°). Demgemäß muß alle zu: 
laͤſſige Eigenmacht,, welche neuere Schriftfteller, die zunächft 
die Begriffe und Grundfäge des Römifchen Rechts vor Augen 
gehabt haben, als Selbfthülfe zu bezeichnen pflegen, entwes 
der auf eine wahre Selbftvertheidigung oder auf eine Art der 
gerichtlichen Hülfe zurücgeführt werden können, Daß mehs 
rere Fälle der Eigenmacht, welche nach Römifchen Rechte den 
Character der Selbſthuͤlfe an fich tragen, bei und in die Cathes 
gorie der Selbftvertheidigung hineinfallen , ift eine Folge das 
von, daß wie im folgenden $. gezeigt werden fol, der Begriff 
des Beſitzes wie in dem Germanifchen Rechte überhaupt, fo 
auch In dem unfrigen viel umfafjender ift, als der Begriff des 
Beſitzes es bei den Römern war 5*). Das den Zünften gegen 





63) Vgl. Sachſenſpiegel I, 64) Aus diefem Grunde wird 
10. Sürihes Lov 9, 6 und das Schütten und Pfänden, 
73, 2. Hufumer Stadtrecht oder alles eigenmächtige Einfan- 
IL, 51.  Landgerihtsordnung gen-von fremden Vieh, welches 
1,3, 11 und IV, 3,2. Meh—⸗ ſich auf dem Grund und Boden 
tere Nachweifungen fiehe in v. des Pfändenden befindet, bei ung 
Schirach' s Criminalrecht Ih nicht wie in. 39. 6. 1. D,ad 
Bd. 8.216 u. fi legem Aquiliam ald unzuläffig, 


4 


\ 
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unbefugte Gewerbtreibende früher zuftehende 65) Recht des 

Jagens iſt, da ed unftreitig orbnungsmäßig nur nach vor⸗ 
ausgegangener Anzeige bei der Obrigkeit, und nachdem dieſe 
ihre Genehmigung dazu ertheilt Hatte, ausgeuͤbt werden durfte, 
als eine Art der richterlichen Hülfe anzufehen. Es hat dies 
Verfahren mit dem in deutfchen. Rechtöquellen erwähnten 
Pfaͤnden mit des Richters Urlaub, fo wie mit dem Namsver⸗ 
fahren des jütfchen Loos °°) eine große Aehnlichkeit und un⸗ 
flreitig auch in jenen älteren Proceduren feine Quelle. Die 
Befugniß, welche das Römifche Recht dem Gläubiger ers 
theilt °7), einem entweichenden Gläubiger die fchuldige Sum: 
me abzunehmen , ift mit unfern Grundfäßen über Selbfthülfe 
nicht verträglich, e& werde denn dad Geld dem Gericht ein: 
geliefert, und ein gerichtliches Verfahren darüber eingeleitet. 
Alsdann aber ift ed nur eine befondere Einleitung des gerichts 
lichen Verfahrend. Zur Erlangung desjenigen, was man 
noch nicht hat, giebt ed demnach Fein anderes Mittel ald die 
Anrufung der richterlichen Hulfe oder die Klage. Diele ift 
nun entweder eine perfönliche, wenn das mittelft derfelben 
verfolgte Recht nur gegen denjenigen geltend gemacht werben 
kann, welcher durch ein obligatorifches Factum verpflichtet ift, 
oder dinglich, wenn das Recht auch gegen jeden andern 
verfolgt werden Fann. Das Recht, welches durch die Klage 
geltend gemacht wird, ift entweder auf die Erlangung des⸗ 
jenigen gerichtet, wad Jemand fchon das Seinige nennen kann, 





66) Eichhorn deutfches Pri- 
vatrecht $. 121. Kraut Lehrs 
buh ©. 190. Angedeuter ift 
daffelbe Verfahren im S. ©. 
111,20. Ueber das Namsverfah: 
ren fiehe Juͤtſches Lov II, 59 u. 
102. Bol. auch WildeZeitfchrift 


ſondern als erlaubte Selbftver; 
theidigung angeſehen. Vergl. 
Runde deutſches Privatrecht 


65) Durd) dad Kanzeleipa- 
tent vom 11ten Sjan. 1834 iſt 


diefe Befugniß gänzlich aufgeho: 


ben. Ueber das vorher geltende 
Recht vgl. Schrader Schlesw. 
Holft. Proceß ©. 241. 


für deutsch. Recht. 1.30. S. 181. 
67) 1.10. $. 16. D, quin 
fraudem creditorum. 
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oder auf: eine Privatfirafe. Die Pönalklage, welche in den 
ältern Nechtöquellen haufig und in fpäteren noch dann und 
wann erwahnt werden, find indeß in der neueren Praxis faft 
gänzlich ‘verfchwunden, fo daß gegenwärtig es wohl Faum 
eine andere Strafflage giebt, ald die Injurien-Klage *8). 
Im Allgemeinen nun ift, nach unfern Grundfägen, mit jedem 
Rechte eine Klage verbunden, und es hängt lediglich von den 
factifchen Verhältniffen ab, ob das Necht durch eine Klage 
oder durch eine Einrede geltend zu machen if. Eine Aus: 
nahme hievon, oder ein folched Rechtsverhältniß, daß Je— 
mand in der Lage ift, fich nur durch eine Einrede ſchuͤtzen zu 
koͤnnen, wird indeffen noch jeßt, in dem Falle möglich feyn, 
wenn eine Verjährung noch nicht vollendet ift, welches erft in 
der Lehre von.der erwerbenden Verjährung vollftändig deutlich 
gemacht werden kann 6°). Da wir in unferer Praxis die eins 
zelnen Klagen nicht zu benennen brauchen, fo ift ed unnörhig, 
hier noch von der Eoncurrenz der Klagen und von dem Weber: _ 
gang derjelben auf die Erben im Allgemeiten zu handeln, ' 
Die Entwidelung der einzelnen Rechtöverhältniffe und der 
daraus entipringenden Befugniffe wird vollftändig Iehren, 
welche Rechte und in welchem Umfange fie in jedem BEIEENER 
Fall geltend ———— werden koͤnnen. 





68) Die Privatftrafen und 
Bußen kommen im Sadıfenfpies 
gel und Juͤtſchen Lov fehr häufig 
vor. Die Peinlicdye Gerichts; 
ordnung 157 und 158. erfennt 
fie noch bei dem Diebflahl an, 
und in mehreren neueren Statu⸗ 
ten find fie auch bei der Selbſt⸗ 
huͤlfe angedroht, z. B. im Eider- 
ſtedter Landrecht III, 53. $. 1. 
Huſumer Stadtr. IH, 51. Auch 
find wohl diejenigen Geſetze, wel: 


he ald Strafe der Selbſthuͤlfe 
eine gedoppelte Brüche beftim: 
men, fo zu verftiehen, daß die 
eine Brüche dem verleßten Pris 
vatmanne zufallen ſolle. Bol. 
v. Shirad a. a. O. I. Bd. 
©. 217 u. f. 

69) Vol. Verordnung für das 
Herzogthum Schleswig wegen 
Einfhranfung und Verhütung 
der Reunionsproceffe vom Bten 
Juni 1774 $. 2 u. 6, 
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$. 11. 


Don dem Befige und den fih darauf beziehenden 
Schusmitteln 


Sm Bisherigen ift von den Rechten und von der Urt, wie 
fie geltend gemacht werden, geredet worden. Von den Nechs 
ten felber ift nun allerdings der bloße Beſitz oder die Aus: 
übung eines Rechtes infofern wefentlich verfchieden, ald der 
Beſitz vorhanden feyn und die Ausübung Statt finden kann, 
ohne daß das Recht felber Damit verbunden if, oder dem Vers 
hältniffe zum Grunde liegt. Diefes in fehr vielen Fallen mög: 
liche factifche Verhaͤltniß erhält aber nach den Grund: 
ſaͤtzen ſowohl des gemeinen als des vaterländifchen Rechts 
eine fehr wichtige rechtliche Bedeutung dadurch, daß der Bes 
fi aller Güter folange als ein rechtmäßiger gelten und ange⸗ 
fehen werden foll, bis dad Gegentheil bewiefen ift und ges 
sichtlich darüber erfannt ift 7°). In einem gewiffen Sinne 
wird der eben erwähnte Saf in allen Rechten der Welt feine 
Anerkennung gefunden haben, infofern namlich dadurch aus: 
gedruͤckt feyn foll, daB jeder Befiß, in dem fich jemand nun 
einmal factifch befindet, einftweilen und fo lange bis ver 
Gegner ein beffered Recht erweißt, zu fchügen fey. Der dem 
Beſitze zugeficherte gerichtliche Schuß hat aber nach gemeinem 
wie nach vaterländifchem Rechte einen viel größern Umfang, 
indem der Beſitzer, als folcher, auch in einen verlorenen Bee 
fig, ohne alle Rüdficht darauf, ob ihm das Recht, welches 
den Gegenftand des Beſitzes ausmacht, zufteht oder nicht, 
einfhweilen wiederum eingefeßt zu ‚werden verlangen kann. 
Eine foiche Ausdehnung des Schußes, den der Staat dem Bes 








70) Diefer Grundfag iſt im und liege unverfennbar auch den 
Sachjenfpiegel 1. 10. und im Beflimmungen anderer Statute 
Eiderftedrer Landrecht I. 52, zum Grunde. 

3, ausdrücklich ausgefprochen, 
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fig angedeihen laßt, Tiegt nun Feinesweges in der Natur der 
Sache, fondern bedarf allemal einer pofitiven Begründung. 
Das Dänifche Recht 3. B. gewährt zwar demjenigen, der 
feinen bisher gehabten Beſitz verloren hat, eine Klage auf 
Schadenserfag und Strafe; will aber ein früherer Befiter 
in den Befiß wiederum eingefeßt werden, fo bleibt ihm nichts 
anders übrig, als fein Recht auf die Sache felbft oder auf 
den früher vorhandenen Zuftand, wenigftend eine diefem Rechte, 
im Verhältniß zum Gegner, gleichzuachtende bonae fidei pos- 
sessio genügend darzuthun 71), Schon das Nömifche Recht 
hat aber dem Beſitze allein, abgefehen von allen Recht an 
der befeffenen Sache, eine fo umfaffende Berücfichtigung ans 
gedeihen laſſen, daß nicht bloß der vorhandene Befiß richter⸗ 
lichen Schuß genießt, fondern daß auch jeder durch richters 
liche Hülfe in einen verlorenen Befig wiederum eingeſetzt wers 
den kann und die Germanifchen Rechte, fo wie die jeßt bei 
und geltende Rechtsquellen haben den Schuß des Beſitzes in 
einem noch bedeutendem Maaße ausgedehnt, Der Begriff 
des Befites ift namlich nach unferm vaterländifchen Rechte 
in Beziehung auf den venfelben zugeficherten gerichtlichen 
Schuß viel allgemeiner und umfaffender als nach den Grunds 
fäten des Römifchen Rechts. Letzteres unterfcheidet von dem 
eigentlichen Beſitze das bloß factifche Junehaben, erfordert 
zum erftien außer dem factifchen Innehaben bei dem In⸗ 
haber noch die Abficht, Eigenthum oder dingliche Rechte, 
als ihm zuftändige, geltend zu machen, und gewährt bloß 
diefem fo modificirten Befiß, Teinesweges aber der bloßen 
Detention, unmittelbaren rechtlichen Schuß 72), und felbft 





74) Hurtigkarl Privat: lichen Verluſt dadurch gefhüßt, 
reht LBdo.S. 392. Derfted’s daß jeder Inhaber eine präfumtive 
Handbuch IV. Bd. ©. 656. Vollmacht hat, um Namens des 

Beſitzers das interdictum unde 

72) Mittelbarer Weiſe wird vi anzuftellen 1. 1. Cod, si per 
auch nach Roͤmiſchem Rechte die vim und *. 3, Cod. qui legiti- 
bloße Detention gegen einengänz; mam personam etc, 
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ein mittelbarer Schuß des Beſitzes erſtreckt fich niemals 
fo weit, daß der bloße Detinent gegen den eigentlichen Bes 
fier Schuß erlangen Ffann. Das Canonlfche Recht hat, 
wenigftens nach der früher allgemein angenommenen Meis 
nung, bei der Spolienklage einen umfafjenderen Begriff des 
Befizes vor Augen gehabt, fo daß durch die Spolienflage 
jedes factifche Iunehaben gerichtlichen Schuß genießt. Uns _ 
fireitig ift diefe Anficht über die Abweichungen des Canonis 
ſchen Rechts vom Römifchen in diefem Puncte unrichtig 7°). 
Allein im Germanifchen Rechte wird ein folcher umfaffender 
Begriff des Beſitzes von Alters her anerkannt feyn und diefe 
Germanifche Rechtsanficht über den Schuß des Beſitzes in 
dem bezeichneten Umfange des Beſitzes 7*) hat die damit 
übereinftimmende Auslegung des Canonifchen Rechts verans 
laßt, die eben wegen diefer Webereinftimmung mit dem fonft gel⸗ 
tenden Rechte um fo mehr in der Praxis Eingang finden mußte. 
Die gemeinrechtliche Theorie hat nun zwar den der Spoliens 
Hage zum runde liegenden Begriff des Befiges bei den reme- 
diis retinendae possessionis nicht angewandt. Dies fcheint 
jedoch in der Praxis gefchehen zu feyn 7°). Diefer Begriff des 
Beſitzes, wieer bei den Auslegern der Beftimmungen des Canos 
nischen Rechts über die Spolienflage und in der fpatern Praris 
auch bei andern pofjefforifchen Rechtsmitteln zur Anerkennung 
gelangt ift, und und vielfältig in Rechtsbüchern und Statuten 
begegnet, muß nun gegenwärtig ald der practifch geltende an⸗ 
gejehen werden. Unter Befig wird demnach zunächft jedes 
Innehaben von Sachen ohne Rüdficht auf die Art und Weiſe 


73) v.Savigny das Recht 
des Beſitzes, 6te Ausgabe ©, 
611 u. f. 


74) Mittermaier der ges 
— Proceß, Ater Bd. 


75) Clap roth (Einleitung 


in die ſummariſchen Proceſſe $. 
90, Note m) bemerft, daß nad) 
dem Gerichtsgebrauche die Spo⸗ 
lienktage auch bei Befisftörungen 
zugelaffen werde. Diefe Aeuße⸗ 
rung kann wenigſtens auch auf 
die im Text bezeichnete Weiſe ver⸗ 
ſtanden werden. 
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des Habens und ohne Ruͤckſicht auf die Vefugniſſe, welche 
der Inhaber ſich beilegt, kurz die einfache factiſche De— 
tention verſtanden. In der Anwendung auf Sachen wird 
der Begriff des Befißed von mehreren, unferen Statuten 7°) 
in der bezeichneten Weife aufgeftellt, und fo deutlich beftimmt, 
daß der Umfang des Befißes nicht zweifelhaft feyn fann. Nas 
mentlich wird als gleichbedeutend mit Befiß der Ausdruck: 
„habende Gewere” gebraucht, welcher eben nichts als ein⸗ 
fache Detention bezeichnet 77). Wenn gleich die angeführten 
Statute nur in Beziehung auf Sachen von einem Befiß und 
einer habenden Gewere reden, fo wird doch unftreitig fchon 
von Alters her der Quafibefis nicht nur nach den Grundfägen 
des Nömifchen Rechts, fondern auch in der Ausdehnung, in 
welcher dieſes Verhältniß im Canonifchen Rechte, fo wie in 
deutfchen Rechtöquellen Anerkennung gefunden hat 7°), nach 
denfelben Grundfägen beurtheilt worden feyn. Die gemein 
rechtliche Theorie über die im Canoniſchen Rechte enthaltenen 
Beftimmungen, betreffend die Schußmittel gegen Spolien, 
ift wenigſtens in der neueren Geſetzgebung auf's unzweis 
deutigfte, als in unferm Lande geltend, beftätiget worden 7°). 


76) Dithmarfcher Landrecht 
Urt. 100 und daraus Eiderftedter 
Landrecht I. 53. und Huſumer 
Stadtreht IH. 51. Alle diefe 
Stellen haben die Ueberſchrift 
vom Defiß und habender 
Gewer. Aehnlich lautet die 
Ueberſchrift 
Landrecht III. 1. 


77) Ueber den Begriff der ha⸗ 
benden Gewer vgl. die Gewere 
von Albrecht S. 7. 


78) v. Savigny das Recht 


des Beſitzes 6te Ausgabe S. 613. 


im Nordſtrander 


Ueber die Anwendung des Des 


griffes von Beſitz auf ftehende Hes 


bungen an Renten und Zehnten 
und auf Rechte der Landeshoheit 
vgl. Kraut deurfhes Privatrecht 
6.149. 


79) Verordnung vom 13ten 
Januar 1797, betr, die Spolien⸗ 
fachen und den jüngften Beſitz, 
befchreibt im $. 1. den Fall eines 
Spoliums als einen folden, da 
Jemand unrechtmäßiger Weiſe 
aus dem Beſitz einer Sache oder 
der Ausuͤbung einer Be— 
fugniß geſetzt zu ſeyn glaubt. 
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Durch die eben angezogene Verordnung vom 13ten Januar 
41797 ift nun zwar dem eigentlichen Befige und dem Quafis 
befie jeder bisher ftattgehabte und noch dauernde factifche 
Zuftand gleich geftellt worden. Indeß fünnen offenbar bloße 
‚ obligatorifche. Nechtöverhältniffe keinesweges hieher gezogen 
werden, da in Beziehung auf diefe niemals von dem Gebrauche 
poflefforifcher Rechtsmittel die Nede ift 8°). Für den in uns 
ferm Rechte zum Grunde liegenden Begriff des Befitzes kommt 
ed lediglich auf die factifche Herifchaft über die Sache, oder 
auf dad Vorhandenfeyn des factifchen Zuftandes im Allges 
meinen aber weder auf den Entftehungsgrund noch darauf an, 
‘ob der Inhaber die Sache in eigenem oder fremdem Namen 
befige, oder ein Recht ausübe. In Beziehung auf befondere 
rechtliche Wirkungen koͤnnen diefe Momente freilich wichtig 
werden 3°). Das Wefen des Befites ift aber Feinesweges 
davon abhängig. , Eine Folge des fo eben aufgeftellten Bes. 
griffs von Beſitz, gleichbedeutend mit der habenden Gewer 
des Altern Rechts, ift e$, daß die Frage: wie der Bes 


fitz entftehe und wiederum aufhöre, im Allgemeinen viel eins 


facher zu beantworten ift, als nach den Grundfägen des Roͤ⸗ 
mifchen Rechts. Das einfache Factum der Detention wird 
immer entfcheiden, ohne daß dabei der animus possidendi 
in Betracht fommen wird. Dies leidet in Beziehung auf 
dritte Perfonen, d. h. folche, die weder Befiger noch Detis 


80) Zur Geltendmachung der 
Forderungsrechte giebt es nam: 
lich außer der gemöhnlichen Klage 
im ordentlichen Proceß feine an; 
dere Rechtsmittel als die in den 
Verordnungen vom 25ften Juli 
1781 beftimmten Klagen. 

81) 3. Dr bei der Verjäh: 
rung, welche nach) der Natur der 
Sache allemal einen Befis im 


eigenen Namen erfordert, er: 
ordnung vom Iten Nov. 1798 
F. 5. Auch ift der zur Verjaͤh⸗ 
rung erforderliche Beſitz darin 
ein eigenthuͤmlicher, daß dazu 
nicht grade die unmittelbare De⸗ 
tention der Sache gehört, fons 
dern der Befiß deffen, der in 
fremden Namen befigt, dem Ver⸗ 
jährenden zu Gute gerechnet wird. 


\ 
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nenten find, gar feinen Zweifel. Da ed indeffen ſich eben fo 
gut bei der Detention ald bei dem Römifchen Beſitz denken 
läßt, daß der Inhaber die Detention in fremden Namen, oder 
als Mepräfentant eines Andern ausübt, wie 3. B. bei dem 
Depofitum, und bei der Euftodia einer unbeweglichen Sache, 
fd kann es Höchftens zweifelhaft feyn, ob in folchen Fällen 
der Repräfentant Befißrechte gegen denjenigen geltend machen 


kann, welchen er repräfentirt. Mit Rüdficht darauf, daß 


es eigentlich das allgemeine Verbot aller Eigenmacht ift, wel: 
cher dem Beſitze feinen Schuß verfchafft, dürfte auch dem 
bloßen Repräfentanten im vorerwähnten Falle ein vollflommen 
wirfjamer Befiß beizulegen feyn. Ueber das Entftehen und 
das Aufhören des Befiges läßt fich nun im Allgemeinen nichts 
Näheres angeben. In Rüdficht aber auf die Entftehung und 
auf dad Aufhören des. Beſitzes kommt allerdings in einzels 
nen Fällen etwas Eigenthümliches vor. 1) Entfteht ein Be⸗ 
fiz an alfen beweglichen Sachen dadurch, daß fie fich auf 
oder in einem Grundftüd befinden, welches von Semanden 
befeffen wird, oder mit andern Worten: der Inhaber eines 
Grundſtuͤcks wird zugleich als Inhaber aller dafelbft befind⸗ 
lichen Immobilien angefehen 82). Nur wird der Sat auf 
foiche Falle zu befchränfen feyn, in welchen die Rechte des 
Beſitzes an den beweglichen Sachen geltend gemacht werden 
Tonnen, ohne die perfönlichen Rechte eines Andern zu verlegen. 
2) Ueber den Quafibefig von Servituten und ähnlichen Rech⸗ 
ten werden bie Grundfäge des Römifchen Rechts, abgefehen 

jedoch von dem Begriff des Beſitzes, Anwendung leiden. 
Der Quafibefig der perfönlichen Servituten hangt alfo von - 
dem Beſitz der Hauptfache ab, und mit dem Verlufte diefes 
Beſitzes ift auch der Quafibefi verloren. Um aber den Quafiz 


beſitz der affirmativen dinglichen Servituten zu erhalten, wird 


die Ausübung derfelben in demjenigen Maaße erfordert, wie 





‚ 82) Albrecht von der Sewere S. 19. 
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im Roͤmiſchen Mechte näher beſtimmt iſt 22). 3) Auf das 
Verhaͤltniß der Ehe ift im Eanonifchen Rechte der Begriff des 
Belize oder des Quafibefißes ebenfalls und zwar in der Art 
und Weife angewandt worden, daß die Sache fo angefehen 
wird, als befie der eine Ehegatte den andern gegenfeitig. 
Diefer Beſitzſtand der: Ehegatten entfteht durch Eingehung der 
Ehe in gefetzlicher Form ®*). Inzwiſchen wird doch der Bes 
ſitzſtand in Anwendung auf das Familienverhältniß der Ehe- 
gatten in manchen Beziehungen abweichend vom. gewöhnt: 
chen Beſitz behandelt, und die fonft geltenden Grundfäße 
über die Anwendung poffefforifcher Schugmittel erleiden für 
diefen Hall mancherlei Mopdificationen 8%2),. 4) Auch in Be- 
siehung auf elterliche und vormundfchaftliche Gewalt wird 
ebenfalld ein Befi oder Quafibefig angenommen werden koͤn⸗ 
nen und muͤſſen. Nicht nur fpricht für diefe Anficht die Gers 
manifche Rechtsanficht, nach welcher bei den öffentlichen Ge⸗ 
walten, wie Zurisdiction, Befteuerungsrecht u. f. w. ein 
Quaſibeſitz gefeglich anerkannt ift, fondern ſelbſt im Roͤmi⸗ 


[4 





Gerechtigkeit, einen Abtritt naͤ⸗ 


| 83) Alfo bei der servitus iti- 
ber an des Nachbars Wand zu 


neris actus et viae, die Auss 


übung deffelben an dreißig vers 
ſchiedenen Tagen‘ des lebten 
Jahrs, und bei dem Recht auf 
eine Wafferleitung, eine Einma⸗ 
lige Ausübung der Gerechtigkeit 
in dem leßten Fahre, oder Inden 
. legten anderthalb Jahren, je 
nachdem die Wafferleitung im 
ganzen Jahre oder nur in einer 
‚ Hälfte defielben benußt werden 
kann, Iſt mit der affirmativen 
Servitut eine dauernde Anftalt 
verbunden, wie bei der servitus 
tigni immittendi, oder bei der 


Falck's Sandbu IV. 


haben, als fonft gefeglich erlaube 
it, fo Hat mit jedem Aufhören _ 
ber Anftale der Beſitz det Ge: 
rechtigfeit ein Ende. Bei nes 
gativen dinglichen Servituten 
endlich Hört der Befiß auf, fobald 
der Verpflichtete dasjenige vor: 
nimmt, auf deffen Unterlaffung 


‘die Servitut gerichtet iſt. Vgi. 


Savigny vom Beſitz 6te Aus; 
gabe ©. 576 u. f. 

84) Cap. 10.u. 14, X. de 
restit. Spoliatorum. 


89a) Cap. 8 uscap, 13 eod.tit, 
A =, 
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fchen Recht fcheint ſchon die aufgeftellte Anficht zu Tiegen ®°), 
wenn gleich von diefen Verhältniffen der Ausdruck Quafis 
befitz nicht gebraucht wird. So welt nun der Begriff des 
Beſitzes nach den angegebenen Beflimmungen reicht, Tann 
der Beſitzer oder der Inhaber eines Quafibefies jede Stoͤ⸗ 
rung durch Eigenmacht abwenden, und eine folche Abwen⸗ 
dung von Störnngen iſt nichts anders als eine Art der ers 
laubten Selbftvertheldung. Aus dem, was oben über den 
mit dem Befiß von Immobilien verbundenen Beſitze der im 
Umkreiſe der Immobilien befindlichen bewegfichen Sachen be= 
. merkt worden ift, erklärt fich das bei ung überall vorfommende 
Pfändungsrecht in Beziehung auf fremdes Vieh, welches fich 
auf dem Grund und Boden eines Andern befindet °°). Was 
die Rechte der Gewalt betrifft, welche Semanden über Frau, 
Kinder und Pflegbefohlnen zuftehen, fo wird, infofern er fich 
im Beſitz diefer Gewalt befindet, behauptet werden müffen, 
daß diefe Befitrechte durch phyfifche Gewalt, ohne richters 
liche Hülfe, ausgeübt werden dürfen, indem ‚eben, unter 
Borausfegung des Beſitzes, diefe Ausübung rechtlich den 
Character wahrer Selbfivertheidigung an fich trägt. Neben 
dem Rechte der Selbftvertheidigung ift dem Beſitzer zur Ab⸗ 
wehrung von Störungen auch eine Klage gegeben. Diefe 
Klage hat indeß ein etwas anderes Object als die Gelbfivers 
theidigung. Abgefehen davon, daß fie auch auf Erfatz deö> 
jenigen Schadens gerichtet feyn kann, welcher durch eine ver= 
ſuchte Befißftörung angerichtet worden, iſt fie zunächft auf 





85) Das interdictum de li- 
beris exhibendis hat feinen Pla& 
mitten unter den poffefforijchen 
Interdicten erhalten, und in die= 
fer Stellung der Lehre dürfte eben 
für die aufgeftellte Anfiche ein 
nicht unwichtiges Argument ent 
halten ſeyn. 


86) Albrecht von der Ge: 
were ©. 21. Vgl. auch die Ab⸗ 
Handlungen von Wilda über 
das Pfändungsreche in der Zeite 
fchrife für deutfches Recht ©. 
167 u. fe Das Nähere über 
die Pfändungen wird im Obliga= 
tionenrechte feinen Platz finden. 
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die Unterfagung etwa zu befürchtender Eunftiger Störungen, 
oder auf die Erlangung eined ruhigen Friedens im Beſitz ge: 
richtet. Das gerichtliche Verfahren, in welchem dfefe Klage 
durchgeführt wird, heißt dad possessorium ordinarium. 
Unftreitig muß daffelbe auch gegenwärtig nach den Grund: 
fügen des Römifchen Rechts als ein judierum duplex ange⸗ 
fehen und behandelt werben, fo daß der Kläger, im Fall vie 
Einreden des Beklagten begründet befunden werden, zur Herz 
ausgabe des Beſitzes verurtheilt werden kann 87). Die den 
Beſitz betreffenden Einreden, welche diefer Klage entgegenge: 
feßt werden fönnen, find die drei, daß der Kläger den Bes 
fig mit Gewalt, heimlich oder bittweife erlangt habe, Nach 
dem Sprachgebrauch des Canonifchen Rechts werden dieſe 
Einreden unter dem Namen der exceptio spolii zuſammen 
gefaßt. Da der Kläger auf diefe Einreden verurtheilt wer: 
den kann, und folglich die Einreden bed Beklagten die Stelle 
desjenigen Rechtsmittels, wodurch ein verlorner Beſitz wies 
der erlangt werden kaun, oder die Stelle der Spolienflagen 
vertritt, fo kaun bier in der Form eine Einrede alles das⸗ 
jenige vorgetragen werben, was zur Begründung einer Spo⸗ 
lienklage erforderiich ift. Daffelbe Verfahren findet Statt im 
Fall eines zweifelhaften oder befirittenen Beſitzes, d. h. in 
dem Fall, wenn beide Theile im Beſitz zu feyn behaupten und 
es mögen die Römifchen interdicta retinendae possessionis 
urfprünglich bloß auf diefen Fall berechnet geweſen feyn. 
Indeß leidet es Feinen Zweifel, daß biefelben Rechtsmittel 
auch da zuläffig find, wo der Bellagte gar nicht im Befige 
zu ſeyn behauptet. Won dem possessorio ordinario ift das 
zundchft auf den deutfchen Reichögefegen beruhende und auch 
in unfern Statuten und Verordnungen 8°) anerkaunte pos- 





87) v. Savigny vom Be 88) Namentlich in der Ver: 
fit &, 490, ordnung vom 13ten San, 1797. 
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sessorium summarilssimum in feinem Gegenftande eigentlich 
nicht verfchieden und nur dad Verfahren ift ein anderes. Ur: 
fprünglich fett diefed Rechtömittel ganz entfchieden den Fall 
- eined zweifelhaften oder ftreitigen Befies voraus, und war 
Tediglich dazu beftimmt, durch eine provifionelle Verfügung, 
durch ein Verbot an beide Theile, fich aller Befishandlungen 
zn enthalten, oder durch proviforifche Einſetzung des einen 
Theilsin den Befit oder endlich durch Sequeftration des Beſitzes 
den zu befürchtenden Thätlichkeiten vorzubeugen 8°). Das 
eben bezeichnete Verfahren hat’ aber fpäterhin eine erweiterte 
Anwendung gefunden und wird jeßt nicht bloß angewandt, wo 
der Beſitz zweifelhaft und ftreitig iſt, fondern dient ebenfalls 
dem Kläger dazu, auf einem fchleunigen Wege Schuß in einem 
Beſitze zu erlangen, den der Beklagte gar nicht zu haben be= 
hauptet, iſt alfo gegenwärtig weder durch die Zweifelhaftigs 
feit des Befisftandes, noch Durch. die Befürchtung von Thaͤt⸗ 
fichkeiten bedingt. Weil die bezwedte Verfügung eine bloß 
proviforifche ift, wird die Sache nicht fo gründfich unterfucht, 
als für die Abgebung einer definitiven Entfcheidung erforder: 
lich ſeyn würde, namentlich wird die genauere Befchaffenheit 
des vom Kläger oder von dem einen oder andern Theile be⸗ 
haupteten Befißes nicht unterfucht. Die Aufgabe iſt vielmehr 
bloß, die fette ruhige Befishandlung und die Thatfache der 
Störung auszumitteln, und vorläufig denjenigen im Befige 
zu fchügen, welcher die Teste, ruhige Befighandlung für fich 
anführen kann. Das Verfahren heißt eben deswegen eine 
Streitigkeit über den jüngften Befig. inwiefern dabei 


89) Mitder Kammergerichts- dem Verbot an beide Theile, fich 
ordnung Pars II. Tit. 21. $. 3. des fireitigen Beſitzes zu enthals 
ftimmen im Wefentlihen über: ten, und von der Sequeftration 
ein das Dithm. Landrecht Art, des Defiges, find aber doch uns 
90, und Eiderſt. Landreche IH. -fireitig im Sinne der Kammer: 
Art. 53, Die erwähnten beiden gerichtsordnung zu verftehen. 
Statute fprechen zwar nur von | 
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foiche Einreden des Beflagten, welche die Rechtmaͤßigleit des 
Beſitzes betreffen, zu berüdfichtigen find, darüber find die 
Lehrer des gemeinen Rechts nicht ganz einig 9°). Da in 


unferm, die Spolienfachen betreffenden, Landesgefeße ausdrüd: 


lich vorgefchrieben ift, daß im possessorio summariissimo 
tediglich die Thatfachen des Beſitzes und der erfolgten Stö- 
sung unterfucht werden follen, und die Vorzüglichkeit des 
ältern Beſitzes, d. h. die Rechtmäßigkeit des Beſitzſtandes, 
oder Die gefeßmäßige Erwerbung des Beſitzes erft in dem 
possessorio ordinario zu berüdfichtigen ift ?”), fo liegt darin 
deutlich genug, daß der Beflagte mit keinen, die Rechtmaͤßig⸗ 
keit des Beſitzes betreffenden, Einreden, 'oder mit der exceptio 
spolii gehört werden fann. Das possessorium summarüssi- 
mum kann folglich nur infofern ein judicium duplex feyn, als 
die Streitigfeit einen zweifelhaften oder beftrittenen Befig, 
d. h. einen folchen Fall betrifft, in welchem jeder Theil von 
einem remedium retinendae possessionis hätte Gebrauch mas 
chen Finnen, Wenn übrigens hier der jüngfte Befiß von 
einem älteren Beſitze unterfchieven wird, fo ift dabei nicht 
grade der Fall vorausſetzen, daß zwifchen beiden Arten des 
Beſitzes eine Unterbrechung eingetreten fey. Die Hauptfache 
befteht bloß darin, daß in dem einen Fall der Vefig nur in 
feiner jüngften Erfcheinting beachtet , In dem andern Fall aber 
auf die Art feiner Entftehung zurüdgegangen werden fol, 
In der jetzt geltenden Verordnung vom 18ten Januar 1797 ift 
von einer Sequeftration des Beſitzes gar nicht die Rede, ſon⸗ 
dern Yediglich von einer provifionellen Verfiigung darüber, 
wer von beiden Theilen bis weiter in dem Befiße zu ſchuͤtzen 
fey. Die Klage auf Schuß In dem jüngften Beſitz dauert 
nicht Yänger als auf ein Jahr, von der Störung des Befiges 





90) Bayer ſummariſche 91) Verordnung vom 13ten 
Proceſſe $. 67. Not. 4. San, 1797 $. 4 und $, 10, 
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angerechnet 92). Der im possessorio summariissimo unters 
liegende Theil Kann feine Befigrechte demnächft in possessorio 
ordinario verfolgen, welches Ihm auch natürlich noch immer 
offen bleibt, wenn das possessorium summarüssimum 
verjährt if. Ebenfalls ſteht es jedem frei, ohne einen Pro⸗ 
ceß über. den jüngften Befig vorangehen zu laſſen, fogleich in 
possessorio ordinario diejenigen Rechte geltend zu machen, 
welche durch die Vorzüglichkeit eines alteren Beſitzſtandes be⸗ 
gründet feyn mögen. Durch die Entfcheidung über den Bes 
fig, erfolge fie in welcher Art und Weife fie wolle, ift über 
das Recht ferbft natürlich noch nicht entichieden. Die Ber: 
folgung deſſelben ift der Gegenftand des petitorii, welches 
daher noch auf das possessorium ordinarium folgen kann. 
Es wird übrigens nicht zweifelhaft ſeyn Fünnen, daß vie durch 
Beſitzſtoͤrungen begründeten Anfprüche auf Schadenserfatz 
allemal auch getrennt von der Streitigkeit über ven Befig ſelbſt 
mittelft einer eigenen Klage.verfolgt werben koͤnnen. 


$. 2. 


Die Rechtsmittel zur Wiledererlangung eines ver; 
| lornen Beſitzes. 


WVon beſonderer Wichtigkeit find die, im Fall eines wirk⸗ 

fich verlornen Befiges, in den Gefeten begründeten Mittel, 
denfelben wieder zu erlangen. Zum befleren Verftändniß der 
vaterländifchen Rechtöbeftimmungen über die poſſeſſoriſchen 
Rechtsmittel diefer Elaffe wird eine kurze Erinnerung an die 
Hauptgrundfäge des gemeinen Nechtd 9?) über denſelben Ge⸗ 





92) Verordnung vom ASten sessionis erft in der gewöhnlichen 
Januar 1797 $.40. Aus dies Zeit verjähren. 
fer Beftimmung folgt, daß die 93) Boehmer jus eccles. 
andern remediaretinendae pos- Protest. lib. U. tit. XIII. This 
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genjtand nicht undfenlich feyn. Im diefer Beziehung ift nun 
4) zu bemerken, daß ed nach den deutfchen Reichsgefeen bet 
Streitigkeiten, betr. die MWiedererlangung eines verlornen 
Beſitzes, Fein doppeltes possessorium giebt.” Das vorher 
erörterte possessorium summarüssimum findet Lediglich auf 
remedia retinendae possessionis Anwendung. Es muß dem: 
nach die Entfcheidung in denjenigen Proceffe, welcher zur. 
Erlangung eines verlorenen Befißed angeftellt wird, in Ber 
treff des Beſitzes durchaus eine definitive ſeyn, fo daß darauf 
nur noch ein petitorium, oder eine gerichtliche Erörterung 
des eigentlichen Nechts felber Statt finden fann. 2) Das 
hauptfächlichfte Rechtömittel, welches hier zur Anwendung 
kommt, ift das NRömifche interdietum unde vi, unter den Mo⸗ 
dificationen,, mit welchen wir e8 im Canoniſchen Rechte oder 
wenigftens In der fpätern Doctrin und Praris unter dem Nas 
men der Spoltenflage näher beftimmt finden. Die Spolien⸗ 
Hage ift in dem eben angegebenen weiten Umfange auf Wie: 
dererlangung eined verlornen Befies, und auf Erfaß des 
durch die Entfeßung aus dem Befite erlittenen Schadens ge- 
richtet. Außerdem gewährt das Ganonifche Necht in der ex- 
ceptio spolü, als einer dilatorifchen Einrede, ein anderes 
Nechtömittel, welches Indirecter Welfe zur Erreichung veffel= 
ben Zwedes ald die Klage gebraucht werden kann. Eine aͤhn⸗ 
tiche peremtorifche Einrede ift dem Römifchen Rechte keines⸗ 
weges unbefannt, Denn die befaunte Einrede des Bellagten, 
daß der Kläger felber feinen Beſitz mit Gewalt, heimlich oder 
durch ein precarium erworben habe, kann man füglich als 
eine exceptio spolii bezeichnen 9*). Diefe Einrede vertritt 
aber zugleich die Stelle eines imterdicti recuperandae pos- 
sessionis und ift fie begründet, fo fol der Kläger verurtheilt 


baut Pandesten Ste Ausgabe 94) v. Savigny a. a. O. 
230. S. 630, verglichen mit S. 541. 


ſolche immer voraus. 
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“ werden, dem Beklagten den Befi einzuräumen 95). Sie 
kann aber nur einem remedio retinendae possessionis mit 
Erfolg entgegengefetzt werden. Das Canonifche Recht hat 
nun die Grundfäße des Römifchen über die peremtorifche ex- 
ceptio spolii ganz unverändert gelaffen, dagegen aber für 
andere Fälle der exceptio spolũ eine dilatorifche Wirkung beis 
gelegt und dadurch eben diefe Einrede in einem fehr weiten 
Umfange zu einem indirecten Rechtsmittel gemacht, einen vers. 
Iornen Befi wieder zu erlangen. Wenn nämlich derjenige, 
dem eine Spolienklage zuftehen würde, von demjenigen, wels 
cher ihn des Beſitzes entfeßt hat , in Beziehung auf einen an: 
dern Gegenftand des Beſitzes mit einer actio spolüi ?5), oder 
mit irgend einer andern Klage belangt wird, fo hat nach 
einer Beftimmung des Canonifchen Rechts der ded Beſitzes 
Entfegte eine Einrede (exceptio spolii), welche mit dilatos 
sifcher Wirkung dem Kläger entgegengefett werden kann, und 
folglich ven Spolianten, fo lange er dem Spollirten nicht den 
entzogenen Beſitz reftituirt hat, von aller Rechtöverfolgung 
gegen den Spollirten gänzlich ausfchlieft. Nur foll dieſe 
Einrede längftens in funfzehn Tagen nach Vorfchüßung ders 
felben bewiefen werben ?7). 8) Die Spollenflage wie die 
ihre Stelle vertretende exceptio spolü findet in allen Fällen 
einer widerrechtlichen Befigentfegung Statt und ſetzt eine 
Bei diefen remediis recuperandae 





95) v. Savigny a a. O. 
491. 


+ 


96) Die in diefem Fall dem 


Spoliaten zuftändige Einrede 


wird auch exceptio spoliü reci- 
proci genannt. Schmidt Lehre 
von Klagen und Einreden $. 217. 
Note d, 


97) Cap. 1. de restit. in 6to. 


Die Streitfrage: ob die excep- 
tio spolii noch jetzt von der Vers 
bindlichkeit zur Einlaffung befreie, 
oder diefe Wirkung nach dem J. 

R. A. 5.40. verloren habe, ift 
bloß proceffualifch, und jedenfalls 
alsdann ohne allen Einfluß, wenn 
die dilatorifche Einrede begruͤndet 
. und nicht de werden 

ann. 


‘ 
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possessionis kommt es folglich nicht bloß auf das Factum, 

daß der Beklagte befie, oder daß der Kläger befeffen hat, 
fondern vor, allen Dingen darauf an, daß Erfterer feinen Bes 
fig unrechtmäßiger Weife erworben, und der andere den feinis 
gen unrechtmäßiger Weife verloren hat. Beide Rechtsmittel 
find nur gegen diejenigen Beſitzer zulaffig, welche entweder 
ferbft die Beſitzentſetzung verübt oder den Befiß von dem Spo⸗ 
liator erlangt haben und zugleich um die Unrechtmäßigkeit 
feines Befiges wiffen ꝰ8). Die Rechtmäßigkeit eines Befiges 
beruht darauf, daß derfelbe entweder in Folge richterlichen 
Spruches oder- mit Einwilligung des bisherigen Befißers er⸗ 
worben wird 2°), Jede andere Erwerbung eines Befiges ift 
ein Spolium. Was aber von der Erwerbung. eined Befiges 
gefagt worden ft, gift in derſelben Maaße von der unrechts 
mäßigen Fortſetzung deſſelben, und jede unbegründete Weige⸗ 
sung, den Beſitz herauszugeben, iſt daher im rechtlichen 
Sinne des Worts ebenfalls ein Spolium 00), Daß auch 





98) Cap. 18. de restit. spo- 
liat. Hat wider die Srundfäße des 
Roͤmiſchen Rechts die Klage ges 
gen den dritten Beſitzer in ber 
angegebenen Art und Weife ges 
ſtattet. Dal. v. Savigny a. 
a. D. S. 627 u f. Einen ähn- 
lihen Srundfaß Hat indeß aud) 
das Römische Recht, wenn es, 
(mie manche annehmen) die con- 
dietio furtiva gegen jeden malae 
fidei possessor der geflohlenen 
Sache geftattet. Gluͤck Com— 
mentar XIII. Bd. S. 227. 
Unterholzner Verjährungs: 
lehre J. Bd. S. 202. Die Stoffe 
zum Cap. 18. vergleicht das dar⸗ 
in gegebene Rechtsmittel mit der 
aotio quod metus oausa. 


99) Das Dithm. Landrecht 
Art. 90, Eiderſtedter Landrecht 
Il. 53. und das Nordſtrander 
Landrecht II. 4. nennen zwar 
nur das vorhergehende gerichts 
liche Erkenntniß ald Grund einer 
rechtmäßigen . Defigerwerbung, 
Daß aber die Einwilligung des 
bisherigen Inhabers nicht aus⸗ 
geſchloſſen feyn Eönne, verſteht 
fid) von felbft, 


100) So kann z. B. die Spo— 
lienklage gegen den Pächter oder 
Miethsmann angeftellt werden, 
welcher die Sache nad) geendig« 
tem Gontracte ohne Grund zus 
ruͤckhaͤlt. Gluͤck's Commentar 
XVII. Bd. S. 500. 
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jede Entſetzung aus der Uebung einer Befugniß als Spollum 
zu betrachten ſey, ergiebt ſich aus demjenigen, was frühere 
hin über ven bei uns angenommenen Begriff des Befiges ift 
bemerft worden, 5) Gegen eine begründete Spolienflage 
Fann fich der Beklagte durch eine exceptio spolü nicht ſchuͤtzen, 
vielmehr ift diefe in folchen Fällen gänzlich ausgefchloffen. 
Haben die Partheien wechfelöweife gegen einander in Betreff 
deſſelben Gegenftanded Spolien verübt, tft alfo ver letzte 
Spoltant früher Spoliat gewefen, fo hat allein der letzte 
Spoliat Anfpruch anf den Befis. Die für den früheren Spo: 
liaten begründeten Rechte auf Rechtsmittel zur Wiedererlan- 
gung des Befißed gehen für ihn wiederum verloren, ſobald 
er durch ein neued Spolium den verlornen Befig fich wieder- 
um verfchafft. Denn nach einer Beftimmung des neuern Rös 
mifchen Rechts ") follte die eigenmächtige Beſitznahme jeder 
Sache fogar den Verluft des Eigenthumd und um fo mehr 
den Verluft aller Rechte des bloßen Befiges zur Folge haben, 
und da diefemnach jede begründete Spolienklage durch eine 
Entfegung des erften Spolianten aus feinem Befige wiederum 
verloren gehen follte, fo lag unmittelbar darin auch der Grunde 
ſatz, daß dem Kläger in einem folchen Falle die Einrede des 
Spoliumd mit Erfolg nicht mehr entgegengefeßt werden 
Fonnte 2). Dbgleich die gemeine Doctrin und der Gerichts- 
gebrauch die angeführte Strafbefiimmung des Nömifchen 
Rechts, infofern fie den Verluft des Eigenthums und anderer 
Mechte an der Sache betrifft, nicht mehr als practifch aner- 
kennen, fo find fie in der Annahme des Satzes, daß die ex- 
ceptio spolü, wenn fie denfelben Gegenfland als die Spolienklage 
betrifft, durchaus unzuläffig fey?), vollkommen einverftanden. 





1) 1.7. Cod. unde vi. Schmidt Lehre von Klagen 
2) v. Savigny a a. D, und Einreden $. 217. Derfelbe 
©. 528. Srundfag mag ebenfalls in dem 


3) Doehmer 1. c.$, 14, und ältern Germanifchen Rechte vor: 
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Es iſt folglich ein noch allgemein anerkannter Grundſatz, daß 
die aus dem Befig' und dem erlittenen Spollum für den Spo⸗ 
Ilaten erworbenen Nechte durch ein neues Spollum des früher 
Entfesten verloren gehen, Was 6) die Einrede der Verjähe 
rung betrifft, fo dauert nach dem Nömtfchen Rechte das inter- 
dietum unde vi nur Ein Fahr, infofern die Klage auf Scha⸗ 
denserſatz gerichtet ift +). Obgleich nach der richtigeren Mei⸗ 
aung biefe Beftimmung des Römifchen Rechts durch das Ca⸗ 
nonifche Recht in Beziehung auf die Spolienflage nicht abges 
ändert worden ift, fo hat doch die Praris feit langer Zeit die 
Anficht befolgt, daß die Spolienflage erft in dreißig Fahren 
erlöfche °). MD O5 in. allen Fällen auf die Spolienklage ein 
petitorium folgen fönne, Tann Leicht als zweifelhaft angefehen 
werden. Da nämlich die eigenmächtige Befignahme einer 
Sache von Selten des Eigenthümers nach Römifchen Rechte 
ben Verluſt des Eigenthbumsrechts zur Folge hat, fo fcheint 
es in der Natur der Sache zu liegen, daß die Verurtheilung 
des DBellagten auf Veranlaffung eines angeftellten interdicti 
unde vi dem Bellagten zugleich das etwanige Eigenthumsrecht 
abgefprochen habe, und daß in folchem Falle von der fernern 
Anftellung des petitorii nicht die Rede müffe ſeyn fünnen. 
Fuͤr's Erfte ift aber zu bemerken, daß die erwähnte Private 
firafe des Römifchen Rechts auf den Fall, wo bewegliche oder 
unbewegliche Sachen eigenmächtig in Beſitz genommen find, 
befcehränft, auf andere Fälle gar nicht ausgedehnt und auf 





gekommen ſeyn. Mitter⸗ ceß Mote £ Die im Canon 
maier dergemeine beutfche bür- redintegranda, can. 3. C.3.q.1. 
gerlihe Proceß. Beitrag IV.S, vorkommenden Worte „qua- 
197 u f. cunque conditione temporis” 
find von älteren Rechtslehrern 
auf die Dauer der Spolienflage 
bezogen worden, und haben der 
5) Boehmer 1, c. $, 13, von der Praxis angenoinmenen 
Claproth fummarifcher Pro: Regel zur Srüge gedient. 


4) v. Savisny a. a. O. 
S. 544. 
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vlele Arten des Spollumd aus dem Grunde nicht anwendbar 
ift, weil manche Rechte, ihrer Natur nach, nicht wie das 
Eigentum auf den Entfegten übergehen können. In allen 
foichen Fällen fteht nun der Anftellung eines petitorii nach 
Beendigung der Spolienklage Fein rechtliches Hinderniß ent: 
gegen, und daffelbe gilt natürlich von dem Fall, wo der Klaͤ⸗ 
ger mit dem interdictum unde vi, oder der Spolienflage ab: 
gerwiefen wird. ber auch für den vorher bemerften Fall 
wird daſſelbe gelten muͤſſen. Der Verluſt ded Eigenthums- 
sechts, welcher den Spolianten treffen foll, gehört offenbar zu 
den Mömifchen Privatfirafen, gegen deren Anwendung fich 
die neuere Praris entfchieden erklärt hat, demgemäß fie auch 
ben WVerluft des Eigenthumsrechtd, den das Römifche Recht 
als Privatfirafe in diefem Fall verordnet hat, nicht ald pracz 
tiſch anerkennt, flatt deſſen aber die Anwendung öffentlicher 
Strafen ftatuirt 5). Betrachtet man nun die Sache aus Dies 
fem Gefichtspuncte, fo muß man auch in dieſem Falle nach 
Beendigung der Spolienflage einen petitorifchen Streit zulaffen. 
— Die vorher angeführten vaterländifchen Statute ſtimmen 
mit den oben angegebenen gemeinrechtlichen Grundfägen über: 
ein, und haben namentlich auögefprochen, daß im Falle einer 
widerrechtlichen Entfegung aus dem Befiß der Entfegte fofort 
zu reftituiren. fey, ohne Ruͤckſicht auf die etwanigen Einreden 
des Gegners 7). Daneben geftatten fie ausdruͤcklich die dem⸗ 


— * 


6) Claproth ſummariſcher 
Proceß $ 101. Note a. verfi 
chert: „daß die Strafe des Ver: 
luſtes der Sache bei Spolienflas 
gen nur in den Büchern und auf 
den Kathedern, nicht aber in 
den Gerichtsftuben im Gebrauche 
ſey.“ — Inconſequent iſt es 
freilich, daß die Praxis ſich fuͤr 
die Ausſchließung der. exoeptio 


! 


spolii erflärt, d. h. den Verluft der 
Defisrechte als Privarftrafe für 
den Spolianten beibehalten hat. 


7) Unter dieſen Einreden, 
welche verworfen werden, Ift 
ohne Zweifel nicht bloß die Be— 
rufung auf ein Recht, fondern 
auch die Einrede des Spoliums 
verſtanden. 
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nächftige Anſtellung des petitorü ®), laſſen aber keineswe⸗ 
ges zwifchen diefen beiden Proceffen ein andered posses- 
sorium eintreten, wie fie denn ‚überhaupt bei dem remedio 
recuperandae possessionis fein doppelted Verfahren kennen. 
Die in Betreff‘ der poffefforifchen Rechtömittel geltende Ver: 
ordnung iſt die bereitd3 angeführte vom 13ten San, 1797, in 
Beziehung auf welche nun die Frage entfteht, welche Abaͤn⸗ 
derung des gemeinen Rechts durch fie ift bewirkt worden, 
Mit ganz zweifellofer Klarheit ift died in der Verordnung 
nicht ausgefprochen. Daß einige fpäterhin zu erwähnende 
Abänderungen in den Grundſaͤtzen des gemeinen. Rechts über 
die exceptio spolü darin enthalten find, kaun zwar feinen Zweifel 
leiden. Auf den .erften Blick Fönnte es aber allerdings fcheis 
nen, daß die gedachte Verordnung mit den hier In Betracht 
fommenden gemeinrechtlichen Grundfägen eine viel größere, 
ja eine wahre durchgreifende Veränderung vorgenommen habe, 
Einzelne Aeußerungen in derfelben koͤnnen nämlich fo vers 
flanden werden, und find von Einzelnen auch wirklich fo ver⸗ 
ftanden worden, daß darnach wie bei den remediis retinen- 
dae possessionis, ſo auch bei den remediüs recuperandae pos- 
sessionis ein boppeltes Verfahren, erft ein possessorium 
summariissimum, und dann ein possessorium ordinarium 
folle Statt finden fönnen 2). Gegen diefe Erklärung, von 





8) Im Eiderftedter und Nord; 
firander Landrecht ift dies gar 
nicht auffallend , da fie der Pri⸗ 
vatfirafen des Roͤmiſchen Rechts 
überall nicht gedenfen., Merk—⸗ 
würdig iſt es aber allerdings, daß 
das Dithmarfcher Landrecht und 
das Huſumer Stadtrecht, wel 
che die Privatfirafe des Roͤmi⸗ 
chen Rechts ausdrücklich wieder: 
holen, und die Eigenthumsge—⸗ 
rechtigkeit von dem Entfeßer auf 


den Entfeßten übergehen laffen, 
dennoch dem Erfteren hinterdrein 
die Eigenthumsflage geftatten, 
9) Sim $. 1. der Verordnung 
vom 13ten Sjan. ift von einer 
provifionellen Verfügung über 
den Defis, und in demfelben 
Paragraph, fo wie im $. 10, 
iſt von einem possessorio ordi- 
nario, oder petitorio die Rede, 
welches noch folgen koͤnne, und 


es iſt nicht zu läugnen, daß dieje 
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welcher eine gängliche Umgeftaltung des gemeinen Rechts über 
die poffefforifchen Rechtsmittel dad Refultat feyn würde, duͤrf⸗ 
ten indeß mehrere und fehr entfcheidende Grunde flreiten. 
Zuvoͤrderſt ift zu bemerken, daß die Verordnung vom 13ten 
Jauuar 4797 hauptfächlich zum Zweck hat, den Gerichtäftand 
und das procefjualifche Verfahren in Spolienfachen bei den 
Untergerichten zwedmäßig zu beſtimmen, Teinesiveged aber 
darauf ausgeht, In Betreff der poffefforifchen Rechtsmittel 
und ihres Verhältniffes zu einander etwas zu verändern, Dies 
ergiebt fich auch aud dem Umftande, daß die Verordnung 
eigentlich nur für die Untergerichte erlaffen ift, und in Ber 
ziehung auf die DObergerichte bloß die Autorifation ertheilt 
wurde, das Verfahren nach Analogie der Verordnung einzus 
richten. Die Art und Weiſe, wie fich das Gefes hierüber _ 
äußert, laßt nicht daran zweifeln, daß es die Abficht war, 

in Beziehung auf die zuläffigen poffefforiichen Rechtsmittel 
das gemeine Recht unverändert für die Oberdicafterien beftehen 
‚zu laſſen. Was aber in diefer Beziehung für die Gerichtöbes 
zirfe der Oberdicafterien angenommen werden muß, das wird 
in gleicher Art und Weife für alle übrige Landestheile gelten 
müffen. Ferner ift hervorzuheben, daß die angeführte Vers 
ordnung es ald ihren Hauptzweck bezeichnet, eine Abkürzung 
und Vereinfachung der poffefforifchen Broceffe zu bewirken. 
Auf die früher angegebene Weife verftanden, würde aber die 
Verordnung dad Verfahren bei den remedis recuperandae 
possessionis im höchften Grade verweitläuftigt haben, indem 
nach der vorausgejegten Erklaͤrung, auch bei dieſen Streitigkeiten 
erft eine bloß proviforifche und darauf eine definitive Entfcheis 
dung über den Befiß eintreten Fönnte, während das gemeine 
Recht aufeinem kuͤrzern Wege dadurch zum Ziele führt, baß über 
ba5 remedium recuperandae possessionis fofort definitive 





Aengerungen fich ſowohl auf die tigkelten über ben jüngften Befts 
Spolienflage als auf die Strei- beziehen laſſen. 


Erſtes Bud, Allgemeine Lehren. 63 


erfannt werben fol, Auch dürften in der Natur der Verhält- 
niſſe Feine Gründe nachzuweifen feyn, die ed rathfam machten, 
in Fällen eines verlornen Beſitzes erft eine bloß proviforifche 
Reſtitution deffelben eintreten zu laſſen. Kann alfo die Vers 
ordnung, ohne der Sprache Gewalt anzuthun, auf eine mit 
dem gemeinen Rechte übereinftimmende Weife erklärt werden, | 
fo muß natürlich eine folche Erklärung den Vorzug verdienen, 
und allerdings dürfte felbft der einfache MWortverftand der 
Verordnung zu dem Nefultate führen, daß fie auch für dies 

jenigen poffefforifchen Streitigkeiten, im welchen es auf die 
Wiedererlangung eines verlornen Beſitzes ankommt, das ges 
meine Necht unverändert gelaffen, und Feinedweges bei Spos 
lienfachen ein possessorium summariissimum eingeführt hat, 
Daß fie beide Arten von Nechtömitteln ſowohl remedia re-. 
cuperandae als remedia retinendae possessionis, zum Ges 
genftande hat, fagt die Verorduung ausdrüdlich 70) und es 
ift aus dem Grunde nicht möglich, die Vorfchriften der Vers 
ordnung, welche hier In Betracht fommen, bloß auf remedia 
retinendae possessionis und namentlich auf Streitigkeiten 
über den jüngften Befiz zu beſchraͤnken "*). Die richtige Era 
Harung der aus der Verordnung angeführten Stellen wird 
aber die ſeyn, daß die neben einander genannten beiden Arten 





10) Die Verordnung vom 
43ten San. 1797 fpriche im $. 
1. ausdrüflih von dem Fall 
eines fogenannten Spolii: „da 
jemand unrechtmäßiger Weife 
aus dem Befiß einer Sache, oder 
der Ausübung einer Befugniß 
gejeßt zu feyn glaubt.’ 


11) Sonft Hätte man fich viel: 
leicht darauf berufen £önnen, daß 
in der Prarts der Ausdrud: 


Spolium, aud von bloßen Be; 


fisftörungen gebraucht merde, 
Wenn Claproth a. a. D, $. 
90. Note m. bemerkt, daß nach 
dem Gerichtögebrauch die Spos 
lienklage auch bei Befigftörungen 
zugelaflen werde, fo bezieht fich 
dies ohne Zweifel nur auf einen 
zu feiner Zeit üblihen Sprach⸗ 
gebrauch. Daß die Spolienklage 
auch alö ein remedium retinen- 
dae possessionis gebraucht wer: 
den koͤnne, wird wohl feine Mei: 
nung nicht feyn. 
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des Verfahrens, dad possessorium ordinarium und das peti- 
torium, nicht auf beide Rechtsmittel zugleich, fondern daß das 
possessorium ordinarium Iediglich auf die Klage wegen Stö« 
rung in dem jüngften Befig, das petitorium: aber zunächft 
auf die Spolienklage zu beziehen ift, wie denn die Verordnung 
namentlich im $. 1. beide Fälle, den Verluft eines Beſitzes 
und die bloße Störung im Befige, genau von einander unters 
fcheidet. Die provifionelle Verfügung, von welcher die Ver- 
ordnung redet, muß freilich auf beide Fälle, und eben fo wohl 
auf die remedia recuperandae possessionis als auf-die reme- 
dia retinendae possessionis bezogen werden, der Ausdrud 
aͤßt fich aber auch in beider Beziehung rechtfertigen. Zwar 
ift die Entfcheidung im possessorio summarissimo in einem 
‚andern Sinne provifionell als in einem eigentlichen Spollens 
proceß. Allein alle Entfcheldungen über den Befit find im⸗ 
mer provifionell, wenn gleich in einem verfchiedenen Grade, - 
und auch eine definitive Entfcheidung über. den Befig ift ins 
fofern bloß provifionell, als dem unterliegenden Theil die Aus⸗ 
führung feines Rechts allemal vorbehalten bleibt. Aus dies 
fen Gründen glauben wir die Behauptung rechtfertigen zu 
Tonnen, daß auch nach der Verordnung vom 18ten Fan. 1797 
bei der Spolienklage keinesweges ein doppeltes Verfahren 
über den Befiß zugelaffen ift, fondern daß es vielmehr in dies 
fer Beziehung bei dem gemeinen Recht fein Bewenden behält. 
Dagegen muß allerdings eingeräumt werden, daß die Vers 
ordnung vom 1dten Fan. 1797 die gemeinrechtlichen Grunds 
fäge tiber die remedia recuperandae possessionis in einigen 
Puncten abgeändert habe. Er foll nämlich nicht nur die Spo⸗ 
lienklage, fondern auch die exceptio spolü in einem Jahr ers 
Löfchen *2). Es iſt ferner die exceptio spolü mit ihrer dilaz 





42) Verordnung vom 13ten und den jüngften Beſitz gegruͤn⸗ 
Jan. 1797 $. 10. in den Wor⸗ dete Klage und Exception nicht 
ten: „daß alle auf ein Spollum länger als ein Jahr nach der 


Erſtes Buch. Allgemeine Lehren. 65 


torifchen Wirkung In allen mit dem Spolio felbfi nicht in Ver⸗ 
bindung ftehenden Sachen für unftatthaft. erfiäre *°), Sn 
allen übrigen Beziehungen kommen aber die gemeinrechtlichen 
Grundfäße über die exceptio spolii ohne andere Einfchrän: 
fung zur Anwendung !*); nur foll diefe Einrede, auch wenn 
fie in einem ordentlichen Proceffe vorgefchügt wird, nicht im 
ordentlichen Verfahren erörtert, fondern nach den Vorfchriften 
der Verordnung, wie eine Spollenklage und von den fuͤr Spo⸗ 
Iienfachen überhaupt competenten Behörden erörtert werden **), 
Ob übrigens die Beſchraͤnkung der dilatorifchen Wirkungen der 
exceptio spolũ auf connere Sachen trifftige Gründe für fich 
babe, dürfte fehr zweifelhaft feyn, vielmehr möchte fich man- . 
ches für die Meinung anführen laſſen, daß die Grundfäge des - 


Canoniſchen Rechts über die exceptio spolũ des Beklagten 


auf einer durchaus richtigen Auffaffung des Wefentlichften in 
aller Staatdordnung beruhe. Nichts fcheint nämlich natuͤr⸗ 


licher zu feyn, als daß derjenige, der Im Verhaͤltniß zu feis 





Störung des Beflges dauern 
folle.” Die Faſſung diefer Stelle 
ift offenbar durch das Streben 
nahKürzenicht glücklich gerathen. 
Denn das Wort „Exception“ 
kann unmoͤglich auf den jüngften 
Beſitz, fondern muß lediglich auf 
das Spolium bezogen werden. 
Nach gemeinem Rechte würde 
übrigens die exceptio spolii ZU 
Jahre dauern, 

13) Diefelbe Befhränfung der 
Spolienflage ift von J. H. Boͤ h⸗ 
m er vorgeſchlagen in der Abhand⸗ 
fung de depravato exceptionis 
spolü statu. Exereitationes ad 
pandeetas Tom. V, pag. 678. 

14) Verordnung vom 1dten 


Sald’s Handbuch IV. 





an. 1797 $.9. In Anfehung 


bes Falles, wenn eine exoeptio 
spolii im fummarifchen Proceffe 
opponirt wird, und namentlich) 
in Anfehung der exceptio spolüi 
reciproci, welche einer Spolien⸗ 
Elage opponirt werden möchte, 
hat unfere Verordnung das ger _ 


meine Recht nicht abgeändert. 


15) Die leßtere Beftimmung 
involvirt allerdings eine Veraͤn⸗ 
derung in den Grundſaͤtzen bes 
gemeinen Proceffes, infofern die 
connere Verhandlung diefer Eins 
rede mit der Hauptfache ganz aus; 
gefchloffen wird. Die Veraͤnde⸗ 
rung iſt aber auch eine bloß pro⸗ 
ceffualifche. 

5 
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nem Gegner fich über alles Recht Hinwegfeßt und fich ſelbſt 
Hecht verfchafft, fo Tange er in diefer offenbaren Widerſpen⸗ 
ftigfeit gegen das Recht beharrt,, auch aller Hülfe des Staats 
in Verhältniß zu feinem Gegner entbehre. 


$. 13. 
ı Bon dem Aufhoͤren der rehtlihen Berhältniffe, 


Menn eö gleich als eine allgemeine Regel aufgeftellt wer: 
den kann, daß alle Rechtsverhältniffe fo lange beſtehen, bis 
fie aus befonderen Gründen erlöfchen, fo find Doch alle Rechts⸗ 
verhältniffe einem Erlöfchen oder Aufhören ausgeſetzt. Bon 
einem Aufhören der Rechtöverhältuiffe kann aber in einem zwies 
fachen Sinne des Wortes die Rede feyn. Am natürlichften ift 
es freitich bei jenen Ausdrüden bloß an den Fall zu denken, | 
wenn bisher beftehende Rechte und Verbindlichkeiten gänzlich 
untergehen und erlöfchen. Man kann aber auch dahin die 
Claſſe von Fällen zählen, in welchen Rechte und Verbindlichs 
feiten bloß ihre Subjecte verändern, oder rüdfichtlich der Pers 
ſon ihres bisherigen Suhabers aufhören, dabei aber auf eine 
andere Perfon übergehen und, abgefehen von der Veränderung. 
des Objects, übrigens unverändert fortdauern. Die Gründe, 
aus welchen die Rechtöverhältniffe, fey es überhaupt, oder 
bloß in Beziehung auf die bisherigen Subjecte deffelben wies‘ 
derum aufhören, find mannichfaltig, und auch darin fehr 
verfchleden, daß einige-bei allen oder mehreren Arten von 
Rechtöverhältuiffen, andere Dagegen nur bei einzelnen Arten 
derfelben Statt finden. Zu den allgemeinern Gründen, welche 
ein Anfhören von Rechtöverhältniffen bewirken, gehören nun 
folgende. 1) Der Untergang des Rechtsobjectd. Selbſt 
in dem Fall, daß ein folcher Untergang dem Berpflichteten 
zur Schuld angerechnet werden kann, tritt allemal eine Ver⸗ 
wandlung desRechtes ein, indem an die Stelle des Anfpruchs 
auf den eigentlichen Gegenftand nunmehr ein Anfpruch anf 


- 
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Schabdenderfatz begründet wird. Bei dem Untergange eines 
Mechtsobjectd erlöfchen übrigens nicht bloß diejenigen Rechte, 
welche unmittelbar auf die Sache gerichtet find, fondern na= 
türlicher Welfe zugleich diejenigen Rechte, welche fich mittel: 
bar auf das untergegangene Object beziehen und durch das Da⸗ 
feyn deſſelben bedingt find 16). 2) Kann die Dauer eines 
- Kechtöverhältniffed von vorne herein von dem Ablauf eines 

Zeitraums, von dem Eintreten einer Bedingung oder von 
‚ einem willführlichen Widerruf abhängig gemacht feyn, und 
es erlöfchen alsdann, wenn diefe voraus beftimmten Umftände 
wirftich werden, die Rechtsverhaltniffe von feldft. 3) Das 
Zufammentreffen von Recht und Verbindlichkeit in einer Pers 
fon, welches fowöhl bei dinglichen Rechten als in obligato= 
sifchen Verhältniffen vorlommen kaun. Ob indeß nicht Pfand: 
rechte zu Gunften desjenigen,, welcher dad Eigenthum an der 
verpfändeten Sache erworben hat, noch eine gewiffe Wirk: 
ſamkeit behalten, wird in der Lehre von den Pfandrechten 
näher zu erörtern feyn. 4) Können Rechte zur Strafe vers 
Ioren gehen. Hieher gehören nicht bloß eigentliche Strafen, 
wie Confiscationen, Ehrlofigleit und Verluſt von Rechten, 
wegen Mißbrauchs derfelben, fondern auch die im Proceß 
fo häufig vorkommenden Präclufionen. 5) Uebertragung von 
Rechten auf andere, oder Veräußerung im eigentlichen Sinne 
des Wortes, deren bereit in einem andern Zufammenhange 
gedacht worden iſt. Eine gleiche Wirkung hat natürlich der 
auf dem Wege der erwerbenden Verjährung bewirkte Ueber: 
gang eined Rechts auf einen andern. 6) Entfagung oder Ver: 
zichtleiftung. Inwiefern eine Verzichtleiftung zuläffig fey, 
ift bereitö bemerkt worden. Hieher gehört aber die Bemer⸗ 





16) Wenn Aeder . B. vom gen Eigenthümer in Beziehung 
Meere weggefpält find, fo er: darauf zuftehenden Wegegerech— 
loͤſcht von felbft die dem biöheri- tigkeit, 1. 136. 9.1. D.de V.O. 
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fung, baß eigentlich Jede Verzichtletftung eine fpecielle feyn 
fol. Unftreitig muß diefe Regel ald eine bei und allgemein 

geltende angefehen werden *7). Gie verliert jedoch in der: 
That ihre ganze Wirkfamkeit dadurch, daß man eine Ents 
fagung diefer Rechtöregel allgemein für zuläffig und bindend 
halt 18). Ohne eine Entfagung jener Rechtöregel wird man 
aber dennoch bei und einem allgemeinen Verzichte Feine rechts 
liche Wirkung beilegen fünnen, 7) Die Erfüllung der Ver: 
bindlichkeit und die Keiftung des Schuldigen von Selten des 
Verpflichteten. In vielen Fällen, namentlich bei allen fich 
von Zeit zu Zeit wiederholenden Leiftungen bleibt dad Nechts- 
verhältniß für die Zukunft unverändert, und das Aufhören 
des Verhältniffes iſt alfo nur eine theilweife, wenn man nicht 
etwa ein folches Rechtöverhältniß als ein zufammengefegtes, 
oder ald ein Complerus mehrerer befonderer Rechte und Ver 
bindlichkeiten, die fuccefjive auf einander folgen, anfehen 
will, 8) Der Tod des Berechtigten oder Verpflichteten be— 
endigt natürlich alle, ihrer Natur nach durchaus perfünliche, 
Nechtöverhältniffe. Aber auch bei andern wird man infofern 
defjelben behaupten dürfen, ald das Rechtöverhältniß, wel: 
ches mit dem Erben beginnt, als ein neues angefehen werden 
kann, welches freilich in Folge unmittelbarer gefeßlicher Vors 
fchrift eintritt. 9) Jede Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand ift allemal auch als ein Nechtögrund zu betrachten, 
wodurch ein bisheriges Rechtöverhältniß aufhört, Die Wie: 
dereinfeßuug iu den vorigen Stand hat aber zugleich eine 
andere Seite, wornach fie als MWiederherftellung eines bereits 





47) Ueber das gemeine Recht 
vgl. Muͤhlen bruch Lehrbuch 
der Pandecten 2te deutſche Aus⸗ 
gabe $. 119, Note 6. 

18) Nichts iſt in Urkunden 
über Nechtsgefchäfte bei ung ge: 
woͤhnlicher, als die Clauſel: „daß 


die Contrahenten allen und jeden 
Einreden und Rechtsbehelfen, ſie 
moͤgen Namen haben wie ſie wol⸗ 
len, und namentlich der Rechts⸗ 
regel entfagen, daß ein allge: 
meiner Verzicht nicht gelte, wenn 
kein befonderer vorhergegangen.” 
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erlofchenen Rechtöverhältniffes erfcheint, - und dieſer Ge: 
fichtspunet ift der wichtigere, wie denn eben darnach viefe 
Rechtöveränderung benannt worden ift. Er wird daher wei: 
ter unten befonders hervorgehoben werben. 40) Die erlös 
fchende Verjährung, welcher wir indeß, ihrer befonderen Wich⸗ 
tigfeit wegen, eine eigene Betrachtung widmen wollen. . 


$. 44. 
Bon der eriöfhenden Verjährung insbefondere"?), 


Im Allgemeinen kann jede Verjährung als ein Erlöfchungs- 
grund von Nechtöverhältniffen aufgeführt werden. Deun da 
der Erwerb eines Rechtes auf Seiten des Einen, den Verluft 
deffelben Rechts auf der andern Seite zur nothiwendigen Folge 
hat, fo ift die erwerbende Verjährung zugleich als eine er⸗ 
Töjchende anzufehen. Wir unterfcheiden indeß mit Recht beide 
Arten der Verjährung von einander, da fie theild in Ihren 
Gegenftänden, indem bei der erwerbenden Verjährung das 
Hecht ded Erwerbenden als die Hauptfache erfcheint, und der 
Rechtsverluft auf der andern Seite eine bloße Folge davon 
ift, bei der erlöfchenden Verjährung aber das Umgekehrte 
Statt findet, theild in den Bedingungen ihrer Wirkſamkeit 
von einander verfchieden find. Was nun die hier zu behans 
delnde Verjährung betrifft, fo liegt die Bedeutung berfelben 
darin, daß gewifle Rechte und Anfprüche bei Strafe ihres 
Verluſtes innerhalb einer gewiflen Zeit geltend gemacht werden 
müffen. Die im Proceß vorkommenden peremtorifchen oder 
präclufiven Zeiträume find, ihrem Wefen nach, den Verjaͤhrun⸗ 
gen in mancher Beziehung gleich zu achten. Der Begriff der 
Verjährung wird indeß nach dem Sprachgebrauche Lediglich 
auf ſolche Rechtöverhältniffe bezogen , welche außerhalb eines 


19) Schrader’s Lehrbuch der Schlesw. Holft. Landesrechte 
11.9. $. 117. 
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gerichtlichen Verfahrens vorkommen, und auf dieſe erloͤ⸗ 
fchende Verjährung im eigentlichen Sinne des Wortes bee 
fchränten wir und hier. Eine bedeutende Verfchiedenheit zwi: 
fchen dem Nechtöverluft durch Präclufion und durch den Abs 
Lauf einer erlöfchenden Verjährung Liegt wirklich auch darin, 
daß die Prächufion in vielen Fällen einen vichterlichen 
Spruch erfordert, und daß erft dadurch das Recht als beens 


digt anzufehen iſt. Als allgemeine Orundfäe über erlöfchende 
Verjährung find folgende hervorzuheben. 4) An und für 


fich liegt es nicht In der Natur der rechtlichen Ordnung, daß 
einmal gegründete Nechte durch einen Zeitablauf wiederum 
ertöfchen, vielmehr beruht die Verjährung auf ausdruͤcklicher 
gefezlicher Vorfchrift. Davon iſt eine Folge, daß nur dies 
jenigen Rechte durch Verjährung erlöfchen können, für welche 
die Geſetze diefe Art des Rechtöverluftes anerkannt haben, 


Zwar haben unfere Gefeße für viele Rechtöverhältniffe die ers - 


Löfchende Verjährung anerkannt 2°), indeſſen giebt es doch 
jetzt noch der NRechtsverhältniffe mehrere, bei welchen durch 
aus jede erlöfchende Verjährung ausgefchloffen ift, wie die 
aus ber Familien s Verbindung entfpringenden Rechte, und 
ohne Zweifel auch alle Anfprüche auf fortwährende jährliche 
und überhaupt terminweife Leiftungen , indem zwar die einzels 
nen fällig gewordenen Keiftungen, nicht aber die Anfprüche 
ſelbſt durch den Ablauf einer beftimmten Zeit erlöfchen, Auch 
muß man jet behaupten, daß alle Erbrechte, infofern ger 
sichtliche Erbtheilungen Statt finden, der erlöfchenden Ver: 
jährung entzogen find, da der Verluft der Exbrechte in diefen 
Fällen nicht unmittelbar an den Ablauf der Zeit geknüpft iſt, 





20) Schon das Juͤtſche Lov davon abſtammenden flatutari= 
und der Sachfenfpiegel enthalten fchen Rechte, wiederholen meh 


mehrere desfällige Beftimmuns ventheils nur die Grundſaͤtze des 


gen. Einzelne Statute wie das Römifchen Rechtes. 
Dithmarſcher Landrecht und die 


— 
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fondern dadurch allein bewirkt wird, daß die etwanigen Erben fich 
. auf das erlaffene Proclama nicht gemeldet haben*?). 2) Unter 
dem Begriff ver erlöfchenden Verjährung befaßt man gewöhns 
lich auch den Verluft eines Rechtes durch bloßen Nichtgebrauch 
(non usus). Richtiger ift eö indeſſen, beide Arten des Rechts: 
verluftes von einander zu unterfchelden. Die eigentliche er: 
Löfchende Verjährung fett allemal auf Seiten des Berpflich- 
tenden eine Widerrechtlichkeit, 3.9. eine mora,.voraus, wäh 
send bei dem non usus dergleichen gar nicht vorfommt. Den 
Verluſt eined Rechts durch bloßen Nichtgebrauch Tennt das 
gemeine Recht nur als eine fehr feltene Ausnahme, bei den 
Servituten des Römifchen Rechts und bei Jahrsmarktsprivi— 
legien. In allen andern Fällen werden die Römifchen Grund» 
fäße uͤber die Folgen des Nichtgebrauchs Keine Anwendung 
finden koͤnnen. 3) Den eigentlichen Gegenftand der erlöfchens 
den Verjährung bilden die Klagen. Denn auch bei uns gilt 
die gemeinrechtliche Regel, daß Exceptionsrechte im Allge⸗ 
meinen durch den Ablauf einer Zeit nicht verloren gehen. Die 
Kegel leidet Indeß Ausnahmen 22), welche aber allemal einer 
Begründung durch pofitive geſetzliche Vorfchriften bedürfen. 
Insbeſondere muß befnerft werden, daß bie Verjährung der 
Klage nicht fchon auch die Verjährung der, zu Demfelben Zwecke 
als die Klage führenden, Einrede einen Schluß begründer 2°). 
4) Die Verjährungsfriften find Im Allgemeinen die gemeinrecht⸗ 
lichen gewöhnlich eine 8Ojährige, und In Verhaͤltniß zu Kirchen 
und frommen Stiftungen, eine40jährige2*). Wobei nur noch 





21) Verordnung vom Iten 
Nov. 1798. ä 

22) Zu den exceptiones non 
numeratae pecuniae et dotis als 
Ausnahmen von der Regel, kommt 
bei ung noch die exceptio spolũ 
nach der Verordnung vom Aäten 
San. 1797 vor, In welchem 
Sinne und in welchem Umfange 


die exceptio non numeratae pe- 
cuniae noch von der Regel aus⸗ 


genommen fey, wird an einem 


andern Orte bemerkt werden. 
23) Söfhen’s Borlefung 

über das Clvilrecht 1.Bb.9.471. 
24, Juͤtſches Lov 1,44. $.3. 
iderſt. Landrecht Art. 87. $. 4 - 
erordn. vom 8, Juli 1774 $,1. 
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zu bemerken ift, daß weder dem Regenten noch dem Staate 
in unfern Gefeßen das Privilegium der jährigen Präferips 
tiondfrift beigelegt Ift, woraus gefolgert werden darf, daß 
dieſes Privilegium bei und Feine Anwendung gefunden hat. 
Von der angeführten Regel über die Dauer der Verjährungs: 
friften giebt es jeboch viele Ausnahmen, da in manchen Fällen 
viel Fürzere Verjährungsfriften beftimmt find. So erlöfcht 
3.8. das Recht, Forderungen durch Handelsbücher zu bes 
weifen refp. In drei und fechd Jahren, je nachdem ber Schuld: 
ner fich In den Herzogthuͤmern aufhält oder nicht 25). Eine 
einjährige Präferiptionsfrift kommt in vielen Fällen vor 7°) 
und iſt namentlich im Luͤbiſchen Rechte haͤufig 282). Ferner 
verjähren einige Klagen in acht 27) oder ſechs 23) Wochen, und 
unfere Statute kennen fogar noch eine kürzere Verjährungss 
frift, nämlich eine achttägige *°). Das Speciellere über die 
abweichenden Verjährungdfriften wird bei ven befonderen Vers 
bältniffen in der Folge bemerkt werden ?20). Daß auch die 
Sriften für die erlöfchende Verjährung verfchieden beſtimmt 
find, mit Rüdficht auf die Anwefenheit des Schuldners im 
Zande, oder auf feinen Aufenthalt in der Fremde, ift bereits 
vorgefommen. Das ältere Recht Fannte folche Verfchledens 
heiten auch mit Rüdficht auf die Unwefenheit oder Abweſen⸗ 


Privatredt. 





den Klöfterlihen und Gutsunter⸗ 


25) Verordnung vom 14ten 
Mai 1783. 


26) Sürfches Lov II, 27, 
Eiderftedter Landrecht III, 45 u. 
51, in Betreff der Injurien und 
der Klagen, wegen widerrechtlis 
hen Bauens. Aud die Spoliens 
klage verfähret nach der Verord⸗ 
nung vom 13ten San. 1797 in 
einem Jahr. | 
26a) Neues Lühfches Recht 
1,8. üi, 6. VS 


27) Verordnung vom 17ten 
Sult 1805 $. 51., betr. die von 


gehörigen zu leiftenden Dienfte. 

25) Dithmarſcher Landredht, 
Art. 67 u.68, betr. das Bei⸗ 
ſpruchsrecht. Eiderſtedter Lands 


recht AI, 51, betr. die Verletzung 


uͤber die Haͤlfte bei unbeweglichen 
Guͤtern. 

29) Eiderftedter Landrecht III, 
51, betr. die Verletzung uͤber die 
Haͤlfte bei beweglichen Guͤtern. 

30) Im Allgemeinen iſt zu 
vergleichen Schrader’s Hands 
buch der vaterländifhen Rechte. 
1, Bd. ©. 150 u. f. 
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heit des Berechtigten ?*). 5) Was die Berechnung der Friſt 
betrifft, fo-wird diefe mit dem Zeitpuncte anfangen, wo die 
Klage begründet, und folglich, fobald die Thatfache einger 
treten iſt, welche die Anrufung der richterlichen Hilfe mög: 
lich macht. In älteren Statuten war beftimmt, daßin Fällen, 
wo eine Klage durch Handlungen unter dritten Perfonen, 
oder Durch cafuelle Ereigniffe begründet worden, die Verjähs 
rungöfriften erft von der Zeit der erlangten Wiffenfchaft an 
zu berechnen wären 22), und dieſe Grundfäe werden noch in 
den bazu geeigneten Fällen Anwendung leiden koͤnnen. Die 
Beendigung der Verjährungsfrift erfordert den vollftändigen 
Ablauf der beftimmten Zeit, fo daß auch der letzte Tag des 
Zermind verfloffen feyn muß, ehe und bevor die Klage er= 
Köfcht. 6) Bei der erlöfchenden Verjährung kann auch ein 
Stilftand eintreten, fo daß diejenigen Zeiträume, in welchen 
der Berechtigte zu klagen verhindert ift, in die Verjaͤhrungs⸗ 
frift nicht mit eingerechnet werden. Daß die gemeintechtlichen 
Grundfäße über den Stillftand oder das Ruhen der Verjaͤh— 
rung ?3) auch bei uns Anwendung finden, wird fich mit 
Grund wohl nicht beftreiten Iaffen, und es kann Iediglich die 
Trage feyn, ob nicht nach unfern Rechten alle factifche Hin: 
derniffe, welche im Proceffe die Folgen des Ungehorfams aus: 
ſchließen, auch bei der erlöfchenden Verjährung in derfelben 
Art und Weife zu berücfichtigen find. Im Juͤtſchen Lov ift 
Har der Grundfaß ausgefprochen, daß bei bewiefenen Ehes 


31) Dithmarſcher Landrecht 32) Sütfches Lov I, 22. 
Art. 68, betr. das Beiſpruchs- $. 5, in Betreff der Erbrechte, 
recht. Das Sürfhe Lov I, 23 und Eiderftedter Landrecht II, 
„Bo men Erveunde Schultmas 36. in Betreff des Beifpruchs; 
nen fchal” beſtimmt die Friften rechts. > 
verfchieden, je nachdem ber Erbe 
oder der Gläubiger im Diftrite 33) Goͤſchen a. a. O. ©. 
oder außerhalb des Diftrictd oder 438. Ä 
außerhalb Landes iſt. 
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haften kein Recht durch eine erloͤſchende Verjaͤhrung verloren 
gehen ſoll +). Natürlich würde dieſer Grundſatz nur inſofern 
Anwendung finden koͤnnen, ald Jemand wirklich durch factiz 
fche Hinderniffe abgehalten worden ift, vor dem Ablauf der 
Verjaͤhrungsfriſt feine Klage anzuftellen, und es würden fo= 
nach bewiefene Ehehaften nur in der Ießten Zeit der Verjähs 
sungsfrift rechtliche Wirkungen äußern können, Wie fehr 
nun auch der im Juͤtſchen Lov enthaltene Grundfatz mit der 
Billigkeit übereinftimmen möge, fo koͤnnte es doch bedenklich 
fcheinen, die fortdauernde Gültigkeit jener Beftimmung anzu: 
nehmen, und in diefem Betracht über dasjenige hinaus zu 
gehen, was die gemeinrechtlichen Grundfäße mit fich bringen, 
da in den neueren Geſetzen, welche der erlöfchenden Verjähr 
rung gedenken, von Ehehaften und deren rechtlichem Einfluß 
auf die Verlängerung der Verjährungsfrift nicht die. Rede ift. 
Allein es Ift auf der andern Seite nicht zu überfehen, daß 
ſchon das gemeine Recht auf einem andern Wege auch zu dem 
Mefultate führf, daß die Ehehaften auch bei der Verjährung 
zu berücfichtigen find, infofern nämlich gegen die Wirkung 
einer abgelaufenen Verjährungsfrift Neftitution ertheilt were 
den kann °5), Da num nicht anzunehmen ift, daß unfer va⸗ 
terländifches Recht die gemeinvechtlichen Grundfäge über 
Reftitution aufgehoben und gänzlich ausgefchloffen hat, wie⸗ 
wohl die Form Ihrer Anwendung verändert iſt, fo dürften auch 
jetzt noch erwiefenen Ehehaften im erften Falle allerdings eine 
rechtliche Wirkung beizulegen feyn, und zwar aus den Grüns 
den, die Im Folgenden vorfommen werden, ohne daß ed einer 
eigentlichen Reftitution bedarf, -7) Die Verjahrungsfrift kann 
auf mehrere Weife unterbrochen werden, und zwar a) da- 





34) Das Sütfche Lov I, 23, ten Srundfaß allgemein aus, 
5, welches zwar nur von Ver⸗ 35) Burhardt die Wie 
jaͤhrung der Erbrechte Handelt, dereinfegung in den vorigen 
\priche doch den im Text erwähn: Stand ©, 133 u f. 
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durch , daß ber. Verpflichtete in irgend einer Art und Weiſe 
durch mündliche Verſprechungen, durch Ausſtellung ſchriftli⸗ 
cher Urkunden, oder durch wirkliche Leiſtung das Rechtsver⸗ 
haͤltniß anerkennt. b) Durch eine gerichtliche Klage oder 
eigentlich durch die an den Verpflichteten beſchaffte Inſinua⸗ 
tion des auf die Klage erfolgten Decrets 3%), c) Durch Eins 
legung einer Proteftation, infofern die Klage aus dem einen 
oder andern Grunde nicht gleich angebracht werden kann. 
Die Folge diefer Unterbrechung der Verjährung befteht darin, 
daß die bis dahin abgelaufene Zeit gar nicht. weiter mehr in 
Betracht fommt, fondern daß nun eine neue Verjährungsfrift 
zur Zilgung der rechtlichen Aufprüche erforderlich wird. Im 
Allgemeinen ift dies die für das Rechtöverhältnig urfprünglich - 
beftimmte Friſt; nur wenn ein Proceß angefangen und liegen 
* geblieben ift, wird die Verjährungsfrift eine andere, nämlich 
eine ADjährige, es mag die frühere Verjähryngäfrift gewefen 
ſeyn, welche: fie wolle. Der Anfang diefer neuen Verjäh- 
rung beginnt mit dem Ende der Unterbrechung und namentlich 
In dem Fall, wo ber Proceß unbeendigt Liegen geblieben ift, 
mit der letzten Handlung, die im Proceß Statt gefunden hat. 
Die Anwendbarkeit diefer gemeinrechtlichen Beſtimmung 37) 
wird bei uns feinem Zweifel unterliegen. 8) Ueber dierage, 
ob auch bei diefer Art der Verjährung guter Glaube (bona 
fides), d. h. die Ueberzeugung von der Rechtmäßigkeit der 
Verhältniffe, wie fie. einmal beftehen, erforderlich fey, ift 
fchon nach gemeinem Recht beftritten, und in unfern vater⸗ 
Ländlichen Rechten auch nicht entfchieden. Was das gemeine 
Recht betrifft, fo iſt die hier in Betracht kommende berühmte 
Stelle des Canonijchen Rechts ??) am Richtigften wohl auf 





36) Goͤſchen a. a. O. S. 38) Die Stelle, auf deren 

Auslegung Alles anfommt, ift 

37) Goͤſchen m a. O. ©. das cap. 20. X. de praescrip- 
. tionibus. 


\ 
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erwerbende Verjaͤhrungen zu beziehen, fo daß darnach in un: 
ferem Fall von dem Erforderniß der bona fides überall nicht 
die Rede feyn kann, was auch um fo natürlicher ift, da alle 
über die erlöfchende Verjährung redenden Gefege nur den 
Kechtöverluft vor Augen haben, den der Berechtigte erleiden 
fol, wenn er nicht zur rechten Zelt feine Anfprüche geltend 
macht. Unſere einheimifchen Gefeße beobachten über das Er: 
forderniß des guten Glaubens bei der erlöfchenden Verjährung 
ein gänzliches Stillfchweigen, und um fo eher ift anzunehmen, 
daß fie den guten Glauben nicht für erforderlich erachten ??). 
Für die eben aufgeftellte Anficht fpricht noch fehr entfchleden 
der Umftand, daß auch folche Klagen, welche aus Delicten 
entfpringen, alfo in Fällen, wo bona fides, nach der Natur 
der Sache, nicht denkbar iſt, eine erlöfchende Verjährung 
ausdruͤcklich anerkannt ift *%). 9) Die rechtliche Folge einer 
erlöfchenden Verjährung iſt im gemeinen Rechte dahin bes 
ſtimmt, daß lediglich die aus dem Recht entfpringende Klage, 
nicht aber anderweitige Wirkungen diefes Rechts durch den 
Ablauf der Verjährungsfrift untergehen. Nach den Grund: 
fägen unſeres vaterländifchen Rechts wird, aber angenommen 
werden müffen, daß durch die Verjährung nicht bloß die Klage, 
fondern auch das Recht felbft erlöfche und die Sache nunmehr fo 
betrachtet werden muß, als hätte das Recht gar nicht exiſtirt, fo 
daß von anderweitigen Wirkungen des Rechtes, namentlich 
von einer darauf zu begründenden Einrede nicht mehr die 
Rede feyn kann +"). 

a he an 
39) Auch im Saͤchſiſchen Recht 18ten San. 4797 $. 10. und bei 


wird bei der erlöfchenden Verjaͤh⸗ den Klagen wegen Ungehorfam 
rung auf bona fides garnicht ger und MWiderfpenftigkeit dienftpflic): 


fehen. Haubold Lehrbuch des 
Koͤnigl. Saͤchſiſchen Privatrechts 

40) 3. B. bei der Spolien⸗ 
klage nach der Verordnung vom 


tiger Gutsuntergehoͤrigen, nach 
der Verordnung vom 17ten Juli 
1805 $. 57. 

44) In der Verordnung vom 
14ten Mai 1783, wegen der den 
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5. 16. 


Von der Wiederherſtellung erloſchener Rechtsver— 
verhaͤltniſſe. 


Die Wiederlangung ſolcher Rechte, welche auf die eine 
oder andere Weiſe erloſchen ſind, kann aus hinreichenden 
Gründen erfolgen, und heißt: Wiedereinſetzung in den vori⸗ 
gen Stand (restitutio in integrum). Eine folche Wieder: 
berftellung untergegangener Rechte Tann gegenwärtig im 
gerichtlichen Verfahren vorlommen, namentlich gegen Ver: 
ſaͤumniſſe der Nothfriften, der peremtorifchen Termine und 
präjudicieller Proceßformalien, gegen unterlaffene Angaben 
bei einem Proclama, fo wie gegen die richterliche Entfchei- 
dungen und Erfenntniffe +). Ob aber außer dem Prozeß 
restitutiones in integrum anerkannt werden, {ft eine andere 
Frage. Zwar erwähnen mehrere unferer Statute der restitutio 
in integrum bei privatrechtlichen Berhältniffen außer dem Pro: 
zeß. Es find dies folche Statute *), welche ihre Beſtim⸗ 
mungen aus dem Nömifchen Rechte fchöpfen und den Römis 
fchen Sprachgebrauch beibehalten haben. In unferer gegen 
wärtigen Praxis ift aber, ausgenommen bei den vorerwähnten 
prozefjualifchen Verhältniffen, niemals von einer restitutio 
in integrum, oder von einer Wiedereinfeßung in den vorigen 
Stand die Rede , vielmehr wird die Sache offenbar fo anges 


Handelsbuͤchern zufommenden 
Beweiskraft heißt es ausdrücklich, 
bag die Schuld durch die gefeßs 
lihe Verjährung getilge werde, 
Auch würde man fich darauf bes 
rufen Eönnen, daß der Begriff 
einer natürlichen Verbindlichkeit, 
einer naturalis obligatio, unferm 
geltenden Rechte ganz fremd ges 
worden ift- 


42) Verordnung vom 15ten 
Mai 1834, betr. das Fünftige 
Verfahren bei Sefuhen um Wie⸗ 
dereinfegung in den vorigen 
Stand, 


43) 3.8. Eiderftedter Land; 
recht II, 5, IH, 50. Hufumer 
Stadtrecht II, 5. Friedrichſtaͤd⸗ 
ter Stadtrecht U, 17. 
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ſehen, daß das Recht, zu deſſen Erlangung eine restitutio in 
integrum nachzufuchen feyn würde, noch unverloren fey, und 
ohne Weiteres durch eine gerichtliche Klage geltend gemacht 
werden koͤnne. Es werden folglich in unferm jeßigen Rechte 
diejenigen Gefchäfte, gegen welche, nach Roͤmiſchem Rechte, 
Reſtitution zu fuchen wäre, aus den Gründen, welche eine 
Miedereinfegung In den vorigen Stand bedingen, gerades 
zu ald nichtig und diejenigen Unterlaffungen, deren nachtheis 
tige Folgen nach Römifchem Rechte erft durch eine Reftitution 
befeitigt werden müffen, ald unwirkfam betrachtet. Diefe 
Abweichung unferes jeßigen Rechts vom gemeinem Rechte 
und von den vorgenannten älteren Statuten iſt indeß eigent= 
Yich nur eine formelle, eine Abweichung. in der rechtlichen 
Auffaffung und in dem Sprachgebrauch, hat aber weder auf 
die Anwendung der gemeinrechtlichen Grundfäe, noch auf 
die der ftatutarifchen Rechte einen materiellen Einfluß, indem 
diefelben Rechte, welche ehemals durch eine restitutio in inte- 
grum erlangt wurden, jeßt ohne Meitered aus denfelben 
Gründen, aus welchen eine Reftitution zu erlangen wäre, 
mit einer Klage verfolgt werden können. Es iſt aber auch 
fein Grund vorhanden, den alteren Sprachgebrauch, welcher 
anf gefchichtliche Verhaͤltniſſe hinweißt, die für uns Feine Bes 
deutung haben, noch ferner beizubehalten, vielmehr kann es 
nur das Richtige ſeyn, folche Ausdruͤcke zu entfernen, welche 
die rechtliche Anficht der Gegenwart von den rechtlichen Vers 
hältniffen nicht richtig bezeichnen. | 





Zweites Bud. 
Perſonen⸗-Recht. 


| $. 16. 
Meberfidge 


Unter Perfon im engern und eigentlichen Sinne des Wortes 
verftiehen wir hier jedes menfchliche Wefen, und brauchen 
nicht erft hinzuzufügen, infofern es ein Subject von Rechten 
if. Denn, menfchliche Wefen, welche ganz rechtlos wären, 
giebt eö In dem jetzigen Nechtözuftande gar nicht. Die Dars 
ftellung der Rechtögrundfäge, welche fich zunächft und un— 
mittelbar auf die Perfon beziehen, perfönliche Eigenfchaften 
und perfünliche Rechte zum Gegenftande haben, bildet das 
Derfonenrecht. Wenn auch In diefem Theile des Rechtsſyſtems 
hie und da der Zufammenhang e3 erfordert, daß von Vermoͤ⸗ 
gensrechten und den einzelnen Arten derfelben geredet werde, 
fo gefchieht dies nur. auf eine beiläufige und untergeordnete 
Weiſe. Als die wichtigften rechtlichen Verhältniffe und als 
die Hauptmaterien, welche dem Perfonenrechte angehören, 
treten überall drei hervor: namlich: die Ehe, das recht: 
liche Verhaltniß zwifchen Eltern und Kinder, 
und die Bormundfchaft. Jedem diefer drei Verhält 
niſſe fol nun, und zwar in der angegebenen Ordnung, ein be= 
fonderer Abfchnitt gewidmet werden. Es giebt aber außer: 
dem eine Reihe von Thatfachen und Verhältniffen, welche 
theils als Bedingungen der Perfönlichkeit anzufehen find, 
theils rechtliche Verfchledenheiten unter den Perfonen hervors 
bringen und auf die Rechte der Jndividuen einen erheblichen 
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Einfluß aͤußeru. Die Lehre von den folchergeftalt im Perfo: 
nen= Rechte in Betracht zu ziehenden Thatfachen und Vers 
bältniffen wird zweckmaͤßiger Weife den andern Lehren vor= 
anzuftellen feyn. Sonach rechtfertigt fich die im Folgenden 
angenommene Eintheilung diefes zweiten Buchs in vier Haupt⸗ 
abſchnitte ‚ als erſchoͤpfend und angemeſſen. 





Erſter Abſchnitt. 


Von den Perfonen und den reinsperfönlichen 
Rechten im Allgemeinen. 


’ 


$ 4. 


Die Gruͤnde der rechtlichen Verfhledenheit unter | 
den Individuen. 


Die mancherlei allgemeinen Verhältniffe und Thatfachen, 
welche die Rechte der Perfonen näher beftimmen und 
in diefem erften Abfchnitt- zu behandeln find, glauben wir 
yaflend auf ſechs Claſſen zurückführen und nach einer 
natürlichen Ordnung dergeftalt abhandeln zu fönnen, daß im 
erftien Kapitel die natürlichen Zuftände betrachtet werden, 
welche auf den Umfang der bürgerlichen Rechte einen Einfluß 
äußern. Nachdem hier von den Grundbedingungen aller 
Perfönlichkeit gehandelt ift, find die rechtlichen Verſchieden⸗ 
heiten anzugeben, welche unter den Individuen durch Vers 
fchiedenheit des Geſchlechts, des Alterö, der Förperlichen und 
geiftigen Gefundheit, durch Vermögensumftände, durch Hei⸗ 
math und Wohnort begründet werden. Im zweiten Ka= 
pitel fol von dem Unterfchiede zwifchen Einheimifchen und 
Fremden; im dritten Kapitel von der bürgerlichen Wir- 
fung der Religionsverfchiedenheit; im vierten Kapitel 
von der Verfchiedenheit der Stände; im fünften Kapitel 
von der bürgerlichen Ehre und dem Range und im fechöten 
Kapitel endlich von Verwandtfchaft und nun 
Sald’s Sandbud, IV. 


* 


\ 
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und deren allgemeinen rechtlichen Wirkungen gehandelt werden. 
In Beziehung auf das letztere Verhaͤltniß wird es bloß der 
Bemerkung beduͤrfen, daß Verwandtſchaft und Schwaͤgerſchaft 
eben ſowohl Folgen einer außerehelichen Geſchlechtsgemein⸗ 
ſchaft als des ehelichen Lebens ſeyn koͤnnen, und daher am paſ⸗ 
ſendſten in dem erſten Abſchnitte abgehandelt worden. 





Erſtes Kapitel. 
Von den rechtlichen Einflüffen natürlicher 
Zuftände. 


$. 18. 
Die Srundbedingungen der Perſoͤnlichkeit. 


bgleich fchon im Allgemeinen bemerkt worden ift, daß 
jedes menfchliche Wefen rechtsfähig und im juriftifchen Sinne 
bes Wortes für eine Perfon zu achten fey, fo bedarf doch 
diefer Sat einer näheren Beftimmung, da allemal die Frage 
aufgeworfen werden fann, was zum Character eines menfchs 
lichen Weſens im juriftifchen Sinne des Wortes. gehöre, 
4) Fu gewiffer Beziehung gilt fchon die Leibesfrucht oder der. 
noch ungeborene Menfch (foetus, embryo) zu den 
Rechtöfubjecten. Nicht nur wird das Leben der Ungeborenen 
durch Strafgefee gegen rechtswidrige Verlegungen ges 
ſchuͤtzt *), und ed wird durch gefetliche Gebote für die Erhal⸗ 
tung ihres Lebens geforgt ?), fondern es ift auch Regel, daß 





1) Hieher gehört die geſetzliche 


Strafbeftimmung wider die Ab: 

treibung der Leibesfrucht (Pein⸗ 
lihe Serihtsordnung Art. 133), 
fo wie e8 eine Folge des angege⸗ 
benen Grundſatzes ift, daß die 
Hinrichtung fhwangerer Weiber 
und Überhaupt die Vollziehung 
aller Strafen, welche der Leibes⸗ 
frucht nachtheilig werden koͤnnen, 
bis nach erfolgter Entbindung 


aufgefhoben werden. 

2) 3. D. durch) die Vorfchrift, 
daß feine geftorbene Wöchnerin 
begraben werden darf, ehe das 
Kind von ihr genommen if. 
Diefe in J. 2. D. de mortuo in- 
ferendo enthaltene VBorfchrift foll 
urfprünglich durch ein Gefeß des 
Roͤmiſchen Königs Numa einge: 
führe feyn. 
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als der Anfang der Rechtöverhältniffe, in welche Kinder dem: - 
nachft bei ihrer Geburt eintreten würden, ‘die Zeit des 
Empfängniffes angefehen wird, fo daß die etwanigen Rechts⸗ 
verlüfte, welche den Vater oder die Mutter während der Zeit 
treffen möchten, da das Kind noch im Mutterleibe ift, vie 
perfönlichen Rechte des Kindes gar nicht berühren ?). Es ift 
endlich ein anerkannter Orundfaß, daß dasjenige Vermögen, 
. welches dem Kinde bei feiner Geburt zufallen würde, einft- 
weilen aufbewahrt wird, bis es durch die Geburt fich ent⸗ 
fcheidet, ob der Vermögenserwerb von Seiten des Kindes 
wirftich Statt finden foll oder nicht +). Was übrigens den 
rechtlichen Schutz betrifft, welchen die Gefee den Ungebore- 
nen gegen gewaltfame Verlegungen zufichern, fo ift ed bes 
merfenswerth, daß diefer Schuß nicht nur weniger ftarf ift, 
als in Betreff der ſchon Gebörenen, fondern daß auch, naments 
lich nach den älteren Geſetzen, in diefer Beziehung ein Unter: 
ſchied darauf-beruht, ob die Leibesfrucht fich in einer frühes 
ren oder fpaäteren Periode ihrer Entwidelung befindet 5). 





Strafe eine noch gelindere feyn. 


3) Ob ein Kind den Adel oder 
andere Standesrechte und die 
Rechte des Indigenats habe oder 
nicht, ift nad) der Zeit der Con: 
ception zu beſtimmen. 

4) &o verbleibt die ſchwan⸗ 
gere Wittwe nach dem Tode ihres 
Mannes einftweilen in dem Be⸗ 
fig der Maſſe. Sachſenſpiegel 
1, 33, Juͤtſches Fiv. I, 3. 

5) Nach dem angeführten Ar: 
tikel 133. der peinlichen Gerichts: 
ordnung trifft diejenigen, welche 
fhwangern Weibsbildern Kinder 
abtreiben, nicht die Strafe des 


‚” Mordes, fondern die des Todt; 


ſchlags, und wenn das Kind noch 
nicht lebendig war, fo foll die 


— 


Die peinliche Gerichtsordnung 
geht naͤmlich von der bei aͤlteren 
Phyſiologen allgemein angenom⸗ 
menen und jetzt noch gewiß bei 
dem groͤßten Theile des Volkes 
ea Anſicht aus, daß die 
eibesfrucht niche im Moment 
der Empfängniß, fondern erft 
in einer fpäteren Periode der 
Schwangerfchaftleben undSeele 
empfange. Wenn aud) die ge⸗ 
lehrte Phyfiologie über die Be; 
feelung der Embryonen gegen: 
wärtig eine andere Theorie auf- 
ſtellt, fo ift doch einleuchtend, 
daß diefe Veränderung in den 
phyſiologiſchen Lehren die ges 
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Man kaun demnach allerdings wohl behaupten, daß die volle 
Rechtsfaͤhigkeit erft mit der wirklichen Geburt ihren Anfang 
nehme. 2) Damit ein Kind als vechtsfählg erachtet werde, 
‚gehört nämlich, daß es lebendig zur Welt fomme, 
Die Thatfache, daß ein Kind Tebendig zur Welt gekommen 
ift, Tann gegenwärtig durch jeden an fich hinreichenden Bes 
weis in Gewißheit gefetst werden, und hat ohne Zweifel auch 
‚ von jeher auf dieſe Art bewiefen werden koͤnnen. Denn 
wenn aucı) ältere Rechtsquellen die Bedingung aufftellen, daß 
das Kind die vier Wände befchrieen haben müffe, fo ift doth 
da unftreitig dad Geſchrei des Kindes bloß als das gewöhns 
liche, Teinesweges aber ald das ausfchlleßlich in Betracht 
fommende Lebenszeichen genannt worden 5). Der an die 
Spitze des Juͤtſchen Lovs 7) geftellte Sag: daß nur das ges 
taufte Kind erbe, kann jeden Falls nicht auf andere Rechts⸗ 
verhältniffe ausgedehnt, und nicht auf die allgemeine Rechts⸗ 
fähigkeit bezogen werden. Was die Firchlichen Verhältnifle 
betrifft, fo muß freilich die Taufe, als die Bedingung zur 
Theilnahme an den Rechten der chriftlichen Gemeinfchaft anz- 
gefehen und es müßten darnach die ohne Taufe geftorbenen 
Kinder als Ungläubige angefehen und behandelt werden ®). 
In neuern Zeiten hat jedoch eine mildere Praxis unftreitig die 





- feglihen Beftimmungen -über 
die Art, wie die Strafe der Ab: 
treibung der Leibesfrucht abzu⸗ 
ftufen fey, Eeinesweges aufhes 
ben oder verändern fönne, Bol. 
übrigens Fe uerbach Lehrbuch 
des peinlichen Rechts $. 396. 
6) Bgl. Eichhorn deutſches 
Privarreht $. 334 Der Sad): 
- fenfpiegel I, 33. fann namentlich 
niht, wie Schrader im ehr: 
buch $. 2. annimmt, fo verftan; 
den werden, daß fein anderes 


Lebenszeichen ald das Schreien 


elte. 

7) Juͤtſches Lov I, 1. 

8) Nach gemeinem Kirchen⸗ 
recht (Boelimer jus eceles. 
protest. p. I081; jus parochiale 
p. 220.) ſollten die Leihen uns 
getaufter Kinder nicht in der ges 
weiheren Erde des Kirchhofes bes 
ftattet werden. Vgl. im Webris- 
gen die Anm. zum Aften Cap. des 
Juͤtſchen Lovs in meiner Aus⸗ 
gabe, 
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ältern firengeren Grundfäße außer Hebung gebracht. In Ber 
ziebung aber auf bürgerliche Verhaͤltniſſe kommt der Umftand, 
ob das Kind getauft ift, oder nicht, nur bei der Erbfolge nach 
Juͤtſchem Lov in Betracht. 8) Außer der lebendigen Geburt 
wird zur Rechtsfaͤhigkeit menfchliche Geftalt des ge« 
borenen Wefens erfordert. Mangelt ed an: diefem Ers 
forderniß, fo heißt die zur Welt gefommene Leibesfrucht eine 
Mißgeburt. Daß der Mangel einiger Gliedmaaßen oder 
einiger Sinne nicht fchon dad Weſen einer Mißgeburt aus⸗ 
mache, fagen unfere Nechtöquellen ausdrüdlich °). Was 
ober zum Weſen einer Mißgeburt gehöre, haben fie nicht bes 
ſtimmt. Ohne Zweifel wird indeß der Mangel eines menfchs 
lifch gebildeten Kopfes ald das wichtigfte Kennzeichen anges 
fehen werden müffen. Auf jeden Fall aber ift die Beurthei⸗ 
ung, ob ein geborenes Wefen für eine Mißgeburt zu halten 
fey, dem beifommenden Gerichte zu überlaffen, und eine 
eigenmächtige Tödtung von Mißgeburten ift allen andern unters 
fagt 20). 4) Als letztes Erforderniß rechtlicher Perföntichkeit 
iſt endlich noch die Lebensfähigkeit (Vitalitaͤt) des 
Kindes zu nennen. Obgleich neuere Rechtögelehrte *") diefe 








\ 


9) Sacjfenfpiegel I, 4. fpricht 
ausdrücklich einem ftummen, ohne 


‚Hände und Füße oder blindgebors 


nen Kinde die Rechtsfaͤhigkeit zu. 

10) Hebammen:Drdnung vom 
48ten Febr. 1765, te Abtheilung 
6.9: ,, Mißgeburten follen fo 
wenig von der Hebamme, als 
von den Anverwandten getödtet 
werden, jondern jene, wenn 
die Miißgeburt nicht gleich wies 
der ftirbt, den Fall der Obrigkeit 
anzeigen, auch in Abfiche der 
Nothtaufe, mit einer folchen 
Mißgeburt, dafern fih an der- 


felden die vornehmften Stüde 
der menſchlichen Geſtalt befinden, 
wie mit andern Kindern, verfahs 
ren.“ Der legte Theil diefes 
Paragraphen gehört eigentlich 
nicht hieher, da derjelbe fich offen» 
bar bloß aufmißgeftaltere Kinder, 
aber feinesweges auf eigentliche 
Mißgebutten bezieht. 

11) Thtbaut’s Panderten 
Ste Ausg, $. 121, Mühlens 
bruch's Lehrbuch des Pander- 
tenrechts I. Bd. 6. 177. bes 
merfen mit echt, daß L 12, 
D. de statu hominum feines» 


Erfter Abſchnitt. Allgem. Perſonenrecht. 87 


Bedingung der Rechtsfähigkeit. nach Roͤmiſchen Rechte zu bes 
zweifeln angefangen haben, fo beruht doch unftreitig die ge= 
wöhnlich angenommene Meinung auf andern Rechtöquellen, 
welche die erwähnte Eigenfchaft (Xeibhaftigkeit, Gliedmaͤßig⸗ 
keit) als Bedingung der Rechtsfaͤhigkeit entweder ausdruͤcklich 
nennen, oder deutlich genug darauf hiuweiſen 122). Dagegen 
wird man allerdings einräumen müffen, daß die Lebensfähig- 
feit eines Kindes nicht nach der Dauer der Schwangerfchaft, 
fondern nach dem Grade der phyfifchen Ausbildung zu beurs 
theifen ift, wobei es fich von ſelbſt verftieht, daß weder koͤr⸗ 
perliche Mißbildung noch die Schwächlichkeit eines neuges 
borenen Kindes, noch auch organifche Fehler, die das Fort⸗ 
Yeben unmöglich machen, hier in Betracht kommen fönnen ??), 
Weberlebt aber ein zu früh geborenes Kind die normale Zeit, 
fo wird e8 In feinem Fall als eine ungeltige Geburf angefehen 
und demfelben de Nechtsfähigkeit nicht abgefprochen werden 
tönnen **). Die Lebensfähigkeit eines Iebendiggeborenen Kin 
des, fie mag bei der Geburt vorhanden feyn, oder fich erft ſpaͤ⸗ 
terhin auswelfen, begründet, ohne daß eine weitere Fortſetzung 
des Lebens erforderlich wäre, an und für fich Die Rechtsfaͤhigkeit. 





wegs den Sag enthalte: ein am 
4182ften Tage nad) der Concep⸗ 
tion geborenes Kind fey für les 
bensfähig zu achten, fondern daß 
die Stelle fich bloß auf die Frage 
beziehe, ob ein ſolches Kind fuͤr 
legitim zu halten ſey. 

42) Sachſenſpiegel I, 33. 
braucht von einem bis zur völlk 
gen Reife ausgetragenen Kinde 
den Ausdruck: Leibhaftig, 
und der in der peinlichen Gerichts; 
ordn, Art. 131. gebrauchte Auss 
druck: Sliedmäßig Kind: 
lein wird wenigſtens gemeinigs 
lich auf die Vitalität des Kindes 


bezogen, Vol. de Boehmer me- 
ditationes in C, C.C, ad Art. 
4131. $.5 


43) Einzelne neuere Schrift: 
ftellee über das Verbrechen des 
Kindermordes haben dem Begriff 
der Vitalität, oder der Glied: 
maͤßigkeit, einen fo ungebührlich 
weiten Umfang gegeben. 
Sans über ben Kindermord 
&.72. und Feuerb ach's Lehr⸗ 
* des peinlichen Rechtes 6. 


44) Bol. Muͤhlenbruch 
a. a. O. Note 2. 


Dale 
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| Webrigens wird hier immer unter Geburt jede Art, wie das 
Kind zur Welt: kommt, .und namentlich auch die Entbindung 
der Wöchnerin durch den fogenannten Kaiferfchnitt verftanden. 
5) Was das Ende der rechtlichen Perfönlichkeit 
anbetrifft, fo hört die Rechtsfähigkelt wiederum mit dem 
Leben auf. Nach unfern Rechtsbegriffen können Verſtorbene 
oder Leichname nicht als Subjecte von Rechten angefehen 
werden. Denn wenn auch die Gräber und Leichname der Vers 
ftorbenen und felbft die Ehre und der gute Name der Todten 
rechtlichen Schuß genießen, fo find doch die hier in Betracht 
fommenden Vergehen nicht ald Rechtöverleungen gegen die 
Todten, -fondern entweder ald Störungen der öffentlichen, 
kirchlichen oder bürgerlichen Ordnung, oder ald Beleidigungen 
der Erben anzufehen *6). Der Tod eines Menfchen iſt dem⸗ 
‚ nach der Zeitpunct, wo feine bisherigen Rechtöverhältniffe 
ganz erlöfchen, oder auf feine Erben übergehen. Erfolgt der 
Uebergang des von einem Verftorbenen nachgelaffenen Vers 
mögend nicht fogleich nach feinem Tode, fo bildet diefes Vers 
mögen, ald Erbmaffe, biöweiter eine befondere moralifche 
Perſon. Der Zeitpunct des erfolgten Todes muß, damit die 
rechtlichen Wirkungen des Todes eintreten koͤnnen, genügend 
bewieferr werden. Der Beweis hat hier gewöhnlicher Weife 
feine Schwierigkeit. Zwei Falle, in welchen die Sache fich 
anders verhält, müffen aber befonders hervorgehoben werden. 
Einmal wenn ein Abweſender, deffen Leben und Aufenthalt 
unbekannt ift (ein Verfchollener), feit fo Ianger Zeit von _ 
feinem Wohnorte entfernt bleibt, daß der erfolgte Tod defs 


15) Weber über Sjnjurien s. v. Afdgd, auch Derfted’s 
und Schmaͤhſchriften Afte Abe juridiſt Archiv Stes Heft S. 147. 
theil. S. 29. Dänische Schrift; Der in diefer legten Schrift ers 
ftellee und Gerichte find in Bes zählte Fall aus dem Sjahre 1805 
treff der Injurien gegen Verſtor⸗ betrifft eine Schmähung gegen 
bene viel weiter-gegangen. Vgl. König Friedrich IU. 

Baden juridiff Ordbog . Bd. 
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ſelben mit Grund zu vermuthen iſt, und zweitens, wenn es 
ungewiß iſt, wer unter mehreren Verſtorbenen zuerſt oder zu⸗ 
letzt geſtorben iſt. Was den erſten Fall betrifft, ſo hat man 
ſeit langer Zeit, mit Ruͤckſicht auf eine Stelle in den Pſal⸗ 
men *0), die Regel befolgt, daß wenn ein Verfchollener Dad 
fiebenzigfte oder achtzigfte Jahr erreicht habe, der Tod defs 
feiben zu präfumiren fey. Nach den jetzt geltenden Grunds 
ſaͤtzen 27) können Verfchollene, wenn fie das fiebenzigfte Jahr 
erreicht haben, oder wenn bei der Vollendung des fiebenzigs 
fien Jahres feit der Entfernung oder Vermiſſung des Abwes 
fenden, oder feit der von feinem Leben eingegangenen letzten 
Nachricht noch nicht volle zehn Fahre verfloffen find, mit Ab⸗ 
lauf des achtzigften Jahres für todt erklärt werden, und zwar 
ift in der Todeserklaͤrung der letzte Tag des fiebenzigften oder 
achtzigften Jahres als der Todestag des Abwefenden zu bes 
zeichnen 18). Es folgt Hieraus, daß ein Abmefender bis 
zum zurüdgelegten fiebenzigfien und achtzigften Fahre, die 
Prafumtion des Lebens für fich habe, und daß es daher für 
die rechtlichen Folgen der Thatfache, daß ein folcher Abwe⸗ 
fender noch lebe, Feines Beweijes bedarf 12). Mit der Volls 
endung des fiebenzigfien oder achtzigften Jahres tritt aber vie 
entgegengefeßte Prafumtion ein?°), welche indeß Ihre volle recht: 
liche Wirkſamkeit erft dadurch erlangt, daß der Abwefende durch 


ein oͤffentliches Proclama aufgefordert werde, und weder der - | 





16) Pfalm 90.8. 10. ‚‚Unfer 
Leben währet fiebenzig Jahre und 
wenn es hoch fommt, fo find es 

achtzig Jahre.“ 
AN Verordnung vom Iten 
Nov. 1798 über die Rechte der 
Abmwefenden. 

48) Angeführte Berorbnung 
F. 2 und 3. Durch diefe bes 
ſtimmte Vorſchrift ift die ge 


meinrechtliche Controverſe über 


diefen Punet klar entfchieden, 
über welchen fonft zu vergleichen 
it: Cropp und Heife juriftis 
fa: — I, Bo. ©. 


* —— Holſt. Anzeigen 
für 1838 S. 210 

20) Schlesw. — Anzeigen 
für 1838. 
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Abwefende noch Jemand von feinetwegen fich Darauf meldet?*), 
Tach den früherhin geltenden Beftimmungen konnten die ſon⸗ 
fligen nachften Erben, die einem Abwefenden zugefallene Erb⸗ 
fchaft gegen genugſame Caution de restituendo fich auslie« 
fern Taffen und. behielten diefelben, wenn der Abwefende fich 
innerhalb dreißig Jahre nicht meldete 22). In diefem Fall 
hatte demnach der Tag, an dem die Erben den Antheil des 
Abwefenden in Empfang nahmen, die Wirkung des Todes⸗ 
tages. Es iſt diefer Satz des älteren Rechtes aus dem Grunde 
zu bemerken, weil ohne Zweifel noch gegenwärtig in den 
Schuld= und Pfandprotocollen manche Cautionen wegen Re⸗ 
ftitwirnng folcher Erbfchaften notirt ftehen, bei deren etwanls 
ger, Dellrung es nach den Grundfägen des älteren Rechtes 
zu verhalten iſt. Won diefen Regeln über die Todeserflärung 
eines Abwefenden findet in den Fällen eine Ausnahme Statt, 
wenn ein Abwefender unter befonderen Umftänden, mit Ruͤck⸗ 
ficht auf vorhandene Beweisthümer oder Vermuthungsgründe, 
welche eine moralifche Gewißheit feines Ablebens bewirken, 
vor feinem fiebenzigjährigen Alter für todt gehalten wird. 
Die ZTodeserflärung kann dann zwar ohne Abwartung einer 
längeren Friſt erfolgen, jedoch nur von den Oberdicafterien, 
oder mit deren einzuholender Genehmigung erfolgen 22). Dain 
ſolchen Fällen allemal ein Proclama an den Abwefenden erlaffen 
werden muß, fo wird der Zag, an welchem das Proclama 
abläuft, als der Todestag des Abweſenden anzufehen feyn 2*), 





21) Dies Proclama kann zwar 22) Verordnung vom I1ften 
nad) Vollendung des fiebenzigften Der, 1740. C. C. H. 18. 
Lebensjahres erlaffen, — aber S. 159 u. f. 
die Praͤſumtion des erfolgten | 
Todes erft mit Vollendung des — vom Iten 
achtzigften Lebensjahres eintritt, ur $.8. 
fo muß mit der Todeserflärung 24) Nach dem Patent vom 
bis dahingewartet werden, Vers Aten April 1797, betr. die Ein⸗ 
ordnung vom Hten Nov, 1798 ſchraͤnkung der Foͤrmlichkeiten in 
23. Praͤcluſionsfaͤllen. 


L) 
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Dieſe letzten Beſtimmungen finden beſonders Anwendung auf 
ſolche Seefahrer, die nur kurze Reiſen machen, und hoͤch⸗ 
ſtens in einigen Monaten zuruͤckzukehren beabfichtigen ?°). 
Was den zweiten Fall betrifft, fo fan, wenn Mehrere gleichs 
zeitig verfterben, über die Priorität des Todes um fo Ieichter 
Zweifel entftehen,, weil es dabei in manchen Fallen nicht bloß 
darauf anlommt, den Todestag, fondern auch felbft die Todes. 
ſtunde zu ermitteln. Für das Verhältniß von Afcendenten und 
Defcendenten ftellt das Juͤtſche Lou ?°) die Vermuthung auf, 
daß die Defcendenten vor den Afcendenten geftorben find. Das 
Ssütfche Lov enthält aber über die Priorität des Todes feine andere 
Beftimmungen, und aus der angeführten ein allgemeines 
Princip zu abftrahiren, möchte bedenklich feyn. Im Gebiet 
beö gemeinen Rechtes kommt die Prafumtion des Nömifchen 
Rechts, daß die Unmiündigen vor den Mündigen geftorben 
find, und daß mündige Defcendenten. die Afcendenten übers 
lebt haben, zur Anwendung 27). In Ermangelung geſetz⸗ 
licher Prafumtionen über diefen Punct muß der Beweis des 
fpäter erfolgten Todes einer Perſon auf die gewöhnliche Weiſe 
geführt werden, fo daß ohne diefen Beweis alle durch dem 
fpäter erfolgten Tod eines Menfchen bedingten Rechte nicht 
wirffam werden koͤnnen. Sobald übrigens der Tod eines 
Menfchen conftatirt ift, treten die rechtlichen Folgen deffelben . 





25) Den Ständeverfamme 
lungen ift im Sahre 1838 der 
Entwurf zu einem Patente, ent: 
haltend ergänzende Borfchriften 
zu der Verordnung vom Iten 
Novp. 1798, vorgelegt worden, 
welches genauere Beftimmungen 
über die Todeserklärung folcher 
Seefahrer enthalten foll, Schless 
wigihe Ständezeitung S. 15, 
— Staͤndezeltung S. 


26) Juͤtſches Lov J, 1. Kap. 
2 u. 3. Dieſe Stelle ſpricht 
zwar nur von Aeltern und Kin⸗ 
dern, muß aber in dem angege⸗ 
benen allgemeineren Sinne aufe 
gefaßt werden, da nad) der übe 
lihen Erklärung des Juͤtſchen 
£ovsl, 2, 4. in der aufs und abe 
fteigenden Linte das Mepräfentas 
tionsrecht gilt. 

27) Muͤhlenbruch a. a. O. 


. 
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ein, wenn gleich anftandshalber eine Weile gewartet wird, 
ehe, in Betreff des Nachlaffes, andere Maaßregeln vorge- 
nommen werden, als folche, die zur Eonfervation der Maffe 
erforderlich find. Die bei einigen Nechtögelehrten 28) vors 
fommende Behauptung, daß nach einem alten Glauben die 
Verftorbenen noch dreißig Tage nach dem Tode ald Iebend 
betrachtet worden wären, beruht auf einem Mißverftande 2°). 
Die Lehre von der wahrfcheinlichen ‘oder mittleren 
Lebensdauer der Menfchen, auf welche bei manchen 
neueren Rechtöinftituten wie bei Leibrenten, Wittwencaffen 
und Kebendverficherungen befondere Rücficht zu nehmen Ift, 
beruht auf Feiner gefeßlichen Beſtimmung, fondern auf Re: 
fultaten der Erfahrung, und gehört aus dem Grunde nicht 


hieher 3°). 
$. 19. 


Natürlihe Zuftände, welhe auf den Umfang der 
Rechte Einfluß Haben. 1) Verfchiedenpeit 
des Geſchlechts. 
Der Umfang der Rechtöfähigkeit, welcher einem menfchs 
lichen Weſen zukommt, kann fowohl in Betreff der Rechte 





28) Danz Handbuch des 
deutſchen Privatrechts I. Bd. 
S. 5u. ſ. Mittermaier’s 
deutſches Privatrecht 5te Aus⸗ 
gabe $. 145. 

29) Der dreißigtägige Zelte 
raum, während welcher nad) dem 
Tode eines Berftorbenen alles in 
statu quo bleiben follte, war in 
vielen Ländern die gewöhnliche 
Dauer der Seelenmeffen , welche 
mit zu den Begräbnißfeierlichkeis 
ten gehört. Daß in diejer Zeit 
der Erbe nicht verklagt und kein 
Erbtheilungsgefchäft vorgenom⸗ 
men werden konnte, war eben 
fo natürlich, ald wenn man jegt 


dergleichen Gefchäfte nicht vor⸗ 

nimmt, fo lange die Leiche über 
der Erde flieht. Vgl. Dreyer 
de usu genuino juris anglo- 
saxonici in explicando jure 
eimbrico et saxonico pag. 108; 
seq. 


30) Wichtige Schriften hier⸗ 
über find: Caſper die wahr: 
fcheintiche Lebensdauer des Mens; 
fhen, Berlin 1835. Mofer 
die Geſetze der Lebensdauer, Ber: 
lin 1839. Vgl. audy mehrere hie: 
her gehörige Bemerkungen im 
Staatsb. Mag. VILBd. S. 211 
und X, Bd, ©, 116 u. f, 
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ſelber, als in Beziehung auf die eigene Ausuͤbung derſelben 
ein verſchiedener ſeyn und wird insbeſondere durch verſchledene 
natuͤrliche Zuſtaͤnde und Verhaͤltniſſe naͤher beſtimmt. Zuerſt 
fommt hier die Verſchiedenheit des Geſchlechts in Be— 
tracht. Die meiften unferer Rechtsquellen beachten bloß den 
Fall eines”entfchiedenen Gefchlechts, und erwähnen nur der 
männlichen und weiblichen Perfonen. Ob der Sachfenfpiegel 
der Zwitter erwähnt, iſt zweifelhaft *"), gewiß jedoch, daß 
in der Praris an eine folche Gefchlechtsbefchaffenheit Feine be= 
fondere rechtliche Nachtheile mehr geknüpft find. Im Fall 
bed Vorkommens wirklicher Zwitter ift die gemeinrechtliche 
Negel, daß das vorherrfchende Gefchlecht über die Rechts⸗ 
verhältniffe entfcheide, eine fehr natürliche. Im Allgemeinen 
find die beiden Gefchlechter, das Männliche und das Weib: _ 
liche, in rechtlicher Beziehung für gleich zu halten. Doch 
leidet diefe Negelin Betreff des weiblichen Gefchlechts, manche, 
ungeachtet die rechtlichen Befchräntungen des weiblichen Ges 
fchlechtö nach und nach immer mehr verfchwunden find, noch 
gegenwärtig fortdauernde Ausnahmen, von welchen folgende 
die wichtigften find. 1) Sind die Weiber zur Verwaltung | 
richterlicher und obrigkeitlicher Aemter unfähig. In Erwers 
bung und Ausübung der in der gutöherrlichen Gewalt liegen- 
den Rechte find indeß Frauensperfonen auf Feine Weife be= 
ſchraͤnkt, und in den erhaltenen Klöftern verwalten die Vor⸗ 
fieherinnen und Conventualinnen fogar einzelne richterliche 
und obrigfeitliche Gefchäfte ausſchließlich. 2) ES find ferner 
die Weiber ebenfalls von Firchlichen Aemtern ausgeſchloſſen, 
und namentlich zum Empfang der Firchlichen Weihe unfähig? *). 


31) Im Sacjfenfpiegel I, 4. altvile follten al3 unfrei und 
kommt das Wort Altvil vor. erbunfähig gelten. 
Vol. Grimm deutſche Rechts-⸗ - 32) G. L. Boehmer prince, 
alterthuͤmer S. 409. Diefe juris canoniei $. 95. 
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3) Zu Gemeindeänitern ?3) und zu den Stellen von Mitglle⸗ 
dern der Ständeverfammlungen 20) find Frauensperfonen 
nicht nur nicht wählbar, fondern. in diefer Beziehung auch 
von aller Wahlberechtigung ausgefchloffen. 4) Auch giebt es 
eine Reihe von Gefchäften, wie die Advocatur, die Procus 
ratur, dad Notariat, Euratelen, die alle ald nur für Männer 
geeignet (als officia, munera virilia) angefehen werden und 
Meibern nicht übertragen werden follen. Daffelbe gilt von 
BVormundfchaften, wenn nicht befondere Ausnahmen geftattet 
find. Als Teftamentszeugen und überhaupt in allen den Fällen, 
wo Solennitätszeugniffe erforderlich find, werden allein Maͤn⸗ 

ner zugelaffen, nur mit der Ausnahme, daß Frauensperfonen 
eben fo. gut wie Männer Zaufzeugen feyn koͤnnen. In Betreff 
der Zeugniffe, die Lediglich zum Beweiſe dienen follen, wird 
jest zwifchen Maͤnnern und Weibern im Allgemeinen gar Fein 
Unterfchied gemacht *°). Von der Vornahme der Nothtaufe 
find zwar die Weiber nicht abfolut ausgefchloffen. Indeß 
ſchreibt das Juͤtſche Lov 36) ausdrädlich vor, daß Frauens⸗ 
perfonen diefe Handlung nur infofern vornehmen dürfen, als 
dazu Feine Männer zu haben find und auf gleiche Weife wird 
ed in Fällen der Art wohl überall gehalten. 5) Eine wichs 
tige Beſchraͤnkung ‚der Weiber in privatrechtlichen Verhälts 
niffen entficht durch die gefeßliche Vorfchrift, daß Frauens⸗ 
perjonen viele rechtliche Gefchäfte nur unter Beiſtand eines 
ARE AB ERS 


33) 3. B. Reglement für die 
oͤconomiſche Verwaltung der 
Stadt Plön vom 26ften juni 
41824 $. 7, und auf ähnliche 
Weiſe In den andern Stadtregler 
ments. Syſtem. Samml, der 
Verordn. V.Bd.©.176. Diefe 


Vorſchrift beziehe fih zwar nur 


aufdie Wahl der deputirten Buͤr⸗ 

ger. Aehnliches gilt aber von 

allen Gemeindeämtern. 
34) Verordnungen wegen näs 


herer Regulirung der ftändifchen 
BVerhältmiffe vom 15ten Mai 
1834 $. 3u.4. | 
35) Ehemals war ed nad 
einigen Statuten anders und die 
Zulaffung der Weiber als Bes 
weiszeugen beſchraͤnkt. Hach 
das alte luͤbiſche Recht ©, 571. 
Sachſenſpiegel I, 33. Bol. 
Mittermaier deutſches Pris 


vatrecht $. 56. Note 5. 


36) Sürfches Lov I, 4 6. 4. 
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Gefchlechtövormundes eingehen koͤnnen. Won dieſer Ge⸗ 
ſchlechtsvormundſchaft (cura sexus) wird im Kapitel von 
der Bormundfchaft gehandelt werden ?”7). 6) Wichtige Bes 
fchränfungen der Rechte des weiblichen Gefchlechtd in Ver— 
haltniß zum weiblichen fommen im Erbrechte vor, indem bis⸗ 
weilen die Männer unbedingt den Weibern vorgehen oder auch. 
"eine geringere Erbportion erhalten, Die im neuern Tübfchen. 
Rechte enthaltene Beſchraͤnkung der Frauensperfonen in Bes 
treff der Befugniß, Teſtamente zu errichten, ift in den Her⸗ 
zogthümern niemals in Gebrauch geweſen ??). 7) Aufder 
anderen Seite erfcheinen aber auch die Frauensperſonen, in 
einiger Beziehung, als vor den Männern begünftist. So 
tritt 3. B. in einzelnen Verhältniffen die Nechtsfähigkeit der 
Frauensperſonen früher ein als die der Männer; die Frauens⸗ 
perfonen find von rein =perfönlichen Staatds und Gemeinde- 
dienften befreit, und das gemeine Recht gewährt ihnen bes 
fondere weibliche Nechtswohlthaten, von denen am gehörigen 





37) Was vorher bemerkt wors 
den ift, daß den Weibern bei 
ben Wahlen der Ständemitglies 
der weder Wahlberechtigung noch 
Waͤhlbarkeit eingeräumt ift, kann 
ſchwerlich ald eine Folge der ‚ges 
feglichen cura sexus angefehen 
werden. Sin $. 3. der Verord⸗ 
nung vom 15ten Mai 1834 
ift zwar in der ‚bier zur Frage 
ftehenden Beftimmung die gefeßs 
liche Euratel erwähnt, aber ohne 
Zweifel bloß um die Srauenspers 
fonen indtrect zu bezeichnen, nicht 
aber um den Grund der Befchräns 
fung anzugeben. Bei Predigers 
wahlen wenigftens wird die Wahl⸗ 
berechtigung ben felbftftändigen 
Frauensperſonen nicht beftritten. 

38) Nach dem Sachfenfpiegel 


1, 17. $. 11. ftehen die Frauen⸗ 
zimmer den Diännern in der Bes 
erbung von Eltern, Gefchwiftern 
und Kindern nach, welches frei⸗ 
lich in dem Maaße nicht mehr 
güt. Die Schleswigfchen Ver⸗ 
ordnungen über dieErbfolge in die 
Feſte- und Bondenguͤter vom 
44ten April 1766 $. 2,5 u. 6. 
und vom 18ten Jan. 1777 $.2. 
geben dem männlichenGefchlechte 
einen Vorzug vor dem weiblichen. 
Nach dem Juͤtſchen Lov erhalten 
die Frauensperfonen in der Regel 
nur halbe Erbportion in Vergleich 
mit Männer. 

39) Lübfches Recht II, 1. Art, 
10 u, 14. Bol. Hach uͤber Vers 
fügungen auf den Todesfall nach 
tübifhem Recht, Luͤbeck 1827, 


5 
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Orte wird gehandelt werden. 8) Bei Eidesleiftungen kommt 
die Eigenthümlichkeit vor, daß die Form diefer Handlung bei 
Meibern eine andere iſt als bei Männern 4°). Zwar iſt bie 
Stellung des weiblichen Gefchlechts im Laufe der Jahrhunderte 
eine andere und die Zurücfeung deffelben in Verhaͤltniß zum 
männlichen Gefchlechte eine geringere geworden. Diefe aller: 
dings merkwürdige Veränderung ift indeß in den Öffentlichen 
Rechtöverhältniffen nicht fehr merklich. Denn die Ausfchlies 
fung oder die Befreiung des weiblichen Gefchlecht3 von oͤffent⸗ 
lichen Gefchäften ift, wie fie denn auch unftreitig in der na= 
türlichen und fittlichen Beftimmung des Weibes ihren Grund 
hat, im Allgemeinen immer dieſelbe geblieben. Was die 
privatrechtlichen Verhältniffe betrifft, fo zeigt fich die einge 
tretene Veränderung hauptfächlich bei der Geſchlechtsvormund⸗ 
fchaft und bei dem Erbrechte der Frauensperfonen. Das in 
diefer Beziehung gefchichtlich Bemerlenswerthe wird daher am 
pafiendften in diefen fpeciellen Abfchnitten bemerkt werden. 
Bei der jet noch obwaltenden Verfchiedenheit in den rechte 
lichen Verhältniffen der beiden Gefchlechter wird es übrigens 
feinen Zweifel leiden koͤnnen, daß eine wiffentliche und ab⸗ 
fichtliche Verheimlichung des wahren Gefchlechts einer Perfon 
als unzuläffig zu betrachten if. Sollte fich, nachdem eine 
Perſon zu dem einen oder dem andern Gefchlechte ift gerechnet 
worden, ein Irrthum in Betreff des Gefchlechts ergeben, und 
dadurch eine Veränderung des Namens und der Bekleidungss 


weiſe erforderlich werden, fo ift ohne Zweifel eine eigenbes 
liebige Veränderung in diefer Beziehung ald unzuläffig zu be⸗ 
trachten, und ed wird erforderlich feyn, daß die Obrigkeit. 


nach vorausgegangener Uhterfuchung die Veränderung vers 


füge **). 





40) Röslin von befondern änderung liegt died in der Ver: 
weiblihen Rechten J. Bd. S. 19. fügung vom 30ſten Zuli 1812. 
41) In Betreff der Namens Nach gemeinem Rechte ift zwar 


\ 


a 
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2) Redhtlider Einfluß der Altersverfhiedenpheit. 


Da die Förperlichen und geiftigen Kräfte des Menfchen 
ſich nur fehr allmaͤhlig entwideln und erft verhaͤltnißmaͤßig 
fpät zur vollftändigen Ausbildung gelangen, fo muß auch für 
die rechtlichen Verhältniffe da 5 Alter ein fehr einflußreiches 
Moment feyn. Die wichtigfte durch das Alter begründete Ver: 
fchiedenheit zwifchen den Landeseinwohnern ift der zwifchen 
Unmündigen und Mündigen, oder Volljährigen. Nach altes 
ren Rechte blieben die Frauensperfonen unter einer beftandi- 
gen Vormundfchaft, und nur die Perfonen männlichen Ges 
fchlechts wurden im eigentlichen Sinne mindig +2). Dies hat 
laͤngſt aufgehört *?) und gegenwärtig heißen mündig alle 


überhaupt eine willführliche Na⸗ 
mensänderung ohne rechtswidrige 
Abſicht nicht unzuläffig oder ftraf- 
bar. Dieſer gemeinrechtliche 
Grundſatz ift aber durch die an⸗ 
geführte Verfügung für beide 
Herzogthuͤmer abgeändert. Dies 
fheint in der Entſcheidung des 
Holft. Obergerichts (Schlesw. 
Holſt. Anzeigen fuͤr 1839 S. 
271.) nicht beachtet zu ſeyn. 
42) Muͤndig iſt ohne Zwei⸗ 
fel nicht von Mund abzuleiten, 
obgleich man ſagen koͤnnte, daß 
das Wort paſſend diejenigen be; 
zeichne, welche felbft für fich fpre= 
chen fönnen, gleichſam mundfer; 
tig geworden find, wie in einie 
gen Gegenden Deutjchlands dies 
jenigen, melde unter Euratel 
fommen, mundtodt beißen. 
Es bildere dann mündig den 
Gegenſatz zum lateinifchen in- 
fans, Im Yslandifchen heißt aber 
Saldis Zandbuch IV. 


mund: Sand, manus, welche 
Worte in allen Sprachen bildlich 


‚gebraucht werden, um Gewalt, 


Herrſchaft, Schuß zu bezeichnen. 
MWahrfcheinlih Hat die dautfche 
Sprache ehemals ein ähnliches 
Wort in gleicher Bedeutung ges 
habt. Mündig find darnach 
diejenigen, die fich felbft fchüßen 
fönnen, qui in suam tutelam 
venerunt. Die leßtere Erklärung 
ift wohl die richtigere. Im alten 
Dithm. Landrecht kommt flatt 
mündig auch vormünder 


vor. z ‘ 

43) Die lebte Spur biefes 
älteren ®rundfaßges ift verſchwun—⸗ 
den in Folge der Reſolution vom 
7. Sept. 1767, betr. die Volljaͤh⸗ 
tigkeit der Frauen in Tondern und 
Durg auffehmern. In Tondern 
hatte man bis dahin die Frauens: 
perfonen unter einer beftändigen 


Vormundſchaft gehalten. 


7 


5 


— —— 
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Perſonen männlichen oder weiblichen Gefchlechtd, welche nicht 
mehr unter VBormundfchaft ftehen, fondern in eigener Perfon 
ihre Güter verwalten koͤnnen, infofern nicht Frauensperfonen - 
etwa eines Curators bedürfen. Der ehemals in den verfchies 
denen Landestheilen fehr verichieden beftimmte Mimdigkeits- 
termin iſt durch die neuefte Geſetzgebung **) ein gleichförmts 
ger geworden, und die Volljährigkeit. tritt allenrhalben für 
Perfonen beiderlei Gefchlechtd mit dem vollendeten einund— 
zwanzigften Sahre ein. Auch kann diefer Termin der Mins 
digkeit von Eltern und Erblaffern nicht mehr verlängert wers 
den **), ausgenommen in Anfehung desjenigen Vermögens, 
welches jemand einer reinen Liberalität feiner Eltern und Erb⸗ 
laffer verdankt +°). Dem Obrigkeiten ift aber nach wie vor 
die Befugniß geblieben, bet majorenn gewordenen Perfonen, 
die ihren Sachen vorzuftehen nicht im Stande find, einige 
Zeit nach erreichter Volljährigkeit, die Vormundfchaft fort: 
dauern zu laffen #7). Auf der andern Seite kann aber auch 
die Zeit der Muͤndigkeit durch Feine Privatdispofition abges 
fürzt werden 28). Es ijt dazu allemal eine Volljährigkeitds 
erflärung (venia aetatis) erforderlich, und diefe bei der 


- — — — 





— — — — — — 





4) Verfuͤgung vom Aſten 
Oct. 1837, betr. die Einführung 
eines allgemeinen VBolljährigfeits- 
terming für alle Theile ‘der Her- 
zogthuͤmer Schleswig und Hol: 
fein. 

45) Nach dem dltern Rechte 
war es den Eltern und Erblaffern 
geitattet, den terminum minoren- 
nitatis bis zur Vollendung des 
fünfundzwanzigften Jahres aus: 
zufegen. Verordnung für Schles⸗ 
wig vom 27ften April 1767. 
Aehnliches galt in allen Diftrieren 
des Landes, 


46) Verordnung vom 24ften 
Oct. 1837 $. 4. 

AT) Schleswigfche Vormuͤn⸗ 
derverordnung vom 1Iten März 
1742 $. 25. und Holfteinifche 
Vormünderverordnung vom 13. 
Sept. 1743 $. 26. 

48) Ausdrücklich ift dies aus; 
geſprochen in der Verordnung für 
Schleswig vom 27ften April 
1767 und für Dithmarſchen vom 
27iten Suli 1774 $. 4. Uns 
freitig liegt dies auch In $. 3. 


der Verordnung vom 2Aften Det. 
1837 


+ 


ir 
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Kanzelei nachzufuchen *?). Frauenzimmer indeß werden auch 
vor vollendetem einundzwanzigften Jahre durch Eingehung 
der Ehe mit einem mündigen Manne mündig, und bleiben 
muͤndig, auch wenn die Ehe aufgehoben wird, bevor die Frau 
das einundzwanzigfte Jahr zurücgelegt hat °°), Die ange: 
führte Beftimmung über den gegenwärtigen Mündigkeitöter: 
min findet auf die Mitglieder des Tandesherrlichen Haufes, 
welche hier in den Herzogthuͤmern leben, Feine Anwendung. 
Ju Anfehung ihrer iſt das ältere Recht unverändert geblieben. 
Die Mündigkeit diefer Perfonen tritt daher in Schleöwig mit 
dem vollendeten achtzehnten Fahre, in Holſtein für den regies 
renden Herrn auch mit dem vollendeten achtzehnten, für die 
übrigen Mitglieder feines Haufes aber mit dem fünfundzwan: 
zigften Fahre ein *52). Wergleicht man mit den jet gelten: 
den Beſtimmungen über das Alter der Mündigkeit die in ältes 
ren Rechtöquellen enthaltenen Grundfäge, fo ergiebt fich dar⸗ 
aus die fehr bemerkenswerthe Thatfache, daß die Unmuͤndig⸗ 
keitstermine im Laufe der Zeiten allmaͤhlig immer verlaͤngert 
worden ſind. Nach dem alten Dithmarſcher Landrecht wurde 





49) Verordnung vom Aſten 
Det. 1837 $. 3. Die durch das 


Verfügung vom 11ten Mai 1822 
ausgeſprochen. 


Dithmarſcher Landrecht Art. 24. 
$. 3. eingeraͤumte und in der Ver⸗ 
ordnung vom 2’7ften Juli 1774 
beftätigte Befugniß der Dithmar: 
flihen Gerichte, veniam aetatis 
zu ertheilen, ift durch die Vers 
erdnung vom ZAften Det. 1837 


aufgehoben. 


50) Angeführte Verordnung 
$. 2. Der Grundjag ift übris 
gens ein alter, und bereits in 
dem Reſcript für Eiderftedt vom 
16ten Zuli 1772, fo wie in der 


41 


51) Vgl. oben im II. Bande 
©. 180 u. 181, imgleihen ©. 
197. Möglidy wäre es jedoch, 
dag auch in Holftein in Folge der 
im Sonderburgifhen Haufe gel 
tenden Hausgeſetze die Mündig- 
keit mit Vollendung des achtzehn: 
ten Jahres beginnt. In der 
Fideicommißftiftung der Ser: 
zogin Lonife Augufte von Augus 
ftenburg,, betr. das Gut Moer 
von 1837 ift bei Erwähnung des 
Muͤndigkeitstermins auf ein 
Hausgeſetz Bezug genommen, 

7 * 
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ein Knabe mit elf Jahren und fechs Wochen muͤndig, durfte 
indeß Kandveräußerungen vor dem achtzehnten Jahre nicht 
vornehmen 52). Nach dem Sachfenfpiegel hörte die Unmüns 
digfeit mit dem zwölften Fahre auf, jedoch galten noch ges 
wiffe Befchränkungen der mündig gewordenen Perfonen bis. 
zum vollendeten einundzwanzigften Jahre, ‚welches in der 
Folge der allgemeine Mündigkeitötermin in den Ländern bed 
Sächfifchen Rechtes ward, und nun bei uns die allgemeine 
Regel für das ganze Land geworden ift °?). Das Juͤtſche 
Lov laͤßt im Allgemeinen die Unmuͤndigkeit mit dem funfzehn⸗ 
ten Fahre endigen, jedoch die Vormundſchaft in gewiſſen Be: 
ziehungen bis zum achtzehnten Jahre fortdauern 5*), und die 
Praxis der fpäteren Zeit hat das achtzehnte Jahr, da wo das 
Juͤtſche Los galt, ald den allgemeinen Unmuͤndigkeitstermin 
angenommen 55). Das neuere Dithmarfcher Landrecht nahm 
ebenfalld das achtzehnte Jahr ald Grenze der Unmündigfeit 
an 5°), und durch fpatere Verfügungen ward im Herzogs 
thum Schleswig und in Dithmarfchen diefer Zeitpunct noch 





52) Dithm. Landrecht von 
4447 Art. 192, auch Art. 236 u. 
237. IVestphalen mon. ined. 
ur, Bd. S. 1749 und 1753. 
Der legte Artikel ſcheint übrigens 
in dem Weftphalenfchen Abdruck 
fehlerhaft zu feyn. Vgl. übers 
Haupt Kraut dieBormundfchaft 
nach den Grundfäßen des deut: 
fhen Rechts 1. Bd. S. 112 uf. 

53) Der Sadjfenfpiegel uns 
terfcheidet diejenigen, welche zu 
ihren Jahren und diejenigen, 
welhe zu ihren Tagen ges 
£ommen find, Die Erfteren find 
diejenigen, welche das zwölfte, 
die anderen diejenigen, welcde 
das einundzwanzigfte Jahr voll: 


endet haben. Vgl. das Wort 
Muͤndigkeit im Regifter zu 
Homeyer’s 2ter Ausgabe des 
Sachfenfpiegels. 


54) Juͤtſches Lov I, 7. und 
IL, 50. Sin der leßteren Stelle 
haben indeß einige Handfchriften 
ftatt das funfzehnte das vierzehnte 
Jahr. Vgl. Ancher’s Lovhi- 
a 2te Ausgabe I. Bd, ©, 


55) Schleswigſche Vormuͤn⸗ 
derverordnung vom I9ten März 
1742 9. 24. 


56) Dithmarſcher Landrecht 
Art, 19. 6. 3 


Erſter Abfchnitt. Allgem. Perf. Recht. 101 


bis zum Ende des einundzwanzigften, Jahres ausgefetzt °7). 
Nach dem alten Lübfchen Rechte wurden urfprünglich Juͤng⸗ 
Iinge mit dem achtzehnten Jahre muͤndig. Aber fchon im 
dreizehnten Jahrhundert wurde in diefem Puncte zu Luͤbeck 
das gemeine Recht angenommen und die Zeit der Unmündig- 
keit bid zum fünfundzwanzigften Fahre verlängert °8). Im 
ehemaligen Schauenburgifchen Antheil von Holftein galt in 
diefer Beziehung ebenfalls das gemeine Recht °?), nur daß 
die unter dem jüdifchen Gerichte in Altona ftehenden Perfonen 
mit dem zwanzigften Jahre mündig wurden 6°). Durch die 
neuefte Gefeßgebung iſt nun freilich für die mit Luͤbſchem Recht 
bewidmeten Städte und für den Schauenburgifchen Antheil 
von Holftein die Zeit der Unmündigkeit abgekürzt worden. 
Dies fcheint aber auch die einzige Veränderung der Art ges 
wefen zu ſeyn. Sonft hat jede Verändernng in einer Vers 
laͤngerung der Unmuͤndigkeit beftanden und zwar regelmäßig 
fo, daß der Iängere Unmuͤndigkeitstermin zuerft nur als eine 
Ausnahme von der Regel eingeführt und nachher in der Praxis 
verallgemeinert wurde ©). Es ward demnach gewöhnlich, 
wie im Römifchen Rechte zwifchen Unmündigen und Minder⸗ 
jährigen ein Unterfchted gemacht, deſſen Wirkungen indeß 
nicht alfenthalben diefelben waren. Auch gegenwärtig wird 
nicht nur im Altföniglichen Antheil von Holftein, mit Aus: 





57) Verordnung für Schles⸗ 
wig vom 27ften April 1767, und 
Verordnung für Dithmarſchen 
vom 27ften Zuli 1774. 


Be Das alte Lübfche Recht 

S. 294, das neuere Lübfche 

Hecht 1, 7,6. bat die Beſtim⸗ 
mung wiederholt. 


59) Refeript vom 26ften März 


1776, Schrader’s Handbuch 
1. Bd. ©. 357, 


60) Refeript vom 2ten Sept. 
1796 


61) Nur die mehrmals ange: 
fuͤhrten Verordnungen fuͤrSchles⸗ 
wig von 1767 und für Dithmar⸗ 
fhen von 1774 und die neuefte 
Verordnung von 1837 machen 
hievon eine Ausnahme. Alle an: 
deren Rechtsquellen haben gleich: 
fam ein doppeltes Mündigkeits: 
alter, das eine ald Regel, das 
andere ald Ausnahme, 
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nahme Süderdithmarfchend, der gemeinrechtliche Unterfchied 
zwifchen Unmündigen und Minderjährigen, je nachdem die 
Knaben vierzehn, die Mädchen zwölf Jahr alt oder jünger 
find, wenigftiend in gewifler Beziehung, geſetzlich anere 
fannt 62) und allenthalben har fich im practifchen Leben ein 
ähnlicher Grundfatz geltend gemacht, fo daß die Abhängige 
keit der Unmündigen von ihrem Vormunde in den fpätern Jah⸗ 
ren Fahren der Unmündigkelt eine geringere ift. Dies beruht 
aber zum allergrößten Theile 6°) in dem Maaße auf Iocaler 
Praxis, daß fich darüber nichts Beſtimmtes fagen läßt. 
Wenn übrigens häufig bemerkt zu werden pflegt, daß die Vers 
fchiedenheit unferer Mündigkeitöternine von dem Römifchen 
auf der Berfchiedenheit des Elimas und nanıentlich darauf bes 
ruhe, daß In dem wärmern Italien der Menfch geiftig und fürs. 
perlich früher zur Reife gelange, fo ift diefe Erklärung augen: 
fcheintich unrichtig. Denn nach unfern altern Statuten trat 
die Muͤndigkeit eben fo früh und zum Theil noch früher ein, 
als im Römifchen Rechte beftimmt ift. Die anfängliche Kürze 
der Unmündigkeit ift ohne Zweifel daraus zu erflären, daß 
in den früheften Zeiten die rechtliche Selbfiftändigkeit des Eins . 
zelnen durch die Macht des Familienbandes weit mehr bes 
ſchraͤnkt war , als fpäterhin, und aus diefem Grunde die Be: 
fchranfung durch eine Vormundſchaft weniger nöthig fcheinen 
mochte. Man kann auch wohl denfen, daß die möglichen 





62) Verordnung vom 2iften 
Sebr. 1752 wegen Einfhränfung 


der den Minderjährigen zuftehens 


ben facultatis testandi. Diefe 
Verordnung foll indeß nad) einem 
Reſcript vom 2Often März 1752 
nicht für Süderdichmarfchen gel- 
ten. 
63) Aus der Verordnung vom 
22ften Dec. 1786 $. 4 und 6, 


geht mit Beflimmtheit hervor, 
daß Unmündige für fih allein 
gültige Verloͤbniſſe eingehen koͤn⸗ 
nen, Auch ift es eine notorifche 
Praxis, dag minderjährigeDienfts 
boten ohne Beiſtand ihres Vor⸗ 
mundes ſich vermierhen koͤnnen. 
Deides gilt jedoch nur unter näs 
heren Beitimmungen, die indeß 
nicht hieher gehören. 
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Nachtheile einer laͤngern Vormundfchaft, wie in den fürft: 
lichen Häufern, für überwiegend angefehen wurden. Auch 
laͤßt ſich vielleicht jagen, daß in ältern Zeiten die Erziehung der 
Jugend viel mehr pracrifch war als fpäterhin. Die Thatfache, 
wie fie unbeftreitbar vorliegt, hat indeß etwas Rathfelhaftes, 
welches auch unter Berücfichtigung der angeführten Momente 
nicht volllommen gehoben wird. Der bisher behandelte Alters- 
unterfchied ift zwar bei weitem der wichtigfte in rechtlicher Be: 
ziehung. Es haben aber außerdem die Geſetze an einer Reihe 
anderer Alteröftufen gewifle rechtliche Folgen geknüpft, oder 
gewiffe Altersftufen zu Bedingungen einzelner rechtlichen Be: 
fugniffe gemacht, fo daß es paffend feyn wird, dieſe gefetz- 
liche Beftimmungen hier zufammenzuftelfen. 1) Innerhalb 
ſechs Wochen nach der Geburt ſoll das Kind getauft werden °*). 
2) Mit dem fiebenten Fahre beginnt die Schulpflichtigkeit der 
Kinder 65). 3) Der Anfang der Zurechnungsfähigfeit in ftrafz 
rechtlicher Beziehung richtet fich zwar nicht nach einem. bes 
fiimmten Alter, fondern nach dem Grade der geiftigen Ent- 
widelung des einzelnen Kindes. Indeſſen enthalten unfere 
Landeöverordnungen die allgemeine Vorausfegung, daß ferbft 
Kinder unter zehn Jahren für zurechnungsfählg gehalten und 
in Eriminalunterfuchung gezogen werden fünnen 6°), Als 
dasjenige Alter , in welchem regelmäßig die gefeßliche Strafe 
in vollem Maaße zur Anwendung zu bringen ift, muß wohl 
das vollendete vierzehnte Fahr angefehen werden 67). 4) Das 
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64) Verordnungen vom 19ten 
Juli 1771, ten Der. 1777 und 
6ten Mar; 1832, 

65) Allgemeine Schulordnung 


— Aſten Aug. 1814 $. 31 u. 


66) Verordnung vom 22iten 
daͤrz 1813 $. 2. 
67) Peinl. Gerichtsordnung 


Art. 164, welcher zwar nur vom 
Diebſtahl handelt, aber allge: 
mein auf alle Verbrechen ange⸗ 
wandt wird, Zweifelhaft kann 
es indeß ſeyn, ob nicht nach den 
Particularrechten der Herzog: 
thümer das vollendete funfzehnte 
Jahr als das Alter der vollen 
Strafbarkeit anzufehen iſt. Im 
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gefetliche Confirmationsalter ift für die Knaben das zuruͤck⸗ 
gelegte ſechszehnte und für Mädchen das zurücgelegte funf: 
zehnte Jahr 68). Gleich nach der Confirmation follen die 
Tandmilitairpflichtigen Neferven verpflichtet werden, den Ju⸗ 
risdictionsbezirk nicht ohne Erlaubniß der Obrigkeit zu vers 
laſſen °?), und die zur See» Enrollirung Gehörigen vor der 
Seffion den Eid der Treue Ieiften 7°). 5) Der Umfiand, 
daß die Kinder nicht mehr in Koft und Brod der Eltern find, 
fondern einen eigenen Stand ergriffen haben, ift nicht ohne 
erheblichen Einfluß auf rechtliche Verhältniffe 7"). Ein bes 
ftimmter Zeitpunct ift in diefer Beziehung nicht vorgefchrieben. 
Eine folche Trennung von dem elterlichen Haufe wird indeß 
der Regel nach erft nach der Eonfirmation eintreten. 6) Die 
Fähigkeit eine Ehe einzugehen, und einen Eid zu ſchwoͤren, 
die fogenannte Ehemündigkeit, Eidesmuͤndigkeit, und Zeugens 
mündigfeit wird im Allgemeinen. mit der Confirmation eintres 
ten, und wo feine Eonfirmation vorfommt, finden die gemein 
rechtlichen Grundfäge ihre Anwendung 7°). 7) Die foges 
nannte Teftamentsmündigkeit ift verfchleden beftimmt. Regel: 





Juͤtſchen Lov IL, 50, tft das funfs 
zehnte Jahr genannt und das 
Ranzeleipatent vom 22ften März 
41813 8. 1. fcheint eine ähnliche 
Deftimmung zu enthalten, Ueber 
die Srundfage anderer älterer 
Statute vol. v. Schirach's 
Criminalreht I. Bd. ©. 130 u, 
I. Bd. ©, 242. 

68) Verfügungen vom 20ſten 
Dec. 1799 u. 13ten Nov. 1804, 

69) Patente vom dten Der, 
4803 und Verfügung vom 19ten 
Mai 1829. 

70) See: Enrollirungs = Ber: 
vom 17ten April 1838 
$. — 


71) Patent vom 22ten Nov, 
1836, betr. die Heimathsrechte 
der Kinder. 


72) Für die Ehe ift e3 das 
jzwölfte und vierzehnte Jahr, die 
Eidesmündigkeit tritt mit dem 
vollendeten vierzehnten Jahre ein, 
und darnach muß ſich auch die fos 
genannte Zeugenmiündigfeit rich⸗ 
ten, wenn nicht durch befondere 
Ausnahmen ein fpäteres Alter 
beftimmt if, Bol. Gluͤck“s 
Commentar XXU. Bd. S. 151 


‚und Franke's der gemeine 


deutihe Schleswig:Holfteinifche 
Eivilproceß I. Bd, ©, 371. 
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mäßig lönnen nur muͤndige Perfonen teftiren 7°), Im Altkönig- 
lichen Antheil von Holftein find indeß fchon die Minderjähris 
gen, wenn fie das fechszehnte- Fahr vollendet haben, zur Ers 
richtung von Teftamenten befugt 7*). 8) Xöchter, die Ihr 
achtzehntes Fahr erfüllt haben, können, wenn die Eltern bei 
fonft zuläffigen Verlöbniffen ihren Conſens verweigern, bei 
den Gerichten. auf Unterfuchung der Welgerungdgründe und 
Supplirung des Eonfenfes antragen 7°). Auch fol Nies 
mand, ohne ‘das Alter von achtzehn Ssahren erreicht zu has 
ben, als Poftillon angeftellt werden 7°). 9) Mit dem zwans 
zigſten Jahre beginnt die Verpflichtung der Landmilitairs 
Reſerven, auf deu Seffionen zu erfcheinen,, wenn gleich ge⸗ 
wöhnlicher Weife die Aushebung erft mit dem zweiundzwans 
zigften Fahre Start finden fol 7%). 410) Erft nach zurüds 
gelegtem einundzwanzigften Sahre können die Candidaten der 
Rechtsgelehrſamkeit zum juriftifchen Eramen zugelaffen wer⸗ 
den 78), 41) Das Eramensalter für die Candidaten der 
Theologie ift auf das vollendete vierundzwanzigfte Jahr ges 
gefeßt 7°). 12) Die Vollendung des fünfundzwanzigften 
Jahres ift erforderlich, um zu einem Predigeramte prafentirt 
ober berufen zu werden 80), um bei den Wahlen der ftändis 
fehen Abgeordneten ein Wahlrecht auszuüben °°) und um das 





73) 3. B. Patent für das 


77) Patent vom 6ten Sult 


Herzogthum Schleswig vom 15. 1816. 


April 1786. Daß hiernach Miüns 
digfeit zum Teſtiren erfordert 
werde, erhellet daraus, daß eine 
Srauensperfon nur unterdeiftand 
ihres Eurators teftiren kann. 

74) Verordnung vom Ziften 
Sehr. 1752. 

75) Verordnung vom 22/ten 
Dec. 1786 

76) Berondnung vom den 
Nov. 1781 


78) Verordnung vom A8ten 
Der. 1795. 

79) ans vom 6ten 
Aug. 1777 $. 5. 

80) Angeführte Verordnung 
von 1777 9.1. - 

81) Verordnung wegen nähes 
rer Regulirung der ftändifchen 
Berhältniffe vom 15. Mai 1834 
$ 


— 


nen 82). 
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Amt eines Obergerichts oder Landraths bekleiden zu koͤn⸗ 
Bei Bauerhufen, die einem unmuͤndigen Erben 
maͤnnlichen Geſchlechts zugefallen ſind, ſoll die Dauer der 
Setzjahre ſich, der Regel nach, uͤber das fuͤnfundzwanzig⸗ 
jaͤhrige Alter des Anerben nicht hinauserftreden 8°). 43) Nur 
diejenigen, welche das dreißigfte Jahr vollendet haben, koͤn- 
nen zu Mitgliedern der Ständeverfammlung gewählt 3+) und 
zu Mitgliedern des Oberappellationsgerichtes ernannt wer: 


den 35). 14) Die See:Envollirten, welche das fechsunds 


dreißigfte Jahr erreicht haben, und fich nicht mehr von der 
Seefahrt ernähren wollen, Fünnen in der Seerolle getilgt 
werden 3°), und die Landmilitairpflichtigen gehen mit dem 
fünfundvierzigfien Fahre aus den Neferverollem ganz her: 
aus ®?). 15) Mit dem fechszigften Jahre 8°) treten gewiffe 
Befrelungen von öffentlichen Laften und Gefchäften ein *?), 
fo wie auch den fechözigjährigen unter gewiffen Verhältniffen 
andere Begünftigungen eingeräumt find?®). 16) Endlich ges 
bören hieher die oben ſchon vorgekommenen Grundfage über die 





82) Inſtruction für die Ober: 


dicaſterien vom A5ten Mai 1834 


$. 12, 

83) Verordnung vom 22ften 
Juni 1796. 

84) Verordnung wegen näs 
herer Negulivung der ftändifchen 


N IN vom ABER Mat 
1834 


$. 4 
85) Proviforifche Gerichts: 
— vom 15ten Mai 1834 


$. 2 
86) See » Enrollirungs » Ber: 


— vom 17ten April 1838 
2 


67 Verordnung vom 15ten 
Febr. 1808 $. 15. Nach der 
Landmilitairordnung vom Aften 


Aug. 1800 $. 8. fand die Deli— 
rung in der Reſerverolle nach 
Vollendung des ſechsunddreißig⸗ 
ften Jahres Statt. 


88) Ueber die echte der 
Greiſe vgl. Schrader’s Lehr: 
buch II. Bd. $. 10, 


89) 3. B. von der Vormund⸗ 
ſchaft Dithm. Landrecht Art. 21. 
7. — = Sachſenſpiegel 

1. Buch A 

90) — z. pn die gefeßlichen 
Beſtimmungen, betr. die Leber: 
gehung der einzigen arbeitsfähis 
gen Söhne fechszinjähriger Hof—⸗ 
befiger oben im Ill. Bde, ©. 
3 


+ 
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ZTodederflärung des Verfchollenen, wenn fie das fiebenzigfte 
oder achtzigfte Jahr erreicht haben. — Die mit der eingetretes 
nen Mündigfeit erworbene vollftändige Rechtsfähigkeit kann 
durch eine bloße Privatvereinbarung nicht aufgehoben oder 
‚befchranft werden. Das im Juͤtſchen Low 9°) vorfommende 
Inſtitut der Fleethforung beftand darin, daß Mündige und 
regelmäßig nur alte Leute fich gegen ausbedungenen lebens⸗ 
länglichen Unterhalt mit ihrem ganzen Vermögen in die Ge⸗ 
walt und Befchirmung eines Verwandten. oder anderer Pers 
fonen begaben. Diefe Uebergabe hatte einen faft gänzlichen 
Verluft der Rechtsfähigkeit zur Folge ??), mußte aber auch 
allemal gerichtlich gefchehen, und war ohne diefe Form ganz 
wirkungslos. Zwar kommt in der Schleswigfchen Praris 
eine fogenannte Fleethferung noch vor. Dies Nechtögefchäft 
bat aber mit dem ehemaligen nur den Namen gemein, Feines: 
weged aber die rechtlichen Wirkungen. Die jeßige Fleeth⸗ 
forung befteht Iediglich in einem eigenthümlichen Alimentas 
tionövertrage, und afficirt die perfönliche Rechtsfähigkeit gar 
nicht. Der Gefleethförte bleibt fein eigner Herr und auch erbs 
. fähig, wie denn überhaupt nur das zur Zeit der Uebergabe 
erworbene Vermögen auf den Annehmer übergeht. Der Fleet⸗ 
forungscontract kann nämlich nicht ald eine Art des Erbver: 
trages angefehen werden. Der Sachfenfpiegel ?°) geftattet 
zwar denen, die über ſechszig Jahr alt find, fich unter Vor⸗ 
mundfchaft zu begeben, betrachtet aber fchwerlich folche bes 
vormundete Alte, als eigentliche Unmuͤndige. Auch gegen: 
wärtig kann die einem Mündigen zukommende Rechtsfähigkeit 
nur durch eine gerichtliche Euratel aufgehoben oder befchrantt 





91) Sürfches Low I, 32. Vgl. dem Unfreien gleichgeftellt und 
auch Ekenberg's Negifter s. die Handlung als ein Aufgeben 
v. Slaethörung. der Freiheit bezeichnet. . 

92, Im Juͤtſchen Lov wird‘ 
der Gefleechförte (Fleethfoͤring) 93) S. ©. 1,42. 
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werden. Man fpricht zwar im gemeinen Leben von einer 
freiwilligen Euratel ?*). Darunter kann aber rechtlich nichts 
Anders verftanden werden, ald die freiwillige Beftellung einer 
Aominiftration uber das ganze Vermögen oder einzelne Theile 
derferben. Die perfönliche Rechtöfähigkeit aber, durch Con: 
tracte oder auf andere Weile fich verbindlich zu machen, Teidet 
dadurch gar Feine Befchränfung. 


$. 21. 


3) Einfluß des Mangels Eörperlicher und geiftiger 
Geſundheit auf rechtliche Verhaͤltniſſe. 


Zu den natuͤrlichen Zuſtaͤnden, welche bei rechtlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen auf mancherlei Weiſe einwirken, gehoͤret ferner 
der Mangel körperlicher und geiftiger Gefundheit. Was zu« 
vörderft den Mangel Eörperlicher Gefundhelt betrifft, fo liegt 
ed in der Natur der Sache, daß Leibesgebrechen, koͤrperliche 
Schwäche und eigentliche Krankheit zur Beforgung rechtlicher 
Gefchäfte und zur Verrichtung von Dienften unfähig machen 
fönnen, fo daß folche krankhafte und gebrechliche Zuftände 
theild von Aemtern ausjchließen, theils von öffentlichen Ge: 
fchäften und Laften befreien, Verfaumniffe entfchuldigen, eine 
Vertretung durch andere nothwendig machen, und auch wohl 
die Unordnung einer Curatel herbeiführen koͤnnen. Sie haben 
indeß in unferm gegenwärtigen Nechte im Allgenteinen auf 
den Umfang der privatrechtlichen Befugniffe Feinen Einfluß, 
fondern außern Tediglich ihre Wirkung auf die Art und Weife 





befugniß reden, welche weder 


94) Die Verordnungen, betr. 
die nähere Regulirung der ftän: 
diſchen Verhaͤltniſſe vom 15ten 
Mai 1834 6. 3. ſcheinen dieſen 
Sprachgebrauch des gemeinen 
Lebens vor Augen zu haben, 
wenn fie von einer Dispoſitions⸗ 


durch gefeßliche noch durdy ges 
tichtlihe Curatel beſchraͤnkt ift. 
Nach dem angeführten $. 3. foll 
die fogenannte freiwillige Euratel 
die politifchen Rechte nicht be: 
ſchraͤnken. 
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der Ausübung von Rechten. Der in einigen, jedoch lange 
nicht in allen 9°) älteren Statuten vorkommende Grundfaß, 
daß zu rechtögültigen Verfügungen über das Vermögen unter 
Lebenden und auf den Todesfall förperliche Gefundheit erfor: 
derlich fey 96), — ein Grundfaß, der ficherlich nicht auf der 
Borausfeßung beruht, daß Krankheit oder andere körperliche 
Schwäche zugleich einen Mangel an Verſtandeskraͤften zur 


Folge habe 97), fondern auf irgend eine andere Weiſe zu ers 





95) Es ift ein Irrthum, wenn 
Dreyer Einleitung in die Luͤb⸗ 
ſchen Verordnungen &. 361. die 
Schleswigſchen Stadtrechte als 
foihe Statute anführt, welche 
diefen Gruudſatz ausſprechen. 
Das alte Schleswigſche Stadt⸗ 
recht Art. 29. (in welchem uͤbri⸗ 
gens ſtatt libra viri, zu leſen iſt 
libra fori, Bol. Stb. Mag. IX. 
Bd. ©. 227 u. ©. 837.), altes 
Schleswigſches Stadtrecht Art. 
37, Siensburger Stadtrecht Art. 
11. betreffen lediglich den foges 
nannten Erbfauf, wodurch erft 
die Vererbung des Vermögens 
möglih gemacht werden follte, 
Daß ein ſolches Geſchaͤft nicht 
gerade in articulo mortis zugelafe 
‚ fen werde, tft hoͤchſt natürlich. Auf 
demfelben Grunde beruht der 
Grundfaß des Canoniſchen Rechts 
(Boehmer principia juris ca- 
nonici $. 568.), daß die von 
einem Kranken gefhehene resig- 
natio beneficii nur alsdann güls 
tig feyn fol, wenn der Reſig⸗ 
nirende den Act noch zwanzig 
Tage überlebt. Es kann damit 
auch der Grundſatz des Lehnrechts 
verglihen werden, daß Lehne, 





welche dem Heimfall nahe find, 
nicht allodificire werden koͤnnen. 

96) Bol. Run des deutfches 
Privatrecht Ste Ausg. $. 299. 
der Sachfenfpiegel I, 52.9.2. u. 
4. erfordert einen gewiflen Grad 
der Geſundheit zur Gültigkeit 
von Veräußerungen. Die Bors 
ſchrift in den Art. 125. des 
Diehmarfcher Landrehts von 
1539, daß Kranke, welche das 
Abendmahl empfangen haben, 
nichts veräußern dürfen, ehe fie 
wieder zur Kirche gewefen find, 
wurde ſchon durch die vorläufige 
Gerihtsordnung von 1559 wies 
der aufgehoben, v. Cronhelm 
Hiftorifher Bericht &.269. Das 
Luͤbſche Recht I, 10, 3. geſtattet 
die Diepofition über Immobilien 
nur infofern, ald der Eigenthüs 
mer zu Wegen und Stegen geht, 
und feiner Sinnen und Gliede 
maaßen mächtig iſt. Diefe Des 
ſtimmung ift aber längft außer 
Gebrauch. 

In dem kleinen Kaiſer⸗ 
rechte II, 90. tft ſchon der ent⸗ 
gegengefegte Grundſatz ausge: 
fprohen, Die von Runde a. 
a. O. und Andern gegebene Er: 


— 
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klaͤren iſt8), — iſt laͤngſt außer Gebrauch. Infofern indeß koͤr⸗ 
perliche Gebrechen ſich bei Geſchlechtsverhaͤltniſſen, als Un⸗ 
faͤhigkeit zur fleifchlichen Beiwohnung oder zur Kindererzeus 
gung (Impotenz) zeigen, find fie bei der Ehe von mefent: 
lichem Einfluß, und es wird in der Lehre von der Ehe und 
der Ehefcheidung näher davon zu handeln feyn. Hier Fann 
indeß noch bemerkt werden, daß auch in unferm Rechte die, 
Verfchnittenen (castrati,eunuchi) unter den Zeugungsunfaͤhi⸗ 
gen eine eigene Elaffe bilden, und unter eigenthünlichen Rechts⸗ 
grundfägen ftehen??). In rechtlicher Beziehung kommt aber 
vor allen Dingen die geiftige Gefundheit in Betracht, infofern 
ohne diefe die rechtlichen Gefchäfte eines Menfchen keine Güls 
tigkeit haben, und unerlaubte Handlungen demfelben nicht 
zugerechner werden Finnen. Welchen Character die Geiftes- 
oder Gemuͤthskrankheit hat "°°), ob der Wahnſinn ein bes 
ftändiger ift, oder ob lichte Zwifchenraume eintreten, dar⸗ 





Eläcung iſt infofern unnatürlich 
zu nennen, als fie der ältern Zeit 
nicht einmal eine ganz einfache 
Beobachtungsgabe zutraut» In 
einem der aͤltern Rechtsbuͤcher 
erinnere ich mic) auch), zur Wi: 
derlegung des im Terte angeführ: 
ten Srundfaßes, die Bemerfung 
gelefen zu haben, daß die Ber: 
äußerung feine Handlung bes 
Leibes, fondern der Seele fey, 
worin zugleich eine der angeführ« 
ten Erklärung entgegenftehende 
Anſicht liegt. 

98) Man Eann fich denken, 
entweder, daß ſolche Geſchaͤfte, 
die von Kranfen nicht vorgenom; 
men ‚werden follten, früherhin 
im Gerichte geihehen mußten, 
fo daß die Kranken ſchon factiſch 


Ä 


verhindert wurden, fie vorzus 
nehmen, oder auch daß jene Be⸗ 
ftimmungen über das Erforder- 
niß eines gewiſſen Grades deu 
Sefundheit und über die hand» 
greiflihen Beweife derfelben, kei⸗ 
nen andern Zweck haben, als 
Rechtögefchäfte in articulo mor- 
tis zu verhindern. Die Faffung 
des alten Dithmarfcher Land» 
rechts fpricht ziemlich flarf für 
die letztere Erklärung. 

99) Sinfofern die Ehen der 
Caftraten nicht bloß nichtig, ſon⸗ 
dern abfolut verboten find. 

400) Mehrere Arten ber Ge: 
muͤthskrankheiten find genannt 
in dem Regulativ für die Irren⸗ 
anftalt zu Schleswig vom 12ten 
Sept. 1820 $. 1. 
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auf kommt in rechtlicher Beziehung eigentlich nichtd an. Ente 
fcheidend find dagegen, mit Rüdficht auf rechtliche Verhält: 
niſſe, die Fragen, ob die Geiſtes- oder Gemuͤthskrankheit 
wirklich in einem folchen Grade entwidelt ift, daß fie dem 
Menfchen den Gchrauch feiner Verftandeskräfte unmöglich 
macht, und fodann, ob in dem gegebenen Zeitpunct, in wele 
chem die zu beurtheilende Handlung hineinfallt *), eine folche 
Gemuͤthskrankheit wirklich vorhanden war. Diefe ragen 
find thatfächlicher Natur und müffen nach den in jedem eins 
zelnen Fall fich ergebenden Umftänden, allenfalld von Aerzten, 
als: Sachverftändigen, beantwortet werden. Ju Rüdficht 
auf das Vermögen eines Gemuͤthskranken kann zwar eine 
Curatel eintreten, und wie diefe zu behandeln fey, wird weis 
‚ter unten vorlommen. Die perfönliche Fähigkeit eines Mens 
fchen zu rechtlichen Gefchäften, und feine Verautwortlichkeit 
wegen unerlaubter Handlungen hängt ‚aber mit der Euratel 
über fein Vermögen nicht zufammen, und kanu nicht darnach 
beurtheilt werden , ob eine Euratel angeordnet ift oder nicht. - 
Eine Gemuͤthskrankheit ift Fein vechtliches, fondern Tediglich 
ein factifches Hinderniß der vollftändigen Rechtöfähigkeit, und: 
kann nur wirkſam feyn, fo lange dies factifche Hinderniß wirks 
lich) befteht. Auch infofern die Gemuͤthskrankheit ſolche Maaß⸗ 
regeln erfordert, welche die Perfon des Gemuͤthskranken uns 
mittelbar betreffen, 3. B. Einfperrung oder Ablieferung an 
die Srrenanftalt, liegt es In der Natur der Sache, daß, abs 
gefehen von den, durch die Noth des Augenblicks gebotenen, 
Beranftaltungen jede dauernde Beſchraͤnkung der perfünlichen 
Freiheit eined Irren, eine förmliche gerichtliche Unter: 
fuchung und Entfcheidung erfordert. Bei der großen Wich- 
tigkeit folcher, die Perfönlichkeit eines Menfchen betreffenden, . 


4) Dei Criminalfällen eommt “für wahnfinnig zu erachtender 
indeß noch die Zeit der Straf eine Strafe erleiden kann. 
volljiehung in Betracht, da Fein | 
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Maafregeln kann ed niemals gebilligt werden, wenn in biefer 
Beziehung eine are Behandlung eintritt, und ohne die er= 
forderlichen gerichtlichen Formen eingefchritten wird. In ges 
wiffer Beziehung wird die Verfchwendung (Prodigalität) einer 
Geiſteskrankheit gleichgeftellt 2), ift aber nicht nur an fich, ſon⸗ 
dern auch in rechtlicher Beziehung von dem Wahnfinn wefents 
Lich verfchieden. Die Befchrankung der Rechtsfähigkeit, wels 
che bei dem Verfchwender eintritt, ift nicht Folge eines phy⸗ 
fifchen, fondern eines rechtlichen Hinderniffes. Selbſt die 
entfchiedenfte und notorifchfte Verfchwendung hat an und für fich 
eine Beichranfung der Rechtsfähigkeit nicht zur Folge. Diefe 
tritt vielmehr erft alddann ein, wenn in Folge einer Prodigalis 
tätserflärung die Bermögensverwaltung dem Verſchwender ent= 
zogen und einem Eurator übergeben wird. In allen Beziehungen 
welche die Vermögendverwaltung nicht affichren, behält der 
pro prodigo Erklaͤrte diefelbe Rechtsfahigkeit wie früher, und 
die rechtlichen Gefchäfte, welche er vornimmt, find gültig *). 
Daß übrigens die Prodigalitaͤtserklaͤrungen ebenfalls erft nach 
einer forgfältig gewiflenhaften Unterfuchung der Umftände 
erfolgen koͤnnen, verfteht fich von ſelbſt. Die umfichtigfte 
Beurtheilung ift hier noch umfo nothwendiger, da Verſchwen⸗ 
dung ein fo ſchwankender und unbeftimmter Begriff ift, daß er 
fich nur in der höchften Allgemeinheit firiren laßt. Im rechts 
lichen Sinne des Worts kann ald Verfchwendung nur ein fol: 
ches Verhalten angefehen werden, welches in feiner Fortfegung 





2) Ssürfhes Lov I, 28, 6. 
ſchließt Verſchwender (Herjer) 
von der Vormunbſchaft aus, er⸗ 
mähnt aber Eeiner über fie zu be⸗ 
ftellenden Euratel, 

3) Er fam z.B. nicht nur 
gegen baare Bezahlung Faufen, 
und Sachen, die nicht unter der 
Verwaltung des Eurators ftehen, 


veräußern, fondern auch Verloͤb⸗ 
niſſe, Contracte wegen Dienfts 
mierhe eingehen. Die Form 
unferer Prodigalitärserflärungen 
fprihe auch entfchieden dafuͤr, 
daß der pro prodigo Erflärte in 
Detreff legtwilliger Verfügungen 
über fein Vermögen nicht be- 
ſchraͤnkt ift. 
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eine ſolche Verminderung des Vermoͤgens zur Folge haben 
würde, daß der Verſchwender am Ende entweder den Mit: 
gliedern feiner Familie oder auch der Armencaffe einer Com⸗ 
mine zur Verforgung anheimfallen müßte *). | 


$. 22. 
4) Rechtlicher Einfluß der Vermoͤgensumſtaͤnde. 


Der hier zu betrachtende Einfluß, den die Verfchiedenheit 
, der Vermögensumftände auf die rechtliche Stellung der Indi⸗ 
viduen in der bürgerlichen Gefellfchaft hat, iſt nicht fehr er: 
beblich. Das Inſtitut der Urmenverforgung erfcheint allerz 
dings als eine unmittelbare Folge des Unterfchiedes zwifchen 
Reichen und Armen. Die Lehre davon gehört aber nicht in 
das Privatrecht. Eben fo wenig laͤßt fich behaupten, daß 
Armuth oder Unvermögen einen nothwendigen Einfluß im 
Strafrechte äußere. Zwar ift e8 eine allgemeine Regel, daß 
wer verwirfte Gelöbußen nicht bezahlen fünne, die an die 
Stelle derfelben tretende oder mit derfelben alternativ ange« 
drohete Keibeöftrafe erleiden müffe (qui non habet in aere, 
luat in corpore). Da aber der Unvermögende durch Ans 
leihen oder Schenkungen die zum Abtrag der Geldbußen ers 
forderliche Summe auch von andern erhalten kann, fo ift es 
offenbar nicht der Mangel an Vermögen allein, welcher die 
Anwendung jener Negel bedingt. . Dagegen treten allerdings 
in einigen andern Beziehungen zwifchen Armen und Reichen, 
und felbft zwifchen mehr oder minder Bermögenden einige Vers 
fchtedenheiten ein. Die Begriffe arm, vermögend, reich 
- find zwar fehr relativ und wechfeln ſelbſt nach den Verhältz 





4) Das Diehmarfcher Lands zeichnen die Verfhmwender als 
recht Art. 19, Eiderftedter Lands folche, „die ihre Güter verbrin- 
recht II, 41,1; 1,2, 7, Nords gen,” „‚die Verbringer ihrer Guͤ⸗ 
firander Landrecht II, 6, 10. bes ter find.” | 

Falck's Sandbud) IV. 8. 


\ 
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niffen, in welchen fie vorkommen °); fie Iaffen fich daher 


nicht genau beftimmen. 


Im Allgemeinen kann man aber 


wohl fagen, daß niemand, welcher Grundftüde befit, ald 
arm gelten kann und daß fchon jeder Hufner, fo wenig das auch 
im Einzelnen zutrifft, als wohlhabend angefehen wird ©). 
Zwifchen Armen und Reichen treten nun in folgenden 


Fällen Verfchiedenheiten ein. 


4) Bei allen Abgaben und 


Leiftungen, welche nach Vermögen repartirt werden 7). 
2) In Betreff der, Proceßkoften genießen die Armen, d. 5. 
forche Unvermögende, die außer ihrem täglichen Unterhalte 
nichts übrig haben, die Begünftigung des Ereditrechtö ®). 
3) Auch Fonımen ziemlich häufig folche Dfficialgebühren vor, 
welche mit Rücdficht auf die Verfchiedenheit der Vermögens 
umftände beftimmt find, auch wohl bei Armen ganz weg⸗ 
fallen °). 4) Bon gewiffen öffentlichen Gefchaften find Un: 
vermögende gefeßlich ausgefchloffen,, wie von Vormundſchaf⸗ 


‚ten 19), imgleichen von den Aemtern der Kirchenjuraten und 





5) Der Begriff arm iſt ein 
anderer, wenn von der Armen: 
verforgung und ein anderer, 
wenn vom Armenrecht im Pros 
ceß die Rede ift. 

- 6) Der Befis eines geringen 
Wohnhauſes fchließt wohl nicht 
den Begriff der Armuth aus, 

7) Da in folhen Fällen nicht 
ganz genau gerechnet zu werden 
pflegt, fo werden felbft Leute 
von geringem Vermögen dabei 
leicht ganz übergangen. Einen 
folhen nennt das Juͤtſche Lov 
IL, 24, ‚‚Dregit: Mann.” 

8) Ueber das Armenrecht vol, 
die Verfügungen vom 21ften Dct, 
4746, C.C, H. I, p. 94. und 
26ften Juni 1775, imgleihen 
vom 22ften Sjuni 1784. 

9) &o die Begräbnißgebüh: 


ven in Flensburg nach der Polizei: 
Ordnung vom 14ten Sjan. 1600 
Sie. 46, C. St. SL U, Bd. S. 
293, vgl. auch das Reſcript vom 
2Aften Febr. 1813, betr, die Ge⸗ 
buͤhr für die Vorbereitung der 
Eonfirmanden in Segeberg und 
in Leegen. Sjmgleichen ein ähn; 
liches Reſcript vom Aften Mat 
4813 für die Gemeine Schla; 
mersdorf. Bei allen nad) Pros 
centen beftimmten Gebühren 
weltliher Beamten bezahlt der 
Reichere daſſelbe Geſchaͤft the; 
rer als der Aermere. 

10) Die Vormuͤnder-Ver—⸗ 
ordnungen vom 19. Maͤrz 1742 
und 18ten Sept. 1743 $. 8. 
verlangen zu Vormündern wohl 
angefeffene Perfonen, und wenn 
dns auch nicht immer beobachtet 
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Kirchfpielömänner **) und ähnlichen öffentlichen Officien. 
. 5) Im einzelnen Fällen find gewiffe Rechte durch ein beftimms 
tes Minimum des Beſitzes oder Vermögens bedingt, z. B. 
in einigen Kirchfpielen Dithmarfchens das Recht zur Theil. 
nahme an den Kirchſpiels-Verſammlungen 72) und in Be- 
ziehung auf die Wahlen der Abgeordneten zur Staͤndeverſamm⸗ 
lung das Wahlrecht und die. Wählbarkeit 18). Auch find den 
Fremden, welche ein beftimmtes ihnen ſelbſt gehöriges Ver: 
mögen in Grundftüden oder in Häufern, Manufacturen und 
Sabrifen anlegen , die Erwerbung des Indigenatrechts zuge⸗ 
ſichert 12). Endlich kann 6) noch bemerkt werden, daß, wie 
das Maaß des Vermögens im Allgemeinen einen nicht unbes 
deutenden factifchen Einfluß auf den Grad des Anfehens aus: 


übt, den Jemand in der bürgerlichen Gefellfchaft erlangt, fo 


in einzelnen Fällen diefer Einfluß eine gefeßliche Anerkennung 
gefuhden haft, daß in einem gewiffen Sinne das Vermoͤ— 
gen den Rang beftinmt *°), Eine gefetzliche Anerkennung 
diefer Iegteren Wirkung des Vermögens kommt indeß nur als 
eine höchit feltene Ausnahme von der Regel vor, 


nn tn ne r > . 


‚werden kann, fo iſt doch allemal 
darauf zu ſehen, daß die Vor; 
münder genugfames Vermögen 
Haben, um für ihre Verwaltung 
haften zu koͤnnen. 


11) Vgl. z. B. die Inſtrue⸗ 
tion fuͤr die Kirchenofficialen in 
der Probſtei Gottorf vom 24ften 
Gebr. 1797, wornad nur Hufe 
ner zu folhen Aemtern genom⸗ 
men werden follen. 


12) Siehe oben im IE: Bde. 
294 | 


‘ “ 


13) Versrdnungen vom 15ten 
Mai 1834, betr, die nähere Ne: 
gülirung der ſtaͤndiſchen Verhaͤlt⸗ 
niffe 9.13, 14.15. 

44) Das Sndigenatrecht vom 
15ten Jan. 1776, J 

15) So ſollen nach der Flens⸗ 
burger Rangordnung vom 1Ttert 
Der. 1718, €. St. SI. U. Bd. 
©. 324, diejenigen Kaufleute, ' 
welche 9000 77% Luͤbſch in Ver: 
mögen haben, zur erften Claſſe 
der Dürgerfchaft gerechnet wer: 
den, 


8* 
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5) Bon der Anmwefenheit und Abweſenheit, dem 
Wohnorte und der Heimath, 


Der Aufenthaltsort einer Perſon fommt juriftifch 
auf mehrfache Weife in Betracht. Zuvörderft ift Anwefens 
beit oder Abweſenheit in Beziehung auf den Ort, wo 
ein rechtliches Gefchäft vorzunehmen ift, von rechtlichem Eins 
fluffe. Es find namlich nicht felten die Verjährungsfriften 
mir Nücficht auf Anwefenheit und Abwefenheit verfchieden 
beftimmt, und zwar fo, daß gegen. Ubwefende eine längere 
Verjährungsfrift Täuft wie gegen Anweſende 7%), Auch find 
befondere Vorfchriften erlaffen über das Eintreten obrigfeit: 
licher Amtspflichten, in Abſicht des von Abweſenden zuruͤck⸗ 
gelaffenen oder ihnen nach ihrer Entfernung anhelm gefalle- 
nen Vermögens 7). Wenn einem Abwefenden eine Erbfchaft 
zufaͤllt, fo foll, auch wenn fein Aufenthalt bekannt iſt, zur 
Verfiegelung und zu den nothwendigen proviforifchen Anftalz 
“ten gefchritten werden "3). In Betreff des anderweitigen 
einem Abwefenden zuftehenden Vermögens tritt regelmäßig 
eine obrigkeitliche Vorſorge erft alddann ein, wenn der Aufs 
enthalt des Abwefenden unbelannt ift, und der Abmwefende 
außerdem nicht felbft wegen der Verwaltung feines Vermoͤ⸗ 
gend Verordnung getroffen und Vollmacht zurüd'gelaffen hat? ). 
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46) Vol. oben in diefem Bde. 


&.72 u.f. Note 25u. 31. Auch 
gehört hieher die Beftimmung 
des gemeinen Rechts, des Dith- 
marfcher Landrechts und der an⸗ 
deren von demfelben abftammen; 
den Statute über die erwerbende 
Verjährung bei immobilien, 
Bor dem Kanzeleipatent vom 
20ften Juli 1816 war die Frift 
fir die Angabe auf einem Pros 


clame verfhieden, je nachdem 
die Aufgeforderten im Lande oder 
außerhalb Landes waren. Vgl. 
z. D. Verordnung vom Ien Nov. 
1798 $. 6. 

AT) Verordnung vom Iten 
Novbr. 1798 $. 6. 

— Angefuͤhrte Verordnung 


19) Angeführte Verordnung . 


* is 
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Diefe Veranftaltungen Eönnen natürlich ohne alle Förmliche 
keit getroffen werden und werden eben fehr gewöhnlich bloß 
dadurch getroffen, daß der Wegreifende Befig und Vermögen 
in den Händen feiner Familie und Angehörigen läßt. Selbft 
wenn die Wahrfcheinlichkeit eingetreten ift, daß der Abwefende 


umgelommen feyn follte oder aus andern Gründen nicht zu⸗ 


ruͤckkehren werde, findet Fein obrigkeitliches Einfchreiten Statt, 
ed ſey denn, daß außerordentliche Umftände folches erheifchen. 
In folchen außerorventlichen Fällen 2°) kann indeß auch, 
wenn der Aufenthalt des Abwefenden befannt ift, die Beſtel⸗ 
ung eines Curators erforderlich werden. Sind aber von 
einem Abmwefenden, wegen Verwaltung feined Vermögens, 
gar Feine Veranftaltungen getroffen, fo iſt die Anordnung 
einer Curatel uner[äßlich 2"). Bisweilen endlich hängt die 
Zuläffigfeit gewiffer Rechtsgefchäfte davon ab, daß fie 
in einer gewiffen Entfernung von der Heimath einges 
gangen werden 22). Für diefe und ahnliche Fälle kommt es 


es nun darauf an, den Begriff der Ubwefenheit und Anwes 
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20) Als Umftände, welde 
obrigkeitlihe Maaßregeln erfor: 
fordern, nennt die Verordnung 
das Adfterben des Bevollmaͤch— 
tigten, die Auffündigung der 
Vollmacht von feiner Seite, 
üble Verwaltung des Vermoͤ— 
gens, und wenn der Bevoll⸗ 
mächtige in ſolche Umſtaͤnde ges 
rath, daß der Abwefende, wenn 
er damit befannt wäre, die Voll: 
macht wahrfcheinlich wiederrufen 
würde, Dahin gehört auch die 
Norhmwendigkett, ein Rechtsge⸗ 
[haft vorzunehmen , wozu dies 
jenigen, welche das Vermögen 
des Abwefenden verwalten, nicht 
befugt erachtet werden koͤnnen. 


21) Angeführee Verordnung 


$.1. Den Fall, daß ein Weg⸗ 


reifender fein Vermögen derelin⸗ 
quire, hat die Verordnung nicht 
beruͤckſichtigt. Die in dltern 
Verfügungen und Nachrichten 
erwähnten wüften Hufen, wels 
he die Kammer in Befiß nahm, 
muͤſſen unftreitig als derelinquirt 
angejehen werden. 


22) Mac) dem im Herzogthum 
Schleswig geltenden Dänifchen 
Seerechte (Chriſtian V. Dänie 
[ches Geſetzbuch IV. 5, 1.) kann 
der Schiffer nur in einem frems 
den Lande eine sälige Bod⸗ 
merei — 


⸗ 
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fenheit zu beftimmen. Diefer ift indeß nicht allenthalben der 
nämliche. Gewöhnlich wird fowohl nach der gemeinrechtlichen 
Doctrin ald nach unfern vaterländifchen Gefegen_ derjenige 
für abwefend zu halten feyn, welcher außer dem Jurisdictions⸗ 
bezirke fich befindet, in welchem die Klage angebracht wird, 
oder fonft dad Gefchäft vorzunehmen ift 22). In einzelnen 
Fällen haben die Worteindeß eine andere Bedeutung. Cinige 
Statute nämlich bezeichnen Abwefenheit und Anwefenheit 
durch „außerhalb Landes” und „im Lande feyn” 2*), 
Hier kommt es denn darauf an, was unter „„Land” zu 
verfiehen fey. In dem Dithmarfifchen und Eiderftedtifchen 
Landrechte muß unter Land immer die Landfchaft 2°); i 
den Neumünfterfchen Kirchfpielögebräuchen aber, obgleich 
fie aus dem Dithmarfifchen Landrecht abflammen, unter 
Land doch das ganze Herzogthum verftanden werden 2°). Sn 
einzelnen Fällen wird der Begriff der Abwefenheit fo eng ges 
nommen, daß als Anwefende alle Einwohner der Herzogthür 
fer gelten 27). Wie der im Dänifchen Seerechte vorkom⸗ 
mende Ausdruck: fremdes Land, zu verfiehen fey, kann zweis 
felhaft feyn. Am richtigfien verfieht man ed wohl fo, daß 





23) Bol, Höpfner Com⸗ 


mentar $. 395. . Unfere Ders 


ordnung vom Iten Nom. 1798 
$. 6, verfteht offenbar unter Abs 
wefenden einen jeden, welcher 
per subsidiales vorgeladen wer⸗ 
den muß, und anwefend ift folgs 
lich jeder, den das Gericht uns 
mittelbar eitiren kann. Auf ahns 
liche Weife wird das Friedrichs 
ftädter Stadtrecht H, 19, 13. zu 
verftehen feyn. 


24) 3. D. das Dichmarſcher 
Landrecht Art, 68, Neumuͤnſter⸗ 


ſche Kirchſpielsgebraͤuche Art. 4, 
Huſumer Stadtrecht ILL, 49, 

25) Dies bringt fchon der 
gewoͤhnliche Sprachgebrauch mit 
fih. Auch ſpricht dafür der Art, 
40, des Dithmarfifchen Lands 
rechts insbefondere. 

26) Gleiche Bebentung har 
das Wort „Land“ im Juͤtſchen 
Lov 1,23. „Land“ (terra) iſt 
die alte officielle Venennung fuͤr 
eine beſondere Provinz. 

27) Verordnung vom 1Aten 
Mai 1783, betr. die Beweig⸗ 


kraft der —— 
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die Herzogthümer dazu den Gegenfag ausmachen 22). Es 
fommt ferner der Wohnort in Betracht. Die Lehre vom 
MWohnorte (domicilium) ift indeß bereit in einem andern 
Zufammenhange, in dem Abfchnitt von. den Gerichtöftänden 
. vorgetragen worden *°), wobei nur noch daran zu erinnern 
ift, Daß durch den Wohnort eines Individuums nicht nur der 
Gerichtsſtand defjelben beftimmt wird, fondern daß auch regel= | 
mäßig darnach die Frage zu beantworten ift, welche Rechtö= 
normen rücfichtlich feiner Rechtsverhältniffe zur Anwendung 
fommen 3°), Zur Begründung eines Wohnorts wird allemal 
neben dem Aufenthalt an einem Orte zugleich die Abficht ers 
fordert, regelmäßig an dem Orte zu bleiben, fo daß durch 
einen temporairen, wenn auch Iangeren Aufenthalt für einen 
beftimmten vorübergehenden 3wed Fein Domicilium begründet 
wird ?2), Iſt diefes aber für ein Individuum einmal be= 
gründet, fo dauert daffelbe, eines etwanigen Aufenthaltd _ 
an andern Orten ungeachtet, fo Iange fort, bis die Abficht, 
dieſes Domicilium aufzugeben, entfchleden vorliegt. Im Als 
gemeinen find die Ausdrüde: Wohnort” und ‚„„Heimath” als" 
gleichbedeutend anzufehen. In Beziehung aber auf die Ver: 
forgung in Verarmungsfällen haben in unferer Gefeßgebung 
die Ausprüde: „Heimath“ und „„Heimathsrecht” eine eigens 
thümliche Bedeutung erhalten, indem zur Ermwerbung von 





28) Das Schleswigfhe Ober» 29) Siehe oben im II. Bd. 
gericht hat in einem Fall anders S. 267. | 
entfchieden und alle zum König: 


reich Dänemarf gehörigen Häfen 
nicht als fremdes Land anfehen 
wollen. Schlesw. Holft. Anz. 
von 1837 ©. 41. Das Dänis 
ſche Seereht muß indeg wohl als 
ein im Herzogthum Schleswig 
tecipirtes Recht einem einheimis 
fhen Geſetze glei geachtet und 
. danach auch ausgelegt werden. 


30) Vgl. oben im J. Bdo. ©. 
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31) Wenn bei Dienftboten 
und Pächtern in Beziehung auf 
den Gerichtsſtand der Ort ihres 
temporairen Aufenthalts zugleich 
als ihr Domicilium angeſehen 
wird, ſo iſt das unftreitig eine 
Ausnahme von der Regel. 


% 
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Heimathörechten in diefem Sinne theils mehr theild weniger 
als zum Domicilium erfordert wird, Einestheild namlich ges 
nügt zur Erwerbung von Helmathörechten der bloße Aufents 
halt, ohne die Abficht des unbeftimmten Verbleibens, und 
anderntheils ift zur Ermwerbung von KHeimathörechten das 
bloße Domleilium nicht genügend, fondern es hat diefe recht: 
liche Folge erft alddann, wenn zu dem Domicilium ein uns 
unterbrochener Aufenthalt von einer beftimmten Dauer, oder 
ein anderes mit dem Aufenthalt verbundenes factifched Mos 
ment hinzufommt. SHeimathörechte in vdiefem Sinne: des 
Mortes find indeß nach unfern Gefeßen verfchiedenartig, und 
man wird zwei Arten der Heimarhöberechtigung unterfcheiden 
müffen, welche ſowohl in ihren Bedingungen, als in ihren 
Wirkungen verfchieden find, Eine Art der Heimathöbe: 
rechtigung, die ſchon früher gelegentlich ift erwähnt wors 
den, wird durch Unfäßigkeit oder Niederlaffung als Lands 
handwerker fofort, oder auch durch einen dreijährigen 
Aufenthalt auf dem Lande, unter Befchäftigung mit Acker⸗ 
bau oder andern Iändlichen Gewerben 22), nach den mit 
einzelnen Staaten abgefchloffenen Verträgen, Iediglich durch 
einen dreijährigen Aufenthalt im Lande, fey es in den 
Städten oder auf dem Lande erworben??). Durch dieerwähnten 
Umftände entfteht zwar Feine Heimathsberechtigung mit Ruͤck⸗ 
ficht auf eine einzelne Commüne, wohl aber Heimarhörechte 
im ganzen Lande. Als Wirkungen diefer Heimathsberechtis 
gung find bei Mitgliedern eines militairpflichtigen Standes 
wirkliche Militairpflichtigkeit ?*)- unftreitig auch die Erlan⸗ 





32) Verfügung vom 12ten. 


- Sept. 1809, 20ften Juli 1819 
(hron. Sammlung für 1835 ©. 
295.) und Verfügung vom 10ten 
März 1827. Vgl. oben im IL. 
Bde. S. 185 und im Ill. Bde. 
©. 373. 

33) Eirenlairverfügung vom 


48ten März 1817 wegen Med: 
lendburg Schwerin, vielleicht auch 
nach den mit dem Fürftenchum 
Luͤbeck beſtehenden Vereinbarun⸗ 
en. 

34) Die in der Note 32, an⸗ 
geführten Verfügungen betrefs 
fen lediglich diefen Punct. 
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gung des Inbegriffs von Rechten, welche überhaupt den Lan⸗ 
dedeinwohnern zuftehen, inöbefondere aber Anfpruch auf Uns 
terftüßung im Verarmungsfall anzufehen 3°). Es follen 
zwar alle Ausländer, welche nicht durch einen Aufenthalt von 
gefeßlicher Dauer in einem Diftricte Heimathsrechte erworben 
haben, im Verarmungsfall aus dem Lande transportirt und 
über die Grenze gebracht werden 3%). Offenbar würde e3 
aber höchft unnatürlich feyn, diefen Grundfaß auf folche Pers 
fonen anzuwenden, welche der Staat als militairpflichtig ans 
erfannt und von denen derfelbe alfo die Erfüllung von Bürgers 
pflichten verlangt hat, mithin als Landedeinwohner betrachtet. 
Militairpflichtig gewordene Ausländer find demnach wefents 
fich von folchen Fremden verfchieden, welche überall keine 
Heimath imLande haben, aber im Verarmungsfall nicht wegs 
gefchickt werden können, weil fie in ihrer eigentlichen Heimath 
nicht angenommen werden und daher im Verarmungsfall dort 
bleiben müffen, wo fie einmal find 37). Eine andere Art 
von Heimathöberechtigung bezieht fich Tediglich auf die Ver: 
forgung in Verarmungsfällen, und auf beftimmte Landes⸗ 





35) Die Eirculairverfügung 
vom 18ten März 1817 fagt dies 
ausdrücklich. 


nen Armendiftricten zur Laft 
fallen, fondern über das ganze 
Ame oder über die ganze Lands 


36) Patent vom 23ften Der. 
41808, betr. den Diftrict, in wels 
hen ein Verarmter zu verforgen 
ift $. 15. 

37) Wegen Aufbringung der 
für die Unterhaltung folder Ars 
men erforderlihen Koften wird 
es inzwifchen, des im Terte be: 
merften Unterfchiedes ungeachs 
tet, nah dem Reſcript vom 
45ten Juli 1791 zu verhalten 
feyn, in Gemäßheit, welches in 
den Aemtern und Landſchaften 
diefe Koften nit den einzels 


[haft zu vertheilen find. In 
einzelnen Fällen foll indeß der 
Grundſatz befolge worden feyn, 
daß folhe Arme dahin gehören, 
wo fie fih am längften aufgehal: 
tenhaben. Diefer legtere Grund⸗ 
faß ift in der Circulairverfuͤgung 
vom 24. März 1817 in Betreff 


der aus Mecklenburg - Schwerin 
‚eingewanderten und bier hei« 


mathöberechtigt gewordenen Per: 
fonen ausdrücklich enthalten und 
mag auch in andern Fällen Ans 
wendung gefunden haben. 
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eommünen. Obgleich die Erörterung hierüber mit den Grund: 
ſaͤtzen über die Armenverforgung im genauen Zufarmmenhange 
fteht, fo wird doch die Heimathsberechtigung nicht als zu 
den Firchenrechtlichen Verhältniffen und nicht als zur Compe⸗ 
tenz der Eonfiftorien gehörig, angefehen 3°), Aus diefem 
Grunde findet das darüber zu Bemerkende hier feinen paffenden 
Pla. Nach dem, was bereitd an einem andern Orte über 
die Unfprüche verarmter Perfonen auf öffentliche Unterftüung 
und über die Veränderungen beigebracht worden ift, welche 
in den gefeßlichen Beftimmungen über die Erwerbung von 
Heimathsrechten Statt gefunden haben ??), Fünnen wir uns 
hier auf die jeft geltenden Grundfäge befchränfen. Seine 
Heimath hat nun ein Feder 1) an feinem Geburtsorte, 
indem der früher geltende Grundfaß, daß die Kinder, bis 
fie ſelbſt eine eigene Heimath erwürben, die Heimathörechte 
der Eltern und Stiefeltern beibehielten, aufgehoben worden 
ift *°). Auch nach der früheren Gefeßgebung mußte anges 
nommen werden, daß Kinder folcher Eltern, die im Auslande 
Heimathörechte befigen, in hiefigen Landen an ihrem Geburtös 





88) Patent vom 2äften Der. 


4808 $. 36. bezeichnet Streitige 


feiten über Heimathsrechte als 
weltlihe Sachen, indem es die 
Entfcheidung darüber den Ober⸗ 
beamten beilegt. Vgl. oben im 
II. Bde. ©. 127 u. S. 290. 
39) Siehe oben im III. Bde. 


‚738. 

40) Die ältern Grundfäge 
find in dem Patent vom Zöften 
Dec. 1808 $. 18 und 20; die 
jegt geltenden in dem ‘Patent 
vom 22ften Nov. 1836, betr. 
die Heimathsrechte der Kinder, 
enthalten, Ob bie leftere Der: 
fügung als ein neues Geſetz oder 


vom 


als eine authentifche Interpre⸗ 
tation des Altern Patents anzus 


fehen ſey, iſt nicht unbeftritten, 


“Ungeachtet der Syntroitus und 


die ganze Faffung des Patents 
22ften Nov. 1836 für die 
erftere Anſicht fprechen, hat doch 
die Provinzialregierung auf Got⸗ 
torf in einem Refeript vom 19. 
Juli 1838 das genannte Patent = 
als eine authentifhe Interpre⸗ 
tation angefehen. Eine Weile 
werden Fälle vorkommen, in 
welchen allerdings die Entfchei; 
dung verfchieden ausfallen muß, 
je nachdem man der einen oder 
der andern Anficht folgt. 


Erfter Abſchnitt. Allgem. Perfonenzecht. 123 


orte audfchließlich ihre Heimath haben, namentlich) in dem 
Fall, wenn das Kind von den Eltern verlaffen war, oder eine 
gewiſſe rechtliche Selbftftändigtelt erlangt hatte +"). Infofern 
pon den Kindern folcher Eltern die Rede ift, welche in einer 
biefigen Landescommüne ihre Heimath haben, ift ed nicht 
ganz Har, welche Commüne unter „Geburtsort“ oder „Ge⸗ 
burtsheimgth”. zu verſtehen iſt, indem darunter fowohl dies 
jenige Commüne, in welcher dad Kind zur Welt gelommen ift, 
als derjenige Ort verftanden werden Tann, an welchem die 
Eltern zur Zeit, ald dad Kind geboren wurde, ihre Heimath 
hatten. Ungeachtet anderweitige Nechtöbeftimmungen für 
die Annahme der zulegt gedachten Bedeutung fprechen duͤrf⸗ 
ten +2), fo ift doch nicht zu verfennen, daß die erftere Ers 
Härung durch die Art und MWeife, wie fich unfere Gefeße dar⸗ 
über ausdrüden, vorzüglich. unterflügt wird *). Mebrigens 
wird in Ermangelung anderer Beweismittel die Angabe des 





a4) Die Verfügung vom 15. 


Dec. 1829 fpricht den Grunde S 


fa& aus, daß jedes Individuum, 
welches innerhalb der Staaten 


Sr. Majeftät geboren ift, auch 


dafelbft Heimathsrechte befigen 
muͤſſe 


5 Das Indigenatrecht vom 
45ten Jan. 1766 $, 1. läßt z. B. 
nicht den eigentlihen Geburts; 
ort, fondern die Heimath der 
Eltern entfcheiden. Auch ift in 
Dänemark in Betreff der Armen: 
verforgung angenommen, Daß 


unter Geburtsort die Heimath‘ 


der Eltern zu verftehen fey- 
Vgl. de Bretton fyftematifche 
Darftellung der dänifchen Geſetz⸗ 
gebung über das Armenweſen 
&, 100. und ein Schreiben der 


dänischen Kanzelei vom 18ten 
ept. 1830 in der Kollegialzeis 
tung ©. 838. Dazu kommt, 
bag in Armenverforgungsfachen 
zwifchen den Gefeßgebungen Daͤ⸗ 
nemarks und der Herzogthuͤmer 
feine Berfchiedenheiten obwalten 
follen. 
43) Sin dem Patent vom 
23ſten Dec, 1808 $, 7. heiße 
es, daß hülfsbedärftige Perfo« 
nen, weldye nicht durch ununters 
brochenen Aufenthalt an einem 
Drte Heimarhsrechte erworben 
haben, da verforgt werden müfs 
fen, wo fie geboren find, 
Diefe Worte fprechen offenbar 


mehr für den eigentlichen Ges 


burtsort als für die Heimath der 
Eltern, 
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Verarmten felber als ein hinreichender Beweis in Betreff des 
Geburtsortes angefehen ++). Inſofern Eltern und Stief⸗ 
eltern in hieſigen Landen heimathsberechtigt ſind, kommt die 
Geburtsheimath einſtweilen nicht in Betracht. Es begruͤn⸗ 
det naͤmlich die Heimath der Eltern und Stiefeltern temporair 
eine Heimathsberechtigung auch fuͤr die Kinder, wovon 
nachher noch weiter gehandelt werden ſoll. 2) Frauensper⸗ 
ſonen erwerben durch Heirath die Heimath des Mannes. 
Eine natuͤrliche Folge davon iſt, daß durch die Heirath eines 
Ausländers die hieſigen Heimathsrechte der Frauensperſon 
untergehen. Sollte der Auslaͤnder aber die Frau verlaſſen oder 
hier im Lande mit Tode abgehen, ſo lebt für die Frau ihr 
fruͤheres Heimathsrecht wiederum auf **). Daß das Hei⸗ 
mathsrecht des Mannes auch nach ſeinem Tode fuͤr die Wittwe 
fo lange fortdauere bis fie anderswo eine neue Heimath ers 
wirbt, ift klar in den Geſetzen enthalten +6). Daffelbe wird 
aber auch für den Fall gelten müffen, wenn die Ehe durch 
Scheidung aufgelößt wird +7). 3) Der Heimathäsrechte 
der Eltern find auch die Kinder theilhaftig, fo 
lange fie nicht ald Dienfiboten, oder auf anderm Wege einen 
eigenen Stand ergriffen *8) oder auch das achtzehnte Fahr 





44) Kanzeleifhreiben vom 
4ften Oct. 1825. 

45) Patent vom 23ften Dec. 
4808 $. 18. und Verfügung v. 
Aten März 1817 Das Kanzes 
leifchreiben vom 22ften Det. 1831 
wird damit übereinftimmen, 
Nah dem letzten Paffus deſſel⸗ 
ben follen zwar die Familien von 
Ausländern wie andere Auslän- 
der behandelt und alfo transpor: 
tie werden. Ohne Zweifel iſt 
aber darunter eine im biefigen 


Lande heimathsberechtigte Wirt: 
we nicht gemeint, 

46) Patent vom 25ften Dec. 
1808 $. 18, 

47) Daßeinebloge Scheidung 
von Tifch und Bett auf die Hei⸗ 
mathörechte der Frau keinen Eins 
fluß haben Eönne, verſteht fich 
von felbft, ift auch) in einem uns 
gedruckten Kanzeleifchreiben vom 
18ten Juli 1818 ausgefprochen. 

48) Patent vom 2äften Der. 
1808 $. 18, 
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vollendet haben *). Bei ehelichen Kindern wird Ihre Hei⸗ 
math durch die Heimath des Vaters, und nach feinem Tode 
durch die Heimath der Mutter, wie im Allgemeinen ®°), fo 
insbefondere auch in dem Fall beftimmt, wenn der ausländis 
fche Vater hier im Lande verftirbt °7), Bei unehelichen Kins 
dern kann natürlich allein die Heimath der Mutter entfchei= 
den 52). Da nun eine Frauensperfon durch Heirat in die 
Heimath ded Mannes übergeht, fo folgt von felbft, daß die 
von einer Frau in die Ehe gebrachten Kinder der Heimathörechte 
des Stiefvaters theilhaftig werden 5?), Die fo erworbenen 
Heimathörechte der Kinder dauern nach dem Tode der Eltern 
und Ötiefeltern fo lange fort, bis die Kinder einen. eigenen 
Stand ergreifen, oder das achtzehnte Jahr vollendet haben. 
Tritt entweder die eine oder die andere diefer Bedingungen 
ein, fo verliert die elterliche Heimath für die Kinder ihre 
rechtliche Wirkfamkeit, und ihre Heimath haben fie fodann 
bis weiter an ihrem ©eburtöorte 5*). Der in den Gefeßen 
gebrauchte Ausdrud: ‚‚Ergreifung eines eigenen Standes” 
ift zwar nicht fo beftimmt und unzweideutig, als man wohl 
wünfchen möchte. Bei Kindern, welche noch Eltern haben, 
muß indeß en der Ausdrud „einen eigenen Stand ergriffen 





49) Patent vom 22ften Nov. 
4836 $. 1 u. 2. 
50) — vom 28ſten Der. 


52) Angeführtes Pat : 
EN geführte ——— 


1808 $. 18. Der hier gebrauchte 
Ausdruck ‚‚Aeltern” kann nicht 
anders verftanden werden und 
ift auch in der Verfügung vom 
4, März 1817 fo erklärt worden, 

51) Kanzeleifchreiben vom 
Aten März 1817. Das Kanze⸗ 
leifchreiben vom 22ften Octbr. 
41831 hat wahrfcheinlich bloß den 
Fall vor Augen, wenn die Deuts 
ter vor dem Vater ſtirbt. 


53) Verfügung vom äten 
Marz; 1817 und Patent vom 
22ften Nov. 1836 $. 1. 


54) Patent vom 22ften Nov. 
1836. Ausgenommen find’ 
von diefer Negel, die in dem 
Kieler Gebärhaufe geborenen 
Kinder, welche nach der Bers 
fügung vom 18ten San. 1829 | 
die Heimathsrechte der Mutter 
behalten. 
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haben,” fo verftanden werden, daß die Kinder nicht mehr in 
Koft und Brod der Eltern find, fondern fich ſelbſt vollftändig 
wirklich ernähren und der elterlichen Hülfe nicht mehr be: 
dürfen. In gleicher Art wird ed auch bei elternlofen Kindern 
‚auf die Möglichkeit ankommen, fich felbft zu ernähren 9°), 
4) Heimathörechte werden endfich durch einen ununters 
brochenen Aufenthalt in einem Diftricte während. 
einer beftimmten Zeit erworben. Diefer Zeitraum war früher 
auf drei volle Fahre beftimmt 55), gegenwärtig ift aber für 
die Erwerbung von Heimathsrechten ein funfzehnjähriger Auf: 
euthalt in dem Diftrict erforderlich 87), Der früher geltend 
gewefene Grundſatz findet indeß gegenwärtig noch bei ven: 
jenigen Perfonen Anwendung, welche darnach vor dem 1ften 
Januar 1830 Heimathsrechte erworben haben °?), Ebens 
falls kommt die frühere Beſtimmung, daß Heimathörechte 
durch einen dreijährigen Aufenthalt erworben werden, im 
Berhältniffe zum Großherzogtum Schwerin 59), und im 





55) Das Patent vom 2äften 
Dec. 1808 gebraucht als gleiche 
bedeutend mit einem eigenen 
Stand ergreifen den Ausdruc: 
„bis die Kinder ſich ernähren koͤn⸗ 
nen.” Wenn Dienftboten bei⸗ 
fpielöweife als ſolche genannt wer: 
den, die einen eigenen Stand 


ergriffen haben, fo wird nur an D 


ſolche Dienftboten zu denken feyn, 
die für das ganze Jahr vermie⸗ 
het, und nicht an Kinder, bie 
bloß zu einzelnen Sommeratbeis 
ten, wie zum Hüten der Schaafe 
und Sänfe, angenommen find. 

56) Das Patent pom 2äften 
Dec. 1808 hat im $. 3. dem 
früher geltenden Srundfag auf, 
daß durch Anjäffigkeit Heimaths⸗ 


rechte erworben würden, und 
verwandelte durch $. 5. den frü> 
her ‚geltenden fehsjährigen Zeit: 
raum in drei Jahre. Die ältern 
Srundfäge find in der Verord; 
nung vom äten Juni 1776 ent; 
halten, 

57) Kanzeleipatent vom Teen 
ec. 1829. 
58) Kanzeleipatent vom 7ten 
Der. 1829 $. 4. und Kanzeleis 
fhreiben vom 22ften Der.1831. 

59) Tiecnlairverfügungen vom 
18ten März 1817 und 1Tien, 
Oct. 1836, welche letztere zu⸗ 
gleich die Beſtimmung enthaͤlt, 
daß die Vereinbarung nur in dem 
= gelte, wenn ſich folche Pers 


onen, die hier Heimathsrechte 


Erſter Abfchnitt. Allgem. Perfonenteht. 127 


Verhältniffe zum Fuͤrſtenthum Lübed 9), wie überhaupt die 
von dem Patent vom 2dften Dec. geltenden Grundfäge, fo 
auch insbefondere die Vorfchrift wegen Begründung von Heiz 
mathsrechten durch einen fechsjährigen Aufenthalt noch im⸗ 
mer zur Anwendung. Es haben nämlich die für die Herzog- 
thuͤmer erlaffenen, Gefeße über den hier behandelten Gegen: 
ſtand, die mit den benachbarten Staaten gefchlofienen Vers 
träge und getroffenen Vereinbarungen nicht aufheben koͤnnen. 
Daß es übrigens in diefen letzteren Fällen nicht auf den Auf: 
enthalt in einem beftimmten Diftrict, fondern Lediglich auf 
den Aufenthalt im Lande überhaupt ankomme, iſt fchon früher 
bemerkt worden. Mit Rücficht auf die Erwerbung von Hei⸗ 
mathsrechten durch einen Aufenthalt von gefeßlicher Dauer, 
fey es in einem beftimmten Diftrict oder im ganzen Lande, 
find aber noch folgende nähere Beftimmungen zu bemerken. 
a) Die Erwerbung von Heimathörechten auf diefe Weife ift 
vor allen Dingen dadurch bedingt, daß ein Individuum über: 
haupt fähig fey, an dem Drte feines Aufenthalts Heimaths⸗⸗ 
rechte zu erwerben. In Folge allgemeiner NRechtögrundfäge 
koͤnnen Ehefrauen wahrend der Dauer der Ehe, da fie wähs 
rend diefer Zeit immer die Helmathsrechte des Mannes theilen,. 
fich Feine felbfiftändige Helmathörechte erwerben *1). Daf- 
ferbe gilt von Sträflingen während der Strafzeit 2), Daß 





erworben haben, fich zur Zeit zweien ungedrudten Kanzelei⸗ 
der Verarmung im Lande aufs fchreiben vom 2Aften Oct. 1818 
halten. Auch ift hier nicht dreis und ZOſten Januar 1820 ange 
jähriger Aufenthalt in demfelben wandt worden, 
Diftriet erforderlich, fondern en 62) Bol. z. B. das Kanzeleis 
dreijähriger Aufenchalt im Lande patent vom äten Oct. 1816, 
genügt. * — bei —— 
ung der Zuͤchtlinge und Karren⸗ 
3 reale bon; gefangenen. Auch ift fpeciell ver: 
—— April 1821 . füge worden, daß entlaffene Zuͤcht⸗ 
i uUiinge ſich niche in Gluͤckſtadt aufs 
61) Der Grundſatz ift in Halten dürfen, 


J 
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ferner Kinder, welche nicht bereitd einen eigenen Stand ers 
griffen haben , oder über achtzehn Fahr alt find, felbftftändig 
keine Heimathsrechte erwerben koͤnnen, iſt fchon vorgefom: 
men 63), Auch Adoptivfinder erwerben an dem Aufenthaltd> 
orte der Xdoptiveltern Feine. Heimathsrechte 6%). Dagegen 
kann allerdings die Heimath von Handwerksgeſellen, Kofts 
gängern, Dienfiboten und allen andern Haudgenoffen durch 
ein Aufenthalt von gefeßlicher Dauer begründet werden 7). 
Nach befonderer gefeßzlicher Vorfchrift find von der Erwerbung 
von Heimathörechten mehrere Claffen von Perfonen ausge⸗ 
fchloffen 55), namlich die im Chriftianspflegehaufe zu Eckern⸗ 
förde aufgenommenen Soldatenfinder °7); die Zöglinge des 
Zaubftummeninftituts zu Schleswig, fo Iange fie auf dem 
Ssnftitut Unterricht genießen 6°), Militairperfonen, während 
ihrer Dienftzeit an dem Orte, wo fie in Garnifon oder fm 





- 63) Durch diefe Beftimmung 
des Patents vom 22ften Nov. 
. 4836 find die Vorfchriften des 
Datents vom 2äften Dec. 1808, 
daß durch den Aufenthalt der 
Linder auf Schulen oder auf 
Univerfitäten feine Heimaths⸗ 


echte erworben werden ſollten, 


als aufgehoben zu betrachten. 
Auch kann die Verfügung vom 
4ten April 1792, wornach Lehr⸗ 
burfchen während der Lehrzeit 
feine Heimathörechte erwerben, 
aus demfelben Grunde gegens 
wärtig feine Anwendung mehr 
finden. 

64) Patent vom Zäften Der. 
41808 $. 19 


65) Patent vom 2dften Der. 
1807 9.21. Was den Ausdruck 
‚‚Koftgänger” beteifft, fo muß 
diefer offenbar, wenn man nicht 


mit andern Dispofitionen in Wi; 
detfpruch gerathen will, in einer 
befhränften Bedeutung genoms 
men werden. Entweder find dar⸗ 
unter alle fich felbft ernährende 


Merfonen zu verftehen, welde 


ſich einmiethen und in die Koft 
verdingen, oder vielleicht auch, 
nach einem hier in den Her⸗ 
zogthuͤmern üblichen Sprachges 
brauch, diejenigen jungen Leute, 
welche bei einem Gutsbeſitzer, 
Pächter oder einem andern Lands 
mann die Landwirthfchaft erler⸗ 
nen. 
66) Bol. Staatsb. Mag. U. 
Bd. S. 703. 


67) Bekanntmachung vom 
Aten Mat 1802. 

68) Circulairverfuͤgung vom 
28ften Juli 1815. 
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Cantonnirungsquartier liegen *2); die Irren, während ihres 
Aufenthalts in der Schleswiger Irrenanſtalt 7°); Militairs 
bandwerfer, welche urfprünglich als Soldaten ausgehoben 
oder von den Städten oder andern Commuͤnen requirirt wors 
den find 7*); und endlich die in die Armencolonie Frederiks⸗ 
gabe aufgenommenen Eoloniften, deren Frauen und Kinder 72), 
Alle die genannten Perfonen ‚behalten während ihres Aufent- 
halts außerhalb ihrem früheren Wohnorte ihre Heimathsbe⸗ 
rechtigung da, wo bdiefe ihnen früher zuftändig war, oder 
treten in die fonft geſetzlich beftimmte Heimath ihres Geburts: 
‚orts ein. b) Der Aufenthalt, welcher Heimathörechte be: 
gründen foll, muß den Character eines wirklichen Wohnens 
haben, und ein noch fo langer Aufenthalt als Reifender oder 
in einer andern precairen Qualität wird feine Heimathörechte 


gewähren koͤnnen 2 Dabei dürfte eö.aber nicht in Betracht 


i % 





69) Kanzeleipatent vom 30. 
Aug. 1819. Geworbene Sole 
daten und Unterofficiere werden 
aber unter diefer Verfügung nicht 


mit begriffen feyn, fondern nah 


wie vor, in Gemäßheit des Re⸗ 
feript3 vom 22ften Sept. 1787, 
mit ihren Frauen und Kindern 
an den Garnifonsorten Hei⸗ 
mathsrechte erwerben koͤnnen, 
wie denn für dieſe Soldatenkinder 
jaͤhrliche Collecten veranſtaltet 
werden. 


70) Regulatlv für die Irren⸗ 
anftalt vom’ 12ten Sept. 1820 


$.13. Daß Wahnfinnige übers” 


haupt während ihrer Gemuͤths⸗ 
franfheit feine Heimathsrechte 
follten erwerben fönnen, ift nach 


Falck's 5andbuch IV. 


unſern Geſetzen nicht —** 
en 


TA) Kanzeleipatent vom Aten 
Nov. 1820. 

72) Kanzeleipatent vom 29. 
Oct. 1822, welches nach dem 
Kanzeleiſchreiben vom 7ten Oct. 
1837, durch das Kanzeleipatent 
vom 22ften Nov. 1836 keine 
Veränderung erleidet. N 

73) Das Patent vom 23ften 
Dec. 1808 bezeichnet den Drt 
des Aufenthaltes ausdrücklich als 
Wohnort. Erörterungen dar: _ 
über finden fich im Stb. Mag. 
VI. ®d. &©.’673 und X. Bp.. 
S. 330. Auch ift hier zu vers 
gleihen, was oben im III. Bo. 
S. 267 u. f. darüber bemerkt 
worden ift. 
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fommen, ob der Aufenthalt felbft ein gefetzlich erlaubter ges 
wefen fen oder nicht. Namentlich wird. es in Betreff der Zur 
den nicht zweifelhaft ſeyn Fönnen, daß fie auch an folchen 
Orten, wo fie zu wohnen nicht berechtigt find, durch einen 
Aufenthalt von gefelicher Dauer Anfpruch auf: Verſorgung 
im Verarmungsfall erwerben ?*). ce) Der Aufenthalt muß 
ferner ein ununterbrochener.feyn. Da der im Gefeß ge⸗ 
brauchte Ausdruck, wie die Natur der Sache ergiebt, nicht 
in feinem ſtrengen Wortverftande genommen werden darf, fo 
bleibt nichts anders uͤbrig, als den Sinn deffelben, mit Rüd- 
ficht auf das Verhaͤltniß des Wohnortes zu beftimmen. Eine Un: 
terbrechung wird daher natürlich durch das Aufgeben oder 
Berlaffen des bisherigen Wohnortes bewirkt werden. Wann 
aber ein: folches Aufgeben des bisherigen Wohnortes Statt 
findet, ift im Allgemeinen nicht zu beftimmen, fondern muß 
nach den Umftänden des einzelnen Falles ermeffen werden 75). 
Was z. B. die Dienftboten betrifft, fo ift dad Wegziehen des 
Gefindes, wenn durch Auffündigung oder fonft 7°) die Dienſt⸗ 
zeit rechtlich beendigt wird, ‘zwar im Allgemeinen als eine 
Unterbrechung anzufehen. Wenn aber ein Familienvater in 
einem andern Diftricte fich als Dienftbote vermiethet, und die 
Familie an dem bisherigen Aufenthaltsorte zuruͤcklaͤßt, wird 
dadurch fein bisheriger Aufenthalt nicht unterbrochen 77), 


74) Das. Statthalter = Re: 
feript vom A6ten Febr. 1828 
(hron. Samml. für 1831 ©. 
240.) ſcheint grade einen foldyen 
Fall zu betreffen. 

75) Die leitenden Grundjäße 
ſiehe oben im II. Bande ©. 
267 u. f. | 

76) Patent vom 2dften Dec, 
1808 $. 22. Unter dem Worte 
ſonſt iſt gemeint theils eine 


Vereinbarung zwiſchen Brod⸗ 
herrn und Geſinde, theils die 
einſeitige Aufhebung des Dienft- 
verhaͤltniſſes aus zulaͤſſigen Gruͤn⸗ 
den, z. B. auf Seiten des Dlenſt⸗ 
herrn, nach dem Kanzeleiſchrei— 
ben vom 7ten April 1832, we- 
gen eingetretener Schwanger— 
ſchaft. 

77) Staatsb. Mag. X, Bd. 


. ‘ 
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Jedes Aufgeben des bisherigen Aufenthalts muß aber natuͤr⸗ 
lich ernſtlich gemeint und nicht bloß vorgeſpiegelt ſeyn, da 
das letztere Verhalten, als eine in fraudem legis vorgenom⸗ 
mene Handlung, Feine rechtliche Wirkungen äußern kann. Das 
gegen ift es gleichgültig, ob das Verlaffen des bisherigen 
Aufenthaltsortes freiwillig oder gezwungen erfolge. Ein fol: 
cher Zwang kann theild von dem Brodherrn, theild vom Eigenz 
thümer der Miethswohnung, theild von der Commüne bes 
wirkt werden. Daß ein Feder nach Belieben Dienftboten und 
Mierhsleuten Fündigen könne und Niemand verpflichtet ift, 
beftimmte Perfonen in feine Dienfte oder in feine Miethswoh⸗ 
nung aufzunehmen, verfteht fich von felbft, und von einem 
Handeln in fraudem legis kann hier nur infofern die Rede 
feyn, als die Einwohner eines Diftrictd unter einander vers 
tragsmaßig fich dazu verpflichtet haben, gewiſſe Perfonen 
nicht in Dienft zu nehmen oder Wohnungen an fie zu vermies 
then, um fie dadurch indirecte aus dem Diftricte zu vertreis 
ben. Was aber die Commünen betrifft, fo.ift diefen die Bes 
fugniß, Fremde zur Veränderung des Wohnortes oder zur 
Beftellung von Bürgfchaften, daß fie dem Diftrict im Vers 
armungsfalle nicht zur Laft fallen wollen, zu nöthigen, zwar 
Im Allgemeinen entzogen 7°) und es dürfen aus diefem Grunde, 
ehe der Fall einer wirklichen Verarmung eintritt, von einer 
Commüne an die andere Feine SchadloshaltungssReverfe 
ausgeftellt werden 7°). Die eben erwähnten, in den älteren 
Geſetzen enthaltene Befugniffe der Commuͤnen 8°) find indeß 
nur für den Fall aufgehoben, daß ein Fremder fich und die 
Seinigen ehrlich ernähre. Bei dem Mangel eines ehrlichen 





78) Patent vom 23ften Dec. 79) Ale vom A1äten 
4808 $. 1,2 u. 16. und Circus Juli 182 
lairverfügung vom A4ten Det. 80) SC vom Zten 
1819. | Juli 1776 $. 3. 
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Ermwerbed werden daher die Commünen noch immer auf 
die Entfernung der ihr. nicht angehörigen Individuen oder 
auf die erwähnte Bürgfchaftöbeftellung beftehen koͤnnen ®*). 
d) Während diefes Aufenthalts darf Feine Nothwendigkeit 
einer Verpflegung auf öffentliche Koften eintreten 8). Das 
vor dem Ablauf der gefehlichen Frift eintretende Beduͤrf— 
niß einer öffentlichen Unterftügung verpflichtet die Commüne, 
wo Jemand alddann Heimathörechte hat, zur ferneren Unterz. 
haltung des Verarmten, Die nöthige Hülfe wird zwar von 
der Commüne des Aufenthaltsorteö, aber auf Rechnung der 
Heimathscommuͤne geleiftet 8°). ine von der Heimaths⸗ 
commüne heimlicher Weife dem Armen verabreichte Hulfs- 
Teiftung kann natürlich die rechtlichen Wirkungen der Vers 
armung nicht ausfchließen. Dagegen ift fein Grund vorhan= 
den, einer dem Armen erwiefenen Privatwohlthätigkeit die 
Wirkung beizulegen, daß dadurch der Aufenthalt unterbrochen 
werde. Diejenigen, welche an Orten, wo fie noch feine 
Heimathsrechte erworben haben, verarmen, follen regelz 
mäßig nach ihrer Heimath transportirt werden. Indeſſen 
Tonnen fich die Commünen darüber vereinbaren, daß der Ver- 
armte auf Koften feiner Heimath an feinem Aufenthaltsorte 
unterhalten werde 8%), Iſt einmal-der Aufenthalt unters 
brochen worden, fo wird zur Erwerbung von Heimathörechten 
- ein neuer Aufenthalt von gefeßlicher Dauer erfordert und bei 





81) Darnad) dürfte jeder Dieb; 
ftahl für die Commünen einen 
hinreichenden Grund enthalten, 
die erwähnten Befugniffe aus: 
zuüben. Auf fosche Falle kann 


die Verfügung vom 14ten Suli- 


18Wnicht bezogen werden. 
82) Der erbetene freie Schul; 
unterricht foll aber nach der Ver: 


fügung vom 14ten Juli 1820 


nicht ald eine zum Transport 


einer armen Familie berechti- 
gende Unterſtuͤtzung gelten. 


83) Datent vom 2aften Dec, 
1808 68. 8 bis 11, - - 2 


84) Verfügung vom A4ten 
Juli 1820, 
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“ folchen Perfonen ‚- welche: öffentliche Unterftügung genießen, 
kann ein folcher Aufenthalt erft von dem Zeitpuncte an ges 
rechnet werden, wo. die öffentliche Unterftügung aufgehört 
hat. In Betreff erworbener Heimathsrechte ift noch zu be— 
merken, daß ſie durch Erwerbung einer andern Heimath ers 
Löfchen, und in diejenige Claſſe von Rechten gehören, auf 
welche eine Verzichtleiftung unzuläffig und wirkungslos ift. 


% 


* 





Zweites Kapitel. 


Bon dem Unterfchiede zwifchen Einheimifchen 
und Fremden, | 


$. 24, 
Rechtsverhaͤltniſſe der Fremden. 


Die Ausdrucke: Fremd, womit das in aͤltern Rechtsquellen 
haͤufiger gebrauchte Wort, Gaſt, gleichbedeutend iſt, und 
Einheimiſch, haben eine verſchiedene Bedeutung, je nach⸗ 
dem ſie auf das ganze Land oder auf eine einzelne Landes⸗ 
commuͤne bezogen werden. Daß in dieſen, an ſich ſo verſchie⸗ 
denen, Verhaͤltniſſen dieſelben Ausdruͤcke gebraucht werden, 
hat darin feinen Grund, daß bei der früheren ſtrengeren Abs 
gefchloffenheit der Commuͤnen der vollftändige Genuß bürger: 
licher Rechte vielfältig und befonders in den Städten nur den 
Einwohnern ded Orts oder Diftrictö eingeräumt wurde. Hie⸗ 
von find, ungeachtet die Commünen in diefer Beziehung ime 
mer mehr in den Staat aufgegangen find, doch mehrere Nachs 
wirkungen übrig geblieben, und wir müffen daher noch im⸗ 
mer beide Beziehungen, in welchen die Ausdrüde Fremd 
und Einheimifch gebraucht werden, von einander unters 
fcheiden. Zuvoͤrderſt foll nun das Verhältniß, des Einzelnen 
in Beziehung auf das ganze Land, und fodann anı Schluffe 
diefed Kapiteld, das Verhältniß des Einzelnen zu den befons 
deren Laudescommünen betrachtet. werden. Mit Rüdficht 
auf das ganze Land werden die Fremden oder die Säfte Au 8: 
länder genannt, und im Gegenfae dazu die Einheimifchen 
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mit dem Namen der Landeseinwohner ?) bezeichner. 
Ausländer find nun folche Perfonen, welche, wenu fie fich 
auch in den Herzogthümern Schleswig und - Holftein aufs 
halten, fich doch nirgends, weder im Latıde noch in einer einz . 
zelnen Commüne deffelben, Heimathsrechte erworben haben, 
oder Landesunterthanen geworden find, - Allen Auslandern, 
welche mit den gehörigen Paffen oder andern vorſchriftsmaͤßi⸗ 
gen Befcheinigungen verjehen find, ift der Eintritt in das 
Land und folange fie fich ehrlich ernähren, der ungeftörte Auf⸗ 
enthalt in jeder einzelnen Landesconimüne erlaubt; auch. ift 
ihnen im Derarmungdfall eine proviforifche Verforgung zus 
gefichert,, bis fie von ihrer Heimarhscommuüne angenommen, 
werden 2). Während ihres hiefigen Aufenthalts genießen 
die Ausländer des gemeinen Friedens, und fuͤr ihre Perfon 
und ihr Eigenthum den Schuß. der Gerichte, ‚fo wie fie ihrer: 
Seits allen die Öffentliche Ordnung bezielenden Landesgefegen 
in gleichem Maafe „, wie die Randeseinwohner, unterworfen 
find. Die privatrechtlichen Normen leiden jedoch nur in einem 
befchräntten Maaße auf Ausländer Anwendung ?).. Auch 
koͤnnen Auslarider nur mit Einfchränfungen vor hiefigen Ge: 
richten belangt werden, und fremde Regenten wie ihre Ge: 
fandte genießen nach völferrechtlichen Grundfäßen das Privi⸗ 
legium der Erterritorialität. Die Ausländer dürfen fich ferner 


- 4) 3. B. Circulair vom 18. 
März 1817, betr. die mit Meck⸗ 
lenburg = Schwerin getroffene 
Vereinbarung wegen Aufnahme 
und Verforgung der Landeseine 
wohner; 

2) Patent vom 23ften Der. 
1807 $. 2 u 13, womit die 
ſpaͤteren Verfügungen über das 
Paßweſen zu vergleichen find. 
&, oben im Il. Bde, S. 404. 


Auch follen nad) dem Reſcript 
vom 17ten. Dec. 1833 feine aus 
dem Auslande anhero transpors 
tirte Derarmte,. ohne den De: 
weis ihrer in hiefigen Landen bes 
gründeten Heimat), angenom⸗ 
men werden.. 


E Bol. im J. Bde, das Ka⸗ 
pitel von der Eollifion der Rechts: 
normen, 


4° 
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in biefigen Landen auf jede erlaubte Weife nähren und alle 
Gewerbe treiben, welche nicht durch eine befondere Bereche 
tigung bedingt find. Auch Grundftüde koͤnnen Fremde in 
hiefigen Landen und zwar im Allgemeinen, ohne in den allei⸗ 
nigen Unterthanenverband einzutreten, erwerben +). Neh⸗ 
men folche Fremde hier im Lande nicht ihren Wohnort, fo 
werden fie im eigentlichen Sinne Yuswärtige, forenses °), 
genannt. Daß -die im Auslande wohnenden Grundeigens 
thümer zu allen mit den Beſitz des Grundftüds verbundenen 
Abgaben und Leiftungen verpflichtet find, und bei allen Real: 
Hagen den Gerichtöftand des Grundftücd anerkennen muͤſſen, 
ift außer Zweifel. Ob aber die forenses in einem größern 
Umfange die Unterrhanenpflichten zu erfüllen haben, kann als 
fo ausgemacht nicht angefehen werden. - Wenn gleich fich - 
‚manches dafür anführen läßt, daß unfere Gefeße das Prinz 
cip des vollen Landfaffiates vorausgeſetzt haben °), fo ift doch 
die Praxis und felbft die neuere Gefeßgebung in einzelnen 
Aeußerungen entjchieden damwider 7), Won perfönlichen 
Steuern und Abgaben find: zwar Fremde, infofern fie als 
Reifende anzufehen find, für frei zu achten. Bei einem laͤn⸗ 
geren Aufenthalte werden fie aber ficher allenthalben den pers 
fönlichen Steuern und Abgaben unterzogen und in diefer Bes 





- 4) Die Bundesacte Art. 18.2) 6) S. oben im Il. Bd. ©.286. 
ſpricht für Holftein den Grunde 


faß, wenigſtens im Betreff der 


Unterthanen deutfher Bundes⸗ 


ſtaaten, aus. Ohne Zweifel iſt 
dies aber dad allgemeine Prin⸗ 
cip, welches jedoch nicht fpecielle 
Ausnahmen ausfchließt. 

5) Ueber forensis vgl. Du- 
cange glossarium s. v, foren- 
sis. Forensis iſt gleigbedeutend 
mit extraneus und von foras ab; 
zuleiten, 


Dahin gehört auch dad im 
II. Bde, S. 441. angeführte 
KRammerpatent vom 22ften Oct. 
‚1745, betr. das Abzugsrecht. 

T) Das Kanzeleipatent vom 
2Aften Sept. 1796 wider die 
Sceinuntertbanen auf dem 
Lande, und die Verordnung we⸗ 
gen näherer Regulirung der ftäns 
diſchen Berhältniffe vom 15ten 
Mai 1834 $. 3. erkennen augen» 
ſcheinlich die bisherige Praxis an. 


N. 
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ziehung wie Landes s oder Ortdeinwohner behandelt ®), Ob⸗ 
gleich man nun im Allgemeinen wohl jagen kann, daß in 
rechtlicher Beziehung zwifchen Fremden und Einheimifchen . 
wenig Unterfchied gemacht wird, fo find doch in unfern Ges 
ſetzen mehrere Rechtöbefchranfungen der Fremden enthalten. 
Dahin gehören a) daß die Ausländer in den Städten und Flecken 
nur alddann das Bürgerrecht erwerben können, wenn fie dars 
thun, daß fie ihren bisherigen Wohnort gänzlich verlaffen 
haben, und daß fie daſelbſt nicht mehr in bürgerliche Vers 
bindung ftehen ?). Hieraus folgt von felbft, daß die Aus⸗ 
Iänder von: allen Rechten überhaupt und von den Gewerbs⸗ 
befugniffen inöbefondere, welche durch das Bürgerrecht in. 
Städten und Fleden bedingt werden, ausgefchloffen find. 
b) Sollen fie auch nicht an den Freiheiten und Vorzügen 
Theil nehmen, welche den wirklichen und alleinigen Unter: 
thanen in Anfehung ihres ins und ausländifchen Handels und 
Gewerbes verliehen find 7°). Insbeſondere dürfen Auslaͤn⸗ 
der in hiefigen Schiffen keine Antheile haben, und die Vers 
äußerung der Schiffsparten an Fremde ift ungültig ""), 





8) So bei der Kopffteuer, 
nach der Verordnung vom 23ften 
Sept. 1762, und ſicherlich auch 
bei den Armenlaften. 

9) Bol. die Verordnungen 


vom 22ften Mai 1761, 27ften.. 


Sehr. 1782 und 28ften Sept. 
1796 wider die Scheinbürger in 
den Städten und Flecken. Daſ⸗ 
felbe gilt nad dem Kanzeleipa= 
tent vom 2Aften Sept. 1796 
wider die Scheinunterthanen auf 
dem Lande, von den auf dem 
Lande wohnenden Sciffern. Hie⸗ 


ber gehört auch das Nefeript vom 


17ten Sebr.1827. Diefe Grund: 
fäge werden durch das Kanzeleis 


patent. vom Aten Septbr, 1824, 
betr. die Zulaffung fremder Schife 
fer zue Gewinnung des Bürger: 
rechts in den Städten und deren 
Aufnahme in die Seerolle feine 
Veränderung erlitten haben. 

‚ 410) Verfügung vom 27, Febr. 
1782. Anwendungen von dies 


ſem Princip finden fih in der 


Zollverordnung vom Aften Mat 
1838 .$. 16 und in den fpeciellen 
Berordnungen über den Handel 
mit den Weftindifchen Colonien, 
mit Grönland, Island, den 
Färdern u. f. w. 

: 44) Verordnung vom Aten 
Mai 1803, betr. das Verhalten 
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c) Die Fifcherei an den Küften der Herzogthuͤmer und auf den 
Warten dürfen Ausländer nicht treiben, indem diefed Gewerbe 
den Küftenbewohnern der Herzogthümer ausfchlieglich reſer⸗ 
pirt ift 122). d) In mehreren Fallen find Steuern und Ab: 
gaben für die Ausländer höher beſtimmt, als für Einheimis 
fche 12), wobei indeß zu bemerken ift, daß durch befondere 
Tractaten einige Nationen gleiche Rechte mit den Inlaͤndern 
erhalten haben '*). e) In Beziehung auf Betreibung von Ges 
werben ift zu bemerken, daß auslandifche Kaufleute. die Märkte 
beziehen *5), und zu jeder Zeit ihre Waaren im Lande abs 
fetzen dürfen ,. infofern Fein Detailhandel damit getrieben. wird. 
Bei dem Herumferden von Reijenden oder Commiffionairen 


foll ildeß von den Ausländern eine Recognition bezahlt wers 


der Handelnden und Seefahren- 


den während eines Krieges zwi— 
fhen fremden Seemaͤchten Art. 
4. und Refeript vom 6ten Juni 
1806. Obgleich die angeführte 
Verordnung nur während eines 
Rrieges zwifchen fremden See: 
maͤchten Anwendung finder, fo 
ift doch die Gültigkeit des Grund» 
fages in dem Reſcript von 1806 
auf folche Zeiten nicht beſchraͤnkt, 
und die Aufnahme des Neferipts 
in die ſyſtematiſche Sammlung 
der Verordnungen I. Bd. fcheint 
gegen eine bloße temporaire Güls 
tigkeit deffelben zu fprechen. 

412) Berordnung wegen der 
See: Enrollirung vom 27ften 
Aprit 1838 8. 6. e) Es iſt übrie 
gens unſtreitig ein alter Grund— 
ſatz, daß die Fiſcherei an der 
Küfte, fo wie überhaupt die Bes 
nutzung öffentlicher Sachen den 
Ausländern nicht geftatter iſt, 


wenn nicht das Herfommen oder 
fpecielle Privilegien eine Aus⸗ 
nahme begründen. Ein Privi: 
legium für die Fischer im Lübeck 
von 1252 ift angeführt in Mi⸗ 
helfen über die erfte Holfteis 
niſche Landestheilung S. 28. 


13) 3. B. das Laſtgeld nach 
der, der Zollverordnung vom 
iften Mai 1838 sub Littr. G. 
angehängten Taxe. Desgleihen 
die ftädtischen Brücken= und Has 
fengelder, z. B. in der Brücfens 
und Hafentare für Neuftadt vom 
28ſten Sept. 1829. 


14) Die angeführte Tare für 
das Laftgeld erwähnt des Unter—⸗ 
fchiedes zwifchen den privilegir- 
ten und nicht privilegirten Na; 
tionen. 


45) ©, oben im IL, Bde | 
©. 392. 
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den 7°), Auswärtige Handwerker dürfen Dagegen die hiefie 
gen Märkte nicht befuchen 7), und werden eben fo wenig 
zur Ausübung ihres Betriebes in hiefigen Landen zugelaffen, 
wenn nicht durch befondere Vereinbarungen eine Ausnahme 
von diefer Regel begründet wird 18). f) Eine wichtige Bes 
fchränfung der Fremden kommt noch in Beziehung auf das 
Erbrecht vor, infofern nicht tractatenmaßig der Erbfchaftds 
zehnte aufgehoben ift. Hieruͤber haben wir indeß ſchon früs 
her bei dem Abzugsrecht das Erforderliche bemerkt. g) Die 
Fähigkeit zu Mitgliedern der ftändifchen Verfammlungen ges 
wählt zu werden, ift allen Gründeigenthümern entzogen, 
welche nicht in einem alleinigen perfünlichen Uhterthanenver- 
bande zum Regenten fiehen "?). h) Ausländifche Doctoren 
und Licentiaten der Medicin und Chirurgie follen die Befug⸗ 
niß fich zur medicinifchen und chirurgifchen Praris in den 
Herzogthuͤmern Schleswig und KHolftein niederzulaffen, nur 
alsdann erlangen‘, wenn fie in der zur Erwerbung des acades 
mifchen Grades angeordneten Prüfung oder in dem Colloquium 
den Erften Character erhalten 2°). Endlich ift i) noch zu 
bemerfen, daß die In hHiefige Landen gefommene Fremde, 
wenn die Auslieferung derfelben ald entwichener Verbrecher, 
Deferteure oder Militairpflichtige requirirt wird, ausgelie⸗ 





16) Verordnung vom 24ften ausländifcher Handwerker im 


Oct. 1837, betr. den Proben: 
handel. 
— ©. oben im I. Bande 
18) Das Patent vom Iten 
Mai 1825, betr. die Befugniß 
der Eutinfhen Handwerker zur 
- Uebernahme von Arbeiten im 
Herzogthum Holftein dient zus 
gleich zur Beftätigung der auf 
geftellten Negel. - Das Verbot 
betrifft übrigens nur dag Arbeiten 


Lande, nicht aber die Einfüh: 
rung fertiger Handwerksproducte. 

419) Verordnungen wegen naͤ⸗ 
herer Regulirung der ftändifchen 
Derhältniffe vom 15ten Mai 
1634 $. 4 No. 2. 

20) Refeript vom 27ſten Aug. 
1839. Die Landeseinwohner 
find übrigens in Gemäßheit des 
Reſcripts vom 2öften Aug. 1786 
in dem Gebrauch auswärriger 
Aerzte durchaus nicht beſchraͤnkt. 
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fert werden können. Ob wegen der Auslieferung mit einem 
‚ fremden Staate eine Vereinbarung befteht oder nicht, ift in 
‚ diefer Beziehung gleichgültig. Denn folche Vereinbarungen 
„ begründen für die Regierung lediglich die Verpflichtung zur 
Auslieferung, nicht aber das Recht dazu. Diefes Tiegt fchon 
im Weſen der Staatögewalt an und für ſich. Die Ausliefe- 
rung von Ausländern kann übrigens nur, wo diefe fchon ges 
fegtich beftimmt ift, von Beamten und Behörden vorgenonts 
men werden. Sn allen andern Fallen ift die Frage, ob aus⸗ 
geliefert werden foll oder nicht, zur unmittelbaren Entſchei⸗ 
dung der hoͤchſten Staatsbehoͤrde zu verſtellen. Auslaͤnder, 
welche hier Verbrechen begehen, ſollen nach erlittener Strafe 
das Land raͤumen und dazu foͤrmlich verurtheilt werden. Auch 
verſteht es fich von ſelbſt, daß es der Regierung jeder Zeit un: 
benonmen bleibt, fremde Bagabonden und Auslaͤnder, welche 
anderswd verwiefen find, zum Verlaſſen des Landes zu nös 
thigen, oder fie aus dem Lande transportisen zu laſſen *"), 
und daß fie überall Feine Verpflichtung hat, Zremde, bei 
denen irgend ein Bedenken obwalten follte, im Lande aufzus 
nehmen 22). Bon Zeugfchaften find auch nach unfern aͤltern 
Statuten die Fremden nicht ausgefchloffen gewefen 23). Auf 
der andern Seite find Ausländer in einiger Beziehung begunftigt. 
So können fie, wenn fie dad Land wiederum verlaffen, inſofern 
ihr Vermögen überhaupt einem Abzugsrechte unterliegt, dies 





21) Dal. insbefondere die we⸗ 
gen der Zigeuner im IE. Bande 
©. 402. angeführten Verfuͤgun⸗ 
‘gen, und außerdem die Fürftl. 
Sottorfiihe- Bekanntmachung 
vom 14ten Juni 4735 im N. 
Stb. Mag. VII. Bd. S. 201. 

22) Nach der Pafverordnung 
vom 17ten April 1811 $. 9. 
find mehrere Llaffen von Frem⸗ 
den genannt, welchen keine Paͤſſe 


ertheilt werden dürfen, und denen 
folglich der Eingang in’sLand ver⸗ 
jagt iſt. 

23) Schrader Lehrbud S. 
49. Note 6, führt zum Beweiſe 
des Gegentheils eine Anzahl von 
Stellen’aus Statuten an. Es 
ift aber darin bloß die Rede da= 
von, daß nur angefefiene Leute 
Zeugen feyn follen und die Stel: 
len sehören alfo gar nicht hieher. 
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jenigen Gelder, welche ſie aus der Fremde eingebracht und 
zum Ankauf von Immobilien verwandt haben, abzugsfrei . 
wieder ausführen 2%). Das im Proceß näher zu erörternde 
Gaftrecht 2°) ift allerdings auch wohl ald eine Begünftigung 
der Fremden anzufehen, obgleich in folchen Fallen höhere Ge- 
bühren bezahlt werden, als bei den gewöhnlichen gerichtlichen 
Verfahren. | 
$. 25. 
Wegrsverhättniffe der ——— im Allge— 
meinen. 


Im Gegenſatze der Fremden werden unter dem Namen 
der Landeseinwohner alle diejenigen Individuen bes 
faßt, welche in den Herzogthuͤmern ihre Heimath haben, oder 
in einem perſoͤnlichen Unterthanenverbande zu den Regenten 
ſtehen. Dieſes Verhaͤltniß gewaͤhrt einen ſehr vollſtaͤndigen 
Genuß der bürgerlichen Rechte, indem alle im Vorigen ges 
nannte Rechtsbefchränfungen, welche bei den Fremden eins 
treten, bier wegfallen. Die Landeseinwohner können namentz 
lich in feinem Fall an auswaͤrtige Regierungen oder Behörden 
ausgeliefert 2°), und nachdem die Strafe der Landesverweis 
fung abgefchafft ift, eben fo wenig zum Verlaffen des Landes 
genöthigt werden 27), Ihnen fteht ferner im Allgemeinen 
frei, das Bürgerrecht in Stadten und Fleden zu gewinnen, 
und nur in einzelnen Fällen treten hier tenporaire Ausnahmen 


ein 22), Sie können fich ferner, infofern fie fich ehrlich ers 


24) ©. oben im IM. Bde. 
S. 443. 


25) Schrader’ 8 Schlesw. 
Holſt. Proceß $. 110. 
26) Dies beſagen alle mit 


auswaͤrtigen Staaten wegen Aus⸗ 
lieferung von Verbrechern, De; 


ſerteuren und Militairpflichtigen 
abgeſchloſſenen Vertraͤge. 

27) Verordnung vom Aten 
Nov. 1754 $.9, vom Aten Febr, 


4760 und 16ten Mai 1775. 


28) 3. D. bei den Landfoldas 
ten. Bat. M. Staatsb. Wing. 
V. Bd. 6,369 . 


— 
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nähren, in jeder Landescommiüne ihren Aufenthalt wählen 
und niederlaffen 2°). Nur bei den mofaifchen Glaubensge⸗ 
hoffen tritt in diefer Beziehung eine im folgenden Kapitel zu 
erwähnende Befchränktung ein. Es ift ferner nicht nur die 
DVeranderung des Aufenthalts und MWohnorts innerhalb der 
Landesgrenzen unter Beobachtung der für einzelne Faͤlle vorges 
fchriebenen Formen 3°) ohne alle Erlegung von Abgaben °") 
völlig frei, und felbft dad Auswandern aus dem Lande, das 
Recht der Freizügigkeit, Teidet gegenwärtig 22), infofern die 
Auswanderung nach einem Lande: gefchieht, mit welchem die 
Aufhebung des Abzugsrechts vereinbart ift, Feine andere Bes 
fchrantung, als diejenige, welche aus einer noch nicht volls 
ftändig erfüllten Mititairpflicht hervorgeht ??). Den Rechten 
eines Landeseinwohners ift auch die Fähigkeit beizuzählen, 
zum Mitgliedve der ftändifchen Verfammlungen gewählt zu 
"werden, welche Fähigkeit jedoch zugleich durch mehrere andere 
Qualitäten bedingt wird 3+), In Beziehung auf die Landes⸗ 
einwohner finden indeß noch gegenwärtig mehrere Rechtöver: 
ſchledenheiten, die zugleich als Rechtsbeſchraͤnkungen in ges 
gewiffen Verhältniffen angefehen werden können, Statt, und 





33) Die Bundesacte Art, 


29) Patent vom 2dften Der. 
1808 $. 2. Ä 


30) Vgl. die im Nepertorium 
der Verordnungen Bd. I. ©. 
316. angeführten Verfügungen. 


31) Durd die Verordnung 
vom 2äften Aug. 1824 ift der 
inlaͤndiſche Decem aufgehoben 
worden. 


32) Das Kaiferlihe Edict 
vom Tten Suli 1768 wider das 
Auswandern ift unterm Ziften 
Juni 1770 für Holftein publicire 
worden, kommt aber gegenmwär; 
tig nicht mehr in Betracht, 


ſtaaten. 


18.6) enthält lediglich Beſtim⸗ 
mungen uͤber die Freizuͤgigkeit 
zwiſchen den Deutſchen Bundes⸗ 
Unſere neuere Geſetz⸗ 
gebung uͤber das Paßweſen zeigt 
aber, daß bei uns überhaupt 
feine allgemeine Verbote des 
Auswanderns beftehen. Die in 
der Note 30. in Bezug genome 
menen Berfügungen bilden nur 
die Ausnahme von der Regel. 

34) Verordnungen wegen . 
näherer Regulirung der ftändi= 
ſchen Berhälniffe vom 15ten 
Mai 1834 $. 4,2. 
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zwar zunaͤchſt in Beziehung auf die Gewerbsbefugniſſe, in⸗ 


dem dieſe noch gegenwärtig zum großen Theile dadurch be= 
dingt werden, daß die Beifommenden, Bürger und Einwohner 
einer Stadt oder eines zunftberechtigten Fleckens, oder fogar 


Mitglieder einer befondern Innung oder Gilde find. Cinzelne 


Beichränfungen diefer Art find zwar in neuerer Zeit aufge: 
hoben worden 35). Es bleiben aber deren noch immer genug 
übrig, um für den Abfchnitt, welcher dem Gewerbewefen 
gewidmet ift, hinreichenden Stoff zu liefern. Es treten ferner 
Befchranfungen ein, in Betreff der Erlangung öffentlicher 
Aemter und ähnlicher Stellen, infofern diefe den Eingebornen 
vorbehalten find. Das Recht eines Landeseinwohners wird, 
wie früher bemerkt worden ift, durch Anfaßigkeit, d. h. durch 
Erwerb eined Grundeigenthbums, verbunden mit dein Domi⸗ 
cilium auf demfelben, durch Niederlaffung als Landhandwer⸗ 
fer, umd wenn der Berreffende zu dem militairpflichtigen 


Stande gehört, durch einen mehrjährigen Aufenthalt auf 


dem Lande begründet. 
$. 26. 
Bon dem Rechte des Indigenats. 


Don den Landeseinwohnern im Allgemeinen find in rechts 
licher Beziehung die Eingebornen, Landesfinder, einge: 
borne Landeskinder 25) zu unterfcheiden, indem den Legteren 
Rechte beigelegt find, auf welche die andern Landeseinwohner 





35) Kanzeleifhreiben vom 
4ften Juli 1817 und 24ften Mai 
4828, betr. die Defugniß der 
Handwerker, außer ihrem Wohne 
orte Handwerfsarbeiten zu über: 
nehmen. 


36) Unfere Gefege bedienen 
ſich der angegebenen Ausdrüde, 


Dal. z. DB. bie Privilegien der 
Univerfität Kiel v. 2. April 1666 
im Abjchnitte de immunitatibus 
$.5, und die Indigenatsver⸗ 
ordnung vom 15ten San. 1776. 
Gewiffermaaßen auch das Kanze⸗ 
leifchreiben vom 22jten März 
1831, betr. die Auslegung eines 
Stiftungsbriefes. 


% 
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feine Anfprüche machen Finnen. Der Jubegriff der Rechte, 
welche die Gefeße den Eingebornen beilegen, bildet das In⸗ 
digenat oder Indigenatrecht. Diefe Bevorzugung der Ein⸗ 
gebornen fcheint bei uns nicht gar alt zu feyn. Zwar follte 
nach den Privilegien Chriftian L von 1460 und Friederich J. 
von 1524 zu Iandesherrlichen Beamten Feine andere ald Eins 
wohner diefer Lande ernannt werden ?7). Allein von einem 
Vorzugeder Eingebornen ift dochin diefen Privilegien nicht 
die Rede. Späterhin wird zwar eines Schleswig = Holfteinis 
fchen Sndigenatsrechts, als eines Vorzuges der eingebornen 
Landeskinder erwähnt 8), Genau beftimmt- fcheinen die 
in dem Schleswig: Holfteinifchen Indigenate enthaltenen 
“rechtlichen Vorzüge der Eingebornen. nicht gewefen zu feyn 
und auf allen Fall haben die etwanigen Vorrechte diefer Art 
feine fonderliche Beachtung gefunden. Gegenwärtig fommt 
nur das für die gefammten danifchen Staaten unterm 15ten 
Januar 1776 eingeführte Indigenatrecht in Betracht 37). 





37) Privilegien der Ritters 
ſchaft ©. 51 u. ©, 147. 

38) Privilegien für die Unis 
> verfität Kiel vom 2ten April 1666 
im Abfchnitte de immunitatibus 
6. 5. Syſtem. Sammlung der 
Berordnungen IV, Bd. ©. 563. 
Das Wort ‚,indigenat” ward 
fpäterhin aucd gebrauht, um 
den Inbegriff der Rechte zu be; 
jeihnen, welche der Schlesw. 
Holſt. Ritterfchaft im Gegenſatze 


mit den non receptis zuftanden, 


39) Die erwähnte Verord: 


mung, welche am 29ften San. 


deſſelben Jahrs publicirt wurde, 
und von diefem.Tage an gelten 
follte, nebft den fpätern ber 


diejen Gegenſtand erlaffenen Ders ° 


ordnungen finden fich im der fys 
ftematifhen Sammlung I. Bd. 
S. 483 u. f., wo indeß ein an 
die damalige beutfhe Kanzes 


lei erlaffene Cabinetsordre vom 


48ten März 1776 (Schous 
Forordninger VI. Bd. ©. 143.), 
ausgelaffen ift. Das Gefeb vom 
45ten Sjan. 1776 veranlafte 
mehrere Schriften, unter wels 
chen die wichtigften find: T. 
Rothe. An diejenigen, welche 
das Indigenat beurtheilen und 
die Vortheile deffelben geniefen 
wollen. Kopenhagen 1777. Auch 
in des Verfaſſers gefammelten 
Schriften U. Bd. Bol. Der: 


ſted in den Kopenhagener ge: 


lehrten Nachrichten fiir 1800 ©. 
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Die erwaͤhnte Verordnung wird ausdruͤcklich als ein Grund⸗ 


geſetz für die Daͤniſchen Staaten bezeichnet, und die Abſicht, 


es zu einem Örundgefeß zu machen, ift außer Zweifel. Allein 
entjcheidende Rechtögründe geftatten nicht, die Indigenats- 


verordnung ald ein Grundgefe anzufehen, und ihr überhaupt 


— 


eine andere Kraft beizulegen, als jedem gewoͤhnlichen Ge⸗ 
ſetze ?). J. Die Wirkungen des Indigenatsrechts beſtehen 
darin, daß nach der Indigenatsverordnung und den ſpaͤtern 
deshalb erlaſſenen Beſtimmungen den eingebornen Landes⸗ 
kindern und denen, welche gleiche Rechte mit ihnen erlangt 
haben, alle Aemter und Bedienungen, wie ſie Namen haben 
mögen, es fey bei Hofe, oder in dem geiſtlichen, Civil⸗ und 
Milltairftande +"), imgleichen die Stellen der Pagen und 
der Gadetten in beiden Militair- Etaten, die Stellen in allen . 
Stiftern und Klöftern *2), auch, wenigftiend nach) der ges 
wöhnlichen Auslegung, die Aufnahme in das Corps der Schles⸗ 


wig s Holfteinifchen Ritterſchaft +3) und endlich diejenigen 


150; und (v. Schir ach) über 
das Koͤnigl. Daͤniſche Indige⸗ 
natrecht, Hamburg 1779 in 4. 
Nicht ſo guͤnſtig iſt das Urtheil 
Beckmann's in dem Vorrathe 
kleiner Anmerkungen I. Bd. ©. 
76. Die beften juriftifhen Er: 
Örterungen darüber finden fich in 
Derfted’s Handbuch des Däs 
— Rechts I. Bd. ©. 133 


30, a s Handbuch I. 
Bd. © uf. 


41) — 1. 


Dazu gehören indeffen nicht die 


Stellen der deputirten Bürger, 


nach dem Kanzeleiſcht. v. 9. Juni 
1787, noch auch die Maͤkler— 


Falck's Sandbuch IV. 


ſtellen in der Stadt Altona, nach 
dem Kanzeleiſchreiben vom 20ften 
Aug. 1782, und eben fo wenig 
die Echulbedienungen auf dem 
Lande, worüber feine Königl, 
Eonfirmationen ertheilt werden, | 
nad) dem Kanzeleifchreiben vom 
412ten April 1800. Auch die 
Unterofficierftellen in der Armee 
werden den Aemtern im Militair⸗ 
ftande nicht beigezählt. 

42) Indigenatsverordnung 


43) Die Indigenatsverord⸗ 
nung fagt das nicht ausdrücklich. 
Dol.aber (Trendetenburg) 
über einigeVorrechte derSchlesw. 
Holſt. Ritterſchaft ©. 95- 

10 
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Bedienungen, welche mit wohlverdienten Unterofficieren zu 
befeßen find +*), vorbehalten feyn und bleiben follen. Wie 
die Regierung ‚erklärt bat, nach dieſen Grundfägen handeln 
zu wollen, infofern fie Aemter und Stellen der bezeichneten 
Art befegt, fo find alle und jede Behörden und Obrigfeiten, 
Commünen und Privatperfonen verpflichtet, fich in vorkom⸗ 
menden Fällen nach venfelben Grundfagen zu richten *°). 
Außerdem ift noch zu bemerken, daß durch Privatdispofitionen 
die Theilnahme an Stiftungen, der Genuß von Stipendien, 
und überhaupt das Eintreten in Rechte, über welche dem Dis: 
ponenten zufteht, zu verfügen, durch das Indigenat bedingt 
werden fann.*°), II. Das Sndigenatrecht wird erworben 
4) durch die Geburt in den Däanifchen Staaten oder von 
ſolchen dafelbft gebürtigen Unterthanen, die fich auf Reifen 
oder um des König. Dienftes Willen außerhalb Landes auf: 
halten möchten +7). Aus allgemeinen Gründen müffen auch, 
wenn die Eltern auswandern, nicht bloß die gebornen, fonz 
dern auch die im Mutterleibe noch befindlichen Kinder diefer 
Nechte theilhaftig feyn. Ob aber diejenigen Kinder, welche 
von Fremden, während fie als Reifende hier im Lande find, 
geboren werden, die Rechte der Einheimifchen haben, ift nicht 
ganz Far. Indeß dürfte die bejahende Antwort auf diefe 
Frage die richtige feyn *?). Das einmal erworbene Indigenat 


44) Verfügung vom Aten 
Sept. 1804. $. 1. 

45) Sjndigenatsverordnung 
$. 1. in den Worten: „gleich 


wie auch fonft ein Sjeder, dem 


das Ernennungsrehe in Anfes 
hung einiger Bedienungen im 
Staate zufteht u. ſ. w.” 

46) Ein Beifpiel von Beruͤck⸗ 
fi ihtigung, jedoch nur. eines aus: 


wärtigen Indigenats, giebt das - 


Normativ für das Oldenburgi⸗ 


ſche Stipendium vom Iten San, 
1816, nach der Erklärung in 
dem Kanzeleifchreiben vom 22ften 
Marz; 1831. 

- 47) Spndigenatsverordnung 


48) Sm I Bde. dieſes 
Handbuhs S. 485. ift nad 
Derfteds Vorgang die entge= 
gengefegte Meinung angenom⸗ 
men. Da indeß kein Zweifel 
darüber obzumwalten fcheint, daß 


* 
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geht durch Auswanderung und Niederlaſſung in der Fremde 
nicht verloren, ſondern kann bei eintretender Ruͤckkehr in das 
urfprüngliche Vaterland wiederum geltend gemacht, indeß 
nicht, während des Aufenthalts in der Fremde, auf die dort 
gebornen Kinder oder ferneren Nachkommen übertragen wers 
den, wovon jedoch für die Mitglieder der Schleswig  Hols 
ſteiniſchen Ritterfchaft eine Ausnahme gemacht ift *%). Bet 
eintretenden Gebietöveränderungen verlieren zuvoͤrderſt die 
Einwohner in den abgetretenen Landestheilen das Recht des 
Indigenats und nur die aus folchen Landen gebürtigen Indi⸗ 
viduen, welche im Staate verbleiben, behalten die Rechte 
der Eingebornen 5°). Da die Verordnung vom 15ten Jan. 
4776 nicht unbeftimmt für des Königs Reiche und Lande, 
fondern fpeciell für Dänemark, Norwegen, imgleichen für 
die Herzogthümer Schleswig und Holftein °*) erlaffen ift, 





die in den Dänifchen Landen ge⸗ 
bornen Kinder fremder Eltern, 
wenn die Kinder im Lande ver: 
bleiben, für Eingeborne zu adj: 
ten find, fo wird daſſelbe aud) 
wohl in allen andern Fallen gel» 
ten müffen. Unter diefer Vor: 
ausſetzung kann überall nicht die 
Trage entftehen, ob ruͤckſichtlich 
der Indigenatrechte ded Kindes 
auf die Verhältniffe des Vaters 
oder der Mutter zu fehen ift. 
49) Durch eine Refolution 
vom Iten Mai 1788 ift naͤmlich 
beftimmt , daß die Söhne und 
Enfel eines Mitgliedes von der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Nitter: 
fchaft, der fih im Auslande nie: 
derlaͤßt, das Klofterrecht für die 
Töchter unbedingt, die fernern 
Defcendenten aber nur alddann 


behalten, wenn fie in den Her⸗ 
zogthümern poffeffionirt bleiben. 
50) Sin der Sabinetsordre an 
die damalige deutfhe Kanzelei 
vom Sten März; 1776 $. 3. ift 
diefer in der Natur der Sache 
liegende Grundſatz auf die Diden= " 
burger und Delmenhorfter anges 
wandte worden, und würde ges 
genwärtig auf die nach der Ab⸗ 
tretung Helgolands und Norwe⸗ 
gend im Lande gebliebenen Hels 
golander und Norweger Anwen: 
dung finden. | 
51) Die Indigenatsverord⸗ 
nung $.1. fagt ausdrücklich, daß 
feine andere ald Dänen, Mor: 
weger und Holfteiner (unter letz⸗ 
term Namen find auch die Schles: 
wiger mitbegriffen) für eigent- 
liche Eingeborne zu halten find. 


40 * 
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fo folgt daraus von felbft, daß die Einwohner neu erworbes 
ner Zandestheile, wenn diefe einem alten Landestheile incor- 
porirt werden, die Rechte der Eingebornen erlangen, Feines: 
weged aber, wenn die neuen Landestheile ihre gefonderte Ver: 
faffung und Seibftftändigkeit behalten 52). Die Rechte des 
Indigenats werden 2) erworben durch Königl. Verleihung, 

mittelft eines Naturalifationsparents 5). Die 
Erwerbung der Rechte von Eingebornen auf diefe Weife, ift 
denjenigen zugefagt, a) welche Landgüter oder andern Im⸗ 
mobilien wenigftens zum Werth von 30,000 Reichöthalern, 
Häufer und Fabriken in den Städten von wenigftend 10,000 
Reichöthalern, oder Manufacturen und Fabriken auf dem 
Lande mit eigenem Vermögen befigen *). b) Fremden, wels 
‚ che fich im Lande niederlaffen, dafelbft verbleiben, und in 


Handeldcompagnien oder in fonftigem Handel 20,000 Reiche: 


52) Darnach haben die Eins 
mwohner der von Hamburg ers 
worbenen Derter Hoisbüttel und 
Dilfen, welche Holfteinifchen 
Territorien incorporirt worden 
find, unzweifelhaft die Rechte 
des Indigenats, während diefe 
den Lauenburgern nicht beigelegt 
werden koͤnnen. Derfted ift 
zwar (Handbuch des Dänifchen 
Rechts 1. Bd. ©. 540 ) der 
entgegengefeßten Meinung, und 
. es mag in der Praris-fo gehalten 
werden. Soviel ift aber gewiß, 
daß die Indigenatsverordnung 
nicht auffauenburg ertendirt wor; 
den ift, und da diefe Verord— 
nung nicht bloß Zufagen der Re: 
gierung, fondern auch Verbote 
für alle diejenigen enthält, wel⸗ 
che Stellen zu befeßen haben, 
und diefe Verbote unzweifelhaft 


in Lauenburg: feine Anwendung 
finden können, fo ſcheint aud) 
fein Grund vorhanden zu feyn, 
die übrigen Beſtimmungen der 
Verordnung auf Lauenburg ans 
zuwenden, zumal da hiedurch 
ein den Übrigen Königl. Unter: 
thanen zum Nachtheile gereis 
hender Mangel an Reciprocität 
entftehen würde, 


53) Welches abnormer Weije 
auch für die Herzogthuͤmer in der 
Dänifhen Kanzelei. ausgefertige 
wird. Ertheilung von Titel und 
Rang an Fremde ift übrigens 
einemMaturalifationspatent nicht 
gleich zu achten; Kabinetsordre 
vom 16ten März; 1770 an das 
Binanzcollegium. 


54) Indigenatsverordnung 


v 
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thaler anwenden *5). c) Auswärtigen in's Land gerufenen 
Fabricanten, Künftler und Meiftern 5%). d) Den aus der 
Fremde berufenen Lehrern für die Univerfität Kiel, für die 
Petrikirche in Kopenhagen, für die reformirten Gemeinden 

und für die Miffion in Tranquebar 57). e) Denjenigen Aus⸗ 

ländern, welche nach zweijährigen Aufenthalte auf der Univers . 
‚fität zu Kiel den Erften Character im Eramen erhalten, und 

fich gut aufgeführt Haben °®). Einige andere Beftimmungen 

ähnlicher Art haben gegenwärtig infofern Feine practifche Bes 

deutung mehr, als eine Erwerbung des Indigenatörechts in 
der Art und Weife nicht mehr vorkommen kann, obgleich es 
fich von felbft verfteht, daß die folchergeftalt erworbenen Rechte 
der Eingebornen nach wie vor fortdauern 57). "Außerdem hat 
fich der König vorbehalten, in einzelnen Fällen von den aufs 
geftellten gefeßlichen Regeln Ausnahmen zu machen und den 
dazu würdigen Individuen dad Sndigenatrecht zu ertheilen *0), 
insbefondere .ift zur Erlangung des Indigenats denjenigen 
deputirten Bürgern In den Städten Hoffnung gemacht, welche 
zu dem Deputirtenamt auf Lebenszeit verpflichtet find, infofern 
fie auch zur Aufnahme in den Magiftrar für tüchtig erachtet 
werden ST), Die Naturalifationspatente pflegen übrigens fo 





55) Dafelbft $. 4. 

56) Dafelbfi $.5u.6. Bei 
den unter.a und b. genannten 
wird es fih aber von felbft verſte⸗ 
hen, daß feine fonftige Gründe der 
Naturalifation entgegen ftehen 
dürfen, wie z. B., daß der Sups 
plicant eine Criminalftrafe erlit- 
ten hat, oder bloß von der Syn; 
ftanz abfolvirt worden iſt. 

57) Dafelbft $. 5 a. 

58) Kanzeleifchreiben vom 
48ten Sept. 1804. 

59) Die Verfügungen betreffen 


die am 29. Jan. 1776 bereits an: 


geſtellten Auslaͤnder, Indige⸗ 


natsverordnung G. 23 diejenigen, 
welche ſich bei den Jaͤgercorps 
engagirten und. ſich im Dienſt 
gut betrugen, Placat vom Iſten 
Auguft 1786; fo wie endlich dies 
jenigen, welche: nah der Ver⸗ 
ordnung vom 2dften Juni 1809 
$. 7. Bankfonds confignirten, 


‚ infofern die Zinfen 250 Species 


betragen. 
60) Sjndigenatsverordnung 
10 


61) Ranzeleifchreiben vom 
2öften Mai 1778. 


— 
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gefaßt zu werden, daß nicht bloß dem Erften Erwerber, ſon⸗ 
dern. auch feinen ehelichen Kindern das Indigenat ertheilt 
wird. Diefe Erwähnung der ehelichen Kinder wird auf die 
bereits Gebornen zu beziehen feyn, da es fich fchon von ſelbſt 
verſteht, daß die nachher im Lande oder auch außerhalb Lanz 
des gebornen Kinder das Indigenat haben, 


$. 27. 


Ueber die Verſchiedenheit zwifhen Einheimifhen 
und Fremden in den einzelnen Commünen, 


Aehnliche DVerfchiedenheiten unter den Individuen, wie 
bisher in Beziehung auf dad ganze Land betrachtet worden 
find, begegnen und auch. in den einzelnen Orten und Diftricten 

des Landes. I. Fremde heißen auch in diefer Beziehung - 
. Diejenigen, welche an dem Orte Fein Domicilium haben. Su 
Betreff des Einziehens in eine Commüne und des Aufenthalts 
daſelbſt gelten Feine andere Beftimmungen als die bereitd an⸗ 
geführten. Jedem, welcher mit den erforderlichen Befcheinis 
gungen verfehen ift, und fich ehrlich ernahrt, foll die Erlaubs 
niß zum Aufenthalt nicht verweigert werden 52). Die durch 
den Aufenthalt der Fremden entftehenden rechtlichen Verhälts 
niffe find fchon vorher angegeben worden. IL Einheimis 
fche, oder Einwohner (Eingefeffene) heißen diejenigen, 
welche in der Commuͤne ihren Wohnort haben. Durch das 
Domicilium wird die Unterwerfung unter dad Ortögericht und 
als Folge davon auch unter die Kocalftatuten regelmäßig eben 
falls die Verpflichtung zur Theilnahme an den perfönlichen 
Gemeindelaften begründet, wenn nicht einzelne durch Exem⸗ 
tionsprisilegien die Befreiung von der Untergerichtöbarkeit 
oder von folchen Gemeindelaften erworben haben 6°). Dieſe 





62) — vom 2öften Dec. Deamte, characteriſirte Perſo⸗ 
1808 nen und das Militair. In den 
63) = 2. der Landesadel, Städten und Flecken, wo Nah—⸗ 
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Claſſe von Ortdeinwohnern fommt auch unter dem Namen , 
der Beifaffen oder Schußverwandte vor. Letztere Be⸗ 
nennung ift bei den mofaifchen Glaubensgenoffen gebräuchs 
lich, die übrigens einer befonderen Erlaubniß bedürfen, um 
an einem Orte wohnen zu Eönnen **). IH. Von den bloßen 
Einwohnern unterfcheiden fich noch ‘die eigentlichen Ge— 
meimndemitglieder. In den Dörfern. find ald folche im 
Allgemeinen nur die Hufner anzufehen. Sie allein find zur 
Theilnahme an den Dorffchaftsverfammlungen berechtigt. Die 
Kaͤthner hingegen können, wenn nicht befondere Ausnahmen 
hergebracht find, nur als Beifaffen angefehen werden. Von 
Predigern und Küftern gilt, voraudgefeßt, daß fie Fein eigen: 
thuͤmliches Hufenland befigen, ganz daffelbe. Auswärtige 
Befiter von Hufenland werden ohne Zweifel nur in Betreff 
dinglicher Kaften und Berechtigungen den Ortseinwohnern 
gleichgeftellt, wenn nicht ausnahmsweife das Entgegengeſetzte 
beftimnt feyn follte 6°). ine fürmliche Aufnahme in die 
. Gemeinde und die Entrichtung einer Gebühr dabei wird in 
den wenigſten Landdiftrieten, die Flecken mit eingefchloffen, 
üblich feyn °C), weil der Befiß von Grundftüden ald eine 


rungsſchatz vorfommt, find aud) 
die Untergerichtsadvocaten davon 
befreit, obgleich fie feinen pri: 
vilegirten Gerichtsſtand haben, 
Reſcript vom 21ften Mai 1751. 

64) Reſcript vom 13ten Jan. 
4729 und Kanzeleifchreiben vom 
22ften Des. 1818. 

65) Ueber das Verhaltnig 
ausmwärtiger Grundeigenthümer 
zu den Commünen vgl. die Dich; 
marfcher Zeitung von 1839 ©. 
322, und für Eiderftedt insbes 
fondere das Reſcript vom 24ften 
März 1786, betr, die Concur⸗ 
renz auswärtiger Landbefiger zur 


Unterftüßung der Armen, fo wie 
für das Kirchipiel Meildftedt, 
Amts Huſum die Verfügung vom 
18ten März 1810, 

66) Die Bezahlung der 
in Dichmarfchen vorfommen- 
den Bauernſchuld iſt ohne 
Zweifel mit einer förmlichen 
Aufnahme in die Gemeinde ver- 
bunden. In andern Landdis 
ftrieten ift es auch wohl hie und 
da Gebrauch, daß der neue 
Örundeigenthümer bei feinem 
erfimaligen Erfcheinen in der Ge⸗ 
meindefammlung etwas zum Be⸗ 
fien giebt, 
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offentundige Thatfache hinreichend ift, um die Commuͤnemit⸗ 
. glieder von andern Einwohnern zu unterfcheiden. In den 
Städten dagegen ift eine förmliche Aufnahme in die Commüne 
allenthalben vorgefchrieben. Diefe erfolgt mittelft Ertheilung 
des Bürgerrechts °7), womit die Ableiftung des Bürgereides 
und die Eintragung ded Namens in das Bürgerbuch oder in 
die Bürgerrolle verbunden ift °®). Die Erwerbung des Bürs 
gerrechts ift bauptfächlich bedingt durch Niederlaffung und 
regelmäßigen Wohnfig in- der Stadt, fo daß Niemand an 
zweien Orten zugleich Bürger feyn kann“); Indeß können die 
in den Herzogthüimern auf dem Lande wohnende Schiffer das 
Bürgerrecht erwerben, ohne in die Stadt zu ziehen 7°); fers 
ner durch das Bekenntniß der chriftlichen Religion 7°); durch 
die Freiheit von der Verpflichtüng zum Dienft bei den Liniens 


truppen 72); durch nachgewiefene Entlafjung aus dem Uns 


67) Syftematiihe Samms 
lung der Verordnung V. Bd. ©, 
1u. f. Bol. auch v. Colditz 
— der Stadt Crempe 


68) Bol. z. B. verbeſſertes 
Stadtreglement fuͤr die Stadt 
Schleswig vom Aten Aug. 1712 
6.25 u.26. C. St. Siesv. II. 
Bd. p. 100. Flensburger Polis 
zeiordnung vom 14ten Jan. 1600 
Tier. 12, dafelbft S. 270, und 
über die Ableiftung des Bürgers 
eides, welche auch den Bürgers 
ſoͤhnen nicht zu erlaſſen iſt, die 
Conſtitution vom 8ten Juni 1649 
und Verfügung vom Zten März 
1786 für Flensburg und Sons 
derburg. Uebrigens ift die Er: 
theilung des Buͤrgerrechts fchon 
im Flensburger Stadtrecht Art. 
406. erwähnt. 


v. Colditz a. a. O. 
7 Reſeript vom Iten Dec 
1803 


71) Die Vorſchrift des Rends⸗ 
burger Synodalſchluſſes von1726 
wegen beſchraͤnkter Ertheilung 
des Buͤrgerrechts an Katholiken 
und Reformirte iſt unterm 20ften 
Det. 1818 aufgehoben. 

72) Die beiden Verftärfungss 
bataillonen und zur Küftenmis 
litz dienftpflichtigen, ausgedienten 
Stückkutfcher: und Trainkurfchers 
Reſerven, fo wie enrollirte Ma⸗ 
trofen , find von der Erwerbung 
ded Bürgerrechts nicht ausge: 
ſchloſſen. S. die Verfügungen 
vom Iten Juli und Iren Der, 
4815, Tten Sept. 1819, Tten 
Juli und Bten Nov. 1827 und 
Iten Juni 1829. 
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terthanennerus fremder Staaten 7?), und durch die Errels 
chung ded mündigen Alters 7*). Zur Gewinnung des Bürs 
gerrechtd find im Allgemeinen alle ftädtifche Einwohner vers 
pflichtet,, welche bürgerliche Nahrung treiben wollen, Häufer 
in der Stadt erwerben, oder ein ftädtifches Amt erlangen. 
Doch find die in diefer Beziehung in den einzelnen Städten 
geltenden Beftimmungen nicht ganz gleichförmig und allents 
halben find Beamte, verabfchiedete Militairperfonen u. f. w. 
von der Verpflichtung befreit, dad Bürgerrecht zu gewinnen. 
Doch ift auch den nicht dazu pflichtigen ftadtifchen Einwohnern 
die Erwerbung des Bürgerrechtö nicht unterfagt. Die Wirs 
fung des Buͤrgerrechts befteht in der Fähigkeit, bürgerliche 
Aemter zu erlangen und in der Befugniß, jede bürgerliche 


| - Nahrung zu treiben, welche nicht die Mirgliedfchaft in einer 


Zunft oder eine Königl. Conceſſion vorausfeßt, und in der Vers 
pflichtung, auch unbefoldete bürgerliche Aemter zu übernehs 
men. Das erworbene Bürgerrecht. geht wiederum verloren 
durch Aufgeben des Wohnorts in einer Stadt 75) und von 
Seiten derer, die zur Erwerbung des Bürgerrechtd nicht vers 
pflichtet find, durch ausdrüdliche Verzichtleiftung mittelft 
Zurüctieferung des Buͤrgerbriefes 7%), In Flensburg und 
Huſum iſt noch ein Aufgeben des Buͤrgerrechts allen geſtattet, 
welche ruͤckſichtlich der Stadt ihr Vermögen decimiren ?7). 
Auch erloͤſcht das Buͤrgerrecht natuͤrlich durch den Tod 
des Inhabers. Die darin enthaltenen Gewerbsbefugniſſe 
bleiben indeß noch fuͤr die Wittwe in Wirkſamkeit. Ein 
Verluſt des ganzen Buͤrgerrechts als Strafe kommt ſeit 
Abſchaffung der Landesverweiſung nicht mehr vor; wohl 





73) Verordnung vom 23ſten 75) Statthalter⸗Verfuͤgung 
Bept. 1796 wider die Scheins vom 25ften Nov. 1829. 

bürger. ! 76) Kanzeleifchreiben für Als 
tona vom 29ften Der. 1827. 

74) Kanzeleiſchreiben vom 77) Vgl. oben im II. Sb. 
44ten Sjan. 1834. ©, 445. 
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aber koͤnnen die in dem Bürgerrechte enthaltenen Ehren: 
vechte zur Strafe wegfallen. IV. Unter den Bürgern 
bilden diejenigen, welche mit Haugeigenthbum ans 
gefefjen find, an mehreren Orten eine befonderd bes 
rechtigte Claſſe, indem bloß diefe in Beziehung auf die Stellen 
der Bürgerdeputirten wahlberechtigt und wahlfähig find, 
wenn nicht befondere Umftände fie davon ausfchließen 78). 
V. Die Fähigkeit bei ven Wahlen der Abgeordneten zu wählen 
und gewählt zu werden, ift ſowohl für die Städte als für das 

Landan einen gewiffen Werth des Grundeigenthums geknüpft, 
indem dieſe politifchen Rechte nur den größeren Örundeigenthüs 
mern beigelegt worden find 7°), Endlich ift VL noch zu be⸗ 
merken, daß auch in den einzelnen Commiünen durch befons 
dere Privilegien 80) oder durch Privatdispofitionen 8") den 
Einheimifchen gewiffe Vorrechte oder Vorzuͤge vor Auswärs 
tigen beigelegt worden find, wobei bafd bloß auf die Geburt 
an einem Drte oder in einem Diftrict ®?), bald auf das Do— 


micilium dafelbft 33) gefehen wird. In den Städten pflegen 


78) Reglement für die dco: 
nomifche Verwaltung der Stadt 
Ploͤn vom 26ften Juni 1824 
$. 7 u. 8. und die übrigen aͤhn— 
lichen Reglements. Gyftema; 
5— Sammlung V. Bd. S. 
176 u. f. 

Ä 79) — vom 185ten 
Mai 1834 $. 14. 

. 80) Ueber das Provinzials 
Indigenat in Dithmarfchen und 
Eiderftedt fiche oben im IL Bd. 
©. 309, und über die Unbillig- 
feit folcher localen Privilegien 
N. Sth. Mag. J. Bd. ©. 355. 

81) Bei Stipendien fommt 
dies fehr Häufig vor Vgl. 
Pauly actenmäßiger Bericht 
über die Holfteinifchen Stipen⸗ 


dien. Schleswig 1822. Des⸗ 
gleichen bei andern Stiftungen, 
z. B. Sundation des Hospital 
und Armenhaufes zu Elmshorn 
von 1663 und das darauf bezuͤg⸗ 
liche Refeript vom 5. Mai 1732. 
C. C. H. II. Bd. ©. 1434, 
ferner Fundationsacte des vers 
einigten Armenflofterd in Kiel 
vom 18ten Juni 1822 $. 7. 
u, dgl. m. 
.82) 3. B. Kanzeleifchreiben 
vom 22ften März 1831, betr. 
das Richardifche Stipendium, 
83) Entweder fo, daß Ge: 
burt in dem Diſtriet und Domis 
cilium zufammen die Rechte be= 
dingen, oder daß die Domici— 
lürten den Eingebornen gleich: 
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bei Gewinnung des Buͤrgerrechts und auch wohl bei dem 
Eintritte in Zuͤnfte und Gilden oder bei andern Gelegenheiten 
die Buͤrgerſoͤhne eine Beguͤnſtigung zu genießen 8*2). Den 
Soͤhnen der Kieler Profeſſoren ſtehen nach einem beſonderen 
Privilegium in allen Städten der Herzogthuͤmer die Rechte 


der Bürgerfühne zu 3°). 





geftellt find. Bei dem ſogenann⸗ 
ten Convict findet leßteves Statt. 
Das Refeript vom 28ſten Juli 
‚4790 hat den Ausdruck „Ab⸗ 
£unft,” weldher wenigftens fo 
verftanden wird, daß fowohl die 
Domiciliirten als die. Eingebor- 
nen zugelaflen werden. 

84) Verbeſſertes Stadtregles 
ment für die Stadt Schleswig 
vom Aten Aug. 17412 $. 27. 


(C. 8. S. I. 2b. S. 100.) 


An Betreff Wilfters fiehe die 
Note im C.C.H. II. Bd. ©. 
399, Unter „Bürgerföhne” wer: 
den auch mohl bisweilen die 
Söhne aller Eingefeffenen vers 
fianden. 


85) Privilegien der Univer⸗ 
fität vom 2ten April 1666 de 
immunitatibus $, 6, 





Drittes Kapitel. 


Bon den bürgerlichen Wirkungen ber —— | 


verſchieden heit. 


9. 28. 


Allgemeine Bemerkungen uͤber die Verſchieden— 
heit der Perſonen in Beziehung auf Religion 
und Lirde 


Die Religionsverfchiedenheit unter den Menfchen äußert nicht 
bloß ihren Einfluß auf kirchliche Verhältniffe, wovon bereits 
in der Furzen Ueberſicht des Kirchenrechts ift gehandelt wors 
den"), fondern auch auf den Umfang der bürgerlichen Rechts⸗ 
fähigkeit. Wenn gleich diefer Einfluß in dem neuern Rechte 
Tange nicht fo groß und bedeutend ift; ald er in früheren Zeiten 
war, fo find doch noch einige Befchrankungen für die Anhaͤn⸗ 
ger einzelner Religionspartheien oder religiöfer Meinungen 
übrig geblieben. Die Erörterung diefer rechtlichen Befchräns 
kungen foll eben den inhalt diefes Kapitel ausmachen. Une 
fere Rechtöquellen haben übrigens die Verfchiedenheit des relle 
giöfen Glaubens nicht allgemein und abftract, fondern ledig: 
lich nach dem Bedürfniffe der Zeit und mir Rüdficht auf die 
gegebenen Zuftände aufgefaßt, und daher nur diejenigen Re⸗ 
ligionsverfchiedenheiten berüdfichtigt, welche in der Wirktich- 
keit vorlamen. Das gemeine Recht ?) unterfcheidet zuvör« 





4) Siehe I. Bd. S. 753. Vorlefungen über das gemeine 
2) gl. darüber Goͤſchen's Kivilrecht I. Bd. S. 170, 


’ 
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derſt die Bekenner des Chriſtenthums von den 
Unglaͤubigen, und unter den Chriſten wieder die Mitglie⸗ 
der der für rechtglaͤubig geachteten Kirche oder die Kathos ' 
Iifen und die Keger, oder Haͤretiker 3) Keßer find folche 
Bekenner des Chriſtenthums, die fich öffentlich und beharrlich 
zu religiöfen Lehren befennen, welche von dem anerkannten 
Glauben der Kirche abweichen. inwiefern eine Kirchenlehre 
aber für die rechtgläubige zu halten fey, das kann natürlich 
nicht durch den Fuhalt der Altern Rechtöquellen, fondern 
allein nach der gegenwärtigen Kirchenverfaffung eines Landes 
befiimmt werden *). Denn jede anerkannte Landeskirche ift 
gefetzlich immer die rechtgläubige. Das Canonifche Recht unters 
fcheidet von den Häretitern die Schiömatifer, d. h. diejenigen 
Katholiken, welche mit der RömifchsKatholifchen Kirche in feiner 
firchlichen Gemeinfchaft ftehen 5). Die nach der Reformas 
tion, im fechszehnten Jahrhundert, entjtandenen Rechts: 
quellen betrachten namentlich als Keßer *) nicht nur Katho⸗ 
liken, fondern ganz vornämlich die Anhänger der nichts Tuthes 
rifchen Kirchenpartheien unter den Proteftanten und insbeſon⸗ 
dere werden unter diefen die Wiedertäufer und Sacras 
mentirer hervorgehoben 7). In neuern Landeöverfüguns 


3) Cod. I, 5, de haereticis 
Decretalen Gregor des Meunten 
V. 7. u. lib. Sextus V, 2. 
4) &o müffen z. B. alle im 
Roͤmiſchen und Kanonifchen 
Rechte den Rechtgläubigen bei⸗ 


gelegten bürgerlihen Rechtsvor⸗ 


zuͤge, obgleich dieje urfprünglich 
nur Katholiken beigelegt waren, 
in einem lutherifhenLande auf die 
Lucheraner Anwendung finden, 
5) Decretalen Gregor bes 


- Meunten V,8u.lib. Sextus V,3. 


6) Der Name Keper wird 


zwar meines Erinnerns nicht ges 
braucht; es ift aber „von uns 
gefunder Lehre,” oder „von dem 
Gifte der falſchen verführerifchen 
Lehre” die Nede, was doch am 
Ende auf daffelbe Hinausläuft. 
7) Semeinfhaftl. Verordn. 
von 1562 wider die Wiedertaͤu⸗ 
fer. Das Dithmarſcher Land⸗ 
recht von 1567 Art. 2. und 
Eiderſtedtſches Landrecht von 
1591 1,2. Die beiden letztern 
Geſetzſtellen find gegen die Wie; 
dertäufer, _ Sacramentirer (Re: 


158 Privatrecht, — Zweites Buch, Perf. Recht. 


gen find noch als befondere Religionspartheien Katholiken, 
Anhänger der griechifchen Kirche und Socinianer 
und wenigftend als eine befondere Elaffe von Ehriften die ſo⸗ 
nannten Separatiften erwähnt ®). Unter den Ungläus 
bigen berüdfichtigt das Römifche Recht die Heiden?) (pa- 
gani, gentiles) und Jud en "°), das Canonifche Recht ins⸗ 
befondere Juden und Muhamedaner !"), Eine eigene 
Elaffe von Ungläubigen bilden die Abtrinnigen (aposta- 
tae), d.h. folche, die von der chriftlichen Kirche abgefallen 
und zu einer nichtchriftlichen Neligionsparthei foͤrmlich über: 
gerreten find 12). Die neueren gefeglichen Worfchriften in 
Betreff der Ungläubigen beziehen fich allein auf die Juden 
und unterfcheiden zwei Elafjen derfelben, Portugiefifche Juden 
und hochdeutfche- Juden, die übrigens in ihren Dogmen nicht 
von einander abweichen !?). inwiefern nun die älteren Bes 
ſtimmungen über die rechtlichen Folgen, welche das Bekennt⸗ 
niß einer von dem Glauben der Landeskirche abweichenden 
Religion für die Anhänger deffelben hat, Durch neuere Gefete 
oder eine neuere Praxis aufgehoben worden oder noch in recht- 
licher. Wirkfamkeit geblieben find, wird aus dem Folgenden 
erhellen. 





Neunten V, 6. de judaeis et 
saracenis et eorum servis, 


formirte,) und andere einfchleis 
chende verführerifhe Secten ges 


richtet. Merfwürdig ift ed, daß 
das Mordftrander Landrecht von 
2. Eeinen folhen Artifel ent; 
hält. 


8) Siehe oben im IH. Bde. 
©. 754 u. 759. 


9) Cod. I, 11. de paganis et 
sacrificiis et templis. 


40) Cod. I, 9. de judaeis. 
11) Decretalen Gregor des 


12) Cod. I,. 7. de apostatis 
u. Decretalen Gregor des Neun- 
ten V, 9, 

13) Beide Claſſen gehören 
zur Secte der Nabbaniten und 
erkennen ald Quelle der Reli; 
gionswahrheiten auch den Tale 
mud an. Die ©ecte der Karais 
ten, welche den Talmud als eine 
bloßeTradition verwerfen, fommt 


‘weder in Deutfchland noch bei 


ung vor, 
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Bon den rechtlichen Verhaͤltniſſen derer, die ſich 
zur chriſtlichen Religion bekennen. 


In Gemaͤßheit des vor der lutheriſchen Kirchenreformation 
auch bei und anerkannten Rechts waren lediglich die Mitglies 
der der rechtgläubigen Kirche im vollftändigen Genuffe der 
bürgerlichen Rechte. Diefe Grundfäge des älteren gemeinen 
Rechtes, nach welchen eine Abweichung vom Firchlichen Lehr⸗ 
begriff, welche als Ketzerei (haeresis) bezeichnet werden konnte, 
nicht nur ein Vergehen gegen die Kirchendifeiplin war, fon= 
dern auch als ein bürgerliches Verbrechen angefehen wurde, 
und den Verluſt bürgerlicher Rechte nach fich zog, wurs 
den für Deutfchland in Folge der Reformation in Bezie— 
hung auf Katholifen und Augsburgifche Confeffionsver- 
wandte, fpaäterhin auch rücfichtlich der Reformirten durch ven 
Weftphälifchen Frieden aufgehoben, und den Mitgliedern aller 
dreien Religionspartheien im Allgemeinen bürgerliche Rechtö= 
gleichheit zugefichert **). Zu Gunjten anderer chriftlichen 
Religionspartheien gelangten indeß diefelben Grundfäße Feines 
weges zur Anerkennung, vielmehr wurde noch im Weſtphaͤli⸗ 
fchen Frieden ausdrüdlich verordnet, daß außer den genann⸗ 
ten Religionen im heiligen Römifchen Reiche Feine andere Res 
Yigion aufgenommen noch geduldet ‚werden folle "°).. Was 
unfer Land betrifft, fo war ed noch in der letzten Hälfte des 
fechszehnten Jahrhunderts entfchiedener Grundfaß, daß alle 
diejenigen, welche nicht der reinen evangelifchen Iutherifchen 
Lehre zugethan waren, und fich von ihrem Srethume nicht 
wollten ableiten laffen, im Lande nicht geduldet werden durf⸗ 


14) J. P. O. Art. V. $. 34. felben- zu mildern, vgl. Boeh- ' 

45) J. P. O, Art. VII. $.2. zer princ. jur, canonici $. 47. 
Ueber die unzuläffigen Berfuhe, Note ce) und Wiefe Handbud 
durch Deutung der angeführten des Kirchenrechts IV. Bd. ©. 
Deftimmung die Sintoleranz der: 22 u. f. 
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ten, ſondern ohne alle Gnade des Landes zu verweiſen ſeyen? 6). 
In den erften Decennien des fiebenzehnten Jahrhunderts fins 
gen die. Regierungen bei und au, duldfamer zu werden, und 
unſtreitig find fchon bei der Gründung Friedrichftadtd und 
Gluͤckſtadts den fremden Religionsverwandten in diefer Bes 
ziehung mehrere Freiheiten ertheilt. Doch wurden noch den 
Anhängern fremder Religionspartheien der Aufenthalt im 
Lande nur an den Orten geftattet, wo ihnen eine Religions: 
übung erlaubt war *7). Späterhin hat man von diefer Strenge 
nachgelaffen. Mehrere gefegliche Beftinnmungen zeigen, daß 
den Katholiken und Reformirten nicht nur allenthalben in den _ 
Städten, fondern auch auf dem Lande die Miederlaffung frei 
fieht *?) und den Mennoniten wurde der Aufenthalt in Eider: 
ſtedt und Friedrichſtadt ausdrüclich geftatter"?), In der 





46) Die oben angeführte Ar; 
tifel des Dichmarfifchen und Eis 
derftedtfchen Landrechts fprechen 
diefe Grundſaͤtze aus, und koͤn⸗ 
nen ficherlih zum Beweiſe dies 
nen, daß diefelben Srundfäge 
damals im ganzen Lande galten, 
Wenn dafelbft gefagt wird, daß die 
von ihrem Irrthum nicht ablaffen 
wollten, ohne alles Mits 
tel des Landes verwiefen wer: 
den follten, fo heißt das ohne 
Zweifel fo viel, daß in Fällen der 
Art eine mildere Strafe eintres 
ten dürfe, fondern die angedro= 
hete fofort zur Anwendung zu 
bringen fey. 

47) Semeinfhaftl. Verordn, 
vom 14ten Dec. 1623, betr. die 
Gottesfurcht und etliche politifche 
Puncte. Unter den in diefer Vers 
ordnung erwähnten Orten, „wel⸗ 

he für den Aufenchalt fremder 


Neligionsverwandten fonderlich 
befreiet waren.” koͤnnen faum 
andere ald Gluͤckſtadt und Fries 
derichfladt verftanden werden. 


18) Die Verfügungen vom 
6ten April und 5ten Juli 1726 
und 10ten Nov. 1779 zeugen da: 
von, indem fie den Katholiken 
und Reformirten unterfagen, ihre 
Geiftlihen zu fih auf ihre Höfe 
und in ihre Käufer kommen zu 
laffen. 


19) Siche Verfügung wegen 
der Mennoniften vom 1ften Der. 
1614, Privilegium vom 1ädten 
Febr. 1623, Declaration und 
Ertenfion deffelben vom 20Often 
Dec. 1645 und 2ten Oct. 1663. 
C, St, Slesv. L Bo. ©. 239, 
266 und 291. Das Privilegiunt 
vom 13ten Febr. 1623 ſcheint 
nicht gedruckt zu ſeyn. 
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neueren Praxis ift ohne Zweifel daffelbe Recht den Anhängern 
anderer chriftlichen Religionspartheien, mit alleiniger Aus: 
nahme der Socinianer *°), eingeräumt worden. Letztere 
Befchränkung ift indeß wohl jet noch kaum als practifch: gel: 
tend angefehen 22). Fuͤr die meiften Städte beftand indeß 
eine ältere gefeßliche, erft in ganz neueren Zeiten aufgehos 
bene, Beftimmung, nach welcher Katholifen und Reformirte 
nicht ohne Vorfrage bei der Regierung in den Städten der _ 
Herzogthümer, mit Ausnahme von Altona, Gluͤckſtadt, Rends⸗ 
burg und Friedrichftadt, angenommen oder geduldet werden 
follten 22). Bei der Regulirung der ftandifchen Verhaͤltniſſe 
im Jahre 1834 ift allen, die fich zur chriftlichen Religion bes 
fennen, nicht nur Wahlberechtigung,, fondern auch Wahlbars 
feit zugeftanden ??). ine völlige Gleichftellung der vers 
fchiedenen chriftlichen Eonfefjionsverwandte in Beziehung auf 
den Genuß bürgerlicher und politifcher Rechte ift indeß durch 
unfere Landesgefegebung noch keinesweges verwirfticht. Die 
deutfche Bundesacte Art. 16. hat zwar für Holftein diefe voll: 
ftändige Rechtögleichheit ausgefprochen 2*), und- in privats 


20) Da biefe in dem fehr all: 
gemeinen Privilegium der Reli— 
gionsfreiheit fir Altona von 


aber im Uebrigen fo tolerante 
Grundſaͤtze auf, daß damit jenes 
Verbot niht recht harmonirt. 


1713, n Schmidt's Beſchrei— 
bung ©. 73, von der Duldung 
ausdrücklic ausgefchloffen find, 
fo ift die Ausfchließung der So: 
einianer ald damals geltendes 
Princip anzufehen, 

21) Das Refcript vom 15ten 
Sept. 1747, betr. die Separa: 
tiften in Altona (ron, Samme 
lung für 1833 ©. 309.) ev 
waͤhnt zwar nody ausdrücklich des 
gegen die Zulaffung der Soci⸗ 
nianer gerichteten Verbot, ftellt 


Falck's Handbuch IV. 


22) Rendsburger Synodals 
ſchluß vom 5ten Sjuli 1726. 
Aufgehoben unterm 20Often Det. 
1818. 


23) Verordnungen vom 15ten 
Mai 1834 6. 3 u. 4 

24) Unter riftlihen Relie 
gionspartheien find übrigens hier 
nur die nad) den deutfchen Reichs; 
gefeßen in Deutfchland recipirten 
zu verfiehen. Bol. Eihhorn 
deutſches Privatreht $. 79. 
Mote g. 

11 
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rechtlichen Verhältniffen ift auch bei und diefes Princip uns 
bedingt anerkannt. Allein die vollftäandige Ausführung defz 
feiben in andern Nechtöverhältniffen findet in der Landesver⸗ 
faffung ihre große Schwierigkeiten. So lange nämlich kirch⸗ 
liche und bürgerliche Verhältniffe fo genau mit einander in 
Verbindung ftehen, als bei und der Fall ift, würde die volls 
ftändige Ausführung des in der Bundesacte enthaltenen Grund⸗ 
ſatzes zugleich eine Veränderung der Eirchlichen Verhaltniffe 
bewirken, welches offenbar außer der Abficht des Artikels liegt. 
Eine noch befiehende Wirkung der Religionsverfchiedenheit 
zeigt fich nämlich zuoörderft darin, daß fremde .chriftliche 
Religionsverwandte, indem fie natürlich von allen firchlichen 
Functionen in der Iutherifchen Kirche ausgefchloffen find, in . 
Folge deffen diejenigen bürgerlichen Aemter, mit welchen 
folche Zunetionen verknüpft find, nicht vollftandig verwalten 
und eben fo wenig die mit dem Grundbefiß verbundenen kirch⸗ 
lichen Rechte ausüben koͤnnen?*). Es find ferner die Ehen - 
ber Lutheraner mit den Katholifen, Mennoniften und denen, 
die fich zur griechifchen Kirche bekennen, verboten 2%), An 
und für fich liegt darin Feine Nechtöungleichheit, da diefes 
Verbot der gemifchten Ehen an beide Religionspartheien ges 
richtet ift. Die Lage der nicht Iutherlfchen Partheien ift aber 
allerdings infofern weniger günftig, als es bei den etwanigen 





25) Es mag in der Wirklich 
‚Leit nicht genau damit genom⸗ 
men werben, aber es iſt augen 
ſcheinlich eine Inconſequenz, 
einen nicht lutheriſchen Guts; 
beſitzer ald Kirchen: und Schul; 
patron fungiren und nicht luthe⸗ 
rifhe Beamte an der Verwaltung 
kirchlicher Geſchaͤfte Theil neh: 
men zu laffen. Vgl. oben im IH. 
Bde. ©. 756. 

26) Wegen der Katholiken 


fiehe die Verordnungen vom 15. 
Det. 1753, 18ten März 1754 
und 10ten Sjan. 1757; wegen 
der Mennoniften die Reſeripte 
vom 29ften Maͤrz und Sten April 
1751, jedoch mit Ausnahme Als 
tonas und Friedrihftadts nach 
den Verfügungen vom 2iften 
Aug. 1810 und 18ten Sept. 
1824; wegen der Griechen das 
Kanzeleifchreiben vom 2’7ften 
Sept, 1806, 


— 
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Dispenſationen von diefem Eheverbot zur Bedingung gemacht 


zu werden pflegt, daß die Kinder in der Iutherifchen Kirche 
- getauft und erzogen werden follen. Mit Rüdficht auf Eher 
fcheidung und Wiedereingehung einer neuen Ehe werden die 
Katholiken überall nach den Grundfägen des proteftantifchen 
Kirchenrechtö, wie daffelbe In unfern Landesgefeßen aners 
kannt oder näher befilmmt ift, und ohne Berücfichtigung' der 
katholiſchen Religionslehre über jene Verhältniffe beurtheilt, 
wobei es übrigens dem Gewiffen eines jeden Katholiken übers 
laſſen bleibt, fich nach den Grundfägen feiner Kirche zu rich: 


ten. mn Betreff der mährifchen Brüder gelten gar Feine Bes 


fchranfungen, da diefe überhaupt nicht als eine fremde Reli: 
gionsparthei anzufehen find. Den Mennoniten ift bei ihrer 
Aufnahme in Eiderftedt mit Rüdficht auf ihre Religionsgrunds 
füge die Befreiung vom Kriegsdienfte und von der Eideslei⸗ 


ftung zugefagt ?7) und eine gleiche Berechtigung iſt den mähs _ 


rifchen Brüdern zu Chriftiansfeld ertheilt worden 2°). Das 
bei verfteht es fich von felbft, daß das Privilegium wegen 
des Eides den Privilegirten in allen Gerichten der Herzogs 


thümer zu Gute fomme, daß aber diejenigen Mennoniten, 


welche fich außerhalb Eiderftedts und diejenigen mährifchen 


Brüder, welche fich außerhalb Chriftiansfeld niederlaffen, | 


ohne Erlangung eines fpeciellen Privilegiums, weder die eine 
noch die andere Freiheit in Anfpruch nehmen koͤnnen. Der 
Vebergang von einer chriftlichen Neligionsparthei zur andern 
kann, nach den geltenden Örundfäßen, als eine bürgerlich uns 





27) ‚Siehe dad oben anges 


führte Privilegium für Eiderftede 
vom 1dten Febr. 1623. Darts 
aus wird Heimreih Nord⸗ 
friefifche Chronif II. Bo.S. 165. 
feine Notiz über die Verſicherun⸗ 
gen der Mennoniften bei Ja und 


Mein und die Beſtrafung einer 
faͤlſchlichen Bejahung oder Ver⸗ 
neinung gefchöpft haben. 

28) Conceffion vom Iten Der. 


ATTL S.3 u 8. Der $, 3. ente 


hält zugleich die Formel der eid⸗ 
lichen Verficherung. 
j 41 * 


* 


’ 
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zulaffige Handlung nicht betrachtet werden, und hat außerdem, 
daß jeder Uebergetretene fortan nach denfelben Grundfägen, 
wie feine Glaubenögenoffen behandelt wird, Feine befondere 
rechtliche Folge. Die Fähigkeit, zu einer andern Religions⸗ 
parthei überzutreten, beginnt mit dem fogenannten Unter: 
fcheidungsjahre (annus descretionis). Dafür dürfte bei uns 
das gefetzliche Confirmationsalter anzufehen feyn ??). — Daß 
durch Verträge oder durch Privatdispofitionen ein beftimmtcs 
Glaubensbekenntniß zur Bedingung von Rechten gemacht und 
ferbft über die Religion in einem gewiffen Maaße contrahirt 
werden koͤnne, leidet im Allgemeinen keinen Zweifel, namentlich 
ift es in unfern Gefeßen anerkannt, daß die nicht Iutherifchen 
Zandeseinwohner, und felbft diejenigen Lutheraner, welche 
Reformirte geheirathet haben, vertragsmäßig beftimmen duͤr⸗ 
fen, in welcher Eonfeffion die Kinder erzogen werden follen ?°). 
Ebenfalls fieht e8 jedem frei, Stiftungen zum Beften der - 
Bekenner einer beftimmten Religion zu machen, ohne Ruͤck⸗ 
ficht darauf, ob der Disponent zu derfelben Kirchenparthei 
gehöre oder nicht. “Weber die Frage aber, ob die Bedingung, 
die Religion zu andern oder nicht zu ändern, für erlaubt und 
"wirffam, oder für eine conditio turpis zu halten fey, haben 
die Lehrer des. gemeinen Rechts fich bis jet nicht vereinigen 
koͤnnen 3"). Diegewöhnliche Meinung geht dahin, daß wohl 
das Verbleiben bei der bisherigen Religion, nicht aber die 





31) Ueber diefe Streitfrage, 
welche nicht bloß bei Erbeseins 
feßungen, Vermächtniffen oder 
Fideicommiſſen, fondern auch bei 


29) Nach dem concluso cor- 
poris evangelicorum von 1752, 
in Zmminghaus corp, juris 
germanici ll. p. 257. war es das 


vollendete vierzehnte Jahr. 


30) Denn foldhe Verträge 
find nur bei Eingehung von Ehen 
der Lutheraner mit Katholiken, 
Mennoniften und Griechen uns 
terfagt, 


Verträgen vorfommen fann, 


dgl. Eichhorn deutſches Prise 


vatreht $ 79. Mote h, auch 
Thibaut's Pandecten Ste 
Ausgabe $. 954, Note y. und 
Gluͤck's Kommentar XXIIL, 
Bd. S. 14 u. f. 
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Religionsveränderung zur Bedingung gemacht werden Fönne, 
Da es bei Beantwortung diefer Frage allein darauf anfommt, 
zu beftinnmen, welche Bedingung für eine conditio turpis, oder 
für fittlich verwerflich zu halten ſey, fo fcheint in diefem Fall 
nicht auf die Bedingung an und für fich, fondern auf den 
dabei obwaltenden Zweck gefehen werden zu müffen, fo daß 
die eine wie die andere Bedingung für zulaffig erachtet wers 
den muß, fobald nicht die Abficht vorliegt, durch Einraus 
mung von Nechten und Vortheilen Jemand zum Abfall von 
feinem bisherigen Glauben zu bewegen, oder den Webertritt 
zu einer andern Eonfeffion zu verhindern 32), 


$. 30. 


Bon den rehtlihen Berhältniffen der Juden, ober 
den mofaifhen Slaubensgenoffen ??), a) Se: 
ſchichtliche Notizen. 


In den Rechtöquellen der Herzogthümer gefchieht vor 
dem Anfang des fiebenzehnten Jahrhunderts der Juden Feine 
Erwähnung. Um das Jahr. 1600 erhielten die hochdeutfchen 
Juden aber Erlaubniß, fich in Altona niederzulaffen,, mittelft 
eined von dem Grafen zu Schauenburg nach dem, den deuts 
ichen Reichöftänden fchon damald zugeftandenen Rechte des 


32) In dieſem Fall gilt die Bes 
merfung von Runde, rund 
füge des gemeinen deutfchen 
Privatrechts F. 637: ‚Man 
müffe billig vorausfeßen, daß 
keinem rechtſchaffenen Menfchen 
feine Ueberzeugung in Glaubens; 
fachen für Geld und zeitliche Gh; 
ter feil fey.” 

33) Ueber die gefchichtlichen 
Nachrichten vg. Matthid Be⸗ 
ſchreibung der Kirchenverfaffung 


in Schleswig und Holftein, Flens⸗ 
burg 1778, 1.88. ©. 355 u, f. 
und Bolten's Kirchennachrich- 
ten J. Bo. ©, 143 u. f., fo wie 
meine Bruchſtuͤcke zur Ges 
ſchichte und Verfaffung der Su; 
den in den Herzogthümern im 
N. Staatsb, Mag. 1. Bd. ©. 
760. Die allgemeineren Ber: 
ordnungen, betr. die Sjuden, 
ftehen in der ſyſtem. Sammlung 
III. Bd. ©. 591. 
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Judenſchutzes, ertheilten landesherrlichen Privilegiums, wel⸗ 
ches in der Folge mehrere Erweiterungen und naͤhere Beſtim⸗ 
mungen erhalten hat °*), Ungefähr gleichzeitig entſtand eine 
Gemeinde derfelben jüdischen Secte in Wandsbed 35), bald 
nach 1649 auch in Zriederichftadt ?°) In Gluͤckſtadt erhiels 
ten fie durch die neuen Stadtprivilegien von 1662 37) die Ers 
Iaubniß zu wohnen, und in Rendsburg ebenfalls durch die 
‚neuen Stadtprivilegien von 1692 28). Zu diefen Orten, an 
welchen Juden fich aufhalten dürfen, find fpäterhin Elms⸗ 
horn durch ausdrüdliche Conceffionen ??), Fadenburg, bei 
Luͤbeck, aber wohl mehr durch Obfervanz als in Folge eines 

ausdruͤcklichen Privilegiums hinzugelommen +9). Außerdem " 
ift vielfältig durch befondere Conceffionen einzelnen Juden: 
familien das Wohnen an andern Orten erlaubt. Portugieſi⸗ 
fche Juden fiedelten fich im Anfange des fiebenzehnten Jahr⸗ 
hunderts in Altona an +"). Gleich bei Gründung von Gluͤck⸗ 
ftadt kommen daſelbſt portugiefifche Juden vor , erhielten aber 
erft von Chriftian dem IV. unterm 19ten Januar 1630 aus⸗ 
führliche Privilegien +2). Un diefe letztere Gemeinde fchlofs 





34) Das ältefte erhaltene 
Privilegium iſt das Chriftian 


.. .. bes Vierten vom Aften Aug. 


1641 bei Matthiaͤ Kirchen⸗ 
verfaffung ©. 355 und Bol; 
ten’s Kirchennachrichten 1. Bd. 


&.147. Die Confirmation von 


41731 ftedt in der fyftem. Samms 
lung II. Bd. S. 592 und im 
ah Mag. I. D. ©. 


35) Nachricht vom Gute 
MWandsbe ©. 19. 
36) N. Stb. Mag. J. Bd. 
780 


©. 80. 
37) €. C. H. 1. 20. ©. 
25. 


38) C. C. H. II. Bd. ©. 
823. 

39) Siehe die Referipte vom 
45ten Sept. 1727 und 9ten 
Juli 1736 im C. C. H. II. Bd. 
©. 1465. 

40) NR. Stb. Mag. I. Sb. 
S. 803 und Heiberg’s Blät; 
ter I. Bod. S. 78. 

41) Bolten’s Kirhennady: 
richten II. Bd. &. 192. Spaͤ⸗ 
tere Privilegien vom 1ften Aug. 
4641, 19ten Juli 1664 und 
22ften Mail. - 

42) Befonders gedruckt 41633 
in Gluͤckſtadt in A, wiederum 
abgedrudt in Marquardt de 


/ 
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‚fen fich auch Hochdeutfche Juden an, und im Laufe der Zeiten 

ift diefe Juden = Niederlaffung in eine hochdeutfche Suden- Ges 
. meinde übergegangen. Bei der Aufnahme der Juden in hies 
ſige Lande wurde ihnen Feinesweges der vollftändige Genuß der 
bürgerlichen Rechte eingeräumt, Die Befchranfungen, welche 
darin Statt fanden, waren indeß bei den portugiefifchen Juden 
lange nicht fo umfaſſend, wie bei den hochdeutfchen. In ver 
Folgezeit find nun mach und nach einzelne Befchränkungen in 
den Rechten der Juden aufgehoben worden. So namentlich 
der im vormals Großfürftlichen Diſtricte eingeführte Schuß: 
zoll, den die Juden erlegen mußten, welche fich außer den 
Marktzeiten an einem Orte aufhielten.+?), imgleichen die 
ebenfalls nur im Großfürftlichen Diftricte geltende Beſtim⸗ 
mung, daß felbft conceffionirte Juden, mit Ausnahme des 
von einem jeden felbft bewohnten Haufes weder Eigenthum 
noch Pfandrechte an Immobilien erwerben durften ++). Die 
Einfchreibung der Juden ald Lehrlinge in die Zünfte zu Altona, 
Sriedrichftadt, Gluͤckſtadt, Rendsburg und im Flecken Elms⸗ 
born ift erft durch eine neuere Verfügung geftattet worden **). 


jure commerciorum, Frkf. 1662 
in fol. tom. Il. p. 344, und daraus 
im N. Stb. Mag. 1.0. ©. 
783. Einen Auszug giebt La cd: 
mann Gefchichte der Herzog: 
thümer II. Bd. ©. 494. 

43) Großfürftlihe Polizei⸗ 
ordnumg vom 29ſten Jan. 1768 
$. 43; unterm 16ten Mai 1800 
zu Gunſten der Portugiefifchen 
Juden in Altona und unterm 
30ften Sept. 1803 ganz allges 
mein aufgehoben. Diefer Schuß; 
zoll betrug 16 4 für jede 24 
Stunden. 

44) -Sroßfürftlihe Pollzeis 
ordnung vom 29jten Jan. 1768 


$. 42. aufgehoben mittelft Pla⸗ 
cats vom 10ten Juli 1811. 
45) Patent vom 12ten Det. 
1824. Die Referipte vom Aten 
Sept. und 2öften Dec. 1813, 
wornac die Aufnahme der Ju⸗ 
den in Zünfte und Innungen 
ald zuläjfig angefehen werden 
follte, find dadurch ald aufgeho= 
ben zu betradhten. In einem 
Kanzeleifchreiben vom 18. Nov. 
1826 ift es für zuläffig erklärt, 
daß mofaifhe Slaubensgenoffen, 
welche zum Aufenthalt in den 
Herzogthuͤmern Schleswig und 
Holſtein berechtigt find, bei Hand; 
werkern in die Lehre kommen 
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Als eine Begünftigung der Juden muß es auch angefehen wers 
den, daß fie in den neueren Gefetzen nicht Juden, fondern 
möofaifche Glaubensgenoſſen oder Bekenner der mofaifchen Re: 
ligion ‚genannt werden, und daß diejenigen unter ihnen, wels 
che irgend einen bürgerlichen Stand im Staate haben, in fol« 
chen Öffentlichen Ausfertigungen, welche weder die Religion 
noch ihre Gebräuche angehen, nur nach ihrem bürgerlichen 
Stande, und nicht nach ihrer Religion benannt werden folle +°), 
Unerachtet: der Erweiterung, welche die Rechte der Juden 
nach und nach in neuern Zeiten erhalten haben, treten doch 
fürifie noch manche Rechtöbefchränfungen ein. Daneben find 
ihnen aber auch einzelne nicht unwichtige Privilegien verliehen 
worden. 


$. 31. 


b). Befhränfungen der Juden in bürgerliden 
— Rechtsverhaͤltniſſen. 


Obgleich die den Juden in hieſigen Landen eingeräumten 
Rechte urfprünglich auf Privilegien beruhen und daher der 
Schluß nicht zuläffig ift, daß die Juden zum Genuffe der: 
jenigen Gerechtfame zuzulaffen find ‚ welche die Gefeße ihnen 
nicht ausnahmsweife entzogen haben, fo bilder doch Rechts⸗ 
gleichheit der Juden mit ven Chriften in einem folchen Maaße 
die factifche Regel, daß man bei Darftellung diefer Verhältz 
niffe fich darauf befchränfen kann, die Ausnahmen von jener 
Regel anzugeben. Als folche find nun zu bemerken. 1) Sn 
Rücficht auf den Eintritt in’s Land, auf das Reifen und den 
Aufenthalt im Lande ift zwar beftimmt, daß fremden Kram: 

juden Feine Paͤſſe für die. Herzogthuͤmer +7), und daß überall 
weder fremden noch einheimifchen, hochdeurfchen Juden, wenn . 








und in die Aemter eingefchriee 7ten Sept, 1813, 
ben werden koͤnnen. 47) Verordnung vom 17ten 
46) Circulairverfuͤgung vom April 1811 9. 
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letztere weder mit einem ſpecialen Schutzbrief verſehen, noch 
mit einem eigenthuͤmlichen Hauſe angeſeſſen ſind, Paͤſſe zu 
Reifen nach Dänemark zu ertheilen find **). Allein dieſe 
Vorfchriften find kaum als Befchränfungen der jüdifchen Rechte 
anzuſehen, da die erftere fich offenbar nicht auf die Juden, 
als ſolche, fondern auf ihr Gewerbe fich bezieht *?), und die 
andere nur bie Aufrechthaltung eines für Danemark geltenden 
Gefetzes bezwedt. Eine wefentliche Rechtöbefchräntung Ift 
ed aber 2) daß die Juden, außer an dem Orte, wo fie ers 
laubter Weiſe wohnen dürfen, nirgends im Lande Grunds 
eigenthum erwerben können. Diefe Befchräntung kann nicht 
ald Folge davon, daß fie außer an gewiffen Orten nicht wohnen 
dürfen, angefehen, fondern muß als Folge eines fpeciellen 
Verbots betrachtet werden, welches freilich urfprünglich auf 
bloßem Herkommen oder auf denjenigen Grundſaͤtzen, welche 
in Betreff der Juden früherhin galten, ehe diefe durch fpecielle 
Privilegien gemildert worden, beruht, aber auch in neuern 
Zeiten feine Anerkennung gefunden hat *0). 3) Nur in dens 
jenigen Orten dürfen Juden wohnen, die ihnen zur Nieders 
laſſung angewiefen find, oder wo etwa dieNtiederlaflung einem 
einzelnen mittelft eines befonderen Privilegiums ift erlaubt 
worden 57). In der Praris wird indeß diefe Beftimmung 
wohl nur auf folche Juden, die ein bürgerliches Gewerbe trei= 
ben wollen, wenigftens nicht aufXerzte oder Advocaten, und auf 
foiche angewandt, die von einer Art des Unterrichts zu leben 
beabfichtigen. An andern Orten follen Juden überhaupt fich 





48) Verfügung vom Affen 
Juli 1769. 

49) Neben den fremdenKram: 
juden find namentlich auch fremde 
Packenträger genannt, 

50) Kanzeleifhreiben vom 
22iten 1818. 

51) Reſcript vom 13ten Juni 


41729, daß die Sjuden, die fi 
der Niederlaffung halber melden, 
nad) Altona, Glückftadt, Rends⸗ 


burg und Friedrichfladt zu vers 


weifen find,“ Jetzt wird diefen 
Drten auch noch Elmshorn und 
auch wohl Fackenburg beizu;äh: 

len feyn. 
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nicht aufhalten 52). Sollten fie indeſſen anderswo erkranken 
oder öffentlicher Unterftüßung bedürfen, fo find fie durchaus 
wie alle andere Fremde zu behandeln. Weber die Bedinguns 
gen der Niederlaffung eined Juden an andern Orten und über 
den Umfang der Rechte, welche einzelnen Juden dafelbft ein⸗ 
geräumt worden, entfcheidet allemal der Ikhalt des ſpeciellen 
Privilegiums. 4) An den zur Niederlaſſung der Juden be⸗ 
flimmten Orten müffen fie entweder das Bürgerrecht °?) oder 
einen Schußfchein erwerben. Die Wirkung eined Schutz⸗ 
fcheines erſtreckt fich ohne Zweifel auf die geſammte am Orte 
verbleibende Defcendenz des Erwerbers. Ueberall aber foll dar⸗ 
auf gefehen werden, daß Feine fremde Juden, auch nicht als 
Domeftiqguen der anfäffigen Judenfamilien **), geduldet 
werden, die fich nicht ordnungsmaͤßig zur Erlangung des 
Schutzes melden 5°). Für einzelne Orte ift noch befonderd 
beftimmt, daß die fich etablirenden Juden ein eigenes Haus 
Faufen und den ganzen Kaufpreis 8%), jedoch die Kinder an= 
fäffiger Juden nur die Halfte 57) deffelben bezahlen follen. 
5) An den Orten ihres Aufenthalts können die Suden Grunds 
ſtuͤcke ankaufen und hypothecariſche Rechte allenthalben erwer⸗ 
ben 5®), doch werden fie durch den Grundbeſitz für die Wahlen 





52) Kanzeleifhreiben vom 
22ften April 1820, 

53) 3. B. die portugiefifchen 
Sjuden in Altona nad) dem Ober: 
präfidialbefcheid vom 27ſten Febr, 

819 


54) Kanzeleipatent vom 30. 
Mai 1812, betr. die Juden— 
knechte der anfaffigen oder Schußs 
juden, 

55) Vol. die Verfügungen für 
Altona vom 2Often Nov. 1789 
und Aten Aug. 1812 wider das 
Einfchleichen fremder Juden, 


56) Das Reſcript für Gluͤck⸗ 
ftadt vom 28ften Mai 1726, 
C. C. H. III. Bd. S. 42. Für 
Rendsburg gilt daſſelbe, und fuͤr 
Elmshorn Reſcript vom 15ten 
Sept. 1727. C. C. H. II. Bd. 
S. 1465. i 

57) Refeript für Gluͤckſtadt 
vom G6ten Febr. 1747 und für 
Rendsburg vom 6ten Det. 1786. 

58) Placat vom 10ten Juli 
4811, betr. die Aufhebung des 
$. 42. der Groprürfligen Poli⸗ 
zeiordnung. 


' 
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der Abgeordneten zur Ständeverfammlung weder wahlberechz 
tigt noch wählbar 5°). Was die Betreibung des Handeld und 
jeder fonftigen bürgerlichen Nahruug betrifft, fo haben vie 
Schußjuden diefelben Befugniffe wie die chriftlichen Bürger, 
und find Iediglich beſchraͤnkt durch die Privilegien der Zünfte, 
Innuugen und Kramercompagnien. Als Gefellen und Meifter 
Fönnen fie nicht in die Handwerközünfte aufgenommen wers 
den 4°), An einzelnen Orten ift indeß den Juden die Treis 
bung von Handwerlen, als unzünftigen Meiftern, erlaubt °*), 
Zu Maͤklern in Altona dürfen Feine hochdeutfchen Juden ans 
genommen werden 62). Als eine befondere Verpflichtung der 
Elmshorner Juden ift noch zu bemerken, daß fie die Waaren, 
mit welchen fie handeln wollen, nicht in Hamburg kaufen dürfen, 
ſondern direct beziehen follen ©?). 6) In Gemäßheit des gemeis 
nen Rechts 6*) find die Ehen zwifchen Chriften und Juden unter: 
fagt, und in unfern Landesgefegen ift zu feiner Dispenfation 
von diefem Verbote Hoffnung gemacht worden. Selbft die Ehen 
der hochdeutfchen Juden in Altona mit fremden Juden find meh⸗ 
reren Beſchraͤnkungen unterworfen *°). 7) Bon bürgerlichen 
Aemtern und dem Staatödienfte find die Juden gänzlich ausges 
fchloffen®*). Was die Erlangung academifcher Würden betrifft, 
fo ift die Obfervanz dafür, daß Juden die medicinifche und 
philofophifcye Doctorwürde erlangen können. In Hinſicht der 
juriftifchen Promotionen ift dagegen das alte Verbot in Kraft 


59) Verordnung vom 45tn 62) Mäflerordnung für. Als 
Mai 1834 $. 3 u. 4. tona vom 30ften Dec. 1775. 


60) Das Patent vom 12ten Sn Refeript vom 15ten Sept. 
Der. 1824 geftatter bloß die Eins 1 en 
ſchreibung als Lehrlinge. 64) 1.6, Cod. de judaeis. 

\ 
61) Namentlich in Altona > Patent vom 20ften Nov. 


und Gluͤckſtadt nach den urfprüng« 
lihen Privilegien. 66) 1.19. Cod, de judaeis. 
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geblieben 57). Wonocatenbeftallungen pflegen an Juden nur 
mit Befchränfungen, und Conceffionen zur Betreibung von 
Notariatsgeſchaͤften wohl gar nicht ertheilt zu werden. Don 
der Benutzung chriftlicher Schulen und Lehranftalten find fie 
jedoch nicht ausgefchloffen. Andere gemeinrechtliche Befchrans 
tungen der Juden 68) find fchwerlich noch in Obſervanz. — 
Mas andere Unglaubige betrifft, jo wird ed ohne Zweifel ald 
Grundfag angefehen werden müffen, daß fie in ihren recht: 
lichen Verhältniffen denſelben Befchränfungen unterliegen, 
welche für die Juden galten, ehe neuere Gefee und Priviles 
gien darin eine Milderung bewirkten. 


9. 832. 
e) Befondere Privilegien der Juden. 


Unter den, den Juden bei ihrer Aufnahme ertheilten Privi⸗ 
legten ift das erfte und wichtigfte die Erlaubniß, auch in welts 
Tichen oder bürgerlichen Nechtöftreitigkeiten zwifchen Juden 
und Juden unter ihren eigenen Gefeßen 6?) und unter den in 
jeder einzelnen Gemeinde angenommenen Statuten 7°) zu 


einer deutfchen Ueberſetzung von 
Löwe herausgefommen iſt zu 
Hamburg 1838, 

70) Die erſte Nechtöquelle 
bilden naͤmlich die Statute und 
Deliebungen der Gemeinde. 


.. Neues Stb. Dep. L. Bd. 


68) Söfhen’s Vorleſun⸗ 
gen $. 51 und Eichhorn's 
——— Privatrecht $. 81. 
69) Das von Mofes Mens ı 


‘delsfohn herausgegebene Ri— 
tualgejeß der Suden ift ald das 
gebräuchlihe Rechtsbuch in dem 
Reſcript vom Zen Sept. 1796 
autorifirt worden, Zur Ergaͤn⸗ 
zung deffelben in vorfommenden 
Fällen Eönnen aud) ausführlichere 
jüdifhe Rechtsbuͤcher gebraucht 
werden, namentlih der Schul: 
chan⸗Aruch, welches Bud in 


Eine ziemlich umfaffende Samm: 
lung folder Statute oder ein Sta; 
tutenbuch hat die Altonaifche Ju⸗ 
dengemeinde, Der Titel einer im 
Archiv des hiefigen Oberappellas 
tionsgerichts befindlihen Hands 
fhrift lauter fo: Takanoth 
Hakkehilla oder Constitutio- 
nes der Gemeinde Königl. däni« 
fher Schugjuden zu Altona und 
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leben, und unter ihren eigenen Richtern zu ftehen 7*), Wie 
die Anwendung des jüdifchen Rechtes in Beziehung auf 
Juden infofern Befchrankungen leidet, ald es mit den 
allgemeinen Verboten und Strafgefeßen des Staats in 
MWiderfpruch Fommt 72), fo können umgekehrt einzelne 
Satungen deffelben auch in folchenSachen zur Anwendung 
fommen, welche nicht unter die Jurisdiction der jüdi- 
fchen Gerichte gehören 73). Außerdem verdienen folgende 
Privilegien der Juden einer Erwähnung. 1) In Betreff der 
Bindication vertrauter oder geftohlener Sachen, welche Mits 
glieder der Hochdeutfchen FZudengemeinden in Altona und Wands⸗ 
bed in gutem Glauben gefauft, oder ald Pfand angenommen 
hatten, fand früher die Befchranfung Statt, daß die Vindica= 
tion in folchen Fällen nur gegen Bezahlung des Kaufpreifes 
oder des Pfandgeldes zulaffig war. Dies Privilegium ift aber‘ 
ohne Zweifel an beiden Drten aufgehoben worden 7*), 


Hamburg Hochdeurfcher Nation, 
gefammelt im Sjahre 5486 n. € 
der Welt (oder 1726) und von 
Zeit zu Zeit verfchiedentlich mit 
Zufägen vermehrt. Aus dem he; 
braifchen Original überf. von Is⸗ 
rael MihaelBreslau, Screis 
ber und Beglaubter bei der us 
dengemeinde zu Altona und Ham: 
burg. Die Ueberfeßung ift in 
den Sjahren 1790 — 1792 ver: 
° fertigt und von den Gemeindes 
älteften beglaubigte. Dem Sins 
halte nach beziehen fich diefe Sta- 
tute zunaͤchſt auf die öffentliche 
Ordnung und Polizei in Sy 
nagoge uud Gemeinde, Es fehlt 
indeß dach nicht an manchen pri: 
vatrechtlihen Beflimmungen. 
71) Siehe oben im Ill. Bde. 
S. 205. in dem Abſchnitt von 
den jüdifchen Gerichten, 


72) 3.8. die Erlaubniß zwei 
Srauen zu haben, nach 1. 2, Cod. 
de incestis et inutilibus nuptiis. 

73) 3. B. betr. die’ Form der _ 
Eidesleiftung. Ueber den Juden— 
eid ift zu vergleichen Verordnung 
vom 24ften Sept. 1751 und die 
Reſcripte vom Zten Nov. 1771 
und 6ten Febr. 1772. Ein For: 


‚mular des Judeneides, welches 


1710 in Schleswig gebräuchlich 
war, findet fih im Stb. Mag. 
X. Bd. ©; 620. Andere Nos 
tizen giebt das N. Stb. Mag. 
1. Bd. ©. 804, 

74) In Betreff Wandsbek 
leidet dies feinen Zweifel in Ges 
mäßheit der Verfügung vom 28. 
Dct. 1754, Geſch. von Wands⸗ 
bed S. 26. Eine ähnliche Ver: 
fügung {ft für Altona ergangen 
unterm 23ften Aug. 175%, wel: 
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2) Den hochdeutfchen Juden in Altona und den Juden fu 
Gluͤckſtadt ift ed geftattet, fich höhere Zinfen, als die fonft 
gefeßsfich erlaubten, zu bedingen 7°). 3) Von dem Privile- 
glum des Gtücftädter Lombards, ausfehlieglich auf Pfänder 
audzuleihen, find die Juden wiederum durch ein beſonderes 
Privilegium erimirt worden 7°), wobei es freilich zweifels 
haft ſeyn kann, ob diefe Vergünftigung bloß eine temporaire 
feyn ſollte. Endlich iſt 4) noch zu bemerken, daß von 
dem neulich ergangenen Verbot des Haufirens die mofaifchen 
Staubensgenoffen in Altona und Elmshorn, infofern fie das 
Gewerbe des Haufirens fortfegen wollen, für ihre Perfon 
- unter gewiffen Bedingungen ausgenommen find 77), 





he zwar der Juden nicht auss ten noch die men Pri⸗ 

druͤcklich — ei unſtrei⸗ vilegien, ’ 

tig doch auch auf fie Anwendung 

finden wird. Schrader if 76) Berisung vom Uten 

indeß anderer Meinung, Lehrb. 

U. Bd. S. 167. 77T) Berorbnung , betr. das 
75) Verfügung vom 10ten Hauſiren außerhalb der Jahr⸗ 

Aug. 1764, Altona betreffend. märkte vom 2Aften Oct. 1837 

Für die Sjuden IE MANN: geb $.5. 





Viertes Kapitel. 


Bon der rechtlichen Verfchiedenheit der Stände. 


$. 32. 


Beſtimmung des Begriffes: Stand. 


Das Mort: Stand in feiner Anwendung auf die verfchies 
denen Claſſen von Staatdangehörigen wird in einer bifdlichen 
Bedeutung gebraucht, und eben darin mag die Vieldeutigkeit, 
welche fich bei dem Gebrauche diefes Wortes findet, ihren 
Grund haben. Dieurfprüngliche Bedeutung von Stand dürfte 
die feyn, daß dad Wort den Plaß oder Ort bezeichnet, auf 
welchem Jemand fieht oder fich befindet"). Diefe Bedeutung 
wird num übertragen auf einzelne Verhältniffe ded Lebens, in 
welchen der Eine oder der Andere ſteht ?). In diefer Anwen⸗ 
dung bezeichnet das Wort: Stand, die perfönliche Eigenfchaft, 
oder das perfönliche Verhältniß eines Sndividuums. ES bes 
zeichnet fodann in einer fernern bildlichen Uebertragung dies 
jenigen Individuen, welche nach der eingeführten gefellfchaftz 


lichen Ordnung in der einen oder in der andern Beziehung zus 


fammen- gehören, und eine befondere Elaffe ausmachen, gleichs 
fam auf Einen Pla zufammengeftellt werden. Dies ift die 


Bedeutung des Wortes, welche hier in Betracht kommt. 





4) 3. B. Kirchenſtand. damit if der in älteren Zeiten ges 
braͤuchliche Ausdrud: Raths⸗ 


4 


2) 3. B. Junggeſellenſtand ſtand — das Amt eines Rath⸗ 


und Wittwenftand, Verwandt mannes. 
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Wenn einem Individuum ein Stand in dieſer Bedeutung des 
Wortes beigelegt wird, ſo ſoll dadurch zunaͤchſt ausgedruͤckt 
werden, daß der Einzelne dieſer oder jener Claſſe der buͤrger⸗ 
ichen Geſellſchaft angehoͤre 2). An und für ſich iſt es nicht 
nothwendig, daß das Angehoͤren der einen oder der andern 
Claſſe fuͤr die Individuen rechtliche Folgen habe, vielmehr 
muß das Standesverhaͤltniß urſpruͤnglich als etwas bloß 
Factiſches gedacht werden. An die einmal beſtehenden facti⸗ 
ſchen Unterſchiede haben ſich aber demnaͤchſt vielfaͤltig durch 
Sitte und Geſetz rechtliche Verſchiedenheiten angeſchloſſen. 
In einem gewiſſen Sinne des Wortes kann man nun ſagen, 
daß alle Individuen, welche nach der geſellſchaftlichen Ord— 
nung zufammen gehören, und eine eigene Claſſe ausmachen, 
auch einen befonderen Stand bilden, wie denn im Sprachges 
brauch des gemeinen Lebens von fehr verfchiedenen Ständen 
geredet wird. So unterfcheidet man nicht bloß den Fürftens 
fiand und den Stand des Adeld von einem Bürgers und 
Bauernftande, ed werden auch die Geiftlichen, die Civil- und 
Mititairbeamten ald befondere Stande im Staate bezeichnet, 
und es ift felbft bei einer näheren Characteriftit der Städtes 
bewohner von einem Kaufmannsftand, von einem Handwerks⸗ 
fand, und auf dem Lande wie in der Stadt von einem Stande 
der Dienftboten und von einem ZTagelöhnerftande die Rede. 
Daß nun die angegebenen Elaffen von Individuen oder die 
genannten Stände, und felbft mehrere Claffen als die ges 
nannten, in der bürgerlichen Gefellfchaft wirftich vorhans 
den fi ind, ift eine entjchiedene Tharfache. Aber eben fo 
gewiß ift es, daß bei den angeführten Unterfcheidungen 
der Ausdrud: Stand eine ganz verfchiedene Bedeutung 
hat, und daß das Standesverhältniß bald auf einer bloß 
faetifchen, bald aber auf einer rechtlichen Bafis beruht. Bei 
einer rechtlichen Darftellung diefer Verhaltniffe dürfte es nun 





3) 3. D, in den Redeusarten: fich nach feinem Stande Eleiden; 
nad) Standes» Gebühr behandelt werden u. ſ. w. 
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das Nichtige feyn, alle bloß factifch begründeten Stände aus: 
zufondern und nur diejenigen Elaffen, welche rechtlich von den 
andern gefchieden find, unter dem Namen der Stände im 
eigentlichen Sinne des Wortes zu befaflen. Augenfcheinlich 
haben alle Claſſenabtheilungen, welche. auf dem Wohnorte, 
auf dem Lebensberuf und dem Gewerbe-beruhen, eine bfoß 
factifche Grundlage, indem es einige wenige und erft in 
neueren Zeiten entfiandene Ausnahmen abgerechnet, von der 
freien Wahl eines jeden abhängt, ob er auf dem Lande oder 
in der Stadt fich aufhalten, welchen Lebensberuf und wel- 
chem Gewerbe er fich widmen oder mit andern Worten, welchem 
Stande er angehören wolle. Unfere Landesgefege Haben mit der 
Standesverfchiedenheit-in diefem Sinne des Wortes, wennman 
nicht die aus den Privilegien der Städte aufbürgerliche Nahrung, 
aus den Zunft: und Innungseinrichtungen, fo wie aus der, 
dem Bauernftande erft in neuern Zeiten ausfchließlich aufge: 
legten, Militairpflichtigkeit entfpringenden Befchränkungen hie⸗ 
her rechnen will, die in einem andern Zufanımenhange theils 
fehon erörtert find, theild nachher behandelt werden follen, 
im Allgemeinen feine befondere privatrechtliche Wirkungen 
verbunden. Dies gilt bei uns namentlich auch von dem Bauern 
ftande, ver in feinen privatrechtlichen Verhältniffen unter 
denfelben Grundſaͤtzen ſteht, wie der Bürgerfiand. Die 
wenigen abweichenden Beftimmungen betreffen bloß ganz 
einzelne Verhaͤltniſſe und werden gelegentlich ‘bei diefen bee 
merft werden +). Die bei den Lehrern des deutfchen Rechts 
berfümmliche Methode, neben dem Adel auch den Bürgers 
und Bauernftand in dem Kapitel von dem Standesunterfchied 


4) In der Lehre von der le- pachtung der landeöherrlichen 
gitimatio per subsequens matri- Sjagdgerechtigfeit werden eins 
monium und von dem Pachtcon- zelne Beiſpiele vorfommen, 
tractemit Nückfihr auf die Vers 

Falck's Gandbudh IV. 12 
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aufzuzaͤhlen, dürfte fo ziemlich alles rechten Orundes ermans 
gend). Es fcheint überhaupt Fein Grund vorhanden zu ſeyn, 
in der Lehre von der Standesverfchiedenheit auf eine nähere 
Begriffsbeftimmung in Beziehung auf jene bloß factifche Ab= 
theilung der Landeseinwohner in gewiffe Claffen nach ihrem 
Mohnorte und nach ihrem Berufe naher einzugehen. Wiels 
mehr befchränfen wir uns auf diejenige Standesverfchiedens 
heit, welche eine ‘rechtliche Grundlage haben. Diefe Stans 
deöverfchiedenheit wird durch die Geburt begründet, weshalb 
“man diefe Stände auch wohl Geburtöftände zu nennen pflegt. 
Als folche Stande erfcheinen im gegenwärtigen Rechte: der 
Fürftenftand, der Stand des Adeld und der Stand. der Ges 
meinfreien, wie man paffend den Inbegriff aller übrigen Lan: 
deseinwohner bezeichnen kann. Die erften beiden Stände ent⸗ 
ſtehen durch die verſchiedenen Grade rechtlicher Vorzüge, wel⸗ 
che mittelft der Geburt auf die Individuen jeder Claſſe übers 
gehen. Das Characteriftifche Tiefer Stände befteht nun darin, 
Daß der Uebergang in-einen bevorzugten Stand durchaus nicht 
von dem Willen des Individui abhangt, fondern allemal durch 
einen fürmlichen Act der Regierung vermittelt werden muß 
und in dem gefelichen Uebergange der Standesvorzüge auf 
die gefammte eheliche Nachforumenfchaft eines Individui. 
Darin tritt die große Verfchiedenheit der genannten drei Stände 
von allen übrigen Claſſen der Unterthanen auf's beftimmtefte 
hervor, welche fonft in der bürgerlichen Gefellfchaft unters 
fehieden werden fünnen. Bis in den Anfang des gegenwärs 
tigen Jahrhunderts hinein beftand noch neben_den jet vors 
fommenden drei Ständen ein vierter Stand, der Stand 








5) Sin dem alten deutfchen 
Spridyworte ‚Bürger und Bauer 
fheider nichts denn die Wiauer,” 
liegt ohne Zweifel eben der Ge⸗ 
danke, daß alle Verfchiedenheit 
zwiſchen Bürgers und Bauern: 


fand lediglich duch Wohnort und 
Deruf begründet werde, Eiſen— 
hart's Erklärung ( Srundfäge 
des deutfhen Nechts in Sprichs 
wörtern S. 48.) ift ganz unbe⸗ 
friedigend. 
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der Unfreien, und in früherer Zeit muß auch für unfere 
Herzogthümer, in Gemäßheit der in Deutfchland und auch 
im Norden geltenden Rechtögrundfäge eigentlich noch ein fünfs 
ter Stand unterfchieden werden, der jedoch für die einzelnen 
Familien ein vorübergehender war, wenn er auch in der gan⸗ 
zen bürgerlichen Gefellfchaft eines Landes zu Feiner Zeit ges 
fehlt Haben wird, — der Stand der Sreigelaffenen. 
Es war namlich wie bei den Römern ©), fo auch bei den 
Deutfchen 7) und bei den Völkern nordifchen Stammes ®) ein 
geltender Nechtögrundfa, daß die mit dem Stande der Gr= - 
meinfreien verbundenen Nechte nicht unmittelbar durch die 
Entlaffung aus der Unfreiheit vollftändig erworben wurden. 
Nicht nur für die Freigelafferren, fondern auch für ihre Kinder 
dauerten wenigftend in Deutfchland noch gewiffe Rechtsbe⸗ 
ſchraͤnkungen fort, und erft die folgende Generation eines 
Sreigelaffenen wurde den Freien volllommen gleich geachtet, 
fo daß die Freigelaffenen und ihre Kinder einen eigenen Stand 
und eine Mittelclaffe zwifchen den Freien und Unfreien bildes 
ten. In dem fpateren Rechte ift diefer Grundfaß ohne Zweis 
fel mit dem Aufhören der firengen Knechtfchaft weggefallen ?). 
Das Verfchwinden der Freigelaffenen und der gänzlich Uns 
freien hat zwar in dem Stande der Freien und in den damit 





6) Tramer Eleine Schriften 
&. 106, herausgegeben von 
Ratjen, Leipzig 1837 und die 
* Bemerkungen dazu in der Vor: 
rede ©. XLIX, 

7) Eich horn deutſche Staats⸗ 
und Rechtsgeſchichte 4te Ausg. 
Bd. J. ©, 334 und Bd. II. G. 
565. Auch Rundes deutſches 
Privatrecht S. 328. 

8) Eſtrup, die Sclaverei im 
Norden, Kopenh. 1823; deutſche 

Ueberſetzung im N. Stb. Mag. 


VI Bd. ©. 269. Doch ſcheint 
im Norden die Rechtsbeſchraͤn⸗ 
kungen der Freigelaſſenen nicht 
auf ihre Kinder vererbt zu ſeyn. 

9) In Daͤnemark war ſchon 
Canut der Heilige bemuͤht, dem 
Freigelaſſenen den Vollgenuß der 
Freiheitsrechte zu verſchaffen, alſo 
den Stand der Freigelaſſenen aufs 
zuheben. Aelnothi vita S. Ca- 
nuti bei Zangebeck Script. rer, 
Dan. Tom, III. p. 352. Eftrup 
a. a. O. ©. 270. 


12 * 
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verbundenen Rechten an und für fich keine Veränderung bes 
wirft, oder den Begriff diefes Standes verändert. Die pracs 
tifche Anficht und die Schäßung des Standes der Freien mußte 
indeß dadurch eine etwas andere werden. So lange diefer 
Stand in den Unfreien und in den Freigelaffenen, oder auch nur 
in den Erfteren allein einen lebendigen Gegenfaß hatte, ers 
fehien nothwendig die Claſſe der Gemeinfreien als ein bes 
vorzugter Stand, und der Character defjelben mußte in einer 
pofitiven Bedeutung hervortreten, während jeßt, nachdem 
Freiheit dad Gemeingut Alfer geworden ift, der Stand der 
Gemeinfreien lediglich feinen Gegenfaß im Fürftenftande und 
im Adel findet und der Character deſſelben ein rein negativer 
geworden ift. . 
$. 34 
Urfprung und Entwicdelung a) der Standegvers 
[hiedenheit im Allgemeinen, b) des Adels 
insbefondere. 

Es ift allerdings ein fehr natürlicher Gedanke, daß die 
bürgerliche Gefellfchaft mit einer allgemeinen Gleichheit aller 
Menfchen angefangen habe, und daß die rechtliche Verfchie= 
denheit zwifchen den Menfchen, wodurch die verfchiedenen 
Stände gebildet werden, erft allmahlig entftanden, und als 
ein Refultat gefchichtlicher Veränderungen in der Verfaffung 
der menfchlichen Gefellfchaft anzufehen ſey. Allein die auf 
uns gekommenen Nachrichten von den Schickfalen des Menfchen: 
gefchlechtd und feiner einzelnen Staͤmme betreffen.bIoß Ver: 
änderungen in der Standeöverfchiedenheit, ohne über den Ur- 
fprung derfelben eine befriedigende Auskunft zu gewähren. 
Die älteften Zeugniffe feen fchon fehr bedeutende Standes: 
verfchiedenheiten voraus, und zwar ohne über die Entftehungs: 
gründe nähere Auskunft zu geben 10). Mill man fich dens 





10) Das altnordifche Gedicht ald Anhang zu den Edda;Liedern 
„Rigsmal,” ‚ herausgegeben inder Kopenhagener Ausgabe III, 


v 


Erſter Abſchnitt. Allgem. Perſonenrecht. 181 


noch über die Art und Weiſe, wie die verſchiedenen Stände 
ihren erften Anfang genommen haben, eine beftimmte Vors 
ftellung verfchaffen, fo ift man lediglich auf den Weg der 
Hypothefen hingewiefen, unter welchen felbjt diejenigen, welche 
in einzelnen hiftorifchen Thatfachen eine Unterftügung finden 
koͤnnen oder zu finden fcheinen, manchen Einwürfen ausge⸗ 
feßt feyn mögen. Die Entwidelung des Fürftenftandes liegt 
hiftorifch vor, und der Stand der Freigelaffenen war ein nas 
türliches Ergebniß davon, daß Freie und Unfreie neben eins 
ander lebten. Die Hypothefen über den Urfprung der Stände 
haben es daher zunachft mit der Entfiehung des Adels und 
des unfreien Standes zu thun. Was nun zuvörderft die Ents 
ftehung des Adels betrifft *"), fo iſt es eine fehr gewöhnliche 
Vorftellung, daß der Adel eines Gefchlechts urfprünglich auf 
perfönfichen Vorzügen eines Stammvaters beruht habe, dei= 
fen perfönliches Anfehen, erworben durch Macht, Reichthum, 
Tapferkeit und ähnliche Eigenfchaften, welche einen Namen 
geben, vom Vater auf den Sohn und fpätere Nachlommen 
übergegangen fey, und allmählig dem Gefchlechte eine grös 
Bere Ehre gegeben habe, als die der Gemeinfreien "?). Diefe 


Bd. ©. 143 u, f. foll offenbar 
den Urfprung der Standesunter: 
fchiede erflären, feßt aber merk⸗ 
würdiger Weiſe die zu erflärende 
Thatfache als ſchon vorhanden 
voraus. 


411) Bol. Kieler Blätter VIL 


’ Bd. S. 143. 


12) Zu den beſtimmteren For— 
men, in welchen dieſe Hypotheſe 
vorkommt, gehoͤren, die Anſicht 
von Spelmann (du Cange 
Glossarium s, v. Adalingus), 
daß der Adel urfpränglich aus 


den Kindern und Nahfommen 
der Könige beftanden habe; die 
Anfihe Möfers (Osnabruͤcki⸗ 
fhe Gefhichte I. Bd. $. 26.), 
der die Entfiehung des Adels 
durch die Hypotheſe zu erklären 
fuht, daß die Dfficiersftellen im 
Heerbann erblich geworden feyen, 
und die Anfiche von Eihhorn 


- (deutfhe Staats» und Rechts: 


gefchichte I. Bd. $. 14b.), wel⸗ 
her den Urfprung des Adels mit 
dem Prieſterthum und religiöfen 
Einrichtungen in Zufammenhang 
bringt, 


— 
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Erklaͤrung muß ald ungenügend verworfen werden, einmal 
weil jedes perfönliche Anfehen, es beruhe, worauf ed immer 
wolle, allemal etwas Graduelled und Relatives ift, und das 
ber niemals die fcharf beftimmte Grenze hervorbringt, welche 
eben das Characteriftifche der Standeöverfchiedenheit aus⸗ 
macht, und fodann, weil unter jener Vorausfegung überall 
und zu allen Zeiten ein Adel vorfommen müßte, was der Ers 
fahrung und namentlich der Thatfache widerfpridht, daß, 
wenn der Stand des Adels bei einem Volke verfchwunden ift, 
er- anderd nicht wieder zu entftehen pflegt, als etwa durch 
Einwanderung eines fremden Adels!?). Eben fo wenig wird 
anzunehmen feyn, daß der Adel eined Volkes den urfprüngs 
lich freien Theil der Nation ausgemacht habe, und daß der 
Stand der Freien erft durch Zreilaffung aus der Claſſe der 
Sklaven hervorgegangen wäre +). Unfere Rechtsquellen 
und andere gefchichtliche Nachrichten geben zu diefer Annahme 
nicht die allermindefte Veranlaffung. Von einer dritten Ans 
ficht, daß der gegenwärtige Adel erft im Mittelalter entftans 
den fey, und fich aus dem Ritterwefen und den Verhaͤltniſſen 
der Dienfimannen entwidelt habe, wird weiter unten noch die 
Rede feyn. Mehrere Umftände dürften der Hypothefe zur 
Unterftügung dienen, daß alle Standesverfchiedenheit auf 
einem urfprünglichen Stammesunterfchiede beruhe, und zus 
‚nächft begründet worden fey durch Das in verfchiedenen Perivs 
den erfolgte Einwandern fremder Stamme, die, fich die früis 
‚bern Landeseinwohner unterworfen haben, fo daß wir in 
der Elaffe der Unfreien die Urbewohner eines Landes er— 
blicken, in dem Stande der Freien den zunächft eingewanders 
ten Stamm, in dem Adel aber die fpätefien Einwanderer, 





13) So im fpäteren Nömis Landeigenthümer ehemals. zum 
fhen Reiche und bei unfern Dith- Adel: gehört hätten, ift vielfach 
marfchern und Frieſen. behauptet worden. Bol. Run⸗ 

44) Daß wenigftens allefreie des deurfches Privatrecht$. 484. 
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welche fich zum herrfchenden Theile des Volkes zu machen ges 
wußt haben '5). Fur diefe Anficht fpricht insbefondere der 
Umftand, daß nach manchen Nachrichten und Andeutungen 
die Standesverfchiedenheit in älteren Zeiten nicht bIoß eine 
Berfchiedenheit der Nechte zur Folge hatte, fondern auch in 
manchen förperlichen Aeußerlichkeiten, in der Geftalt und Ges 
ſichtsbildung, in der Farbe der Haare und der Haut zu ers 
kennen war, fo daß in der That die verfchiedenen Stande eines 
Volks als wirklich verfchiedene Volksſtaͤmme befchrieben wer⸗ 
den '6), Der Uebergang der verfchiedenen Stämme zu bleie 
benden Ständen im Volke fonnte nicht nur durch die politifche 
Stellung der neuen Einwanderer, als eines herrfchenden Stans | 





45) Mit Rücfiht aufdie Claffe 
der Unfreien, die unter dem Nas 
men „liti” in den älteften Nedhte: 
quellen vorfommen, ift Eich; 
horn dieſer Anſicht nicht abges 
neigt (Staats- und Rechtsge⸗ 
ſchichte I. Bd. $. 49.), ohne in: 


def diefe Erklärung auf den Ur⸗— 


fprung des Adels anzumwender, 
Wenn indeß die Kppothefe in 
dem einen Fallgilt, wird fie wohl 
auch in dem andern nicht zu ver⸗ 
werfen feyn. 


16) In dem angeführten 
Rigsmal wird bei allen Ständen 
die förperlihe Berfchiedenheit 
ganz vorzüglich hervorgehoben. 
Stenzel bemerft in der Ge: 
fhichte Preußens I. Bd. ©. 7, 
daß die Adelichen in Polen ſchwar⸗ 
zes, die Leibeigenen helles Haar 
haben, Ueberall wo ein Volk in 
eigentliche Kaften: zerfällt, ift es 
wohl Regel, daß die Individuen 
der verſchiedenen Kaſten durch 


den geweſen ſeyn. 


Geſichtsbildung, ſo wie durch die 
Farbe der Haut und der Haare 
kenntlich ſind, wie denn z. B. 
die hoͤheren Kaſten in Egypten 
ſich durch eine hellere Farbe und 


ſchoͤnere Bildung des Geſichts 


unterſchieden und in Indien noch 
unterſcheiden. S. Heeren’s 
Ideen J. Bd. S. 401 u. II.Bd. 
S. 525; auch die Zuſaͤtze J.Bd. 
S. 191 u. II. Bod. ©.351. In 
gleicher Art waren auch die mexi⸗ 
canifchen Fürften undVornehmen 
von einer helleren Farbe ald das 
übrige Volk. Auf eine ähnliche 
MWeife werden. die Stände der 
Mongolen von einander verſchie⸗ 
Denn nad 
den Berichten von Dallas (ans 
geführt in den Kieler Blättern 
VI Bd. ©. 86.) nennen ſich die 
Adelihen bei den Mongolen 
Menfhben von weißen 
Knochen und die Nichtadelis 
hen heifen Menſchen von 
ſchwarzen Knochen. 
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des, fondern ganz vornehmlich durch die bei allen Völkern in 
früheren Zeiten herrfchende Abneigung gegen eheliche Verbins 
dungen mit Perfonen freinder Stämme - befördert werden. ' 
Durch letztere infonderheit, wovon wir noch in älteren Rechts⸗ 
quellen beftimmte Zeugniffe haben, mußte die unvermifchte 
Erhaltung der Stämme bewirkt, und damit die phyſiſche 
Berfchiedenheit, welche immer das wirkfamfte Mittel ift, 
dauernde Sonderungen unter den Menfchen zu bewirfen 17), 
fortwährend erhalten werden. In dem Bisherigen ift zugleich 
über den Urfprung des Standes der Unfreien die Erklärung 
enthalten. Es ift indeß nicht zu verkennen, daß der Stand 
der Unfreien nach den Grundfäßen des älteren Rechts auch 
ohne eine gewaltfame Umwälzung der Verhältniffe und ohne eine 
allgemeine Unterdrückung der Urbewohner eines Landes durch 
fremde Eroberer entftehen Fonnte, indem nicht nur Krieges 
gefangene zu unfreien Knechten gemacht wurden, fondern 
auch die perfönliche Freiheit als ein Gegenftand des Verkehrs 
galt, und Unfreiheit folglich durch Vertrag entftehen Fonnte, 
Der Urfprung der Unfreiheit beruht daher auf einfacheren 
und weniger hypothetifchen Momenten, als der Urfprung des 
Adels'?), Wie man indeß immer über die erften Anfänge 





17) Dies zeigt fih noch jegt 
am deutlichften in allen Ameri; 
kaniſchen Staaten, in dem Ver: 
bältniffe der Weißen zu den Ne: 
gern, zu den Indianern und zu 
andern farbigen Zeuten. Daß 
die Gegenſaͤtze nah Stämmen 
oder Raſſen dort fich nicht zur 
eigentlichen Standesverſchieden⸗ 
heit entwickele haben, dazu liege 
der Grund ohne Zweifel in der 
Zuläffigkeit ehelicher Verbindun⸗ 
gen der Europäer mit allen Claſ⸗ 
fen farbiger Menfchen. 


18) Deffen ungeachtet fcheine 
in ältern Zeiten der Urſprung der 
Unfreibeit ald das  fchwerere 
Problem angefehen zu feyn. 
Während der Verfaffer des Sache 
fenfpiegels gar nicht darauf ges 
fommen if, die Frage über die 
Entftehung des Adels aufjuwers 
fen, handelt er im dritten Buche 
Kap. 42. über den Urfprung der 
Unfreiheit fehr ausführlich, und 
weiß -von den Verfuchen, die Ents 
ſtehung der Unfreiheit zu erklaͤ⸗ 
ten, fehr Vieles zu berichten. 
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der Standesverfchiedenheit denken möge, fo viel ift auf alten 
Fall gewiß, daß wir in den allerälteften Zeiten unferer Ges - 
fehichte diefelben Stände erwähnt finden, die nachher, waͤh⸗ 
send des ganzen Mittelalterö, vorfommen. Saxo Gram⸗ 
maticus erwähnt nicht felten der verfchiedenen Stände, 
namentlich des Adeld, der Freigelaffenen fo wie der Uns 
freien 79), und feine Darftellung zeigt, daß er das Verhälts 
niß der verfchiedenen Stände, forzu jagen, ald etwas rein 
Urfprüngliches anfieht. Er muß demnach in allen feinen 
Quellen Feine Andentung von Ereigniffen gefunden haben, 
welche eine bedeutende Veränderung in der Standesverfchies 
denheit bewirkt, gefchweige den Urfprung diefes Verhältnifes 
zur Folgt gehabt haben fünnen, und es muß fich darüber zu jener 
Zeit auch Feine Art von Weberlieferung erhalten haben. - Das 
Vorhandenfeyn der vier gefonderten Stände, des Adels, der 
Freien, der Freigelaffenen und der Unfreien in Deutſchland 
hat für die äAltefte Zeit Tacitus aufs Beftimmtefte bes 
zeugt ?°). Er unterjcheidet dabei fehr genau von dem Stande 
des Adels das Anſehen, welches die höheren Aemter oder 
Häuptlingäftellen ihren Inhabern verfchafften?"). Was Tas 





419) Saxo Grammaticus p. 
85. u. 86. in der Ausgabe von 
Stephanius, u. ©. 229. in 
der Ausgabe von Velſchow be; 
richtet von Gefeken Frotho 
des Dritten, in welchen fowohl 
ein Stand des Adels als ein 
Stand der Unfreien vorausges 
feßr wird. Bon den Freigelaf: 
fenen handelt die vorher Mote 
9, angeführte Stelle aus Aels 
not h's Leben Kanut des Heiligen. 
Die zum Adel gehoͤrigen Perſo⸗ 
nen heißen bei Saxo bald in- 
genui und illustres aud) nobiles, 


wie p. 186. bei Stephanius, 
wogegen p. 133. unter nobili- 
tas das ee verſtan⸗ 
den wird. S. Dahlmann's 
Forſchungen i. Bd. ©. 294. 
Vgl. im Allgemeinen Roſen-— 
vinge Retshiſtorie $. 52, 54, 
78 u. 79. 


20) Die Hauptftelle in Ta- 
citi Germania ift cap, 25, wo 
es heißt: Ziderti non multum 
supra servos sunt — et super 
ingenuos et super nobiles ad. 
scendunt. 

21) Die prineipes, welche 
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eitus von den Deutfchen im Allgemeinen berichtet, wird auch 
von den Sachfen insbefondere gelten müffen, zumal da nad) 
einem Zeitraum von acht Sahrhunderten diefelben Stände in 
der Lex Saxonum vorfommen ??), bloß mit dem Unterfchiede, 
daß an die Stelle der Freigelaffenen die liti getreten find, wos 
bei ed allerdings wohl als zweifelhaft angefehen werden kann, 
ob liti und Freigelaffene für diefelben Stande zu halten find. 
Ans einer etwas fpäteren Zeit nennen uns mehrere Gefchichts 
fchreiber diefelben vier Stande bei den Sachſen, welche fchon 
Zacitus bei den deutfchen Völkern überhaupt vorfand 23), 


in der Germ. cap. 11, 12 u. 13. 
erwähnt werden, bilden, meines 
Dafürhaltens, keinen befonderen 
Stand, und eben fo wenig die 
plebs, welche im cap. 11. den 
prineipes entgegengefeßt wird. 
Die prineipes find die Haupt: 
linge, oder. die höheren Semeindes 
vorfieher, die plebs aber das 
übrige Voll. Dies fcheint mir 
daraus zu folgen, daß die Haupt: 
linge oder Vorſteher nad) cap. 
12. gewählt wurden, und daß 
bei diefen Wahlen nach cap. 13, 
nicht bloß der Adel, fondern auch 
das Verdienft den Ausichlag ger 
ben Eonnte, Kind abweichende 


Anfihe haben übrigens Eich= 


horn Staats» und Recdtsges 
fhidhte $. 14b. und v. Sa; 
vigny Deitrag zur Rechtsge— 
ſchichte des Adeld im neueren 
Europa, Berlin 1836. 

22) Lex Saxonum tit. 2. 


Dot. Saupp Recht und Verfais . 


fung der alten Sachſen S. 95 
u. f. Demerfenswerth ift eine 
Aeußerung bei Saxo Gramma- 


ticus, das Altſaͤchſiſche Recht be= 
treffend. S. 81. der Ausgabe 
von Velſchow heißt es: „Apud 
Saxoniam ingenui ac liberti 
necem pari summa rependen- 
dam constituit” (Helgo). Wirk 
lid) ift in der Lex Saxonum tit, 
2.9.1.3. dag eigentliche Wehrs 
geld des liti und des Freien ganz 
daffelbe. 

23) Nithardus historiaLib, 
IV. geſchrieben 843 (Periz mon, 
Tom. II. p. 668). Quae gens 
(Saxonum) in tribus ordinibus 
divisa consistit, Sunt enim 
inter illos, qui edhilingi, sunt 
qui frilingi, sunt qui lazzi il- 
lorum lingua dicuntur, latina 
vero lingua hoc sunt, nobiles 


ingenuiles atque serviles — in 


Saxpniam misit (Lodharius) 
frilingis lazzibusque, quorum 
infinita multitudo est, pro mit- 
tens etc. Ruodolfus (T 865) 
Translatio S. Alexandri (Per/z 
mon. Tom. Il. p. 675 seq.). 
Quatuor differentiis gens Alla 
(Saxonum) consistit, nobilium 
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und man darf annehmen, daß noch gegen Ende des eilften 
Jahrhunderts die alten Staͤndeverhaͤltniſſe ſich in unveraͤnder⸗ 
ter Weiſe erhalten hatten ?*). Eine weſentliche Veränderung 
der Standesverhältniffetrat allerdings bei dem Adel in Deutfche 
land. durch die anerkannte Erblichkeit der hohen Reichsaͤmter, 
der Herzogthuͤmer und Grafſchaften ein, indem auf dieſe 
Weiſe ein von dem bisherigen Adel weſentlich verſchiedener 
Herren- oder Fuͤrſtenſtand oder ein hoher Adel ſich bildete. 
Ueber den Umfang, in welchem dieſe Veraͤnderung im Stande 
des Adels Statt gefunden hat, darüber find indeß die Meis 
nungen getheilt. Eichhorn 2°) nimmt mit vielen andern 
an, daß der gefammte Adel durch die Veränderung der Vers 
faffung die Landeshoheit erworben habe. Mit diefer Anficht 
fteht nun die oben erwähnte Meinung im Zufammenhang, daß 
der neuere Adel erft in dem Mittelalter durch das Rittere 
thum und aus dem Stande der Dienftimannen fich ges 


bildet habe 2°), 


scilicet et liberorum, liberto- 
rum et servorum und Hucbal- 
dus (976) in vita S. Libuini 
(Pertz1.c.p. 361). Sunt in 
Ssxonum gente qui illorum lin- 
gua edlingi, sunt qui /rilingi, 
sunt qui /assz dicuntur, quod in 
latina sonat lingua, nobiles, 
ingenuos atque serviles. Die 
Knechte find hier, wie bei Nit— 
Hardt, ausgelaffen , weil dem 
Zufammenhange nad nur von 
den Staͤnden geredet werden 
follte, die an den Volksverſamm⸗ 
lungen Theil nahmen. Auch 
Wirtefind von Corvey, 
im Anfang des eilften Sahrhuns 
derts, gedenkt derfelben Einthei: 
lung der Stände des Saͤchſiſchen 
Volks. Vgl. Heineccii anti- 


Gegen diefe Annahme, daß der frühere 


quitates juris zn Tom. 
p- 8. 

9a) Adam von Bremen 
hat die Stelle aus der Trans- 
latio S. Alexandri in feiner Kits 
chengefchichte Lib. I. cap. IV, 
u. f; faft wörtlich aufgenommen, 
Irriger Weife hat er die Stelle 
Eginhard beigelegt. 

25) Staats» und Rechtsge⸗ 
ſchichte $. 342 u. $. 340 Note f. 

26) Eihhorn a. a. O. G. 
340 Note f. beſchraͤnkt freilich 
feine Behauptung dahin, daß 
derjenige Adel, dem die Erwers 
bung der Landeshoheit nicht ge⸗ 
lungen fey, feinen Adel verloren 
habe. Es iſt nicht recht klar, 
wie der genannte Gelehrte ſich 
das Berhältniß der Uebrigen 


\ 
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Adel ganzuntergegangen und der gegenwärtig noch fortdauernde 
Adel ald ein neuer Stand an die Stelle des alten getreten fey, 
find indeß erhebliche Einwendungen gemacht worden 27). Zus 
vörderft wird dervon Eichhorn angenommene Entwidelungss 
gang dadurch ummahrfcheinlich, daß nach allen Umftänden 
und felbft nach unzweifelhaften Zeugniffen die Anzahl der Ades 
lichen vor jener Aenderung der Verfaſſung viel größer gewefen 
feyn muß, als die Zahl der zum neuen Zürftenftande gehöriz 
gen Familien, fo daß nicht der gefammte frühere Adel in den 
Herrenftand übergegangen feyn kann 2°). Dazu fommt, daß 
die Gefchichtfchreiber der Zeit, in welcher jene Veränderung 
vorging 2°), von dem Untergange des früheren Adel gar 
nichtd wiffen, vielmehr die unveränderte Fortdauer der alten 
Standesverhältniffe theild ausdruͤcklich bezeugen, theils ftills 
fehweigend vorausfegen *°%). Wir glauben demnach, daß 
die mit der Entftiehung der Kandeshoheit verbundene Veränz 





von Adel denft, die nicht Ran 
desherren wurden, 
gang derfelben in den Stand der 
Freien fcheint durch nichts ange; 
deutet zu feyn, und ohne eine 
ſolche Verſchmelzung dürfte nur 
die Annahme übrig bleiben, daß 
jener zum Beſitz von Fürftenam; 
tern nicht gelangte Theil des 
Adels die Mittelclaffe zwiſchen 
den Fürften und den Sreien gebils 
det, furz den Plaß des jeßigen 
Adels eingenommen haben müfle. 

27) Reyfber, das ge 
fammte Würtembergifhe Pri— 
vatrecht I. Bd. ©. 305. 

28) In der vorher (Note 23) 
angezogenen Stelle aus Nits 
har di's Geſchichtsbuch erfcheint 
offenbar der in zwei Partheien 


Ein Ueber- 


getheilte Sachfifhe Adel fo zahl: 
reih, daß jede Parthei einen 
eigenen Heerhaufen bilden Eönnte. 

29) Nämlich die Zeit der Frans 
kiſchen Kaifer von 1002 bis 1125, 
und zwar fällt die Verwandlung 
der Fürftenämter in erbliches Eis 
genthum offenbar in die erftere 
Hälfte diefer Periode. 

30) Ein ausdrückliches Zeugs 
niß giebt Wirtefind v. Core 
ven, der doch unter den Frans 
kiſchen Kaijern geftorben ift, und 
Adam v. Bremen hat, ins 
dem er die ältere Defchreibung 
Sachſen's faft unverändert in 
fein Werk aufnahm, wohl deut: 
li) genug zu verftiehen gegeben, 
daß er diejelbe auf das Sachſen 
feiner Zeit anwendbar finde. 
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derung in den Standedverhältniffen des Adels Iediglich darin 


beſtanden habe, daß die zum erblichen Befi der Fürftenämter 


gelangten Familien aus dem bisherigen Stande des Adels 
heraustraten, daß aber der übrige Theil des Adels feine Vers 
änderung feiner Standesverhältniffe erfahren habe. Mit der . 
Benennung diefes Adels ift allerdings eine Aenderung einges 
treten, indem die dazu gehörigen Perfonen, welche früher 
nobiles genannt wurden, nun immer mehr milites, Ritter, 
genannt zu werden pflegen. Die frühere Benennung nobiles ' 
wird fortan vorzugsweife den Mitgliedern des Fürftenftandes 
beigelegt *"); Nachdem in dem Fürftenftande eine neuere 
höhere Adelsklaſſe fich gebildet hatte, war die Entſtehung 
unterfcheidender Benennungen für die eine wie für die andere 
Claſſe natürlich, ja fogar nothwendig, und die Sache hat 
fich fo gemacht, daß eine Weile der neue Stand den alten 
Namen behalten, und der alte Stand einen neuen befommen 
hat. Diefer Wechfel ded Namens berührt die Standesvers 
hältniffe felber aber gar nicht, fondern ift Tediglich eine Sache 
des Sprachgebrauchs 22). Daß für den niedern Adel die Bes 


31) In Holfteinifhen Urfuns 
funden von 1137 und 1146 kom⸗ 
men für Adeliche aud) die De: 
nennung ministeriales vor, die 
theild den Freien (liberi), theils 
den Landesherren (nobiles) ent: 
gegengefeßt werden. ZVestpha- 


Zen mon, ined. Ill, Bd. S. 13° 


u. 19 und fonft öfter. Die Bes 
nennung milites finder fi bei 
uns im alten Schleswiger Stadt; 
recht Art. 63. Vgl. auch das 
neuere Stadtrecht Kap, 83. und 
die entjprehenden Artifel der 
andern Scyleswigichen Stadt 
rechte, wo im Lateinifchen mi- 
lites und barones, Ritter und 


Dannerherren genannt find. In 
den Neumünfterfchen Urkunden 
fommt milites 1248 und in den 
Dithmarfifhen Urkunden 1265 
vor. Helmold Buch 1. Kap. 
91. bezeichnet den Stand des 
Adels mit dem lateinischen virtus 


(Mannſchaft). 


32) Auf gleiche Weiſe verhaͤlt 
es ſich mit der Entſtehung des 
neueren Sprachgebrauches im 
Anfange des ſechszehnten Jahr⸗ 
hunderts, wodurch die Ausdruͤcke: 
nobilis, nobilitas, Adel, in ihre 
alten Rechte wiederum eingeſetzt 
ſind. 
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nennungen milites, Ritter, Ritterbürtige 20) in Gebrauch 
kam, iſt wohl dem Anſehen der Ritterorden und dem Werthe, 
welchem man der Ritterwuͤrde beilegte, in Verbindung mit 
dem Umſtande beizumeſſen, daß vom Anfange des Ritter⸗ 
weſens an regelmaͤßig nur Maͤnner von adelicher Geburt in 
die Ritterorden aufgenommen werden. konnten 3+), welche 
Fähigkeit eben durch den Ausdrud „‚Ritterbürtigkeit” bezeichz 
net wird, Außer diefem Antheil des Nitterwefens an der Ents 
ſtehung des neuen Namens für den niedern Adel fcheint das 
Ritterweſen auf die Standesverhältniffe des Adels weiter kei— 
nen Einfluß gehabt zu haben ?°), namentlich würde es eine 
unvichtige Vorftellung feyn, wenn maıt glaubte, daß alle 
diejenigen Perfonen, welche milites genannt werden, jemals 
die ritterliche Würde gehabt haben. Die Anzahl der Nitter, 
in diefem Sinne des Wortes, ift in jedem einzelnen Lande 
immer eine fehr Feine gewefen ?%). Wenn ferner von den 
Nittern die Kuappen, armigeri, famuli, (dan. Vabnere), unters 





33) Die leßteren Bezeichnun⸗ 


gen find die im Sachſenſpiegel 


üblichen. - 

34) Ueber das Nitterwefen 
vol. Eichhorn deutfhe Staats: 
und Rechtsgeſchichte IL. Bd. $. 
24 u. $. 335. Mach meinem 
Dafurhalten hat indeß Eich— 
horn den Zufammenhang des 
weltlichen Nitterwefens mit den 
geiſtlichen Nitterorden nicht ges 
hoͤrig beachtet, vgl. Kieler Blaͤt⸗ 
ter VII. ®d. ©. 154 u. fi! Sn 
fpäteren Zeiten ift auch andern 
als Adelichen die Nitterwürde ers 
theilt worden. So war in Dich; 
marſchen der alte ClausNann 
zu Lunden - Sjerufalemsritter, 
‚wahrfcheinlich gegen Ende des 


funfzehnten Jahrhunderts. Vol. 
2 arms publicififhe Aufſaͤtze 


* + 


35) Ueberhaupt befteht Vieles, 
was man zum Nitterwefen rech—⸗ 
net, in einem gewillen Character 
der Denfart und der gefelligen 
Sitte, ohne eine juriftifhe Des 
deutung zu haben, 


36) In einem Verzeichniß der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Ritters 
haft von 1564 (Std. Mag. X. 
Bd. S. 959.) hat nur ein Eins 
ziger, namlich Johann Ran: 
zau dad Prädicat „Ritter,“ und 
daß die Verhältniffe in früheren 
Zeiten viel anders gewefen ſeyen, 


iſt eben nicht anzunehmen, 
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ſchieden werden, fo liegt darin Feine Andeutung irgend einer 
"Standesverfchiedenheit. Die erwähnten beiden Namen bes 
zeichnen nur die verfchiedenen Stufen in der ritterlichen Würde, 
pder in der DOrdensverbindung ?7). Don Alters her ift ohne 
Zweifel der Adel in dem Befiße der größeren Grundftüde ge: 
wefen, und wenn gleich manche Güter aus den Handen des 
Adels hHerausgefonimen find, ungeachtet durch das im Mittels 
alter geltende Rechtöfyftem die Erhaltung der Güter in der 
Familie im hohen Maafe begünftigt wurde 38), fo finden wir 
doch auch fpäterhin den Adel nur auf den größeren Befigungen. 
Die von den Adelichen befeffenen Güter find natürlich immer 
von fehr verfchiedenem Umfange und Belang geweſen. Eine 
andere Verfchiedenheit war die, daß die Befizungen Einiger 
aus zerfireuten Bauerftellen oder wie man es in neueren Zeiten 
ausdrückt, aus Streugütern beftanden, -während die Bes 
figungen anderer mehr zufammenhängende und gejchloffene 
Territorien ausmachten. Der.eine wie der andere Umftand 
hat zwar, wie das in der Natur der Sache liegt, auf Ans 

fehen, auf Macht und Unabhängigkeit einen wefentlichen Eins 
fluß gehabt, aber die Standebverhaltniffe find darum doch 
diefelben geblieben ??). Von dem größeren Landbefiße, wels 





37) Nachgebildet der Eintheis 
lung der Mitglieder der Nitteror: 
den inMilites u. Servientes. Bol. 
Eichhorn deutihe Staats: und 
Rechtsgeſchichte h. 241u. 6.335. 
Daß der Ausdruck: Knappe das 
bloße Dienſtverhaͤltniß eines an⸗ 
dern Adelichen zu einem den Rit—⸗ 
terdtenft Leiftenden bezeichnet ha: 
ben folle, ift wohl ſehr unwahr⸗ 
ſcheinlich. 

38) Die Lehnsqualitaͤt, die 
Qualitaͤt des Erbguts, der 
Grundſatz über die Unverbind⸗ 


lichkeit der Erben zur Schulden⸗ 
zahlung müßten in dieſer Bezie⸗ 
hung ſehr wirkſam ſeyn. 

39) Als Beiſpiele von Ades 
lihen, welche in älteren Zeiten 
große Beſitzungen hatten, koͤn⸗ 
nen genannt werden: der Vater 
des heil. Ansverus. Chri ſt i a⸗ 
ni's Geſchichte J. Bo.S. 282. 
Desgleichen die Familie der Lim⸗ 
becke auf Toͤrning, ſo wie die⸗ 
jenige Familie, durch deren Erb⸗ 


tochter Toͤrning auf die Limbecke 


uͤberging. Chriſtiani's Ser 
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cher von frühher in den Händen des Adels fich befand, war es 
eine Folge, daß, nachdem die Reitereiim beginnenden Mittelalter 
den zahlreichften und wichtigften Theil des Heers zu bilden bes 
gann, der Dienft zu Pferde, oder der Roßdienft (Nitterdienft), 
welcher nur von größern Grundeigenthümern geleiftet werden 
konnte, vorzugsweife die Obliegenheit des angefeffenen Adels 
wurde, wodurch die dazu gehörigen Perfonen zu den Landes— 
herren in das Verhältniß der Vafallen und Dienfimannen fa: 
men, ‚dadurch zugleich von andern Leiſtungen befreit und 
diefer Befreiung wegen „freie Dannen” genannt wurden *°), 
Unftreitig find fortwährend wohlbegüterte Gemeinfreie, die 
den Roßdienft abzuhalten im Stande waren, mit fandesherrs 
licher Bewilligung, als Vafallen oder Dienfimannen aufges 
nommen und auf diefe Weife in den Stand der Ritterbürtigen 
eingetreten *!). Es mag auch einzelnen vom Güde Beguͤn⸗ 
fligten ohne Erlangung Iandesherrlicher Privitegien gelungen 
ſeyn, durch Vermögen und Anfehen, durch Familienverbins 
dungen mit wirklich Adelichen und Durch den Beſitz von wichtigen 
Aemtern dem Adel gleich geachtet zu werden, und fo auf facs 
tifchen Wege ihrem Gefchlechte den Adel zu erwerben, Das 
Letztere gehört aber ficher zu den feltenen Ausnahmen +2). 


fhichte II. Bd. S. 208 u, ©. 
217. Die Befiger ſolcher Guͤ— 
ter koͤnnte man füglid Dynas 
ften nennen. Bol. Kieler Blät- 
ter VI. Bd. 2te Abth. S. 260, 

40) Siehe III. Bd. ©. 342. 
Wenn in fpäteren Zeiten die Ade: 
lichen häufig ‚,die Freien,” und die 
Buͤrgerlichen „die Unfreien“ ge— 
nannt wurden, ſo iſt dies auf 
die Befreiung von Dienſten und 
Abgaben zu beziehen. Vgl. 
Roſenvinge's Rechtsgeſch. 
2ter Ausgabe $. 58 unter Ro, 8. 


41) Beifpiele oben im III. Bd, 
©. 342. Note 66 u. 67. 

42) Eihhorn Staat: und 
Rechtsgeſchichte F. 341. Note cc, 
und Kopp's Bilder und Schrif— 
ten der Vorzeit S. 1n.f. Achn: 
liches berihter Felix Haͤm— 
merlein in feinem Bude de 
nobilitate. Die hieher gehörige 
Stelle daraus ift mirgerheilt in 
den Kieler Beiträgen 1. Bd, ©. 
199. Daffelbe ift angedeutet in 
IH. feud. 10, $. 2 Bol. Eid: 
born a. a. O. $. 337. Note f. 


I) 
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Jedenfalls darf als ſicheres Reſultat aufgeſtellt werden, daß 
der Stand des Adels keinesweges durch die erwaͤhnten Dienſt⸗ 
verhaͤltniſſe ſeine Begruͤndung erhalten hat, vielmehr vor 
jener Veraͤnderung des Kriegsweſens ſchon da war, und 
durch das Hinzukommen neuer Vaſallen und Dienſtmannen 
lediglich vermehrt worden iſt. Als bemerkenswerthe Ereig⸗ 
niſſe in der Geſchichte des Adels ſind noch aus fruͤheren Zeiten 
das gaͤnzliche Verſchwinden des Adels in Dithmarfchen *°) 
und das Ausfterben. vieler adelichen Familien, fo wie der 
Uebergang mancher adelichen Befigungen auf geiftliche Stifs 
tungen und in die Hande,der Landesherren zu bemerken. Die 
Anzahl der adelichen Güter ift in früheren Zeiten viel größer 
gewefen ald gegenwärtig. Obgleich wir lange nicht alle ehe⸗ 
maligen Befigungen adelicher Familien kennen, fo läßt fich 
doch aus dem, was wir wiffen, mit Sicherheit abnehmen, 
daß der Adel in älteren Zeiten einen viel größeren Beſtand⸗ 
theil des Volkes ausgemacht hat, als fpäterhin ++). Neuere 
Veränderungen in den Adelsverhältniffen find: die, bei uns 
ziemlich fpat erfolgte, Vereinigung der Nitterfchaft zu einer 
gefchloffenen Corporation und das Aufkommen höherer Titel 


43) Bol. I. Bd. ©. 247. 
Note 68 1.69. Auch Stb. Mag. 
IV. Bd. S. 591. Die Urfun: 
den im Dichmarfifhen Urkunden; 
buch erwähnen der Milites noch 
ganz am Ende des dreizehnten 
Sjahrhunderts. In den Urkun— 
den, ſchon aus den erften Sjah: 
ren des folgenden Jahrhunderts, 
werden feine Milites mehr ges 
nannt. 


44) Die Geſchichte der Amts⸗ 
diſtricte iſt in dieſer Beziehung 
Falck's Sanbbudy IV. 


lange nicht genug erforfcht, Herr 
Dr. Kuß hat indeß einen guten 
Anfang damit gemacht; vol. z. 
D. über das Amt Kiel N. Sth. 
Mag. VI. Bd. ©. 667; über . 
Cronshagen dafelbft VI. Bd. 
S. 173; über Rendsburg dafelbft 
&. 190 und IV. Bd. ©, 413 
u. ©. 437; über Neumünfter 
dafelbft S. 589— 612. Ebenfo 
werden fich manche ehemalige ade⸗ 
lihe Guͤter als Beftandtheile 
Schleswigſcher Aemter nachwei⸗ 
ſen laſſen. 
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bei den Adel, Weber beides wird indeß paffender in der Folge 
das Nöthige bemerkt werden. — In einer Ueberficht der ges 
fehichtlichen Veränderungen, welche in den Standesverhältz 
niffen eingetreten find, können wir den Stand der Freien fuͤg— 
Lich übergehen, und es bleibt und daher nur noch übrig, die 
Hauptveränderungen anzugeben, welche der Stand der Un— 
freien von Anfang an bis zur ganzlichen Aufhebung ver Leibs 
eigenfchaft erfahren hat. 


$.. 35. 
e) Gefhichte der Unfreiheit *°). 


Es gab in der alteften Zeit bei den Deutfchen und nament- 
Yich bei den Sachfen zwei Elafjen von Unfreien. Die in einer 
firengen Knechtfchaft fich befanden (servi, mancipia), find 
in allen wefentlichen Stücden den Eflaven der Römer zu ver⸗ 
gleichen. Von diefen unterfchled fich die andere Claſſe der 
Unfreien, zinöpflichtige Hörige, (liti), durch einen fehr bedeu— 
tenden Umfang von Rechten. igentliche Sflaverei war da— 
bei wie bei den Völkern der alten Welt, fo auch bei den deut: 
fchen und nordifchen Völkern der Vorzeit ein nicht nur poſitiv 
beftehendes und zuläfjiges Verhaͤltniß. ES fcheinen fogar in 
jenen früheren Zeiten faft bei Niemanden, in Betreff der fitt: 
lichen Zuläffigfeit der Sklaverei, Bedenflichkeiten obgewaltet 
zu haben *6). Auch nach Einführung des Chriftenthums 
Dauerte wie Bei den Römern, fo auch in Deufchland und im 
Morden die Sklaverei im Ganzen unverandert fort, wenn- 
gleich in einzelnen Beziehungen ald Folgen chriftlicher Lehre 


— — — en 


45) Prov. Ber. 1818. 482 Philoſophie III. Bd. ©. 421, 
u. f. Eſtrup, die Sklaverei bemerkt, daß nur wenige unter 
im Norden. Aus dem ne ‘den Alten ſich gegen die Sklave— 
überjegt im N. Stb. Mag. V. rei erklärt haben, und daß zu die: 
Bd. S. 179 u. f. ſen Wenigen der Sue Philon 

46) Ritter, Geſchichte der gehöre. 


* 
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und Denkweiſe in den Verhaͤltniſſen der Unfreien manche Mit 
derungen eintraten.: An Ermahnungen zur völligen Abfchafs 
fung der alten Unfreiheit ließen es zwar Pabfte-und Coneilien 
nicht fehlen +”), und ficherlich werden diefe fortgefeßten Bes 
firebungen der Geiftlichkeit nicht ohne bedeutende Wirkungen 
geblieben feyn. Allein den Erfolg hatten fie doch nicht, daß 
durch ein fürmliches Geſetz jene alte Sklaverei für aufgehoben 
und unzuläffig erflärt wurde +). Das Verfchwinvden jener 
firengen Unfreiheit ift, wie es fcheint, nirgends und wenig: 
fiens bei und nicht, durch einem fürmlichen Act der Ges 
feßgebung erfolgt, fondern wohl faft allenthalben Tediglich eine 
alkmählige Wirkung einer auf dem Chriſtenthum beruhenden 
Ausbildung der fittlichen Begriffe und einer mildern Denkart 
gewefen, Eben aus diefen Grunde läßt fich der Zeitpunct, 
wann die eigentliche Sklaverei aufgehört hat, nicht mit Bes 
fimmtheit angeben. Die Sklaverei ift überdies fehr verfchies 
dener Formen und Öradationen fähig, indem dem Unfreien auch 
bei der firengften Art der Unfreiheiteine Reihe verfchiedener rechts 
„lichen Befugniffe eingeräumt werden kann, ohne daß der Uns 
‚ freie darunı aufhört, Sklave zu feyn. Da ſolchemnach die 
Unfreiheit allmahlich und faft unmerklich in ein anderes Vers 
haͤltniß übergehen-fonnte, fo liegt auch darin ein Grund, wels 
cher die fichere Ausmittelung jenes Zeitpunctes erfchwert. 
Nimmt man aber ald characteriftifches Kennzeichen der firens 


47) Eftrup a. a.O.S. 277 
u. ©. 283. Als ein für den 
Norden einflußreicher Mann wird 
namentlich der Cardinal Wilhelm 
von Sabina genannt, den Pabſt 
Sinnogenz IV. um das Jahr 1225 
nach dem Norden gefandt hatte. 
Bol.Zstrupidea hierarchiae ro- 
manae, qualis Seculo XI. in 
Scanilinayia praesertim exsti- 


terit, Havniae 1817. Auch 
Ancer Lovhifterie II. Bo. ©, 
253 der 2ten Ausgabe. 


48) Dies behaupten indeß 
Stiernhoek de jure Sueonum 
et Gothorum p. 227. und zum 
Theil auh Ancher, Lovhiftorie 
Il. Bd. ©. 253. der 2ten Auss 
gabe. 
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geren Unfreiheit an, daß eine unmittelbare Veräußerung der 
Perſon (ohne Verbindung mit einem Grundſtuͤck) nach den 
Geſetzen zulaifig ift, fo muß die Fortdauer der Sflaverei fo 
lange behauptet werden, als das Recht, die Perfon des Uns 
freien zu veräußern, anerkannt wird, wenn auch fonft in 
mehreren Beziehungen es den Unfreien an Rechtsfähigkeit nicht 
fehlen follte. Mit Ruͤckſicht hierauf würde noch im Zeitalter 
des Sachfenfpiegeld die Sflaverei noch nicht völlig verfchwuns 
den jeyn *?). In Holftein werden auch noch in der Mitte des 
zwölften Sahrhunderts wirkliche Sklaven erwähnt 5%) und 
um ein volles Fahrhundert fpäter ift für das Herzogthum 
Schleswig die alte firenge Knechtſchaft als ein rechtlich noch 
beftehendes Verhältniß in dem Juͤtſchen Lov auf's Beltimmtefte 
anerkannt 5*). Da die angeführten Erwähnungen der firenz 
gen Unfreiheit die jüngften zu feyn feheinen, fo wird anzus 
nehmen jeyn, daß in Holftein die Sklaverei in der Ießten 
Hälfte des zwölften Jahrhunderts, und in Schleswig wäh 
rend der letzten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts ganzlich 
verſchwunden feyn werde. Gleich wie, fo lange die firenge Un— 
freiheit mit dem Rechte des Herrn fortdauerte, die Perfon der 
Unfreien zu veräußern, der Sklavenhandel nicht gefehlt haben 
wird 52), fo mußte mit dem Verfchwinden jener Unfreiheit 


49) Nach dem Sacfenfpiegel 
I, 20, 1. kann jeglih Mann von 
Nittersart feiner Frau, einen 
Knecht und eine Magd, die bins 
nen ihren Sjahren, d. h. noch 
nit zwölf Jahr alt find, zur 
Miorgengabe ſchenken. Es ift 
augenfcheinlih, daß hier die 
Perſon (ohne den Hof, auf wel—⸗ 
chen der Unfreie faß) den Gegen; 
fand der Schenfung und der 
Veräußerung ausmacht. Bol. 
Stb. Mag. IX. Bd. ©, 254. 


50) Westphalen mon. ined, 
II. Bd. p. 17. Bemerkenswerth 
ift e8 jedoch, daß die beiden dort 
genannten mancipia Namen fuͤh— 
ren, die gar nicht wie cinheimijch 
Elingen. Sie heißen Sebern 
und Odelm. Ä 

51) Wirflihe Sklaven (Treelle) 
werden im Sjürfchen Lov wieders 
holt erwaͤhnt, Bud I. Kap. 25 
u. 31, Buch Ill. Kap. 2, 

52) Die Geſchichte diefes al- 
ten Sflavenhandels iſt fo gut wie 
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der Handel mit Sklaven wenigſtens infofern aufhören, als es 
nicht etwa folche Sklaven waren, die einem fremden und 
fernen, ungläubigen Bolfe angehörten. - Auch werden wohl in 
fpäteren Zeiten keine wirklich erweisliche Zeugniffe über einen 
Sflavenhandel der ‚bezeichneten Art vorkommen 52). Eine 
andere Claffe von Unfreien find in den älteften Saͤchſiſchen 
Rechtöquellen erwahnt, namlich die Lit. Die rechtlichen 
Verhaͤltniſſe diefer Claſſe find indeß nicht genau befannt. Wir 
erfahren von Ihnen nur, daß fie für unfrei galten 5*) und in 
- fo großer Zahl vorhanden waren, daß fie den größten Theil 
des Volkes ausgemacht zu haben fcheinen ?3)., Im Uebrigen 
war der Stand der liti, namentlich bei den Sachfen, felbft im 
Beſitze bedeutender politijcher Rechte, und nahm mit dem 
Stande des Adeld und dem der Freien an den Volksverſamm⸗ 
gen Theil °%). Die Liti jcheinen demnach einen zinspflichtis 
gen und hörigen Bauernftand ausgemacht zu haben 57), wo: 





gar nicht bearbeitet. Einige No— 
tizen finden fih in Fiſcher Ge— 
jchichte des deutſchen Handels 


After Theil S. 28 u. f. und in. 


Hüllmann’s Staͤdteweſen des 
Mittelalters I. Bd. S. 78. 

53) Wenn erzählt wird, daf 
noch im Jahre 1307 kriegsge— 
fangene Bauern ſeyen verkauft 
worden (Chriſtiani's Geſch. 
III. Bo. S. 81.), ſo iſt das wohl 
ſo zu verſtehen, daß dem Kaͤufer 
lediglich das Recht auf das Loͤſe— 
geld übertragen wurde, In der 
Stelle des Presbyter Bremen- 
sis (Yestphalen mon. ined. 
111,38. p.96), wo erzählt wird: 
Heinrich der Eiferne jey mit dem 
Herzog von Mailand wohl be: 
fannt geweſen, quia solebat illi 
de Holzatia aliquando mittere 


Slavones, ift wohl nach der fcharf; 
finnigen Verbefferung des Herrn 
Dr. Kuß (Prov. Der. 1823: 
dtes Heft S. 80.), flatt Sla- 
vones, zu leſen Salmones. Lachſe 
kommen wirklich gar nicht felten 
in frübern Zeiten als übliche Ge⸗ 
fchenfe an Fürften vor. 

54) Sn allen Stellen ſowohl 
der Geſetze als der Geſchichtſchrei— 
ber werden fie den Freien entges 
gengefeßt, und mehrmals im 
Lateinifchen Serviles genannt, 
55) Wie die angeführte Stelle 
aus Nichardt befagt. 

56) VitaS.Lebuini in Pertz 
monumenta II. Bd. ©. 361. 


57) Nüder in den Kieler 
Blättern VI. Bd. 2te Abtheil. 


, ⸗ 
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bei indeß vorauszuſetzen ſeyn wird, daß ſie erſt durch eine 
foͤrmliche Entlaſſung aus der Hoͤrigkeit in den Stand der 
Freien haben übergehen koͤnnen. Wegen der großen Anzahl, 
in welcher die liti vorhanden waren, Tann fchwerlich angenoms 


men werden, daß der ganze Stand durch allmahlige Entlafs 


fung Einzelner aus der firengen Knechtfchaft fich gebildet und 
fo urfprünglich aus, lauter Freigelaffenen beftanden habe, 
Da indeß die Claſſe der liti mehrmals ald Freigelaffene bes 
zeichnet werden 58), fo Fann dies wohl zum Beweife dienen, 
daß die freigelaffenen Sklaven regelmäßig nicht in den Stand 
der Freien eingetreten, fondern lediglich in die mildere Un— 
freiheit verfeßt worden find, fo daß durch das Aufhören der 
firengen Kuechtfchaft der Stand der liti eine bedeutende Vers 
mehrung wird erhalten haben. Weber die Art und Weiſe, wie 
fich diefe Verhältniffe der liti in der fpäteren Zeit des Mittels 
alters geftaltet haben, iſt es fchwer , zu einer ficheren Anficht 
zu gelangen. Der Sachfenfpiegel unterfcheidet Laſſen und 
Tagewerke ald Arten von Unfreien 59). Inter dem Laffen 
des Sachfenfpiegels find wahrfcheinlich ſolche Hörige, die mit 
erblichem Rechte zinspflichtiges Land befaßen, unter Tagee 
werke aber diejenigen zu verftehen, welche um ihr Erbrecht am 
Grundftüd gelommen waren und ganz in den Verhältniffen der 
fpäteren Leibeigenen ftanden 6°), Ob es im Herzogthun Schles⸗ 
wig eine folche mildere Art der Unfreiheit gegeben habe, ift zwar 
als zweifelhaft angefehen worden, dürfte indeß wohl nicht ges 
geleugnet werden Tönnen, wenn gleich die Verhältniffe, unter 
welchen diefe. Claſſe von Unfreien lebte, aus den auf und 


58) TIheild fommt, wie oben 59) S. ©. Buch II. 44 
fhonangeführt, die Benennung 93 w45.9.71.8 
liberti vor, theild werden die _ 5 
liti den Freigebornen — 60) ©. S. III. M. 6. 3. lei⸗ 
entgegengeſetzt. Vgl. Eichhorn tet den Zuſtand der Tagewerke 
Staats⸗ ur er $. davon ab, daß fie das Recht 
15. Note eines Laffen verwirkt hätten. 
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gekommenen Nachrichten nicht mit Beſtimmtheit erhellen. 
Zuvoͤrderſt iſt zu bemerken, daß wahrend des ganzen dreizehn: 
ten Jahrhunderts felbft die ftadtifchen Einwohner in einem 
nicht geringen Grade von Umfreiheir fich befanden. Nach 
den Schleswigſchen Etadtrechten hatte die Herrfchaft das 
Nicht auf ein mortuarium und zwar beftand dieſes bei Un 
verheirarheten in dem ganzen Nachlaß, und daffelbe galt von 
den Verheiratheten, imgleichen von allen Fremden, nur daß 
die beiden letzten Claffen von Einwohnern die Befugniß hatten, 
dadurch, daß fie noch in gefunden Tagen eine Feine Abgabe 
entrichteten, ihr Vermögen von dem Rechte der Herrfchaft 
zu befreien, und ihren Verwandten die Erbfähigkeit zu vers 
fchaffen **). Die erwähnte Berechtigung der Herrfchaft Taßt 
unverkennbar den Rechtszuftand in den Städten als einen 
firengen Grad der Hörigkeit erfcheinen, und da diefe Berech⸗ 
tigung fich auch auf die Fremden erfiredite, fo koͤnnte man 
faft fagen, daß in den Schleswigfchen Städten die Luft zu 
Eigen gemacht haben müffe. Galt aber folches in den Städten, 
‚ fo wird auch nicht wohl daran zu zweifeln jeyn, daß auf den 
Lande die Hinterfaffen und Untergehörigen einer Herrfchaft es 
um nichts beffer werden gehabt haben. Im Juͤtſchen Lov ift 
Brydie wahrfcheinlich die Benennung der Hörigen oder derjes 
nigen Unfreien, die nicht eigentliche Knechte oder Sklaven waren, 
wobei .denn allerdings immer vorausgefegt werden muß, daß 
foiche Unfreie auf Höfen oder in Haufern der Herrfchaft wohn 





61) Altes Schlesw. Stadtr. 
Art. 29. Das neuere Stadtr, 
Art, 37 u. 38. Das Flensb. 
Stadtr. Art. 11 u. Art. 14 
Die darin enthaltenen Beſtim— 
mungen über den fogenannten 
Erbkauf find auf fehr verfchiedene 
Weiſe gedeutet worden. Vgl. 
Paulſen im Staats. Mag. 


V. Bd. &. 67. Die von mir 
im Staatöb. Mag. IX. Bd. S. 
227. gegebene Erklärung, welche 
mit dem Ausdruck und der Faf: 
fing der bezeichneten Artifel voll: 
fommen harmonirt, führe. zu 
dem im Terre aufgeftellten Re: 
fultat, 
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ten und eine felbftftändige Haushaltung für fich hatten. Frei⸗ 
lich find die Meinungen darüber fehr getheilt, wer im Juͤt⸗ 
fchen Lov unter Bry die zu verſtehen fey, und einige naments 
lich halten den Brydie für einen vom Eigenthuͤmer auf einen 
Bauernhof hingefegten Verwalter oder Bauknecht, andere 
für einen vom Eigenthümer in die Gemeinfchaft aufges 
nommenen Pächter 62). Da dad Gefeß jedoch den Brydie 
im eigentlichen Sinne von den Verwalter und Bauknecht 
(Redefvend) eben fowohl ald von dem in die Gemeinfchaft 
aufgenommenen Pächter ( Zelligsbrydie) unterfcheider 63), 
und andererfeitd den Brydie dem Knechte (Tre) gleiche 
ftellt °*), fo fcheint weder die eine noch die andere diefer Erz 
Harungen als befriedigend angefehen werden zu können, fons 
dern die oben gegebene gewiſſermaaßen geboten zu feyn °°). 
In der mildern Unfreiheit, welche’ in früheren Zeiten neben 


der firengen Knechtſchaft befiand, und nach dem Aufhören 





62) Die verfhiedenen Anfichs 
ten finden fib in folgenden 
Schriften: T. Rothe in den 
neuen Schriften der Gefellfchaft 
der Wiſſenſchaften II. Bd. ©. 
A433, auch in deffen gefammels 
ten Schriften II. Bd. ©. 323. 
Anch er Lovhiſtorie Ate Ausgabe 
II. 388, S. 531. Olufſen in 
den philoſophiſchen und hiſtori⸗ 

ſchen Abhandlungen der Kopen⸗ 
hagener Geſellſchaft der Wiffen; 
ſchaften J. Bd. ©, 328. Vel- 
schow de Villicis. Hafn, 1827. 
Roſenvinge Retshiftorie I. 
Bd. $. 150 und endlich eine 
Abhandlung von Belfhom in 
* — * ehe — Zeitſchrift 


63) Juͤtſches Lov II, 67. Die 


Benennung Felligebrydie kommt 
im Juͤtſchen Lov AI, 1. vor. 

64) Juͤtſches Lov I, 31. 

65) Es it kaum mögs 
li, die einzelnen Stellen des 
Juͤtſchen Lovs, in weldyen die 
Brydien erwähnt werden, mit 
einander in Harmonie zu brins 
gen, wenn man nicht annimmt, 
daß das Wort Brydie theils 
eine allgemeine, theils eine fpes 
cielle Bedeutung habe, im Alls 
gemeinen nämlich) jeden bes 
zeichne, der einen fremden Hof 
bewirthſchaftet, insbeſondere aber 
einen Unfreien, dem fein Herr 
die Bewirthſchaftung übergeben 
hat. Das Sjütfche Lov I, 67. 
jcheint insbejondere diefen ver« 
ſchiedenen Sprachgebrauch zu bes 
flätigen, 
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der Leßteren fortgedauert haben wird, ift ohne Zweifel der 
Urfprung der Leibeigenfchaft zu füchen, welche wir fpäterhin 
faſt überall in beiden Herzogthuͤmern finden, wo eine Guts⸗ 
berrfchaft war, ohne Unterfchied, ob die Gutsherrlichkeit dem 
Negenten, einer geiftlichen Stiftung, oder einem Privats 
manne zuftand. Es ift zwar behauptet worden, daß Leibs 
eigenfchaft früherhin in den Herzogthümern unbekannt gewes 
fen fey, und fich erft im Anfange des fiebenzehnten Jahr⸗ 
hunderts gebildet habe. Schwerlich aber wird fich diefe Bes 
hauptung erweifen laſſen 6%). Es mag aber dagegen richtig 
feyn, daß die rechtlichen Verhältniffe der Leibeigenen, welche 
ſchon früherhin allenthalben alle politifche Rechte, deren fie 
bei den alten Sachfen wirklich theilhaftig waren, und unter 
manchen Öutöherrfchaften gewiß auch die erblichen Befirechte 
an ihren Grundftüden eingebüßt hatten, im fechözehnten 
Jahrhundert auch in anderer privatrechtlicher Beziehung ungüns 
fliger und daß die Laſten derkeibeigenen viel größer geworden 
find. So lange die von dem Adel felbft bewohnten Höfe Fein 
waren, und die dem Gutöbefiger. gehörigen Bauerftellen zum 








66) Ruͤder Blicke in das 
Staͤndeweſen, Kiel 1817 S. 90. 
aͤußerte die Meinung, daß der 
Statthalter Heinrich Ranzau am 
Schluſſe des ſechszehnten Jahr— 
hunderts die Leibeigenſchaft noch 
nicht gekannt habe. Vgl. dar 
über Meine Bemerkungen in 
den Kieler Blättern II, Bd. ©, 
506 und fernere Verhandlungen 
darüber in Ruͤder's Winfen 
©. 174 u. ©. 185. Heinrich 
Ranzau fpricht in feiner descrip- 
tio chersonesi cimbricae, in 
Westphalen mon. ined. tom, 
I, p. 6. zwar nicht ausdrücklich 
von Leibeigenen, fcheint aber über: 
al auf Gutsbauern gar Feine 


Ruͤckſicht zu nehmen. Daß fein 
status rusticorum nur die Bauern 
in den Aemtern befaßt, dürfte 
eher für das damalige Vorhane 
denfeyn der Leibeigenſchaft jpres 
chen als dagegen. Die Sradte 
rechte von Luͤbeck und Hamburg 
und Hamburger Neceffe aus dem 
funfjehnten Sahrhundert enthale 
ten Beſtimmungen über die Aus⸗ 
lieferung von Leibeigenen an ihre 
Herren und es- ift gar zu glaube 
lich, daß dabei, namentlich in 
Hamburg, vornämlih auf Hol— 
ſteiniſche Leibeigene Ruͤckſicht ges 
nommen if, Die L. G.O. von 
4573 Thl. 1. Tit. 3. erwähnte 
der ‚‚eigenen Leute.” 
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Theil in einem weiten Kreife zerfireut Tagen, fonnte wenigs 

ſtens die Dienftpflicht der Leibeigenen nicht bedeutend feyn. 
Als aber der Adel immer mehr darauf ausging, feine zerftreus 
ten Bauerftellen zu fammeln, als die adelichen Güter in der 
Art und Weife fich bildeten, wie wir fie jeßt fennen, da ents 
fianden zugleich die größeren Hoffelder, womit eben die Ge— 
Iegenheit gegeben war, von der Dienftpflicht der Leibeigenen 
einen fehr umfaffenden Gebrauch zu machen. Die Sammlung 
der größeren Güter aus ehemals vereinzelten Bauerftellen bez 
ginnt bei uns befonders in den Anfang des fechszehnten Sahrz 
hunderts, und fcheint im Laufe des Jahrhunderts haufig ges 
wefen zu feyn 67), obwohl freilich einzelne größere-arrondirte 
Defigungen in mehreren Gegenden des Landes viel Alter ſeyn 
mögen, : Auch in den Befigungen mancher Klöfter war der 
Bauernftand Leibeigen geworden, fcheint aber doch unter 
geiftlicher Herrfchaft ein milderes Loos gehabt zu haben, als 
unter der Herrichaft des weltlichen Adels oder anderer Guts— 
beſitzer 6%). Su früheren Zeiten haben, allem Anfchein nach, 
auch einzelne Städte Leibeigene gehabt. Von Kiel namentlich 
wird dies um die Mitte des dreizehnten Jahrhunderts erz 
zahle?) Wie übrigens die Leibeigenfchaft in ihrer fpateren 








67) Val. N. Stb. Mag. I. 
Bd. S. 66. Sehr merkwürdig ift 
es in diefer Beziehung, daß die 
Beſchwerden der Gutsbeſitzer 
uͤber die Entweichungen oder das 


Austreten ihrer Leibeigenen im 


Anfange des ſiebenzehnten Jahr⸗ 
hunderts beſonders haͤufig zu 
werden beginnen, Vgl. Mest- 
phalen mon, ined, tom, IV, 
praef. p. 53. 

68) Ei war in Deutfchland 
ein gemwöhnlihes Sprichwort, 
daf unter dem Krumm— 
ftab gue wohnen fey. 


In’ 


wiefern dies auf unfere Herzog: 
thümer Anwendung leide, dar; 
über fichen einige Bemerkungen 
in den Kieler Blättern VI. Bd. 
2tes Heft ©, 255. 

69) Westphalen mon. ined, 
tom, IV, praef. p.53. Dreyer 
Einleitung in die hibfchen Vers 
ordnungen S. 81. berichtet aus 
der, wahrfcheinlich jeßt verloren 
gegangenen, Aufzeichnung eines 
Kieler Rathsverwandten Zube 
bert von Preeß, daß die Kieler 
Leibeigenen oder Laffen außerhalb 
der Stadt gewohnt haben, und für 


# 
⸗ 
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Geſtalt entſtanden, ob fio etwa zuerſt bei den Wenden aufs 
gekommen fey, und fich von.da nach den adelichen Gütern 
in den andern Theilen des Landes verbreitet habe, darüber 
fehlt es an Nachrichten 7°), wie überhaupt das Gefchichtliche, 
in Betreff der Leibeigenfchaft, einer ganz anderen Erforfchung 
bedarf, als diefem wichtigen Gegenftande bisher zu Theil ges 
worden ift. Aus diefem Grunde befchränfen wir uns dars 
auf, eine Characteriſtik der Leibeigenfchaft, wie fie in der 
Ießten Zeit ihres Beſtehens bei uns beſchaffen war, auf eine 
Angabe der vornaͤmlich im vorigen Jahrhundert eingetretenen 
Veraͤnderungen darin, und auf die Geſchichte ihrer endlichen 
Aufhebung. Alle dieſe Eroͤrterungen haben zwar gegenwaͤrtig 
fuͤr die Anwendung des Rechts keine unmittelbare practiſche 
Bedeutung. Fuͤr die richtige Wuͤrdigung der gegenwaͤrtigen 
Verhaͤltniſſe iſt es aber nothwendig, den Zuſtand der Guts—⸗ 
untergehoͤrigen zu kennen, wie er vor der Aufhebung der Leib: 
eigenfchaft auf den meiften adelichen Gütern In den Herzogs 
thuͤmern regelmäßig fich geftaltet hatte. 


$. 36, ER 


d) Die Schleswig: Holfteinifhe Leibeigenſchaft 
des achtzehnten Jahrhunderts. 


Das Weſentliche derjenigen Unfreiheit, welche wir Leib⸗ 
eigenfchaft nennen, beſtand in der Verpflichtung der Un 





die Erlaubniß zu heirathen an den 
“ jüngften Biirgermeifter eine Ges 
bühr von 4 $l. al$ ein marita- 
gium zu entrichten fchuldig waren. 


70) Sn den Schlesw. Holft. - 


Anzeigen von 1753 finder: fi 
eine Anfrage über die Entftehung 
der Leibeigenfhaft in KHolftein. 


Pol. Abhandlungen aus den An: 
zeigen I. Bd.S. 486 u. ©, 512. 
Eine Abhandlung über den Ur— 
fprung der Leibeigenfhaft in Hols 
ftein in den Schlesw. Holft. Ans 
zeigen vom Jahre 1767 giebt 
nur eine unbefriedigende Beant⸗ 
wortung jener Anfrage. 
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freien, das Gut, auf welchem fie wohnten, ohne Erlaubniß 
des Herrn nicht zu verlaffen, und nach feiner Anweifung uns 
gemeffene Dienfte zu Teijten 7°). So weit die Rechte des 
Gutöherrn nicht befchrankend einwirkten, waren die Leibeigenen 
im Genuß aller Rechte und Befugniffe, welche überhaupt den 
freien Landeseinwohnern zuftanden. Sie fonnten namentlich 
Eigenthumsrechte erwerben, und über ihre eigenthünmliche 
Mittel ohne Einwilligung ihres Gutsherrn Eontracte fchließen, 
und fonften nach Willführ darüber disponiren 72), Auch war 
es nicht geftatter, Leibeigene von einem Gut auf das andere 
zu verſetzen, oder fie ohne das Gut zu verfaufen. Das Ges 


gentheil ift zwar von einigen behauptet worden 7°), und allerz 





71) As Haupthülfsmittel zur 
Kenntniß der Schleswig-Holſtei⸗ 
nifchen Leibeigenichaft find zu be: 
merken: Knoblauch von dem 
Zuftand der adelichen Hinterſaſſen 
in den Herzogthuͤmern Schleswig 
und Holftein inDreyer’s vers 
mifchten Abhandlungen I. Bd, 
Noftocd 1754. ©. 362. Den 
Derfaffer nennt Dreyer im 
III. Bde.S. 1216. Joſias v. 
Qualen Beſchreibung eines ade— 
lichen Gutes in Holſtein, nebſt ei— 
nigen Betrachtungen, 1760; wies 
derum abgedruckt in den Abhand— 
lungen aus den Anzeigen V. Bd. 
S. 264, vgl. auch daſelbſt S. 
526. Schrader uͤber die 
Schleswig-Holſteiniſche Leibeis 
genſchaft und deren Aufhebung 
in den Prov. Ber. von 1797 
1. Bd. ©, 232, auch beſonders 
abgedruckt, Kiel 1797; damit 
find zu verbinden: einige Gegen; 
erinnerungen in den Prov. Ber: 
von 17971. Bd. ©. 362 und 


1798 J. Bo. S. 249 und II. 
Dd. S. 164. — Gemälde der 
Sklaverei und Leibeigenfchaft in 
den Herzogthuͤmern Schleswig 
und Holftein, Germanien 1797. 
Die oben angefirhrten Schriften 
von Ruͤder enthalten manche 
treffende einzelne Züge. Kürs 
jere Darftellungen und Weber: 
fihten giebt Schrader ſowohl 
in feinem Handbuche als in feis 
nem Lehrbuche der Schles wig⸗ 
Holſteiniſchen Landesrechte. 


72) Reſcript an die Beſitzerin 
des adel. Gutes Buͤlk vom 16ten 
Dct. 1792, 


73) Hartmann de prae- 
scriptione nunc decennali nune 
Saxonica, homines proprios a 
dominico potestate liberante, 
Kiliae 1735, 4. $.15, und in den 
landrechtlichen Erörterungen 1. 
Bd. ©. 456. Bol. auch die 
oben angeführte kleine Schrift 
von Schrader ©, 14. 
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dings find Fälle folcher Verfeßungen und Veräußerungen ſelbſt 
im achtzehnten Jahrhundert nicht ganz felten gewefen. Wo 
aber dergleichen Statt gefunden hat, war es entweder ein 
Mißbrauch, oder ed gefchah mit Einwilligung der Leibeigener. 
Dagegen ift eine beftändige Obfervanz dafür gewefen, daß 
ganze Dorfichaften und einzelne Höfe mit den Dazu gehörigen 
Leibeigenen von einem ut an das andere verfauft, oder neus 
angelegten Meierhöfen zugewiefen werden konnten 7*), 
L Entftehbungsgründe der Leibeigenfchaft. In 
Beziehung auf die einzelnen Individuen entſtand die Leibs 
eigenfchaft 1) durch die Geburt, und zwar war es dabei die 
Megel, daß der Stand des Kindes durch den der Mutter bes 
flimmt wurde 75); 2) durch freiwilligen Eintritt in die Leibe 
eigenfchaft, worüber regelmäßig eine fchriftliche Urkunde, 
ein fogenannter Ergebebrief, ausgefertigt wurde 76); 3) durch 
Verjährung. Diefer Iegtere Entftehungsgrund ward zwar von 
den Gerichten anerkannt. Allein etwas Nähere darüber wird 
nirgends angegeben 77), namentlich ficht man nicht, während 
welches Zeitraums die Behandlung eines Menfchen als eines 
Reibeigenen Statt gefunden haben mußte, ehe die Leibeigens 

fchaft als rechtlich begründet angefehen wurde. — Von ans 
deren Eutfiehungsgründen der Leibeigenfchaft ift hier in den 
‚Herzogthümern nicht die Rede, namentlich nicht davon, daß 





74) Schrader a. a. O. S. 
78. beſtreitet dieſe Obſervanz, 
welche indeß durch die Geſchichte 
der Reviſion unſerer Randesinas 
trikel außer allem Zweifel geſetzt 
wird. 


75) Schrader's Lehrbuch 


‘ [2 


76) Die Ergebung von Freien 
in die Leibeigenjhaft kam jehr 


häuflg vor, gewöhnlid, als Mit: 
tel, um eine Leibeigene heirathen 
zu Eönnen, 


77) Ein landgerichtliches Ur⸗ 
theil vom 25ften Nov. 1654 
fcheint voraus zu feßen, daß wenn 
die Eltern durch Verjährung ihre 
Freiheit einbüßten, auch früher 
geborne Kinder leibeigen wurden, 
Fr Prov. Ber. von 1818 ©. 


* 
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die Heirath einer Leibeigenen in die Leibeigenfchaft verfeße, 
oder daß die Luft Eigen mache 78), obgleich bisweilen etwas 
dem Wehnlichen Statt gefunden haben mag 7%) Insbe—⸗ 
fondere ift es nicht felten, fondern wohl vielmehr die Hegel 
gewefen, daß, wenn Amtsdiſtricte von den Landesherrn vers 
äußert und entweder zu eigenen Gütern gemacht, oder einem 
fihon vorhandenen Gute beigelegt wurden, die freien Amts: 
einwohner bald ebenfo Leibeigen würden, wie die fonftigen 
Butsuntergehörigen 8°), Es fcheint hiernach faft Princip 
gewefen zu feyn, daß die adelichen Gutöbauern Leibeigen feyn 
mußten. II. Als befondere Wirkungen der Leibeigenfchaft 
find folgende hervorzuheben: 1) Der.Leibeigene durfte das 
Gut nicht ohne Einwilligung feines Herrn verlaffen, und 
konnte, wenn er ausgetreten feyn follte, innerhalb der gefeßs- 


lichen Verjährungsfrift vindicirt werden 83). 


2) Er war 


nicht befugt, ohne Einwilligung feines Herrn zu heirathen ®?), 





78) Sonft haͤtte es keiner Er: 
gebebriefe bedurft. Ä 

79) Am 6ten Dec. 1634 ers 
fannte das Landgericht, daß alle, 
fo unter-einem von Adel geboren, 
feine Eigene find, obgleich der 
Bater kein Land oder Sand ge: 
habt. Derfelbe Srundfaß jcheint 
auf die rechtlichen Verhaͤltniſſe 
der Einwohner Lürjenburgs, wäh: 
rend die Stadt an Adeliche vers 
pfaͤndet war, eingemwirft zu has 
ben. Bol. den Aufjag von Wie 
helfen, die Erbunterthänigs 
feit der Stadt Lürjenburg im 
fechszehnten und fiebenzehnten 
Sahrhundert, in Michelfen’s 
und Asmuffen’s Archiv für 
Staats: und Kirchengefhichte 
IH. Bd. S. 167. Mir Rücke 
ſicht anf ſolche Srundfäge geſchah 


es wohl, daß Freie, welche in 
ein adeliches Gut einzogen und 
nicht Leibeigen werden wollten, 
ſich ausdruͤckliche Anerkennungen 
ihrer Freiheit ertheilen ließen. 
Vgl. uͤber das Gut Bramſtedt 
Prov. Ber. 1792 S. 148. 

80) Beiſpiele davon geben der 
in der vorigen Note angefuͤhrte 
Aufſatz uͤber das Gut Bramſtedt, 
und die Notizen uͤber das Dorf 
Großenbrode in den Prov. Ber. 
von 1818 S. 488. 

81) Haderslebenſche Receß 
vom 14ten April 1614 und die 
Landtags-Nefolutionen vom 20. 
Aprit 1632, und 27/ften April 
1637, imgleihen die 2. ©. ©. 
IV. Theil Tir. 5. $. 15. 

82) Schrader’s Handbuch 
1. Bd. ©.6; Eine ohne Con⸗ 
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doch wurde der Conſens dazu unentgeldlich ertheilt, und die 
Bedemunddabgabe (maritagium) war hier nicht gebräuchlich. 
Der Leibeigene fonnte, 3) wenn der Herr eönichterlaubte, weder 
ein Handwerk erlernen, noch Verpflichtungen eingehen, welche 
mit der Leiftung gutöherrlicher Dienfte in Widerfpruch fans 
den®°). Faft die wichtigfte Wirkung der Leibeigenfchaft war 
4) die Dienftpflicht, welche jedoch bei den Hufnern eine ans 
dere war, als bei den übrigen Xeibeigenen. Um diefe Vers 
pflichtung in ihrem vollen Umfange deutlich zu machen, ift 
eine kurze Angabe über die ehemals gewöhnliche Wirthfchafts- 
weife auf den adelichen Gütern erforderlich. Die Hoffelver, 
welche etwa die Hälfte oder zwei Drittel des ganzen urbaren 
Gutsareald ausmachten, wurden nicht, wie gegenwärtig, 
durch Dienfiboten und Tageloͤhner, fondern von den zum 
Gute gehörigen Leibeigenen, Hufnern und Inſten bearbeiter. 
Das zur Wirthſchaft erforderliche Acergeräth und Zugvieh 
war den Wirthen auf den Bauerhöfen anvertraut, um für die 
Erhaltung deffelben zu forgen, und die erforderlichen Arbeiten 
damit zu befireiten, blieb aber fortwährend Eigenthum des 
Herrn. Die Bauerfelder waren mit dem gefammten, der 
Gutsherren eigenthimlich gehörigen, Wirthfchaftsinventarium 





# 


ſens des Gutsherrn eingegangene 


herrlicher Einwilligung vgl. noch 
Ehe eines Leibeigenen fonnte dem 


das Nefeript vom 17ten Mat 
1741. 


Gutsherrn begreiflicher Weiſe 
ſeine Rechte nicht entziehen. 
Eine ſolche Ehe ſcheint indeß kei— 
nesweges als nichtig betrachtet 
worden zu ſeyn, und in man— 


chen Fallen hat daher dem Guts⸗ 


heren bleß eine Enrjchädigung zu⸗ 
erkannt werden fönnen, wie in 
dem landgerichtlichen Urtheil vom 
2dften Jan. 1650 (Landger. 
Beſcheide ©. 167.) geſchah. 
Leder die Nothwendigkeit guts⸗ 


C. C. H. 1. Boͤ. ©. 
470. 

83) Dal. Schrader a. a. 
D.©.24 u. f. Ein landgerichts 
liches Erkenntniß vom 16ten Nov. 
1654 jtellt indeß den Grundſatz 
auf, daß Leibeigene, welche mit 
Conſens ihres Herrn Handel treis 
ben, zugleich die Erlaubniß ha« 
ben, Kinlagersverfchreibungen 
auszuftellen, 
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den einzelnen Hufnern zur Benußung eingethan, und der Ers 
trag, den eine folche Stelle gewähren konnte, gehörte dem 
darauf gefeten Wirthe. Das Rechtöverhältniß der Teibeiges 
nen Hufner beruhte demnach keinesweges auf einem eigents 
lichen Contracte, fondern Tediglich auf der Beftimmung des 
Grundherrn, und war daher widerruflich. Indeß konnte 
wohl fein Keibeigener zur Annahme eined Hofes gezwungen 
werden, noch durfte eine Kündigung zur Unzeit Statt finden, 
und bei dem Abzuge des Wirthed waren ihm die etwanigen 
Verbeſſerungen zu erfegen 8*), In Folge der characterifirten 
MWirthfchaftsweife mußten aber auf jeder einzelnen Bauer—⸗ 
ftelfe nicht bIoß die zu ihrer Bewirthfchaftung erforderlichen, 
fondern außerdem fd viele Pferde gehalten werden, als 
die auf den Hoffeldern zu leiftenden Dienfte nöthig machten. _ 
Daſſelbe galr von den Dienftboten, die ebenfalls dem Wirthevon 
dem Gutsherrn zugerviefen zu werden pflegten. Die Dienftpflicht 
derfeibeigenen bezog fich nun auf alle im Gute vorkommende 
Iandwirthfchaftliche oder fonftige, Dienftboten obliegende, Arbeis 
ten. Ed waren nämlich dieLeibeigenen, fobald fie das Alter der 
Dienftfähigkeit erreicht hatten, nach der Anweifung des Gutes 
herren für die Koft und einen herkoͤmmlichen Lohn als Dienftboten 
bei einem Hufner oder auch auf dem Haupthofeund in derMeierei 
‚ beffelben zu dienen verpflichtet 8°). Hatte ein Gutöherr meh 
rere Reibeigene, ald die Befeßung der Dienftbotenftellen erfor— 
derte, fo gingen die Altern Leibeigenen in die Elaffe der Inſten 
über, erhielten eine eigene Wohnung mit Garten und leifteten da⸗ 
für Handdienfte auf dem Hofe, oder bezahlten eine Feine jährs 
liche Hauer. Der Inhaber einer Bauerhufe und feine Ehefrau 
waren regelmäßig von perfünlichen Dienften frei, der Wirth aber 
mußte eine Anzahl Pferde mit den Geräthfchaften und eine 
Anzahl Leute für den täglichen Dienft zur Verfügung des Guts⸗ 
herrn ftellen. Diefer von den Inſten und den Dienftboten der 


84) Dal. Schrader a. a. 85) Schrader a. a. O. S. 
O. S. 32u. f. 16 u. f. 
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Hufner zu Teiftende Dienft, welcher der Hofdienft, auch der 
Hoftag hieß, war ein ungemeffener 8°), und richtete 
fich lediglich nach den Bedürfniffen des Hofes und nach Vils 
ligkeit 87).- An Sonn: und Fefttagen waren die fonft Pflich: 
tigen vom KHofdienfte frei, und bei Aufhebung einiger Feft: 
tage ward auch ausdrüdlich beftimmt, daß diefe Tage den 
Reibeigenen zur Ruhe und zur eigenen Arbeit vergönnt bleiben 
follten 83). Gegen Maitag jedes Jahrs pflegte ein Bes 
nußungsetat der Leibeigenen entworfen und beftimmt zu were 
den, welche von ihnen auf dem Hofe und in der Holländerei 
oder aufden Hufen ald Dienftboten angefeßt werden und welche 
in die Claſſe der Inften übergehen follten 89). 5) An Abgaben 
der Leibeigenen kamen, außer der vorher erwähnten Inſten⸗ 
haͤuer, nur noch einige jährliche Naturallieferungen der leib— 
eigenen Hufner vor, die indeß nicht bedeutend gewefen zu feyn 
fcheinen, fo daß der Ertrag, den ein Gutöherr von feinen 
Bauerfeldern bezog, eigentlich nur in den Dienften beftand, 


welche von den Hufnern geleifter wurden ?°). Dagegen hatte 


— — — ne 





— — — — 


86) In der gemeinſchaftlichen 
Verordnung vom 28ſten Sept. 
4771 werden die Leibeigenen aus; 
drücklich bezeichnet, als zu une 
gemeffenen Hofdienften pflichtige 
Unterthanen. 

87) Die Ungemeffenheit fließt 
namentlich nicht dasjenige Maaß 
aus, welches durch die Örenzen 
menfhlihe Kräfte gegeben ift, 
Ungemeffene Dienfte heißen fols 
che, zu welchen auch unfere jeßige 
Dienftboten verpflichtet find. 
Ueberhaupt konnte man beinahe 
die Leibeigenfhaft als ein durch 
Gefeß und Gebrauch begründeres 
Gefindeverhältniß bezeichnen, 

Sald’s Handbuch IV. 


— —— — — — 


88) Gem. Sabbathsverordn. 
vom 14, Dec. 1744 $.8, und da- 
zu die Mote der Herausgeber in 
der Sammlung der gemeinjchaftl. 
Verordnungen ©. 884 und wer 
gen der aufgehobenen Fefttage 
die Verordnung vom 28ften&ept, 
1771. Die Königl. Verordnuns 
gen vom 5ten Nov. 1770 für 
Schleswig und vom 15ten Nov, 
1771 für Holftein lauten ebenfo. 

89) Ruͤder's Winfe ©. 


177. | 
90) Dies ergiebt namentlich 
ein Auszug aus einer Rechnung 
über die Einnahme und Ausgabe 
des Gutes Eſchelsmark aus dem 


14 
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der Gutsherr für die Schuleinrichtung, für unentgeltliche 
Rechtspflege und für die Unterhaltung aller Leibeigenen zu— 
forgen, welche fich nicht felbit ernähren Fonnten. 6) Zur 
defto ficheren Erfüllung aller ihnen obliegenden Verpflichtuns 
gen mußten die Leibeigenen einen fogenannten Erb= oder Unz 
terthaneneid Teiften, wovon eine Folge war, daß im Fall 
einer Entwekhung die Strafe des Meineides im Wege eines 
gerichtlichen Verfahrens zur Anwendung fommen fonnte 97). 
Seringere Vergehen des Ungehorfams gegen den Gntsherrn 
fonnte diefer , Eraft des ihm zuftehenden Dienftziwanges, mit 
förperlicher Züchtigung felbft beftrafen 92). 7) Ueber das 
hergebrachte Maaß durfte Fein Gutshert feine Reibeigenen be— 
fchweren, und ein unchrifiliched und unrechtmäßiges Ver— 
halten der Gutsbefißer follte öffentliche Strafe nach fich zie= 
hen?3). IH. Diekeibeigenfchaft wurde beendigt 1) durch 
eine förmliche Entlaffung. Daß der Gutsherr fich dafür eine 
beftimmte Summe ausbedingen durfte, leidet um fo weniger 
einen Zweifel, da es ihm überhaupt frei ſtand, ob er einen 
Leibeigenen entlaffen wollte oder nicht 9*). 2) Durch Vers 
jahrung, zu welcher erfordert wurde, daß verehelichte Leib⸗ 
eigene fich zehn Fahre, unverheirathere aber wahrend einer 


Jahre 1686 in den Prov. Ber. 
für 1818 ©. 223, 


91) Hartmann a. a. O. 
F. 11 u. 12. in den landesherr— 
lichen Erörterungen ©, 445. 


92) Schrader a. a. O. 


4 


93) Haderslebenſche Receß 
vom 14ten April 1614. Vgl. 
überdies das in Schrader’g 
Handbuh ©. 8. angeführte Res 
feripe vom A6ten Juni 1775. 
‚Der befanntefte Exceß eines 


Gutsherrn gegen Leibeigene iſt 


der in der fogenannten Buͤrau— 
fben Blutſache vorgefommene. 
Davon giebt ein Auffaß in den 
Provinzialberichten fir 18208, 
140, Nachricht; am vollftändige 
ften aber die gedruckten Proceßs 
acten in dem gegen den Bes 
fiser von: Buͤrau eingeleiteten 
Eriminalproceß und mehrere an= 
dere kleine Druckſchriften. 

94) Val. Schrader’s Hand⸗ 
buch I. Bd. S. 10. und das 
Erfenntniß vom 14. Juni 1642 
2 — Landgerichtsbeſcheiden S. 
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Sächfifchen Verjäprungdfrift, d. h. einunddreißig Fahr fechs 
Wochen und drei Tage, außer dem adelichen Gute aufgehal: 
ten habe ?°). Dafür daß, wegen Mißbrauchs der Gewalt 
von Seiten des Gutsbeſitzers und zur Strafe für diefen die 
Leibeigenſchaft durch richterlichen Spruch beendigt worden 
fey, laſſen fich bei uns Feine Beifpiele anführen. Vielmehr 
war wohl diefer gemeinrechtliche Grundfaß 9°) durch unfere 
Gefeße geradezu ausgefchloffen ?7). | 


$. 37. 


e) Veränderungen in den Verhältniffen der Leib: 
eigenen, und endlihe Aufhebung der Leib: 
eigenfhaft. 


Der im Vorigen gefchilderte Character der Leibelgenſchaft 
wird von Alterö her im MWefentlichen derfelbe gewefen feyn, 
und blieb in der Hauptfache auch fo, bis zur endlichen Auf: 
hebung. Einzelne Veränderungen find indeß eingetreten und 
mit Rüdficht auf den Einfluß, welcher fie auf die Lage der 
Leibeigenen gehabt haben, wohl wichtig und bemerfenswerth. 
Vom größten Nachtheil war zuvoͤrderſt die Niederlegung von 
Bauerftellen, um mit den bisherigen Bauerfeldern die Hof: 





95) L. G. O. IV, 5. 15. 9) Eichhorn deutſches 


Die fhon früher angeführte Dif- 
fertation von Hartmann ift 
eben der Erläuterung dieſes $. 
beſtimmt. Dadurch ift die im 
Luͤbſchen Rechte Bud 1. Art. 
13. enthaltene Beftimmung für 
die Holfteinischen Städte aufgehos 
ben. Das Hamburger Stadtrecht 
von 1497 (Anderjon’s Hamb, 
Privatrecht J.Bd. S. 386.) harte 
ſchon allgemein eine zehnjährige 
Prajcriptionsfrift verfügt, 


9.72. Mote f. Schrader’s 
Lehrbuch h. 23. beruft fich in die⸗ 
fer Beziehung auch bloß auf ges 
meinrechtliche Auctoritäten. 


97) Der Haderslebener Re⸗ 
ce vom Uten April 1614 bes 
droht unverfennbar die Gutsbe— 
ſitzer, welche ſich Saevitien ge— 
gen ihre Leibeigenen zu ſchulden 
kommen ließen, bloß mit oͤffent⸗ 
licher Strafe. 
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felder zu vergrößern, oder auch aus denſelben neue Meier: 
. höfe zu errichten. Durch eine folche Maaßregel wurden denn 
die bisherigen Hufner in Inften und Zagelöhner verwandelt 
und in demfelben Maaße, als die Anzahl der Bauerhöfe auf 
diefe Weife vermindert, und dad Areal des Hoffeldes erwei- 
tert wurde, mußte die mit Haltung der für die Hofdienfte er— 
forderlichen Dienftboten und Pferde, Wagen und Bange: 
rärhfchaften verbundenen Belaftung der übrigen Bauerftellen 
bedeutend vergrößert werden. Solche Niederlegungen von 
einzelnen Bauerhufen und ganzen Dörfern find wohl felbft in 
einigen Tandesherrlichen Diftrieten vorgefommen ?®), befon- 
ders häufig find fie aber auf den adelichen Gütern gewefen ??). 
Obgleich über den Umfang, in welchem durch Niederlegungen 
die Anzahl der Bauerhöfe und Dörfer vermindert worden ift, 
die genaueren Nachrichten fehlen, fo leidet ed doch nicht den 
mindeften Zweifel, daß die bezeichnete Veränderung in frühe: 
ren Zeiten fehr haufig und noch im legten Jahrhundert gar 
nicht felten vorgekommen ift 1200). Ob aber die Niederlegung 
der Bauerftellen-rechtmäaßiger Weife gefchehen konnte, darüber 
find Zweifel geäußert worden. Niebuhr") bemerkt: ‚Nur 





98) 3. B. in den Aemtern 
Cismar und Oldenburg, welche 
von der Landes: Regierung mit 
gutsherrlihen Rechten befeflen 
wurden. Vgl. Noodt's Bei— 
traͤge J. Bd. ©. 635, und die 
weiteren Nachweifungen im Stb, 
Mag. V. Bd. ©. 396, 

99) Davon zeugen nament: 
lih die Verhandlungen auf den 
Landtagen von 1610, 1621 und 
1623 über die Steuerpflichtig: 
feit der fogenannten wüften, 
d. h. der niedergelegten, Bauer; 
Hufen auf den adelichen Gütern. 


Dot. Kieler Blätter IV. Bd, ©. 
76 und oben im Il, Bde. ©. 
569 u. 570. 

100) In älteren Urfunden 
kommt in vielen Theilen des Lan: 
des eine nicht geringe Anzahl ſpaͤ⸗ 
ter verihmwundenen Dörfer vor. 
In der 1766 erfchienenen Schrift 
des Grafen v. Ranzau wird 
von Niederlegung der Bauerftels 
len als von einer notorifc haus 
figen Thatſache gefprochen. Abe 
handlungen aus den Anzeigen 
V. Bd. ©. 337. 

41) Römische Geſchichte IL. Bd. 
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gaͤnzliche Unfunde des einheimifchen alten Rechts hat es ver: 
kennen können, daß Bauernland von Altersher bei allen deut⸗ 
fchen Völkern abgefondert vom Hofland, unvereinbar mit ihm 
und unverleglich beftanden hat, wenn auch über das erbliche 
Anrecht der einzelnen Befiger und ber die Freiheit der Herren 
in der Belehnung Abweichungen Statt fanden. Durchgehends 
war der Beſitz veräußerlich und in der Familie erblich, immer 
wenigftend mußte er einem Bauer verliehen feyn” 2). Auch 
bei und wurde ed von Manchen als unzulaffig betrachtet, daß 
Bauernfelder den Bauern entzogen wurden, um die Hoffelder 
zu vergrößern, oder neue Meierhöfe anzulegen. Der gegen⸗ 
theilige Grundfag war indeß practifch anerkannt und gewiß 
feit Tanger Zeit geltend gewefen ?). Eine günftige Veränderung 
für die Leibeigenen auf einzelnen Gütern war dagegen die Abs 
fchaffung der Hofdienfte oder des Hoftages in der Art, daß: 
die Hufen den Bauern gewöhnlicher Weife in Zeitpacht, nur 
felten "aber in Erbpacht *) eingethan wurden, wobei denn wohl 
die Annehmer.der Hufe zu einzelnen beftimmten Zuhren und 
andern Dienften contractlich verpflichtet wurden. Mit Beibe- 
haltung der Reibeigenfchaft ift dies indeß wohl in den feltenften. 





&,368.der erften Ausgabe. In 
der zweiten Ausgabe finder fid) 
Bd. I. ©. 175. nur eine furze 
Andeutung. 

2) As eine Hauprftelle über 
das Sermanifche Recht au aus 
Ber Deutfchland nenne Niebuhr 
ein Ercerpt aus dem Franzoͤſiſchen 
Ssuriften Petzus de Fontanis bei 
du Cange s. v. Villanus. 

3) Vgl. mehrere Aufjäge dar: 
über in den Prov. Ber. von 
1795 I. Bdo. 8, 191, Zufaß in 
der Beilage dazu S. 234 ferner 
S. 265 u. II. Bod. ©.223. Sm 
Jahrg. 1797 U, Bd. ©, 100 u, 


S. 185. Auch Niemann’s 
Dlätter für Polizei und Eultur, 
Sjahrg. 1801 ©.420, In den 
Landragsverhandlungen über die 
Steuerpflichtigkeit der wuͤſten 
Saufen, ward das Recht der Nies 
derlegung den Gutsbeſitzern nies 
mals befiritten, fondern es wurde 
lediglich der Einfluß der Nieder: 
legung auf die Pflugzahl des 
Guts von der Regierung in Abs 
rede geftelle. 

4) Zweifel bei der jeßigen alls 
gemeinen Vorliebe unjerer Guts⸗ 
befißer für die Zeitpacht. Prov. 
Der. 1795 ©. 237. . 
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Fällen gefchehen. Regelmäßig wird mit der Abfchaffung des 
Hoftages und mir Errichtung von Pachtcontracten über die 
Bauerhöfe. zugleich die Aufhebung der Leibeigenfchaft verbuns 
den gewefen feyn 5). Da dergleichen Veränderungen durch 
Eontracte mit den einzelnen Hofwirthen Statt fanden, fo wers 
den fie vielfältig nur allmahlig erfolgt feyn und es können, waͤh⸗ 
rend einige Leibeigene fich durch Pachtcontracte die Freiheit 
verfchafften, andere Keibeigene deffelben Guts in den frühes 
sen Verhältniffen unverändert geblieben feyn. Das erfte Bei: 
fpiel einer freiwilligen Aufhebung der Leibeigenfchaft in den 
Herzogthümern gab im Jahre 1688 der Graf Chriftoph von 
Ranzau auf den Gütern Schmool und Hobenfelde 6), Allein 
die Maafregel ift entweder nicht vollftändig zur Ausführung 
gefommen, oder wenigftens nicht von Beftand gewefen. Denn 
noch in dem achtzehnten Jahrhundert waren die Untergehöriz 
gen auf den genannten Gütern Leibeigen und werden es wohl 
bis zur Aufhebung der Leibeigenfchaft geblieben feyn”). Der 
nächte Fall einer erfolgten Aufhebung der Leibeigenfchaft, 
war ohne Zweifel auf dem Gute Caden, auf welchem feitden 
(1704) eine Xeibeigenfchaft nicht wieder eingetreten zu feyn 
fcheint 5), Mit Aufhebung der Leibeigenfchaft anf Afcheberg 
ward im Fahre 1739 in einer Art und Weife angefangen, 
welche damals und fpaterhin ald mufterhaft gegolten und in 





5) Schrader über bie 
Schlesw. Holft. Leibeigenſchaft 
S. 33. 

6) Bol. Wesiphalan mon, 
ined, Tom, III. praef. p. 40, 
Niemann’s Blätter 1799 I. 
Bd. ©. 96. Die Actenftücke 
fiehen in den Prov. Der, für 
1818 ©. 508, auch in den land: 
rechtlichen Erörterungen ©. 549. 

7) Schrader bemerft im 


daß im Sjahre 1741 die Unter: 
thanen der Güter Schmool und 
SHohenfelde angehalten wurden, 
einer neuen Gutsherrſchaft den 
Eid der Unterwürfigkeitund Leib: 
eigenfchaft abzulegen. 


8) Eine Notiz darüber, daß 
die Leibeigenfchaft auf dem Gute 
Caden im Jahre 1704 aufgehos 
ben fey, geben die Prov. Ber, 
von 1798 11. Bd, ©. 184. 
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den Herzogthiümern zur Verbreitung der Anficht, daß die 
ganzliche Aufhebung der Leibeigenfchaft wünfchenswerth fey, 
auf's enrichiedenfte beigetragen hat ?). Es ward mit Aus⸗ 
führung des Planes allmählig fortgefahren und die Vollendung 
der Maaßregel fällt erft in das Jahr 17940). "Auch auf 
dem Gute Bramftedt mard verhaltnißmaßig früh mit Aufs 
hebung ver Leibeigenfchaft angefangen und im Jahre 177% 
wurden die letzten daſelbſt noch vorhandenen Keibeigenen frei 
gegeben 11). Befördert wurde fodann die freiwillige Auf- 
hebüng- der Reibeigenfchaft durch die Erfahrungen, welche 
die angeführten Beiſpiele an die Hand geben, durch die von 
DOeder zur Empfehlung der Freigebung des Bauernftandes, 
wo er feibeigen feyn mochte, herausgegebene Schrift 12) und: 


— — 


9 Die beruͤhmt gewordene 
Schrift über die verbefferte Eine 
rihtung auf dem Gute Afcheberg: 
Antwort eines alten Patrioten 
(des Grafen Hans v. Ranzau 
auf Aſcheberg) auf die Anfrage 
eines jungen Patrioten (des Bas 
rons v. Gyldeneron), wie der 
Bauernſtand und die Wirchfchaft 
der adelichen Güter im Holfteiniz 
fchen zu verbeflern jey, erſchien 
zuerft, Plön 1766, dann in den 
Schlesw. Holt. Anzeigen von 
1767, eine dritte Ausgabe wurde 
im Hamburg 1775 veranftalter, 
und einen neuen Abdruck enthals 
ten die Abhandlungen aus den 
Anzeigen V. Bd. S. 332 u, f. 
Spätere Nachrichten über die 
Einrichtungen auf Aicheberg ges 
ben zwei Auffäße in den Prov. 


Der. von 1792 II. Bd, ©, 149 


und 1793 1. Bd. ©, 244, 
10) Der von dem Grafen 


— 





Hans v. Ranzau entworfene Plan 
wurde im Jahr 1794 von ſeines 
Bruders Enkel, Chriſtian Graf 
v. Ranzau, vollſtaͤndig ausge⸗ 
führt. Siehe die von dem Letz⸗ 
teren herausgegebenen Actenſtuͤcke 
zur Geſchichte der Aufhebung der 
Leibeigenfchaft ©. 8. 


11) Prov. Ber. 1792 II.Bd. 
S. 138. Aud) die, jedod) in eini- 
ger Beziehung nicht ganz richtige, , 
Notiz in den Gedichten der Ges 
brüder v. Stolberg IL DD, 
©. 104, 


12) Deder Bedenfen über 
die Frage: wie dem Bauern⸗ 
ftande Freiheit und Eigenthum | 
in den Ländern, wo ihm beides 
fehler, verſchaffet werden Eönne, 
Sranff. u. Leipz. 1769. Zufäße . 
dazu dafelbft 1771. Das Bes 
denken mit den Zufäßen und 
neuen Zulagen, Altona 1786, 
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Durch das Verfahren, welches die Regierung beiNiederlegung 
der Domanialgüter beobachtete, indem fie da, wo Kribeigene 
waren, dieſen die Freiheit gab '?). In Folge deffen wurde 
nun auf mehreren Privatgütern ebenfalls die Leibeigenfchaft 
aufgehoben "*). An eine allgemeine gefeßliche Aufhebung 
der Leibeigenfchaft war fchon im fiebenzehnten Jahrhundert ges 
dacht, die in diefer Beziehung, wahrfcheinlich von König Chris 
: flian dem Vierten gemachte, Propofition aber von der Ritters 
fchaft abgelehnt worden 5), Im Anfang der neunziger Fahre 
des vorigen Jahrhunderts faßte die Regierung den Befchluß, 
für die allgemeine Aufhebung der Leibeigenfchaft zu wirken, 
und begann fofort die dazu erforderlichen Vorbereitungen 76), 


13) Bei Parcelirung des Guts 
Cronshagen im Sjahre 1769 wur: 
den die Untergehörigen (1038 
Perſonen) aus der Leibeigenfchaft 
entlaffen. Ueber die Entlaffung 
der Leibeigenen auf den Königl. 
Domanialgütern geben die in der 
ſyſtematiſchen Ueberfiht I. Bd. 
©. 184. aufgeführten Verfiches 
tungsacten ausden Jahren 1773 
bis 1785 Auskunft. 

14) 3.D. auf Duͤttebuͤll 1783, 
Deder’s Bedenken in der neuen 
Ausgabe S. 1315 auf Sands 
berg, Eckhof u. Nürfchau 1788. 
N, Stb. Mag. II. Bd. ©. 119 
u. Niemann’s Blättern für 
1801,18. 8,414; auf Maass 
leben 1794; auf Blumendorf 
1795. Vgl. die Nachweiſungen 
bei Niemann a. a. D. ©. 
414 und Wolf einige Beifpiele 
aufgehobener Leibeigenichaft in 
der Nahe um Oldesloe, in den 
Prov. Der. von 1795 U. Bd. 
S. 309. Nah v. Egger’s 


Anführung (Schriften der Sfans 
dinavifchen Literatur-Sefellfchaft 
für 1805 J. Bo. S. 508.) war 
im Sabre 1797 die Aufhebung 
der Leibeigenfchaft auf33 Gütern 
erfolgt. 

15) Als das Jahr, in welchem 
der Borfchlag zur Aufhebung der 
Leibeigenfchaft gemacht wurde, 
wird in den Prov. Ber von 1798 
11. Bd. ©. 146. das Jahr 1656 
genannt und die Verhandlung 
fiele dann in die Zeit König Fries 
derich des Dritten. Richtiger ift 
vielleicht das Sjahr 1636, womit 
auch übereinftimmt, daß um dies 
felbe Zeit Chriftian der Vierte in 
Dänemark den Berfuh machte, 
den Adel zur Freilaffung der Leibs 
eigenen zu bewegen. Vgl. eine 
Abhandlung von Engelstoft 
in den Schriften der Sfandinavis 
fchen Literatur: Gefellihaft für 
1813 ©. 1. 

16) Bol. Baron v. Eggers 
über die Vorbereitung zur Auf— 
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Die öffentliche Meinung erfaßte den Gegenftand mit lebhaf—⸗ 
tem Intereſſe, welches von dem Mitleiden mit der unglüd: 
lichen Lage der Leibeigenen ausging, und in den allgemein 
verbreiteten Anfichten über die Bedeutung und den Werth une 
verlierbarer Menfchenrechte die kraͤftigſte Unterftügung fand. 
Es entipann fich darüber eine lebhafte Verhandlung in der 
damaligen Kiteratur des Tages 17). Die Behandlung der 
feibeigenen war von den Gefinnungen und dem perfünlichen 
Character der einzelnen Gutsbefiger in dem Maaße abhängig, 
- daß ihre Lage fehr verfchieden gewefen feyn wird, je nachdem 
fie einen firengern oder mildern Herrn hatten. Daß manche 
Gutsbefiger zu den mildern Herren gehörten, kann nicht zweis 
felhaft feyn. Auch waren nicht alle Gutsuntergehörige Keibs 
eigen. Im Herzogthun Schleswig gab es mehrere und im 
Herzogthum Holftein einige Güter, zu welchen namentlich die 
Marfchgüter gehörten, auf welchen, fo viel befannt, die Leib⸗ 





hebung der Leibeigenfhaft in den 
Herzogthümern Schleswig und 
Holftein, unter Mitwirkung des 
Staatsminifters Grafen von 
Dernforf in den Schriften 
der Sfandinavifchen Literatur— 
Sejellfchaft Bd. 1. S. 495 bis 
512 und Bd. 4. ©. 147— 169. 

17) v. Eggers Schreiben 
eines KHolfteinifhen Edelmanns 
an feinen Bruder Über die Auf: 
hebung der Leibeigenfchaft in Hols 
ftein, Altona 1795, Deſſel— 
ben Auffaß, bedarf es weit 
ausfehender Vorbereitungen, um 
dem Holſteiniſchen Leibeigenen 
Dauer die Freiheit wieder zu ges 
ben? im deutſchen Mag. 1796 E 
Dd, ©. 213. — (Tühfen) 
über den ſchaͤdlichen Einfluß der 


KHolfteinifchen Leibeigenfchaft auf 
Wohlſtand, Aufklärung und Mos 
ralität, Altona 1796. — (Heges 
wiſch) Schreiben an die Frau. 
(Srafin v. Daudijjin auf Knoop) 
über den Urſprung der Leibeigens 
ſchaft, Kiel 1796. — (v. Brock: 
dorf) freie Gedanken über die 
Aufhebung der Leibeigenfchaft, 
Kiel 1796. — Gemälde der 
&flaverei und Leibeigenfchaft in 
den Herzogehümern Schleswig 
und Holftein, Germanien 1797. 
— (Chriftian Grafv.Rans 
zau) hiftorifcher Verſuch über 
die Leibeigenfchaft, Hamb. 1797. 
Hieher gehört auch die oben ans 
geführte Schrift von Schrader 
und mehrere Auflage in Nie— 
mann’s Prov. Berichten, 


J 
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eigenfchaft niemals Statt gefunden hatte. Fremde, die in ein 
But eingewandert waren, hatten auch wohl fich und ihrer Nach: 
kommenſchaft die Freiheitsrechte zufichern Iaffen und erhalten. 
Durch fpecielle Freilaffungen gingen fortwahrend Einzelne aus _ 
dem Stande der Leibeigenen heraus, und folche Freigelaffene 
waren ficher auf allen Gütern, Auf einigen Gütern war fos 
gar die Zahl der Freigeborenen oder Freigelaffenen nicht - 
Hein 18), allein die Anzahl der Leibeigenen war doch immer 
fehr groß, fo groß, daß ihre Anzahl im Jahre 1804 auf 
20,000 Familien angegeben wurde. Und im Ganzen genoms 
men war das 2008 diefer zahlreichen Menfchenclaffe ein fehr 
unglücliches. Ungeachtet die Gefege Mißhandlungen unters 
fagten und, wie oben bemerkt, die Perfon des Leibeigenen 
Fein Gegenftand von Handel und Verkehr war, fo find noch 
in fpäteren Zeiten, früherer Ereigniffe nicht zu gedenken 19), 
Sälle vorgefommen, wo jenen Verboten entgegen gehandelt 
wurde 2°). Die Ueberbürdung der Leibeigenen mit Hofdienz 
fen ließ fie zu feinem irgend beträchtlichen Erwerbe gelangen, 
und wenn auch ihnen an und für fich die Ausficht nicht be= 
nommen war, ihre öconomifche Lage zu verbeffern, fo war 
doch das ganze Verhältniß für fie fo niederdrüdend, daß es 
‚regelmäßig an Arbeitöinft und an dem Muthe fehlte, der zum 
gedeihlichen Erwerben gehört, daher es auch faft an allem Vers 





18) Nah Sch olk Befhreis 
bung des Kirchſpiels Bovenau, 
in-den Prov. Der. von 1824 
Ates Heft ©. 66 u. 81, beitand 
faft der vierte Theil der Gutes 
untergehörigen indem genannten 
Kirchfpielaus freien Leuten. Die 
Anzahl der Leibeigenen betrug 
nämlidy ungefähr 1300 und die 
der Freien 400 Perfonen, 

18) Das Sräulidhfte war es 
. wohl, wenn, wie erzählt wird, 

& 


im Jahre 1580 Edelleute darum 
ſpielten, wer ſeine Leibeigenen 
umbringen ſollte. Schreiben eines 
Holſteiniſchen Edelmanns S. 38, 


20) Baron v. Eggers ers 
zähle, in feiner Jugend gefehen 
zu haben, -daß um Leibeigene 
Karten gefpielt wurde, Schriften 
der Sfandinavifchen Literatur— 
ua für 18051. Bd. ©. 


* — 
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moͤgen bei den leibeigenen Leuten fehlte 2°), Ihre Nahrung 
war mäßig, und die dem Gutsherrn gehörigen Wohnungen 
waren fchlecht 22). Aus einer folchen außeren Lage mußten 
nothwendig große moralifche Nachtheile entfpringen, nament⸗ 
lich große Indolenz und Trägheit, verbunden mit Unwiffen« 
heit und Mangel an jeder geiftigen Entwicdelung, zumal da 
die von dem Gutsherrn unterhaltene Schule nicht darauf eins 
gerichtet war, der Jugend nüßliche Kenntniffe beizubringen, 
und die Entwidelung der Verftandesfräfte fo wie der fistlichen 
Begriffe zu befprvern. Das Schreibenlernen in der Schule 
war nicht felten vom Gutsherrn ausdrüdlich verboten, der 
überhaupt wohl mitunter die Zurcht hegte, daß die Kinder 
feiner Leibeigeren zu Hug werden möchten ??). Daß es nicht, 
wie biöweilen wohl behauptet wurde ?*), bloß philanthropifche 
Schwärmer waren, welche die Leibeigenfchaft als ein trauris 
ges und für ein menfchliches Wefen unwürdiges Verhäftniß 
darftellten, erhellt am. deutlichften daraus, daß die Leibe 


ee — —— — — 


21) Schrader bemerkt zwar 
in der angefuͤhrten kleinen Schrift 
S. 41, daß die leibeigenen 
Bauern auf einigen adelichen 
Guͤtern zu nicht geringem Ver— 
moͤgen gelangt waͤren. Dies muß 
doch wohl eine ſeltene Ausnahme 
geweſen feyn. Denn die gemeins 
fhaftlihe Vormuͤnder-Verord— 


nung vom 28ſten Sept. 1767 


8. 1. findet es unnöthig, in Be 
treff der Bormundfchaft über leib— 
eigene Unterthanen etwas zu be: 
fiimmen, „weil die leibeigenen 
Unterthanen in Unierm Herzogs 


thum Holftein ordentlicher Weife 


wenig oder gar nichts Eigenes 
befigen.” 

22) Bol, die Schilderung bei 
Sſchohtz a. a. O. 862 uf. 


Schrader's Darſtellung S. 
41. iſt auch in dieſer Beziehung 
mildernd. 


23) Hudtwalker uͤber die 
Landſchulen in den adelichen Guͤ— 
tern Holſteins und ihre Haupt— 
maͤngel in den Prov. Ber. 1794 
J. Bd. ©. 39. Vgl. auch die 
Schilderung in Scholtz Nach—⸗ 
richten von Bovenau, Prov. 
Der. 1824 3tes Heft ©. 77. 
Ausnahmen davon wird es frei: 
lich gegeben haben, und als eine 
ſolche hat Hudtwalfer die 
Schule auf dem Gute Ranzau 
namhaft gemacht in den Prov. 
Der, von 1795 I. Bd, ©, 290. 


24) Z. B. in der oben genann⸗ 


ten Schrift des Hrn.v. Qualen. 
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eigenen felbft vielfältig ihre Lage unleidlich fanden. Wo fich 
auf adelichen Gütern der Glaube verbreitete oder erhielt, daß 
die Untergehörigen von Rechtöwegen nicht Leibeigen wären, 
da vereinigten fie fich wohl alle mit einander, um in einem 
gemeinfchaftlichen Proceffe gegen die Gutsherrfchaft ihre Frei= 
heit von der Leibeigenfchaft zu erftreiten 25), und wo’ feine 
Ausficht vorhanden war, auf dem Wege der Klage zur Freis 
heit zu gelangen, da fuchten die Leibeigenen fich durch Ent: 
weichung der Leibeigenfchaft zu entziehen 2°). Die mit der 
Leibeigenfchaft verbundenen Nachtheile trafen übrigens nicht 
die Leibeigenen allein, fondern eben ſowohl den Gutsherren, 
indem die Erfahrung zeigte, daß die Bearbeitung der Hoffel— 
der durch läffige, träge und entmuthigte Hofgänger einen ge= 
singeren Ertrag gewährte, als bei einer Bewirthfchaftung 
durch freie Dienftboten und Zagelöhner. Um fo eher mußte 
die im Jahre 1794 ergangene Aufforderung der Regierung, 
auf die Aufhebung der Xeibeigenfchaft Bedacht zu nehmen, 
bei den Gutöbefitern Eingang finden. Nach Iängeren Vers 
handlungen fam am 10ten Marz 1797 der Befchluß fowohl 
bei der Ritterfchaft, als bei den nichtrecipirten Gutsbefigern, 
wegen Aufhebung der Leibeigenfchaft zu Stande, und eine | 
Koͤnigl. Refolution vom 23ften Juni 1797 beftätigte dieſen 





25) So auf dem Gute Bram⸗ 
ftedt, Prov. Ber. 1792 II. Bd. 
S. 138; desgl. auf dem Gute 
Eronshagen in den Jahren 1732 
u.1740, und um diefelbe Zeit die 
Eingefeffenen von Öroßenbrode, 
Ueber die letztereSache giebt Aus: 
funft das Gutachten von Hart; 
mann. Landrechtl. Erörterungen 
1. Bd. ©. 489 und das landges 
richtliche Erfenntniß ald Anhang 
zu Schroedteri disputatio de 
notione rusticorum germano- 


/ 


rum, Goettingae 1743; ebens 
falls in den landrechtlichen Ers 
örterungen ©. 574. 

26) Das Entlaufen der Leib: 
eigenen war fehr haufig. Nach 
einer Notiz von Scholß a. a 
D. im Aten Hefte ©. 67. entlief 
von den Leibeigenen im Kirchipiel 
Dovenau regelmäßig der fiebente 
Mann, wobei allem Anfcehen 
nad), diejenigen nicht mit ges 
rechnet find, welcher die Guts— 
herren wieder habhaft wurden. 
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Befchluß, wornach innerhalb acht Jahre die Leibeigenfchaft - 
aufgehoben werden follte 27). Die Ausführung diefes Bes 
fchluffes erfolgte mittelft der Verordnung vom 19ten Dec. 
1804, wornach die Leibeigenfchaft in den Herzogthuͤmern 
Schleswig und Holftein von dem Aften Januar 1805 an, ohne 
alle Ausnahme gänzlich und auf immer abgefchafft, allen die 
Leibeigenfchaft betreffenden Gefegen, Verfügungen und Ge: 
wohnheiten ihre rechtliche Wirkung entzogen, die Einwilligung 
ded Gutsbeſitzers zur Heirath eines Untergehörigen und zur 
Erlernung eines Handwerks für wegfällig, und der bis. dahin 
zugelaffene Contract, Fraft deffen ein Freigeborener einem 
Andern fich zum Leibeigenen geben Fonnte, für unftatthaft 
und ungültigerflärt, auch die Anhaltung und Auslieferung eines 
Ausländers, welcher als Leibeigener vindicirt werden möchte, 
unterfagt wurde. Dies find die, auf die perfönliche Freiheit 
ſich beziehenden, Beftimmungen der angeführten Verordnung, 
Die übrigen, den Befiß der Bauerftellen, die Verforgung 
der ehemaligen Leibeigenen mit Altentheilen und Wohnungen 
betreffenden, Beltimmungen des Gefeßes gehören in einen 
andern Zufammenhang. Die Aufhebung der Leibeigenfchaft 
in den Herzogthümern ift nicht nur an und für fich, fondern 
ganz befonders wegen der Art und Weife, wie der Befchluß 


27) (Shriftian Graf zu 
Ranzau) Actenſtuͤcke zur Ge: 
fchichte der Leibeigenfchaft in den 
Herzogthuͤmern Schleswig und 
Holſtein, Hamburg 1797, wo— 
mit noch folgende Notizen zu ver⸗ 
binden ſind: Vorſchlag in der 
Verſammlung der nicht recipirten 
Gutsbeſitzer in Umſchlag 1795, 
Prov. Der. des Jahres II, Bd. 
©. 128; über den vorläufigen 
Beſchluß der Nitterfchaft vom 
8ten Juli 1795 daſelbſt ©. 227, 
ferner Prov.Ber. 17961. Bd. ©. 


225 und über den definitiven Bez 
ſchluß vom 10. März 1797 Prov. 
Der. des Jahres I. Bd, ©. 323 
und Prov. Ber. von 1798 M. 
Bd. ©. 215. Alle Gutsbefiger 
waren einmüchig dem Befchluß 
beigetreten, mit alleiniger Aus— 
nahme des Konferenzraths v. 
Coſſel auf Jersbeck. Eine recht: 
fertigende Borftellung deffelben an 
den König ift abgedruckt in den 
Prov. Der. von 1798 I. Bd. 
S. 145. 
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zu Stande Fam und die Maaßregel zur Ausführung gebracht 
wurde, des ungetheilteften Lobes würdig befunden und theils- 
haftig geworden 2°). 


$. 38. 


a) Die Borzüge des Fürftens 
ftandes, | 


Nach einer früher vorgefommenen Bemerkung ift in einer 
Darftellung der mit den Standesverhältniffen verbundenen 
Rechte nur von den Vorzügen des Fürftenftandes und von den 
Rechten des Adels zu handeln, da die Standeöverhältnifie 
der Öemeinfreien zu feinen weiteren Bemerkungen Anlaß geben. 
Dagegen kann, ehe wir auf die rechtlichen Verhältniffe der 
bevorzugten Stände eingehen, füglich die allgemeine Bes 
merfung vorausgeſchickt werden, Daß die Bedeutung ded Fürs 
ſtenſtandes und des Adels im Staate, keinesweges allein oder 
auch nur hauptfachlich von den mit diefen Standesverhälts 
niffen verbundenen Vorrechten abhängt, fondern daß in dies . 
fer Beziehung das Hauptfächlichfte auf dem Alter und auf 
dem Glanze des Geſchlechts und auf derjenigen Standeds 
würde, welche in der öffentlichen Meinung eine geficherte Anz 
erfennung gefunden hat, auf dem Anfehen und dem Einfluffe 
beruht, welche eben diefe öffentliche Meinung gewährt 2°). 


Das geltende Redt. 





28) Nehberg überden deut⸗ 
ſchen Adel S. 33. aͤußert ſich dar— 
uͤber folgendermaaßen: „Das 
ſchoͤnſte Beiſpiel einer mit Weis; 
heit und Thaͤtigkeit dem Bedürf: 
niffe der Zeiten zuvorfommenden 
Regierung ift unjern Zeiten durch 
den großen Plan einer verbeffer: 
ten Staatswirchfchaft der Königl. 
Daͤniſchen Staaten gegeben, von 
- welchem die Aufhebung der Leibe 
eigenfchaft einen Theil ausmacht 


und der miteiner Dilligkeit gegen 
alle Stände, einer Mäßigung _ 
und Beharrlichkeit betrieben wird, 
welche den Lirhebern die Vereh⸗ 

rung ihrer Zeitgenoffen und die 
Dankbarkeit der Nachkommen zu⸗ 


ſichert.“ 


29) Vgl. fragmentariſche Be⸗ 
merkungen uͤber den Adel in Eng⸗ 
land in den Kieler Blaͤttern J. Bd. 
©. 364 u. f. 
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a) Der Fürftenftand, welcher, nach einem noch forte 
dauernden deutfchen Sprachgebrauch, der hohe Adel (nobi- 
bilitas superior, la haute noblesse ) 3°) genannt wird, bes 
foßt, außer den Mitgliedern des Iandesherrlichen Haufes, 
auch die, deutfchen Faͤrſtlichen Familien angehörigen, Indi— 
piduen, welche in hiefigen Landen anfälfig geworden. find. 
Es wird ebenfall$ Feinen Zweifel leiden koͤnnen, daß den Mit: 
gliedern Fürfilicher Haufer überhaupt, wenn fie fich in hiefis 
gen Landen aufhalten, oder bei hiefigen Berichten rechtliche 
Anfprüche geltend machen, die Rechte des Fürftenftandes in— 
ſofern eingeräumt werden, als dieſe in einem anerfannten 
Range und in dem Anfpruch auf die diefem Nange gebuͤh— 
renden Titulaturen und Ehrenbezeugungen befichen ?*). Den, 
regierenden Fuͤrſtlichen Familien in Deutfchland find durch 
die deutfche Bundesacte diejenigen Fürftlichen und Gräflichen 
Haͤuſer gleichgeftellt, welche im Fahre 1806 und fpäterhin 
ihre Regierungsrechte verloren haben und mittelbar geworden 
find 2), welche Beftimmung ficherlich auch außerhalb den 
deutfchen Bundesftaaten in gewiſſem Betrachte Anerkennung 





30) Die dentſche Bundesacte 
Art. 14. bedient fi) des Aus— 
drucks „hoher Adel” in einer jols 
chen Art und Weiſe, daß dazu 
. nicht bloß die ehemals reichsſtaͤn— 
difchen Käufer, welche feit 1806 
ihre Landeshoheit verloren haben, 
fondern aud) die jeßt regierenden 
Fürftlihen Familien gezählt wer; 
den, 


31) Dies beruht zunachft auf 
allgemeiner Europäijcher Sitte, 
und auf einem völkerrechtlicyen 
Princip. Vgl. übrigens oben 

im 1. Bde, ©, 138, 


32) Der Art, 14 der deut: 


fhen Bundesacte bezeichnet diefe 
Perſonen als ehemalige 
Reichsſtaͤnde und Reichs— 
angehoͤrige. Wenn Kluͤber 
(Acten des Wiener Congreſſes 
VII.Bd.S.476) unter Reich s⸗ 
angehoͤrigen den ehemaligen 
unmittelbaren Reichsadel, oder 
die Reichsritterſchaft, verſtehen 
will, fo widerlegt ſich dieſe An⸗ 
ſicht durch den Inhalt des Art. 
14. ſelber, da ausdruͤcklich nur 
einzelne, keinesweges aber alle 
den ehemaligen Reichsſtaͤn diſchen 
Haͤuſern eingeraͤumte Rechte dem 
ehemaligen Reichsadel find verlie⸗ 
hen worden. 
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gefunden haben und finden wird. Ein wichtiges gemeinfames 

Hecht aller Zürftlichen Familien, ift das Recht der Eben: 
bürtigfeit®®), d. 5. Anerkennung der Standesgleichheit 
mit allen Fürftlichen Häufern, ohne Rücficht auf die fonftige 
noch fo große Verfchiedenheit der Verhältniffe. Dies Recht 
ift allerdings da von befonderer Wichtigkeit, wo nach den 
Hausgeſetzen des Fürftenftandes nur ftandesmäßigen Ehen 
und nicht den fogenannten Mißheirathen ?*) die vollftändigen 
rechtlichen Wirkungen einer Ehe beigelegt werden. Daß aber 
auch, abgefehen davon, das Recht der Ebenbürtigfeit werth: 
voll und wichtig fey, fallt von felbft in die Augen. Diefes 
Hecht hat Beziehung auf allgemein völferrechtliche DVerhält: 
niffe und in allen Europäifchen Staaten Bedeutung. Die 
Negenten der Europaifchen Staaten bilden gewiffermaaßen 
eine große Familie ?7), und jedes Mitglied des Fürftenftan- 
des gehört eben durch feine Zürftliche Würde diefer großen 
Familie an. In manchen privatrechtlichen Verhältniffen gels 
ten für die Mitglieder des Iandesherrlichen Haufes eigenthuͤm⸗ 
liche Rechtönormen oder befondere Hausgefeße. Solche, von 
dem allgemeinen Landesrecht abweichende, Beftimmungen find 
namentlich in Betreff ihres Mindigkeitsalters und ihres Ges 
richtöftandes anerkannt ?°). Ein eigentliches Necht der Aus 
tonomie wird indeß fehwerlich diefen Familien und ihren Mit: 
gliedern eingeräumt werden koͤnnen, da zur Gültigkeit autos 
nomifcher Verfügungen eine Iandesherrliche Beftätigung er= 
forderlich ift 37). Inſofern die rechtlichen Verhältniffe von 


33) Sin der Franzöfifchen Ue⸗ 
berfeßung der Bundesacte wird 
die Ebenbürtigfeit genannt: „le 
droit de naissance egale avec 
les maisons souveraines,’’ 

34) Bol. oben im I. Bande 
S. 173. 

35) Zu den Titulaturen, wels 


he die Könige und Fürften ſich 
geben, gehören ja auch die ver: 
wandtichaftlihenBezeichnungen: 
Druder, Vetter u, ſ. w. 

36) Vgl. oben im II. Bd. 
©. 319. und im gegenwärtigen 
Bande ©. 99. 


37) Bl. Eihhorn deut: 
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Mitgliedern auswärtige Fürftlicher Familien in vorkommen⸗ 
den Fallen nach den hier geltenden Landesgefegen und nicht 
nach ihren Perfonalftatuten zu beurtheilen find, werden in 
Hinfichr ihrer von den ‚gewöhnlichen Rechtsnormen Feine Aus: 
nahmen Statt finden Finnen, wenn nicht deshalb beföndere 
Iandesherrliche Privilegien ercheilt feyn follten, und es wird 
namentlich die Frage, ob eine Ehe, welche nach den Hausge⸗ 
feßen einer Fürftlichen Perfon als eine Mißheirath anzufehen 
ſeyn würde, in Betreff der hier zu Lande eintretenden rechts 
lichen Wirkungen einer folchen Ehe, nicht nach den Hausge⸗ 
fegen der Zürftlichen Perfon, fondern nach dem Landesrechte 
zu beantworten feyn. Wenn die Gemahlin eines Zürften in 
Fällen folcher Art Titel und Rang ihres Gemahls nicht ans 
nimint, ohne daß zur Eingehung einer morganatifchen Ehe die 
Iandesherrliche Erlaubniß ertheilt, oder eine auswärtd einges 
gangene morganatifche Ehe als folche Tandesherrlich anerkannt 
worden ift, fo kann died nur als eine conventionelle Form freis 
williger Zurücgezogenheit, nicht aber ald eine rechtliche Noth⸗ 
wendigfeit angefehen werden. Daß Fürftliche Perfonen: von 
der koͤrperlichen Ableiftung feierlicher Eide frei feyn follten, 
und daß einfache Verficherungen oder fchriftliche Eide bei ihnen 
ald genügend anzufehen find, laͤßt fich nach den Kandesrechten 
- nicht behaupten ?®), Der hohe Adel war früherhin nicht bloß 

ein erbliches oder Geburtörecht. So Tange reichdunmittel: 
bare Pralaten da waren, welche durch Canonifche Wahl der 





ſches Privatrecht h.64. Eine wirks 
liche Autonomie ſcheint auch die 
Bundesacte Art. 14 nur den 
Haͤuptern ehemals reichsftändis 
fcher Familien, nicht aber andern 
Mitgliedern des Hauſes beizu⸗ 
legen. 

38) Die Befreiung fürftlicher 


Falck's Ganbbuch IV. 


Perſonen von förmlichen Eides- 
leiftungen beruht überhaupt auf 
particularem Gerichtsgebrauch. 
Dot. Eihhorn’s Grundfäge 
des Kirchenrechts Il. Bd. ©. 544. 
und insbefondere Geluͤck's Com: 

mentar XIL Bd. ©. 350. | 


15 


! 
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Capitel zu ihren Aemtern und Wuͤrden gelangten, gab es auch 
einen perſoͤnlichen hohen Adel, zu welchem nach der Kirchen⸗ 
verfaſſung unſeres Landes der Erzbiſchof von Bremen und der 
Biſchof von Luͤbeck gehörten. Wie in Deutfchland theils früs 
ber, theild durch den Regensburger Deputationsreceß von 
4803, durch die Aufhebung der unmittelbaren Reichspraͤla⸗ 
turen, fo ift bei und durch ‚die Echidfale, welche die Hoch- 
ftifter von Bremen und Lübec betroffen haben, der perfüns 
Jiche hohe Adel ganz erlofchen. Gegenwärtig ift alfo der hohe 
Adel nur ein erblicher oder Geburtsftand, und entfieht, wie 
aller Adel überhaupt, durch Geburt in gefegmäßiger Ehe, 
- und was in der Folge von der Entftehung des niedern Adels 
einer Perfon durch die Geburt bemerkt werden wird, gilt auch 
für den Fürftenftand. Es kann ferner die Fürftliche Würde 
unter Umftänden durch Standeserhöhung erlangt werden. 
Eine folche Standeserhöhung feßt aber zugleich voraus, daß 
damit die Aufnahme in eine bereits beftehende Fürftliche Fa= 
milie verbunden ift, oder eine folche Aufnahme förmlich anz 
erkannt wird ??). Das Eharacteriftifche des hohen Adels bes 
fieht eben darin, daß eine Familie zu den regierenden Haus 
fern gehöre. Diefe Stellung kann aber durch bloße Standess 
erhöhung eines Judividuums nicht bewirkt werden. Als rechts 
licher Erlöfchungdgrund des erblichen hohen Adels Fann wohl 
allein die Entfagung oder. das freiwillige Aufgeben angefehen 
werden. Es fcheint nämlich fein Grund vorhanden zu feyn, 
weshalb nicht auf dieſem Wege der fürmliche Eintritt Fürfts 
licher Perfonen in einen andern Stand follte erfolgen koͤnnen. 
Der Verluft aller Succeffionsrechte durch widrige Schidfale 
wird. den Verluft der Fuͤrſtlichen Würde in Feiner Weife nach 





39) Bol. II. Bd. ©. 195. Carl in den Fürftenftand, Die 
und das dortangeführte Beiſpiel Gefhihte Schweden's bietet 
von der Erhebung der Mutter das Beifpiel dar von der Adop: 
des Plönifchen Herzogs Friedrich tion eines Ihronfolgers. 
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fich ziehen Finnen. Was die deutfche Buudesacte in Betreff 
der ehemals reichöftändifchen Häufer ausdruͤcklich beftimmt 
hat, ift ohne Zweifel nichtd anders, ald was immer ald gel⸗ 
tend ift angefehen worden. Auch Fürftliche Familien oder 
einzelne. Zweige derfelben Fünnen durch widrige Gefchide fo : 
herunter fommen, daß fie es vorziehen, fich gleichfam in die 
Dunfelheit des Privatlebens zurücdzuziehen, und von den mit 
ihrer Fürftlichen Würde verbundenen Rechten keinen Gebrauch 
zu machen. Wenn veranderte Umftände es fpateren Nach⸗ 
kommen geftatten, aus einer folchen Zuruͤckgezogenheit wies 
derum hervor zu treten und ihren früheren Rang in der bürgers 
lichen Gefellfchaft von neuem einzunehmen, fo würde, voraus⸗ 
gejeßt, daß der erforderliche Beweis des Anſpruchs genügend 
beigebrachtwäre, Dagegen fchwerlich etwas zu erinnern feyn +9), 


$. 39. 
b) Der niedere Abel. 


b) Der Adel im eigentlichen Sinne des Wortes, der niedere 
Adel (nobilitas inferior), befteht aus denjenigen Familien und 
Perfonen, welche beftimmte erbliche Vorrechte vor den Ges 
meinfreien erworben haben. Diefer Adel iſt allemal ein erbs 
licher Stand, ein Geburts: oder Gefchlechtäadel, und ohne 
willführliche Abweichung von dem gewöhnlichen Sprachges 
brauch kann man weder nach gemeinem Rechte noch nach une 
fern Landesgefegen von einem yperfönlichen niedern Adel 


40) Bei einer weiblichen Lie  Norwegifhen Königs Harald 
nie, infofern die Fürftlihen Suc⸗ Haarfager durch eine Tochter ges 
ceffionsrechte darin fortdauern, weſen und feine Familie noch in 
fann dergleichen am erften vors der Zeit Chriftian des Vierten, 
fommen. Der vor einigen Jah⸗ durch diefen König veranlaßt wors 
ten verftorbene Profeffor zu Chris den fenn, ihren Anfprüchen auf 
ffiania, Fougner-Lundh, den Norwegifhen Thron foͤrm⸗ 
foll ein directer Nachkomme des - lich zu entfagen. 
z ‘ 15 * 
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reden +"). Die Rechte ded niedern Adels find übrigens nicht 
bei allen Familien diefelben, indem durch die Aufnahme in das 
Corps der Ritterfchaft und durch Ertheilung gewiffer höherer 
Titel jene Rechte bei einigen Familien find modificirt wOrs 
den. Man fann daher drei Claffen des niedern Adels unter: 
feheiden, den gewöhnlichen, den ritterfchaftlichen und den beti= 
telten Adel. Andere Arten des Adels kommen bei und nicht 
vor. Gemeinrechtlich unterfcheidet man noch einen alten und 
einen neuen Adel, in dem Sinne, daß zum alten Adel dies 
jenigen Perfonen gerechnet werden, welche in mehreren Ges 
fchlechtern nicht nur auf vaterlicher, fondern auch auf mütters 
licher Seite von lauter adelichen Ahnen abftanımen. Mindes 
ſtens follte fich diefe Abftammung bis auf die Großeltern er= 
fireden. Ein folcher alte Adel war und ift wohl noch in ans 
dern Ländern flaturenmäßig erforderlich, um in gewiffe Cor: 





4) Die Berufung auf die 
Reichsgeſetze bei Eihhorn im 
deutſchen Privatrecht $. 58, und 
bei andern Schriftftellern fcheint 
auf einer Verwechfelung zu be: 
ruhen. Die Geſetze haben aller: 
dings wohleinigen Beamten und 
andern Claſſen angefehener Per: 
fonen gewiffe oder auch alle Rechte 
des Adels für ihre Perfon, oder 
auf gewiffe Grade der Deicen- 
den; beigelegt. Da aber Adel, 
feinem Begriffnach, immer Erb: 
lichkeit in's Unbegrenzte voraus: 
ſetzt, fo ift jene Gleichſtellung 
anderer Perfonen mir dem Adel 
doch niemals eine vollftändige, 
und es führt daher nur zur Ver: 
wireung der Begriffe, ſolche 
Rechte und folhe Claſſen von 
Derfonen einen perfönlichen Adel 
zu nennen, Bei uns find durch 


eine Verordnung vom 11tenFebr. 

1679 allen Civilbeamten vom 

Range die Privilegien des Adels 

beigelegt, und nach dem Patent 

vom 12ten Aug. 1808, betr, 

eine Veränderung in der Rang⸗ 

ordnung, find alle, die einer 

von den in den drei erften Claſſen 

aufgezählten Könige. ‚Aemtern 

befleiden oder befleidet haben, 

für fib, ihre Ehefrauen und 

rechtmäßigen Kinder erften Ölics 

des dem Adel gleich zu achten, 
und genießen alle dem, Adel bei; 

gelegten Privilegien, Ehren, 
Würden und Vorrechte. Deſſen 

ungeachtet fallt es bei uns Nie⸗ 

manven ein, folche Familien oder .' 
Perfonen zum Adel zu zählen. 
Daffelbe gilt von dem ſogenann⸗ 
ten Officiersadel. Bol. Kieler 
Blätter VII. Bd, ©. 137. 


. 
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porationen aufgenommen zu werden. ‘Der Adel eines: Feden, 
welcher die erforderliche Ahnenzahl nicht hatte, galt bloß als 
neuer Adel 42). Das Erforderniß von vier Ahnen beruhte 
in älteren Zeiten auf gemeinem Recht +?). Der Grundfat hat 
ſich aber nicht erhalten. Wo derfelbe in neuern Zeiten anges 
troffen wird, hat er lediglich in den Statuten von Corpo—⸗ 
‚rationen feine Quelle, wie in den Statuten der Ritterorden, 
der Domcapitel, der Ritterfchaften u, f. w., die von dem ger 
wöhnlichen, verwerflichen Corporationsgeifte geleitet, überall 
‚bemüht waren, die Aufnahme in ihre Eorporationen zu erſchwe⸗ 
ren, und deshalb die erforderliche Ahnenzahlaufacht, ſechszehn, 
ja bis auf vierundfechözig fteigerten **). In den biefigen 
Herzogthuͤmern haben Feine Corporationen in ihren Statuten 
foiche Beftimmungen über alten Adel aufgeftellt und es hat 
daher die ganze Unterfcheidung zwifchen altem und neuem 
Adel in unferm Rechte Feine practifche Bedeutung, Die mei⸗ 
fien, den Adel betreffenden, rechtlichen: Grundfäge gelten ges 
meinfchaftlich für alle Claffen des niedern Adels. Es wird 
daher paffend ſeyn, dieſes Gemeinfchaftliche voranzufchiden 
und darauf das Specielle folgen zu laffen, welches bIoß den 
ritterfchaftlichen oder den titulirten Adel angeht. Was nun. 
L die Entftehung oder Erwerbung des Adels be: 
trifft, fo giebt ed noch gegenwärtig eine nicht geringe Anzahl 
adelicher Familien und die Anzahl war früherhin bedeutend 
größer, welche, fo weit die Kunde in die Vorzeit hinauf reicht, 
- zunn Adel gehört haben, ohne daß man im Stande iſt, den 
erften Urfprung des Adels diefer Familien anzugeben. Ein 
foIcher Adel heißt Uradel (nobilitas avita). Der Adel ande: 
rer Familien beruht dagegen auf Iandesherrlichen Standeds 





* 


42) S. Eichhorn deutſches AA) Bol. daruͤber Reh er g's 
Privatrecht $- 39. gefammelte Schriften U. 2». 
43) Runde’g Privatrecht ©. 218, 
. 328 und $. 877. Ä 
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‚erhöhungen. Wegen der Nobilitationspatente oder Adels⸗ 
briefe, anf welchen die Standesrechte folcher Familien bes 
zuben, wird diefer Adel der Briefadel (nobilitas codicilla- 
ris) *°) genannt, Adelsbriefe, durch welche freilich urfprünge 
Lich zunachft die Aufnahme unter die Iandesherrliche Dienfts 
mannfchaft bewirkt oder bezeugt wurde, beginnen in Dänes 
mark unter Waldemar L und im Herzogthum Schleswig mit 
der felbfiftändigen Stellung der Schleswigfchen Herzöge *0). 
Die Könige von Daͤnemark haben fortwährend das Recht der 
Staudeserhöhung ausgeübt, und daß daffelbe Recht den 
Schledwigfchen Herzögen zuftand, ift nicht zu bezweifeln, obs 
gleich fie in fpäteren Zeiten feinen Gebrauch davon gemacht 
zu haben fcheinen. In Deutfchland fonnten zur Zeit der Reichs 
verbindung der Adel nur vom Kaifer und während des Zwis 
fchenreich8 von den Reichöpicarien, dann auch von denjenigen, 
welchen der Kaifer die große Comtiv verliehen hatte, ertheilt 
werden +7), Gegenwärtig ift dad Recht der Standeserhoͤ⸗ 
hung jedem ſouverainen Regenten zuftändig, und es ift Iedigs 
lich als etwas Zufälliges zu betrachten, wenn nicht alle Res 
genten deutfcher Bundesftaaten dafjelbe fchon jet ausgeubt 
haben, In den vorher erwähnten älteften Diplomen diefer 
Art ift zwar der Webergang der ertheilten Vorrechte auf die 
Machlommen des Geadelten nicht ausbrüdlich Erwähnung ger 
ſchehen, aber ohne Zweifel Tag es immer in der Abficht, wie 
in den neueren Diplomen ausdrüdlich gefagt wird, daß die 
Standesderhöhung fich auch auf die ehelichen Nachkommen er- 





45) Eich horn deutfches Pris nen großen ſtaatsrechtlichen Vers 
vatrecht $. 60. Anderung. Esftehtin Suhm’s 
46) Hvitfeldt's Chronik dänifcher Gefhichte XI. Bd. S. 
I, Bd. ©, 147. Das ältefie 394 Vgl. oben im IU. Bo, 
befannte Schleswigfhe Diplom S. 342, 
diefer Art ift von 1334 alfo wes 
nige Jahre nach der im Herzogs 47) Bol, oben im II, Sp. 
thum Schleswig 1326 eingetrets S. 116 u. f. 
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ſtrecken ſolle, oder daß Jemand mit ſeiner geſammten ehelichen 
Deſcendenz in den Stand des Adels aufgenommen werde. 
In Deutſchland war es dabei gewoͤhnlich, daß dem Geadelten, 

wie es hieß, vier Ahnen geſchenkt, d. h., daß ruͤckwaͤrts 
hinauf, Eltern und Großeltern geadelt wurden +8). Su 
früheren Zeiten feheint jede Standeserhöhung ohne Weite: 
red allenthalben Anerkennung gefunden zu haben, und 
nicht in feinen rechtlichen Wirkungen auf das Gebiet des Res 
genten, welcher den Adel ertheilt hatte, beſchraͤnkt geweſen 
zu ſeyn. Setzt Fommen andere Grundfäge zur Anwendung 
und ausländijcher Adel bedarf, um hier zu Lande wirkſam zu 
feyn, einer ausdrüdlichen Anerkennung der Regierung *). 
Der von dem deutfchen Kaifer oder von feinen Stellvertretern - 
früherhin verliehene Adel wird indeß in Holftein nicht als ein 
auslandifcher angefehen werden koͤnnen, und auch wohl im 
Herzogthum Schleswig Anerkennung finden 5°). IL Der 
Vebergang des Adels auf die Kinder, ift der Regel 
nach bedingt durch deren eheliche Geburt, zu welcher, nach 
dem heutigen Rechte, auch bei dem Adel nichts weiter erfors 
dert wird, ald daß die Kinder in gefegmaßiger Ehe geboren 
werden, keinesweges aber, wie nach dem älteren Rechte 3"), 
daß fie auch in gefegmaßiger Ehe erzeugt find. Ausnahme: 
weife kann auch der Uebergang adelicher Standeörechte auf 





48) Diefe fictive Ertheilung 
des Adels an die Afcendenten des 
Geadelten hatte: in Fallen, wo 
alter Adel erforderlicd) war, feine 
practifche Bedeutung. Danz 
Handbuch des deurfchen Privat: 

rechts IV. Bd. S. 70.. 


49) Reſolution vom 14ten 
Dec. 1775. Dies iſt unſtreitig 
jetzt auch in andern Ländern gel⸗ 
tender Grundſatz. Vgl. indeß 


Eihhorn deutſches Privat; 
recht $. 59. Note g. 

50) Die angeführte Refolu- 
tion vom 14ten Dec. 1775 cha⸗ 
racterifirt den fremden Adel mit 
Ruͤckſicht auf die urfprüngliche 
Verleihung und nicht mit Rück: 
fiht auf das bisherige Domici— 
lium der Perfon, 

. 51) ©. ©p. I, 36. $. 1. 
fpricht diefes firengere Princip 
allgemein für alle Stände aus, 
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die Kinder bewirkt werden durch Legitimation. Indeſſen hat 
unſer Landesrecht der Legitimation durch nachfolgende Ehe dieſe 
Wirkung gänzlich entzogen *2). Dieſe neuere Verordnung 
deutet aber in ihrer Faffung darauf hin, was übrigens auch 
eine notorifche Sache ift, daß das per rescriptum principis 


“ Iegitimirte Kind dadurch der adelichen Standesrechte feines 


Vaters theilhaftig wird. Der Adoption kann aber, wie nach 
gemeinem Rechte, fo auch nach unferm Landesrechte diefe 
Wirkung nicht beigelegt werden °?). Eine etwanige landes⸗ 


‚herrliche Confirmation einer auf Uebertragung des Adels ges 


richteten Adoptionsacte würde rechtlich als ein neues Adelds 
diplom anzufehen ſeyn. Wenn auch in dem urjprünglichen 
Adelsbrief die ausdruͤckliche Bewilligung, ertheilt feyn follte, 


den Adel durch Adoption auf Adoptivfinder oder. auf andere 


Berwandte überhaupt zu übertragen °*), fo kann eine folche 
vorausgehende Bewilligung keine größere Wirkungen haben, 
als die nachher erfolgende Confirmation %°). II. Die mit 
dem Adel verbundenen Rechte find größtentheild dems 
felben gegenwärtig nicht gerade eigenthümlich. Mehrere diefer 
Rechte sheilt der Adel mit Beamten und characterifirten Pers 
fonen. Immer tritt aber doch bei dem Adel die Eigenthüms 
lichkeit ein, daß der Rechtsgrund, auf welchen die Standeds 
vorzüge deffelben beruhen, ein anderer iſt, als bei den übri: 
gen Privilegirten. 1) Das in der älteften Zeit wichtigfte Recht 
war unftreitig die Befugniß in die Tandesherrliche Dienſtmann⸗ 





52) Verordnung vom Aöten 
Juli 1778. 


53) Bol. Runde’s deutfche 
Privatrecht $. 378 und Eiche 
horn's deutihes Privatrecht 
$. 60. Note f. und $. 315, 


54) Deifpiele ſolcher Nobilis 
tationspatente find angeführt in 


Dan; Handbuch des deurtichen 
Privatrechts IV. Bd. S. 69. 

55) D. h. ein ſolcher Adel 
wird angefehen, als fange dere 
felbe erft in der Perfon des Adops 
tivfindes an, infofern irgend 
Rechte von dem höheren Alter 
eines Adels — ag Bi 
Danz a. a. O. S 


Erſter Abſchnitt. Allgem. Perfonenrecht. 233 


fchaft einzutreten," und durch Uebernahme des Ritterdienſtes 
die mit demfelben verknüpften Privilegien zu erlangen. Nach 
dem eingetretenen großen Veränderungen der Kriegsverfaffung - 
kommt aber gegenwärtig dies Recht nicht weiter in Betracht, 
und jelbft dad Recht der im Lande wohnenden und änfäffigen 
Udelichen, ohne Weiteres auch in jeder andern Beziehung zur 
Schleswig » Holfteinifchen Ritterfchaft zu gehören, feitden die 
Ritterſchaft eine gefchloffene Corporation geworden ift, ganze 
lich aufgehört hat. . Mit der Altern Kriegsverfaffung und die 
Stellung des Adels in derſelben hängt aber 2) die Befugniß 
zuſammen, ein der Familie gehöriges. adeliches Wappen 
zu führen. Als Haupttheile des adelichen Wappens gelten 
Schild und Helm, weshalb die Adelichen auch als folche 
bezeichnet werden, die zu Schild und Helm geboren find, Won 
den Wappen (insignia, arma, armes) und dem Wappen: 
recht foll aber in einen eigenen Anhang zu diefem Kapitel 
($.41.) gehandelt werden. 3) Dem Adel werden obfervanzs 
mäßig beſtimmte Fanzeleimäßige Prädicate ertheilt. Das 
Nähere über diefe Eurialien und Zitulaturen beruht theild auf 
dem Gebrauch der Behörden und Collegien, theils auf conven— 
tioneller Sitte. A) Als ein gewöhnliches Kennzeichen des 
Adels ift eö in Gebrauch gefommen, das Wörtlein „von“ 
dem Familiennamen voranzufegen. Der Gebrauch ift zu einer 
Zeit entftanden, ald die Adelichen noch Feine Familiennamen 
führten, und gewöhnlicher Weife mit ihrem Vornamen bes 
nannt, zur befjeren Unterfcheidung aber durch die Angabe der 
Familienbeſitzungen genauer bezeichnet wurden. Daher ift es 
zu erklären, daß die meiften Namen unferer alten adelichen 
Samilien zugleich ald Namen von Dörfern vorkommen 56), 





56) 3. B. Ahlefeld, Bro: Beziehung, 3. D. vonder Wiſch 
dorf, Buchwald, v. Qualen, Ru⸗ (de prato) von Hagen (de inda- 
mohr u. ſ. w. Kinzelne andere gine). Äuch mögen allerdings 
Namen haben eine fonftige locale Beinamen auf andere Weife und 
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Anfänglich haben mit dem Wechfel ‚ver Beſitzungen auch 
die Namen der Familien fich verändert, und es ift fchwer, 
zu fagen, wann die Familiennamen in den adelichen Familien 
im eigentlichen Sinne erblich und unveranderlich geworden 
find, zumal, da der Gebrauch unveranderter Familiennamen 
‚nicht bei allen Adelsgefchlechtern gleichzeitig eingeführt wors 
den iſt. Seit dem Anfange des vierzehnten Jahrhunderts hat 
aber ohne Zweifel der Mechfel der Namen aufgehört $7). 
Menn gleich jeder Adeliche das Recht hat, die Partikel:,,von” 
feinem Samilien voranzufegen, fo iſt der Gebrauch in. diefer 
Beziehung niemals conftant gewefen, und manche Adeliche 
unfered Landes haben fich früherhin ohne ‚‚von” gefchrieben, 
fo wie dergleichen jegt auch noch vorfommen mag *8). Um⸗ 





Beranlaffung entftanden und Fa: 
miliennamen geworden ſeyn. 
Einzelne Familiennamen find 
nach den Vornamen der Stamms 
väter gebildet, 

57) Die älteften Familienna⸗ 
men der Adelihen fcheinen eben 
diejenigen gewefen zu feyn, wels 
he aus dem Namen eines 
Stammvaters gebildet find. In 
den Visionibus Godeschalei, um 
1160, (Langebeck Scriptores 
V.Bd. ©. 367.)Eommenzwei fo 
benannte Geſchlechter vor: Da- 
sonidae und Bakaridae, Wie 
mögen dieje Familiennamen im 


Deutſchen gelautet Haben? Ue⸗ 


ber den Stammvater der Daſo— 
niden fiehe oben im I. Bde. ©, 
225. Beiſpiele vom Wechiel 
der Familiennamen fommen we; 
nigftend noch im dreizehnten 
Jahrhundert vor. Sn einer 
Urkunde von 1262 ( Zünigs 
specilegium ecclesiasticum 11. 


Bd. S. 313.) find zwei Brüs 
der: Luder von Corzla und 
Johannes NRuffe genannt, 
die nach einer Urkunde des fols . 
genden Jahrs (dafelbit ©. 315.) 
zur Familie v. Qualen gehörs 
ten. Kine Urfunde vom Jahre 
41300 (Noodt's Beiträge L 
Bd. ©. 197.) haben fratres de 
Otenbutle ausgeftellt, die, nad) 
den ©iegeln, aus der Familie 
Reventlow waren. Diefer Wechs 
fel der Namen macht eben die 
Geſchichte der adelichen Familien 
fehr ſchwierig. Bol. Chris 
ftiani Gefchichte I. Bd, S. 
376 u. 377 und meine Bei: . 
träge II. Bd.S. 17 u. 18. Vor⸗ 
rede S. V. und ebenfalls die Vor⸗ 
rede zum III, Bde, 

58) In dem Verzeichniß der 
Nitterfchaft von 1564, Stb. 
Mag. X. Bd. ©. 963. findet 
fih ‚,von” nur bei verhältniß: 
mäßig fehr wenigen Namen, 
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gekehrt giebt es buͤrgerliche Familien, welche ihrem Namen 
„von“ voranſetzen. Der Gebrauch, daß ſich die Dfficierevom - 
Zandetat fich ‚‚von” ſchreiben, ift gewiß erſt ziemlich neuen 
Urfprungs 5°). 5) Der einheimifche Adel und der auslaͤn⸗ 
Difche , nachdem die Iandeshertliche Anerkennung ift bewirkt 
worden, hat einen privilegirten Gerichtöftand und zwar bei 
den DObergerichten jedes Herzogthums °°). 6) Auf das Erbs 
recht hat der adeliche Stand gegenwärtig: infofern einen Eins 
fluß, als die Hanbenbandsgerechtigkeit nicht mehr als ein 
ausfchließended Vorrecht ritterfchaftlicher Wittiven anerkannt 
ift 6°), Das Nähere hierüber wird im Erbrecht vorfommen. 
Der Adel hat endlich 7) eine Befreiung von der Militairs 
pflichtigkeit. Sm Uebrigen aber ftehen demfelben Feine fon: 
flige Begunftigungen oder Befreiungen zu, namentlich Fein 
Recht der Autonomie, felbft wenn man das Recht, Familienfideis 





Seitdem ein Zweig der Familie 
Rantzau zum Beſitz der Grafs 
fchafr diefes Namens und damit 
zum Befiße der Landeshoheit ges 
langte, fchrieben fie fih Grafen 
zu Rankau, ein Gebrauch, den 
die Familie fpäterhin beibehalten 


at, 

59) Werlauff Antegnelfer 
til Holberg I. Bd. ſetzt den Ur⸗ 
fprung diefes Gebrauchs in den 
Zeitraum von 1758-1762. Das 
mals mag denn vielleicht in Dane: 
marf eine gefeßlihe Sanction 
des Gebrauches erfolge feyn. 
Allein ſchon im Jahre 1720 treibt 
Holberg in feinem Jacob v. 
Thyboe wie mit den Gelehr⸗ 
ten, die zur Bezeichnung ihres 
gelehrten Standes ihren Namen 
eine lateinifhe Endung geben, 


fo auch mit den Kriegsleuten fei- 136 


nen Spaß, die ihrem Namen . 
das Wörtchen „,von” voranfeßen, 

60) Verordnung vom 15ten 
Sjuli 1778. Die ftädtifchen Ger 
richte Haben in frühern Zeiten in= 
def das Privilegium Fori des 
Adels nicht anerkannt. Schlesw. 
Stadtrecht Art. 83 u. 834. Clae- 
den mon. flensb. 1.Bd. ©.181, 
1. Bd. ©. 43. Die Heraus: - 
geber des C. C. St. I, Bd. ©. 
34. führen noch aus dem Jahre 
1605 ein Erfennmiß an, in 
welchem die Gerichtöbartkeit des 
Magiftrats tiber folch-e Adeliche, 
die in einem bürgertichen Haufe 
wohnten, geltend ge macht wurde, 

61) Durch ein: Referipe vom 
14ten Juni 1738 iſt die erwähnte 
Veränderung bewirkt worden. 
Bol. Panılen’s Lehrbuch 6. 

! 


* 
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commiffe zu errichten, ald Ausfluß eines folchen Rechts ans 
fehen wollte, da nach unfern fandesgefegen es allen und jeden 
frei ſteht, über fein Vermögen fideicommifforifch zu disponi⸗ 
ren, ohne in diefer Beziehung nach dem gemeinen Rechte ruͤck⸗ 
fichtlich der Dauer des Fideicommiffes beſchraͤnkt zu feyn. - 
Es kann hier noch daran erinnert werden, daß im alten Straf: 
rechte wie der Geburtsftand überhaupt auf die Größe der Buße 
einen Einfluß zu haben pflegte, fo auch dem Adel eine höhere 
Buße beftimmt war, wieden Gemeinfreien. Dem Strafiyftem 
des Juͤtſchen Loos ift indeß diefe Rüdfichtnahme auf den Ges 
burtsftand des Verleßten bereits völlig fremd, und bei der fpater 
eingetretenen Veränderung im Strafrecht ift ganz allgemein jene 
Wirkung der Standesverfchiedenheit überhaupt und des ades 
lichen Standes Infonderheit völlig verfchwunden ?). IV. Der 
Derluft des Adels Fann erfolgen 1).durch eine freiwillige 
Entſagung, welche theild ausdrüdlich, theils auch ſtillſchwei⸗ 
gend gefchehen kann. Die freiwillige Entfagung muß in einem 
förmlichen Aufgeben des Adels befiehen, und es dürfte erfors 
derlich feyn, daß die desfallfige Erflärung vor einer öffent- 
lichen Behörde erfolge. Eine ftillfchweigende Entfagung wird 
kaum auf eine.andere Weife Statt finden fünnen, ald dadurch, 
daß ein Adelicher, unter Aufgebung feines adelichen Namens, 
son einer Perfon bürgerlichen Standes fich adoptiren laßt, 
und auf diefe Weife förmlich in einen andern Stand eintritt. 
Wenn eine adeliche Frauensperfon einen Nichtadelichen heiras 
thet, fo kann darin an und für fich nicht das Aufgeben der 
adelichen Standesrechte liegen. Durch die Ehe tritt zwar die 
Frau in’ den Stand des Mannes über, und kann daher in dem 
vorausgefe sten Fall, fo lange die Ehe dauert, die Rechte des 
Adels nicht :geltend machen. Nach Beendigung der Ehe wers 
dein aber die‘ Standesrechte der Frau wiederum wirkfam 63). 
* 





- 62) S. Sp. 1, 46 und III, | 63) ©. Sp. 1, 45. $. 1. und 
45. Juͤtſches Lov IH, 21. Vgl. III, 45. 9. Zu. 3. 
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Eine gewöhnliche Lehre ift ed ferner, daß die Aufnahme in 
eine Handwerks- oder Krämer: Snnung, eine gemeine knech⸗ 
tifche Handthierung, oder die Betreibung eines nach den Ges 
ſetzen fchimpflichen Gewerbes den Verluft des Adels zur Folge 
habe, und ed werden diefe Fälle unter den Gefichtöpunct einer 
ftillfchweigenden Entfagung des Adels geftelli °*). Der Ges 
fichtöpunct einer ſtillſchweigenden Entfagung fcheint jeden Falls 
nicht richtig und pafjend zu feyn, weil alddann den Folgen der 
Handlung durch die Protefiation gegen eine folche Auslegung 
derfelben würde vorgebeugt werden koͤnnen. Es ift aber auch 
fehr die Frage, ob jene Annahme als ein gemeines Recht fich 
mit Örund behaupten laſſe. Allerdings mag der Avdelsftolz °%) 
fehr allgemein einen Auftoß daran gefunden haben, daß Ades 
liche fich durch Handel, Handwerk und gewöhnliche Lohns 
arbeiten ernahren. Zunachft ift aber eine folche Anficht in der 
That doch wohl nichts anders, ald ein gemeines Vorurtheil, 


und kann, wenn es nicht, wie in einigen Staaten 6°) ges 


64) Eichhorn deutſches Pris 
vatrecht F. 61. Notemu.f 

65) Wie alt der Fehler jey, 
lehrt. die Aeußerung eines Hole 
fteinifhen Schriftftellers aus der 
Mitre deszwölften Jahrhunderts 
in den Visionibus Godeschalei 
(Langebeck Scriptores V. Bd. 
©. 372.), wo es heißt: cum 

enim de optimatibus terrae,. ut 
gloriantur Nostrates, umnes se 
nobiles jactantes, originem 
duxerit (puer). Schon Langer 
beck hat die Stelle merkwuͤrdig 
genug gefunden, um durch eine 
Note die Aufmerkjamfeit feiner 
Lefer darauf hinzuleiten, 

66) Bol. Martens Hans 
delsrecht $. 11. und Eihhorn 
a. a. O. Was insbefondere den 


Handel und Faufmännifche Ge—⸗ 
fhäfte betrifft, fo fcheinen die 
Schriftiteller, welche ſich auf die 
Geſetze diefes oder jenes Staats 
berufen, nicht immer die gehös 
tige Unterfcheidungen angewandt 
zu haben, Es iſt offenbar ein 
großer Unterfchied, ob 1) dem 
Adel unterfage worden ift, feine 
Sjmmunitätsprivilegien aud) bei 
Handelsgeſchaͤften und andern 
Zweigen der bürgerlihen Nah: 
rung geltend zu machen, oder ob 
2) dem Adel die Detreibung des 
Handels verboren ift, fo daß die 
Uebertretung dieſes Verbots eine 
Strafe nad) ſich zieht, oder ob 
3) die Geſetze einer Beſchaͤftigung 
mit Handel und Gewerben die 
Wirkung beigelegt haben, daß 
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fchehen ift, durch Geſetze, oder entfchiedenen Gerichtögebrauch 
Anerkennung gefunden hat, und förmliches Recht geworden 
ift, rechtlich Feine Beachtung verdienen. In unferm Lande 
dürfte es an allen Beweifen fehlen, daß es in Beziehung auf 
den Adel irgend einen Nachtheil habe, wenn adeliche Perfos 
nen fich mit bürgerlichen Nahrungsbetrieben befchäftigen. 
Eher finden fich in den Gefeen und in der Praxis unferes 
Landes Anerkennungen eines entgegengefeßten Princips 67), 
Weberhaupt kann das Herunterflommen einer adelichen Familie 
in ihren Vermögensverhältniffen, felbft das Verfinken in die 
äußerfte Armuth an und für fich auf die Standesrechte feinen 
Einfluß haben 65). 2) Der Verluft des Adels kann ferner 
- Durch ein richterliches Straferfenntniß verloren gehen, infofern 
das Urtheil gradezu auf den Verluſt des Adels Tautet ©?) 





dadurch der Adel verloren gehe. 
Sin mehreren Sefeßen fcheint bloß 
das Erftere gefagt zu feyn. 

67) Daß Adelihe in Flenss 
burg das Bürgerrecht erworben, 
und buͤrgerliche Nahrung getrie; 
ben haben, ift garnicht felten 
geweien. Claeden mon, flensb. 
1. Bd. ©. 32, ©. 38, ©. 40 
u. fe Das Mandat gegen den 
Kornhandel der Adelichen in Hei⸗ 
ligenhafen vom 18tenSjan. 1606, 
C. C. H. III. Bo. ©. 1285. ift 
bloß gegen folche gerichtet, die 
nicht das Bürgerrecht gewonnen 
hatten und gegen die Anwendung 
der adelihen Zollfreiheit in Hans 
delögefchäften. 

68) Der-Lepte des einft fo 
mächtigen und angefehenen Ges 
fchlehts der Limbecke fol in 
den erften jahren diefes Sjahr: 
hunderts in der Gegend von Ri⸗ 
pen als Bettler gelebt Haben und 


Armenhaufe. 


geftorben feyn. Vgl. die danifche 
Aehnliches Schickfal trifft freilich 
nicht bloß die adelichen Familien, 
fondern auch andere angefehene 
und mächtige Geſchlechter. Im 
Dithmarſiſchen ftarb vor etwa 
zwanzig jahren die Wittwe des 
leßten Nanne im Lundener 
Harm’s Aufs 
füse ©. 150. „So verſchwin⸗ 
den die Zierden vieler Geſchlech⸗ 
ter und die alten Träger des Lans 
des finfen in den Staub.” 

69) Die üÜblihe Urtheilsfors 
mel war bei ung, daß Angeklag⸗ 
ter feines adelihen Standes, 
Schildes und Helms verluftig 
feyn ſolle. Vgl. den in Hege⸗ 
wiſch Sefhichte Al, Bd. ©. 
103. erzählten Eriminalfall, Das 
in der Sache ergangene Urtheil 
ift abgedruckt bei Clueden mon. 
flensb. II, ®d, S. 60, 
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Die gewöhnliche Lehre ift ed, daß der Adel durch Ehrlofigkeit 
und durch jede, diefelbe mir fich führende, Strafe verloren gehe. 
Diefe Annahme dürfte aber eines trifftigen Grundes ermangelm, 
Einmal giebt es Fein Gefe, welche mit der Strafe der Ehrs 
loſigkeit die erwähnte andere Strafe ausdruͤcklich verknüpft, 
und anderntheils ift unter Borausfeßung richtiger Begriffe von 
der Ehrlofigfeit und ihren rechtlichen Folgen diefe Strafe nicht 
von der Art, daß der Verluft des Adels davon eine nothwen= 
dige indirecte Folge feyn muß. Unfere Gefege namentlich 
haben, wo naher Anlaß war, einer folchen Folge der Ehr⸗ 
Iofigkeit zu gedenken, den Punct mit gänzlichem Stillfchweigen 
übergangen 7°). 3) Der Verluſt des Adels hat, aus wels 
chen Grunde derfelbe immer erfolgen möge, auf die bereits 
gebornen oder auch nur erzeugten Kinder deffen, der den Adel 
aufgiebt oder einbüßt, gar feine Wirkung, weil die adelichen 
Standesrechte der Kinder von Anfang an felbftftandig, und 
wenn fie einmal ihren Anfang genommen haben, von den 
Standesrechten ded Vaters unabhängig find. Daffelbe gilt 
von der Ehefrau, infofern fie ihrer Geburt nach von Adel ift, 
oder fonft für ihre Perfon den Adel. erlangt hat. Die nach 
dem Verlufte des Adeld vom Vater erzeugten Kinder gehören 
natürlich dem Stande an, in welchem der Vater fich zur Zeit 
befindet. 4) Ein einmal verloren gegangener Adel kann nur 
durch eine Iandesherrliche Erneuerung hergeftellt werden, wels 
ches denn auf eine folche Weife gefchieht, daß der mittlerweis 
lige Verluft des Adels als nicht erfolgt angefehen werden fol. 
Bon dem Verlufte des Adels ift der bloße Nichtgebrauch deſ— 
felben wefentlich verfchieden. Durch den bloßen Nichtgebrauch 
geht der Adel nicht verloren, und es bedarf daher auch in fols 


70) Die Eonftitutionen von 44 u. 15.), berechtigen wohl zu 
41604 und 1630, die Haltung dem Schluffe, daß die Poͤn der. 
des verfchriebenen Einlagers bee Haderslebenſchen Konftitution 
langend (8%. G. 9. Thl. IV, Tit. den Adel nicht afficire. 


* 
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chen Fallen Feiner Erneuerung des Adeld. Wo diefe dennoch 
vorkommt, iſt es bloß eine eigene Form der Nobilitirung, wo⸗ 
durch ed das Anfehen gewinnen foll, ald wäre die in den 


Adelsſtand aufgenommene Familte fehon früherhin adelich ge= 


wefen, um dem del derfelben den Glanz des höheren Alters. 
zu verleihen. 


$. 40. 


c) Bon dem ritterfhaftlihen, d) von dem titulir= 
ten Adel. | 


Die beiden hier noch zu erwahnenden Adelsclaffen find 
nicht bloß der dem Adel überhaupt beigelegten Vorzüge und 
Vorrechte theilhaftig, fondern auch noch durch befondere Pris 
vilegien ausgezeichnet. c) Die Schleswig=Holfteinifche 
Ritterſchaft ?'), oder der ritterfchaftliche Adel ift dies. 
jenige Adelsclaſſe, welche fich im Befi der wichtigften und 
umfaffendften Nechte befindet. Seit der Vereinigung der 
Herzogthümer zu einer gemeinfamen Ständeverfammlung has 
ben die früher getrennten Ritterfchaften beider Herzogthümer: 
Eine Genofjenfchaft ausgemacht, und diefe Einhekt ift auch, 
als die Negenten feparate Confirmationen der Privilegien beis 





71) CAmehor) hiſtoriſcher 
Deriht von dem vormaligen 
und gegenwärtigen Zuftande der 
Schleswig. Holfteiniihen Ritters 
ſchaft und ihrer Privilegien 1714, 
4. Deffelben Vertheidigung 
des hiſtoriſchen Berichts u. |. w. 
Altona 1715, 4 Letztere Schrift 
ift gegen eine von Profeffor M a- 
jus beabſichtigte Widerlegung 
gerichtet, eine anticipirte Ver⸗ 
theidigung, welche das Erſchei⸗ 
nen der Widerlegung von Ma; 
jus verhindert hat, Vgi. Mol- 


* 


ler cimbria literata Il, Bd, p. 
37. Eine Schrift von Chr. 4. 
Friccius war unter dem Titel: 
Schlesw. Holft. Corpus testa- 
mentorum contractuum und was 
mehr biefelbft unter der Nobleffe 
gebräuchlih, in dem Leipziger 
Michaelis: Meßcatalog 1715 ans 
gekündigt, ift aber ſchwerlich er: 
fhienen. Vgl. Moller cimbria 
literatal, Bd. p. 191. (Trende: 
lenburg ) über einige Vorrechte 
der Schlesw. Holſt. Nitterfchaft 
41777. " 


' 
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der Herzogthümer zu ertheilen begannen, unter dem Namen 
nexus socialis in ihrem rechtlichen Beftande fortwährend ans 
erfannt worden 72). Zu diefer Ritterfchaft gehörte in früheren 
Zeiten unftreitig der gefammte Landesadel. Seit den Ans 
fange des fiebenzehnten Jahrhunderts ift aber die Schledwigs 
Holfteinifche Ritterfchaft eine gefchloffene Corporation gewors 
den, fo daß aller fonftiger Adel, um die Rechte eines Mits 
gliedes der Schleswig. Holfteinifchen Ritterfchaft zu erwerben, 
erft durch eine förmliche Reception in das Corps der Ritters 
fchaft aufgenommen werden muß 7°). Von diefer Reception, 
ihren Bedingungen und Wirkungen ift bereits früherhin ges 
handelt worden?*). Es kann indeß noch nachträglich bemerkt 
werden, daß nach einem Befchluffe der Ritterfchaft vom 19ten 
Januar 1790, von der Zeit an, die Recipirten für fich und 
ihre Defcendenten männlicher Linie nur fo lange die perfünlis 


chen ritterfchaftlichen Vorrechte genießen follen, als fie ein 


72) Die Eonfirmationen der 
Privilegien fuͤr die Herzogthuͤmer 
find eigentlich erſt 1731 für jedes 
Herzogthum insbejondere ertheilt 
worden, da die fruͤhere ſpecielle 
Confirmation fuͤr Schleswig von 
1684, als zur Zeit eines inneren 
Krieges erfolgt, nicht zu rechnen 
iſt. Privilegien der Ritterſchaft 
©. 252 u.f. Die Trennung der 
Eonfirmationen im Jahre 1731 
rief eine Beſchwerde der Schles⸗ 
wigfchen Ritterfchaft hervor, und 
diefe hatte eine Anerkennung des 
nexus socialis der beiden Ritter: 
fhaften in dem Reſcript vom 
27ften Juni 1732 (Privilegien 
der Nitterfchaft S. 256.) zur 
Folge. Das allgemeine Geſetz 
vom 2dften Mai 1731 $.1. hat 

Falck's Sandbuch IV. 


aud) ausdrücklich ausgefprochen, 
daß die abgefonderte Verſamm⸗ 
lung der ProvinzialsStände für 
die Herzogthuͤmer in dem Social: 
nerus der Schleswig: Holfteinis 
ſchen Ritterſchaft nichts veräns 
dern folle. 

73) Kanzeleifchreiben vom 23, 
Juli 1776 an das Schleswigfhe 
Dbergeriht, betr. die Königl. 
Reſolution, daß ein bei der dis 
nifhen Kanzelei in gewöhnlicher 
Form ausgefertigter Adelöbrief 
Niemanden, dieden Mitgliedern 
des ritterfchaftlichen Corporis in 
diefer Qualitaͤt zuftändigen Pris 
vilegien und Vorzüge beilege (in 
Schrader’s Handbuch J. Bd. 


©, 45.) 
74) Oben im Il. Bde. ©. 234, 
46 
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immatriculirtes adeliched Gut befigen, fo daß fothane Vor: 
rechte fo Tange ruhen, bis auf den Fall, da folcher Befig 
eines adelichen Guts aufgehört hat, einer der Defcendenten 
fich wieder mit einem adelichen Gute hier im Lande anfaffig 
macht, folches dem Corps der Ritterfchaft anzeigt, und ein 
Document fich darüber erbittet 75). Was nun die Rechte des 
ritterfchaftlichen Adels betrifft, fo foll hier weder von den 
ftaatörechtlichen Verhältniffen der Ritterfchaft, noch von dens 
jenigen, dem Privatrechte angehörenden Befugniffen und Vor: 
zügen die Rede feyn, welche urfprünglich perfönliche Rechte 
ritterfchaftlicher Perfonen gewefen feyn mögen, im Laufe der 
Zeiten aber rein dinglich geworden find, und gegenwärtig 
jedem Beſitzer adelicher Güter, nicht aber unpoffeffionirten 
Mitgliedern der Nitterfchaft zuftehen 7°). Unter den dem 
ritterfchaftlichen Adel zuftehenden ehemals rein perfönlichen 
Rechten ift dad Jagdrecht auf den Kloftergütern durch eine 
neuere Verfügung 77) auf die, mir Güter in dem Lande anfaffis 
gen, Mitglieder der Schleöwig-Holfteinifchen Ritterfchaft ein— 
gefchränft worden 78). Daß inden ritterfchaftlichen Verſamm— 
Tungen, in welchen Sachen verhandelt werden, welche die 
adelichen Güter betreffen, nur die poffeffionirten Mitglieder 
der Nitterfchaft Sig und Stimme haben, ift eine unmittelbare 
Folge des ganzen Verhältniffes. Die übrigen ritterfchafts 





75) Ein ähnliher Beſchluß 
war fhon im Sahre 1711 gefaßt, 
aber nicht befolgt worden, Ueber 
den eigentlichen Sinn des anges 
führten Befchluffes von 1790 ift 
auch fpäterhin noch Streit gewes 
fen, Bol. v. Warnftedt Ac— 
tenftücke, betr. die ftreitigen echte 
einer recipirten Familie, Plön 
1838, Fol, ö 

76) 3. D. bie jeßt aufgeho: 
bene Zollfreiheit. Vgl. darüber 


Schrader’s Lehrbuch UI. Bd, 
79 


77) Berordnung vom 27ſten 
Dee. 1799. 

78) Diefes Jagdrecht, welches 
die Ritterfchaft nicht bloß auf den 
Kloftergütern, fondern auch auf 
den Stadtfeldern und im Stifte 
Eutin zu haben behauptete, iſt 
von Altersher und wenigfteng feit 
1588 ftreitig gewefen. Vgl. Am⸗ 
thor a. a. O.S. 63. Eine von 
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lichen Rechte, welche auch von den Nichtpoſſeſſionirten gel⸗ 
tend gemacht werden koͤnnen, ſind folgende: 1) Das Recht, 
Sitz und Stimme in den ritterſchaftlichen Verſammlungen zu 
haben, inſofern Receptions- und Kloſterſachen vorkommen, 
wobei natuͤrlich nur Perſonen maͤnnlichen Geſchlechts als Mit- 
glieder der Ritterſchaft angeſehen werden, und dieſe auch 
muͤndig ſeyn muͤſſen, um an den Verſammlungen des Corps 
Theil zu nehmen 7?).. 2) Haben ſaͤmmtliche Mitglieder der 
Ritterfchaft für fich und ihre Familien ihren Gerichtsftand vor 
den adelichen Landgerichten und Landoberconfiftorien 8°), 
3) Die adeliche Bank in den Landgerichten wird mit vier Land⸗ 
räthen aus dem Corps der Ritterfchaft beſetzt 23). 4) Den 
Wittwen von Mitgliedern der Schleswig Holfteinifchen Rit: 
terichaft ſteht jegt ganz allgemein und ftand früherhin aus: 
fchließlich die fogenannte Haubenbandögerechrigkeit zu 82). 
5) Die Mitglieder der Ritterfchaft haben das Recht auf Aufe 
nahme ihrer Töchter in die vier adelichen Kiöfter 83), und zwar 





einem Kammer). v. Brockdorf 
über den Urfprung der Sjagds 
gerechtigkeit der KHolfteinis 
ſchen Ritterfhaft auf den Flöfter: 
lihen Guͤtern Preeß, Itzehoe und 
Veterfen in den Provinzialberiche 
ten für 1796 1.0. S. 228. an⸗ 
gefündigte Abhandlung ift ſchwer⸗ 
lih im Drucke erfchienen. 

79) Die näheren Beftimmune 
gen hierüber. finden fich in der 
Geſchaͤftsordnung für Prälaten 
und Ritterfchaft vom 23ften Febr. 
1831 $. 1—4. 

80) Inſtruction für die Obers 
dicafterien vom 15ten Mai 1834 
$. 3, 5, 28, 30 u. 33, Für die 
Kinder folher Mitglieder der Rits 


terfchaft, die mit der im Jahre 
17% beliebten Einfchränfung res 
cipirt find, muß das landgericht; 
lihe Forum cejfiren, wenn, nad) 
den allgemeinen Regeln, das va- 
terlihe Forum für die Kinder auf: 


tt. 

81) Inſtruction für die Ober: 
disafterien vom 15ten Mai 1834 
$. 6. Dis zum Jahre 1765 war 
die Anzahl der adelichenLandraͤthe 
im Landgerichte acht. Vgl. II, 
Dd. ©. 240, | 

82) Konititution von 1568 
und 1636. Bol. Schrader’s 
Lehrbuch II. Bd. $. 42. 

83) Kloſterordnung vom 18. 
Det. 1636 $. 1. 


16* 
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dauert dies Recht fuͤr diejenigen, welche ſich im Auslande 
niederlaſſen, und in hieſigen Landen Feine adelicheu Güter be— 
ſitzen ®*), noch für die Söhne und Enkel derfelben fort 85). 
6) Freiheit vom Gebrauche des geftempelten Papiers 80). 
7) Sn Beziehung auf Firchliche Verhältniffe ift ed den Mit- 
gliedern der Schleswig: Holfteinifchen Ritterfchaft geftattet, 
ihre Kinder an andern Tagen, ald an den Tagen des öffent: 
lichen Gortesdienftes confirmiren 87), auch fich und die Ihri— 
gen aller Orten in den Herzogthümern im Haufe und ohne 
Proclamation copuliren zu Taffen, wenn auch nur die Braut 
oder nur der Bräutigam zur Ritterfchaft gehört 3%). Endlich 
ift 8) den Mitgliedern der Schleswig: Holfteinifchen Ritter: 
fchaft die Erlaubniß ertheilt worden, eine eigene ritterfchaft: 
liche Uniform zu tragen 89). Das fogenannte Duellrecht, nach 
welchem Zweikaͤmpfe ritterfchaftlicher Perfonen nicht als ftraf- 
liche Handlungen angefehen wurden, ift Tängft gefeßlich auf> 


gehoben ?°). Die Frage, ob und auf welche Weife ein Mit: 


84) Der in der Refolution 
vom Iten Mai 1788 gebrauchte 
Ausdruck: „‚poffeffionire” kann 
nach einem in Sachen der Ritter; 
ſchaft üblihen Sprachgebrauch 
nicht auf den Beſitz ſonſtigen 
Grundeigenthums, ſondern bloß 
auf den Beſitz eines immatricu: 
lirten adelihen Guts bezogen 
werden. 

85) Die Indigenatsverord⸗ 
nung vom 15ten Jan. 1776 hatte 
das Klofterreht den Eingebore: 
nen vorbehalten, ward aber durch 

"die Refolution vom Iten Mat 
1788 auf die angegebene Weife 
abgeändert. 

86) Stempelpapier :WVerord; 

su vom 31ſten Oct. 1804 


+ 





87) Das Refeript vom 27ſten 
April 1782, betr. die Confirma: 
tion der Kinder vom Schleswig: 
Holſteiniſchen Adel, beftätigt das 
im Terte erwähnte Vorrecht, ver: 
bietet dagegen die Konfirmation 
im Haufe: Daß das angeführte 
Reſcript ſich bloß auf die Ritters 
[haft beziehe, ift wohl als un 
zweifelhaft anzunehmen. 

88) Verfügung vom 10ten 
Sept.1777 und Verordnung über 
das Aufgebot und die Trauung 
vom 28ſten Nov. 1800 $. 18. 

89) Kanzeleifchreiben vom 17, 
Marz 1838 und das in der Note 
dazu angeführte Kanzeleifchreiben 
vom 30ften Mai 1837. 

90) Die Eonftitution vom 
Iten April 1636, betr, die ec- 
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glied der Ritterfchaft foIches zu feyn aufhören koͤnne, ift nirs 
gends aufgeworfen worden. Daß ein freimilliges Austreten 
zulafjig fey, und daß das Aufgeben oder der Verluft des Adels 
die Verbindung mit der Ritterfchaft des Landes auflöfen müffe, 
ift ohme weiteres Har. Andere Gründe, aus welchen die 
Rechte des ritterfchaftlichen Adels erlöfchen, werden aber auch 
nicht vorfommen. Wenn eine Familie durch längere Domis 
cilirung in der Fremde in den Fall kommt, ihr Klofterrecht 
nicht mehr ausüben zu koͤnnen, fo ift Died Recht wie jedes ans 
dere einem Mitgliede der Ritterfchaft zuftändige, ohne Zwei⸗ 
fel nicht al& verloren, fondern bloß als ruhend zu betrachten, 
fo daß jeder fich wiederum hier domicilirende Defcendent des 
Geſchlechts einer neuen Reception nicht bedarf, um Mitglied 
der Ritterfchaft zu werden ?'), Was d) den titulirten 
Adel betrifft, fo verhält es fich mit den Zitulaturen des Adels, 
die in gleicher Art bei dem ritterfchaftlichen wie bei dem an— 
dern Adel vorfommen koͤnnen, auf eine ähnliche Weife wie mit 
allen andern jet gebräuchlichen Zitulaturen ??). Es find 
Amtsbenennungen, welche, ohne das Amt zu verleihen, ‚einer 
Perfon und ihrer Familie beigelegt worden find. Bei und find 
für den Adel feine andere Titel, ald Graf und Baron 
(Freiherr) in Gebrauch gefommen, und diefe auch erft fpät. 
Die erfte adeliche Familie, welche bei uns die Gräfliche Würde 
erlangte, war die Ranzauifche., Die Ernennung des Statt⸗ 





clesiastica und ceriminalia ent; 


hält fchan ein Verbot, fheint jes 


der ritterfchaftlihe Befchluß vom 
49ten Sjan. 1790, betr. die Be: 


doh in $. 13, fogenannte Ren: 
contres von aller Strafe auszu- 
ſchließen. Die ipäteren Duellman⸗ 
date, namentlich das Mandat vom 
42ten Zuli 1673 unterfagen alle 
Duelle ohne Ausnahme, Bergl. 
Amthor a. a. O. ©. 86 u. f. 

91) Dafür fpricht entfcheidend 


fchränfung der ritterfchaftlichen 
Mechte auf die Poſſeſſionirten. 
Hier iſt ausdruͤcklich geſagt, daß 
in Ermangelung des Beſitzes von 
einem adelichen Gute die Rechte 
einſtweilen ruhen, 

92) Vgl. oben im III. Sb. 
S. 262. 
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halters Chriftian Ranzau zum Grafen im Jahr 1650 ??) war 
indeß Feineöweges die Beilegung einer bloßen Titulatur, ſon⸗ 
dern die Ertheilung der Landeshoheit und der Reichöftand- 
Schaft, alfo die Verleihung eines wahren Fürftenamts. Aber 
eine andere Linie derfelben Familie erwarb faft gleichzeitig als 
bloßen Titel die Würde von Reichögrafen 9*). Den jegigen 
Gräflichen Familien in den Herzogthuͤmern find ihre Titel theils 
von dem deutfchen Kaifer, theild von den Dänifchen Königen ers 
theilt worden, wornach denn Einige deutfche Reihögrafen an= 
dere Dänifche Grafen find, unter Ießtern find wiederum Grafen 
mit Lehnögraffchaften und Grafen ohne Lehndgrafichaften zu 
unterfcheiden ?%). Auch kommt es vor, daß eine Familie ſowohl 
von dem deutfchen Kaifer ald vom Könige in Dänemark Gras 
fendiplome erhalten hat?°), Bei den Reichögrafen vererbt 


93) Das Kaiferlihe Diplom 
ift vom A6ten Nov. 1650. Vol. 
. egewifch Sefhichte IV. Bd. 


94) Chriſtoph Ranzau auf 
Schmool, derfelbe, welcher oben 
als derjenige genannt worden ift, 
der das erfte Beifpiel zur Aufhes 
bung der Leibeigenfhaft in den 
Herzogthuͤmern gab, wurde 1651 
in den Reichsgrafenſtand erhos 
ben, Aelter ift zwar die Gräfliche 
Wuͤrde der Familie Holck, nämlich 
vom 6ten April 1633, Die Fa— 
milie ift aber wohl erft fpäterhin 
wieder eingewandert, Der von 
Ehriftian IV, der Chriftina Munk 


beigelegte Titel einer Gräfin zu 


Schleswig: Holftein Fann, der 
eigenthümlichen Verhältniffe we: 
gen, hier nicht in Betracht kom: 
men, wurde and) fpäterhin wie: 


der Titel auf fämmtliche Deſeendenten. Nach den Privilegien 


derumaufgehoben. Vol. die Acte 
Friederich III. vom 14ten San. 
1657, wodurch der von Sr. Chris 
ftina Munfen angemaßte Titel 
einer Gräfin zu Schleswig: Hole 
ftein caffire und aufgehoben wor⸗ 
den. Abhandlungen aus den Anz 
zeigen I. Bd. ©. 299. 

95) Der Srafenftand wurde 
in Dänemark eingeführt durch 
die Privilegien Chriftian V. vom 
25ſten Mai 1671 in Schous 
Verordnungen L Bd, ©. 1671 
in dänifcher und in Martens 
Samml. der wichtigſten Neiche- 
grundgefege 1. Bd, ©. 145. in 
deutfcher Sprache. 

96) So die Kletfamper Linie 
der Strafen v. Brockdorf, die. 
indeß von ihrem Reichsgrafen— 


diplom niemald Gebrauch ge 


macht haben, 
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Chriſtian V. für die Daͤniſchen Grafen ſollte immer nur der 
aͤlteſte Sohn den Grafentitel fuͤhren, und die damit verbunde⸗ 

nen Vorrechte genießen, die nachgebornen Söhneiaber dem 
Sreiherrnftande angehören. Spaͤterhin ift in einigen Grafen= 
diplomen den Familien das Vorrecht ertheilt worden, daß alle 
Söhne und deren männliche Nachkommen dad Präpicat „Graf“ 
führen mögen ?7). Wenn übrigens nur dem Erfigebornen der 
Titel Graf gebührt, fo ift die Meinung doch nicht, daß diefer 
Titel erft mit des Vaters Tode auf ihn übergehen follte, ſon— 
dern der Titel fommt dem Erfigebornen gleich bei-feiner Ge= 
burt zu. Die Barone ?8) oder Freiherren haben entweder 
vom deutfchen Kaifer ihre Zitel erhalten ??) oder führen den= 
felben als nachgeborne Söhne Dünifcher Grafen, oder find ende 
fich in Gemäßheit der ebenfalls von Chriftian V. gegebenen 
Privilegien für die Danifchen Freiherren in diefe Claſſe des 
Adels erhoben worden *00). Diefe höheren Adelöclaffen ha= 
ben in den Herzogthümern Feine andere Vorrechte als die fich 
auf die Führung des Titels, des demfelben entjprechenden 
Wappens beziehen und durch den ihnen beigelegten befonderen 





97) Bol. die Notiz über die Haben. Bol. Dreyer’: Ne 


Gräflichen Familien in den Hers 
zogthümernin Meinen Samm⸗ 
lungen I. Bd. ©. 169, Der 
im Tert erwähnte Vorzug iſt nas 
mentlih den Familien Moltke 
und Schimmelmann ertheilt. 
98) Die Benennung Baro 
kommt im Scleswiger Stadt: 
recht Artikel 83. vor, iſt in 
der deutichen Ueberſetzung durch 
„Bannerhert” gegeben, und mag 
eine Weile, wie die Benennung 
Graf, aud den Inhaber eines 
Amts, nämlid denjenigen, dem 
das Amt eines Bannerherrn wirf- 
lich übertragen war, bezeichnet 


benftunden ©, 193. Ueber bie 
ältere Bedeutung des Wortes: 
Baro fiehe Eichhorn's deut 
fche Staats; und Rechtsgeſchichte 


48. | 

99) 3. DB. Kielmannsegge, 
welche Familie 1679 in den 
Stand der Reichsfreiherren er: 
hoben wurde. Späterhin hat 
fie den Srafentitel ebenfalls vom 
Kaifer erlangt. 

4100) Die Privilegien der Freis 
herren von Chriftian V. find vom 
25ften Mai 1671 und find abe 
gedruckt mit den Grafendiplos 
men a. a. O. 
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Rang begründet werden). Daß namentlich die den Daͤni⸗ 
fchen Grafen und Freiherren beigelegten Privilegien, infofern 
fie nicht mit den in den Herzogthümern fonft geltenden Rechten 
übereinftimmen, hier nicht zur Anwendung fommen fönnen, 
mithin in den Herzogthuͤmern eigentlich gar keine Anwendung 
‚ leiden, verfteht fich von felbft. Zur Erlangung adelicher, 
freiherrlicher oder gräflicher Gerechtfame durch Eonfignation 
von Bankfonds war eine Weile denen, die fonft dazu würdig , 
befunden wurden, Ausficht eröffnet 2). Die desfallfige Ver: 
ordnung hat aber gegenwärtig keine Gültigkeit mehr. 


| 5. 41. 
Erſter Anhang Bon Wappen und Siegeln?). 


Die Lehre von den Wappen und den Wappenfiegeln gehört 
zwar zunaͤchſt theils in die Heraldik, theild in das Kapitel 
‚vom Urkundenbeweis. Weil man aber gewöhnlich das Wap⸗ 
pen ald ein Kennzeichen des Adels und ald eine Auszeichnung, 
worauf der Adel ein Recht giebt, betrachtet, pflegt in dem 
Kapitel vom Adel wenigftend das Allgemeinere über die Wap⸗ 
pen, deren Entftehung und Gebrauch bemerkt zu werden. 
Die gemeine Meinung geht dahin, daß die Wappen erft den, 


1) Die Rangverordnung vom 
412ten Auguſt 1808 unterfcheider 
in Beziehung auf den Rang: 
wirkliche Lehnsgrafen (II, 2.) 
und der Lehnsgrafen aͤlteſte Soͤh⸗ 
ne, wenn fie Kammerherren find 
(U, 4); die Nangverordnung 
vom 14ten Det. 1746, Strafen, 
die Feine Lehnsgrafſchaften Haben 
(II, 1). Dahin gehören in 
jedem Falle auch die älteften 
Söhne der Lehnsgrafen und an- 
derer Grafen; Freiherren mit 
Freiherrſchaften (III, 2.); der 


Grafen ihre Caders (III, 7.) und 
Darone ohne Freiherrfhaften 
(II, 8.) 

- 2) Berordnung vom 2äften 
Sjuni 1809, betr. die confignablen. 
Bankfonds. 

3) Eichhorn's deutſche 
Staats- und Rechtsgeſchichte 
Ate Ausgabe 2ter Theil S. 590. 
und ganz beſonders Kopp uͤber 
Entſtehung der Wappen im All⸗ 
gemeinen und des Badiſchen ins⸗ 
beſondere. Freiburg in Breis⸗ 
gau 1831. 4. 
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gegen das Ende des elften Jahrhunderts angefangenen, Kreuz⸗ 
zuͤgen ihr Daſeyn zu danken haben. Unſtreitig aber hat man 
die Wappen zu ſehr als etwas dem Adel Eigenthuͤmliches an⸗ 
geſehen, und die Sache überhaupt nicht aus dem allgemeinen 
Gefichtöpunet *) betrachtet, welcher aufgefaßt werden muß, 
um über den Gebrauch von Wappen in feinem ganzen Zufammen: 
hange eine richtige Anficht gewinnen zu fönnen. Es wird nämlich 
von der Thatfache ausgegangen werden müffen, daß ed von 
Alteröher ein fehr verbreiteter Gebrauch unter den Menfchen 
geweſen ift, durch gewiffe willführlich gewählte Zeichen oder 
Symbole Eigenthumsgegenftände als einer beftimmten Perfon, 
einer Familie, einer Gemeinde, einem Volke, einer Corporation 
u. ſ. w. angehörig zu bezeichnen. Beifpiele davon finden fich fchon 
bei den Römern und andern Völkern der alten Welt °) und 
ebenfalls bei ven nordifchen Völkern 6). Wenn in den deuts 
fchen geiftlichen Territorien die Grenzen mit Bildern der Stiftö- 
heiligen bejegt wurden 7), fo beweißt ſchon allein diefe Eine 
Thatfache, wie allgemein der ebenerwahnte Gebrauch von 
Altersher in Deutfchland gewefen ift. In diefem Zufammen: 
hange verdienen auch die bei dem Buͤrger- und Bauernftande 
in Deutjchland wie im Norden fo allgemein gebräuchlichen 
Marken oder Hausmarken 8) eine befondere Beachtung. 





4) Diefen allgemeinen Ge 
fihtspunct hat Kopp a. a. O. 
fehr gut hervorgehoben. 

>, — a. a. O. $.1—12 


I Unter den in Mormii 


monum, dan. abgebildeten Rus 


nenfteinen befinden ſich einige, 
auf welchen folhe fymbolifche 
Zeichen oder Bilder vorfommen, 
z. B. ©. 183. ein Stein mit 
dem Su eines Thiers, des= 
gleihen S. 201 und S. 253 


ein Stein, auf welchem ein Ads 
lerfuß mit der Klaue abgebildet 
ift. In allen dieſen Fallen foll, 
dem Anfcheine nach), der Name 
des Todten, dem zu Ehren der 
Stein errichtet ift, durch das 
Bild der Thiere und der Adlers 
klaue fymbolifch bezeichnet wer⸗ 
den. 

N Eichhorn's deutſche 
Staats- und Rechtsgeſchichte 
U. Bd. ©. 76. 

8) Sie finden fih * haͤufig 


— 
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Denn auch diefe Zeichen find urfprünglich dazu beftimmt, bie 
damit bezeichneten Gegenftände als Eigentum desjenigen 
Fenntlich zu machen, deffen die Hausmarle war. Diefer Ges 
brauch von Symbolen oder willführlich gewählten Zeichen an 
Gegenftänden des Eigenthums hat fich befanntermaaßen theile 
weife noch bis auf den heutigen Tag erhalten ?). Bei dem 
Auflommen von Siegeln, deren Gebrauch fehon in den älteften 
Rechtöquellen erwähnt wird: 19), wurden fodann diefelben 
Zeichen oder Symbole, deren man fich ald Kennzeichen 
des Eigenthums bedient hatte, oder auch andere wills 
führlich gewählte Symbole in die Siegel aufgenommen '"). 
Der Gebrauch folcher Siegel ift nicht nur bei Königen und 


Fuͤrſten, bei dem Adel, bei 


und kommen theils in Urkunden 
ftatt der Unterſchriften, theild als 
Embleme in Siegeln vor. Bol. 
N. Stb. Mag. I. Bd. ©.149, 
1. Bd. ©. 270 und VI. Bd. 
©. 692; ferner in Michels 
fen’8 und Asmuffen’s Ar: 
iv für Staats» und Kirchen; 
gefhichte II. Bd. ©. 80 u. S. 
305 und die’ Kupfertafel zum 
I. Bde. des Dithmarfifhen Ur: 
fundenbuhs, imgleihen zum 
dritten Jahresbericht der Schles⸗ 
wig⸗Holſteiniſchen Alterthums⸗ 
geſellſchaft. Den Namen Haus: 
marken fuͤhren ſie insbeſondere, 
wenn die Zeichen als Pertinen⸗ 
tien bei dem Haufe blieben, was 
häufig der Fall geweien zu feyn 
fcheint, wie ed denn vorfommt, 
dag folhe Markjeichen in den 
Dalken über der Hausthüre eins 
gehauen waren, Sin der Dani: 
fhen Sprache heißt ein ſolches 
Zeichen Boemcrke(daͤn. Mag. 


den geiſtlichen Stiftern, Kir: 


II. Bd. ©. 44). Auf die Spus 
ren diefer Hausmarfen in älteren 
Rechtsquellen, 3. B. im Süts 
fchen Lov II, 94, im ©. Sp. 
I, 51.9.4, III, 26 $. 2 und 
IH, 29 $. 1, ift im dritten Be- 
richt der Schleswig: Holftein- 
Lauenburgifchen Alterthumsges 
ſellſchaft ©. 16. aufmerffam ge⸗ 
macht worden. 

9) Ueber den Gebrauch ber; 
felben auf der Inſel Föhr vgl. 
Prov. Ber. für 1793 J. Bd. ©, 
321. Auch werden ohne Zwei—⸗ 
fel die faufmännifhen Marfen 
auf den Waaren :Eollis damit 
in Zufammenhang fiehen. 

10) 3. ®. in lex Aleman- 
norum Tit. 23 $.4u,5. Tit. 28. 

11) Disweilen naͤmlich war 
die Marfe vom Wappen ver; 
ſchieden. So harte Dithmars 
fhen eine Senfe zur Marke, 
Neocorus Chronit u. OB. 
©. 206. 
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chen und anderer Firchlichen Eorporationen 122), fondern eben 
fallö bei weltlichen Corporationen aller Art *3) fehr alt, und. 
mag vielleicht auch bei Individuen und Familien des Bürgers 
und des Bauernftandes eben fo alt feyn, indem es füglich.als 
ein bloßer Zufall betrachtet werden kann, daß Feine bloße 
Privat Urkunden folcher Perfonen mit ihren Siegeln auf uns 
fere Zeiten gelommen find '*). Die öffentlichen Siegel find 
gewöhnlicher Weife in früheren Zeiten Gemeindes oder Cor⸗ 
porationgfiegel und nur felten kommen eigentliche Amtöfiegel 
vor ??). Das Wort Wapen oder Wappen bezeichnet 
nach feiner urfprünglichen Bedeutung die wirklichen Waffen 
oder einzelne dazu gehörige Stüde. Daß nun der eigentliche 





12) Bol. z. B. die Siegel: 
Abdrücke bei Yestphalen mon, 
ined. III. Bd, p. 550 u. 559. 
Sin den Siegeln der Kirchen und 
der Eirchlichen Eorporationen find 
Seiligenbilder ſehr allgemein, 
namentlid Bilder des Heiligen, 
dem eine Kirche gewidmer ift. 


13) Die Schleswigfchen Har⸗ 
den hatten ehemals und größten- 
theil8 wohl noch jeßt, wie die 
Städte, ihre Wappen, welche 
fie im Siegel führen. Daſſelbe 
gilt von den Holfteinifhen und 
Dithmarſiſchen Kirchipielen. Es 
fehlt ſogar nicht an Beiſpielen, 
daß Dörfer ihre mic Wappenzei⸗ 
chen verzierte, Inſiegel hatten, 
z. B. in einer Urkunde von 1523 
bei Zestphalen mon. ined. 11. 
Bd. ©. 516, | 


14) Bei den Yufnern in der 
Schlurharde, Amts Tondern, 
warim funfzehnten Sjahrhundert 
der Gebrauch erbliher,, oder, 

wie es heißt, angeborner Inſie— 


gel, fiherlih nicht ohne Embleme, 
vielfah in Gebrauch, 3. B. Urs 
funden von 1490 und 1491, 
Langebeck Seript. VII, Bd. 
S. 47, 48 u. 49. Ueber die 
Wappen und Siegel der Dith: 
marſiſchen Familien giebt Vie— 
then in feiner Befchreibung des 
Landes ©. 23 u. f. bei jedem 
Kirchſpiel ausführliche Nachricht, 
Sn Dithmarjchen hielten, big 
tief in das vorige Jahrhun⸗ 
dert hinein, die Glafermeifter 
fih Wappenbücer, um darnach 
die Wappen aufden Fenfterfcheis 
ben zu malen, welche bei einem 
neuen Hausbau geſchenkt zu were 
den pflegten. Dahlmann zum 
Meocorus I. Bd. S. 620. 

15) Dei einer Urkunde von 
1245 (Westphalen mon, ined. 
1. Bd. ©. 38.) ift das Siegel 
des Dverboden oder Statthal⸗ 
ters von Holftein abgedruckt. 
Die Amtöfiegel der Geiftlichen, 
z. B. der Klofterpröbfte werden 
häufiger erwähnt. 
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Kriegerftand im Volke, ald welcher der ehemalige Adel oder 
die Claffe der Ritterbürtigen anzufehen ift, und daß die Fürs 
fen, Herzöge und Grafen, ald die Anführer der Heeres: Ab: 
theilungen, Abbildungen ihrer Waffen als ein ihren Stand 
bezeichnended Symbol gewählt haben, ift natürlich genug, 
In der abgeleiteten Bedeutung find Wappen diefe Abbil- 
dungen einzelner Waffenftüce, um fie als Zeichen der erwähns 
ten Art an, Eigenthumsgegenftänden anzubringen und folche 
als die Seinigen damit Fenntlich zu machen, Insbeſondere 
waren Helme und Schilde die gebräuchlichen Zeichen, als Sym⸗ 
bole ded Standes der zum wichtigften Kriegsdienft pflichtigen 
Perſonen. Die Schilde wurden ferner mit Farben und Fis 
guren gefcehmüdt, welche als befondere Kennzeichen der Pers 
fon oder der Familie gelten follten. Nach einem neueren 
Sprachgebrauch verfieht man eben unter Wappen insbefons 
dere die zur Verzierung der Schilde dienenden Figuren und 
Farben. Dadurch hatte fich der Sprachgebrauch fo geftaltet, 
daß man alle Figuren, Farben und Bilder, die man als Uns 
terfcheidungszeichen anbrachte, Wappen nennen fonnte, wel: 
ches denn auch geſchehen iſt. Jene Farben und Figuren wurs 
den übrigens in älteren Zeiten bei dem Fürftenftande nicht bloß 
auf den Schildern, fondern auch auf den Helmen, Fahnen 
und Pferdededen angebracht !6), Diefelben, einzelnen Famie 
lien eigenthümlichen, Figuren und Bilder wurden demnächft 
in die Siegel übertragen, jedoch auf eine verfchiedene Weife, 
und ed ift unverkennbar, daß gleichwie die Wahl der Zeichen 
und Verzierungen des Helms und des Schildes von dem Ges 
fchmade eines jeden abhing, und daß dabei die Mode und vers 





1 
16) Auf dem Bilde Adolph dem Siegel des Grafen Johann 
IV, bei Westphalen mon. ined. von1348 bei ZWestphalenmon, 
1. Bd. S. 1504, findet fih ined. II. Bd. S. 550. ift auch 
das Neffelblatt fowohl auf dem die Schabracke mir dem Bilde 
Helme ald auf der Fahne, In des Neffelblatts bezeichnet. 
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aͤnderliche Sitte einen bedeutenden Einfluß darauf uͤbte, ſo 
auch dieſelben Umſtaͤnde auf die Bildung der Siegel und deren 
Verzierung eingewirkt haben. Bei den Koͤnigen, bei dem 
Fuͤrſtenſtande und bei ‘der höheren, Geiſtlichkeit war der Ge⸗ 
brauch eines doppelten Siegels, eines großen und eines Hei: 
nen Siegelö (secretum) fehr gebräuchlich. Das große Sie— 
gel heißt auch das Öffentliche (sigillum publicum et majus) 
und wird bei foͤrmlichen und feierlichen Urkunden gebraucht 
worden ſeyn, das Fleinere dagegen in Privatfachen und in 
minder wichtigen Angelegenheiten *7), außerdem noch bei 
angehängten Siegeln ald.ein Gegenſiegel auf der Ruͤckſeite "8). 
In einzeinen Fällen vertrat das Fleinere Siegel auch bei amts 
lichen Ausfertigungen die Stelle des größeren Siegels "?). 
Bon diefen beiden Arten von Siegeln fcheint noch eine dritte 
unterfchieden werden zu müffen, die unter dem Namen sigil- 
lum ad causas vorfommt, und dasjenige Siegel gewefen feyn 
wird, deffen Führung und Gebrauch gewöhnlicher Weiſe ftell: 
vertretenden Beamten anvertraut war 20). Auch bei niedern 





17) Eine Urkunde vom Sahre 
1322 bei Westphalen mon. 
ined, Il, Bd. S. 90. fchließt mit 
den Worten: Et quia publico 
et majore sigillo nostro ca- 
ruimus, ista vice secretum no- 
strum praesentibus duximus ap- 
ponendum. Sjn einer Urkunde 
von 1416, WVestphalen Il. 


—Bd. ©. 322. ift ebenfalls das 


große Siegel genannt. Das 
fleine &iegel heißt fpäterhin 
Signet. Biele Erlaffe Chris 
ftian III, Friedrich II. und Chri- 
ftian IV. haben die Schlußformel: 
Gegeben unter unferm Sige 
net, bisweilen auch: unter une 
fen Secrer. 

18) Vgl, Gatterer's Di: 


— S. 176. Daͤn. Mag. 

V. Bd. S. 258. 

19) Siehe Note 17. 

20) Das sigillum ad causas 
war zwar auch ein Eleineres Sie⸗ 
gel, aber unffreitig von dem 
secretum verfchieden. Vergl. 
Noodt's Beiträge I. Bd. ©. 
419. Eine Ordinations-Urkunde 
des Schleswigſchen Bifchofs 
Godſchalk von 1513, bei®tap- 
horſt Hamb. Kirchengefchichte 
V. Sb. ©. 325, hat das sigil- 
lum ad causas, Das sigillum 
ad causas des Königs Oluf iſt 
abgebilder im dan. Mag. 1. Bd. 
©. 33. und diefes Siegel ſcheint 
in den Händen des Reichskanz— 
lers geweſen zu feyn. 
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Geiftlichen und bei Privatperfonen kommt die Unterfcheldung 
zwoifchen einem großen und einem Heinen Siegel oder einem 
eigentlichen Siegel oder einem fogenannten Signet vor 21). 
Dieſes Heine Siegel ift es, welches fpäterhin Piter, Pitzier, 
Pittfchaft genannt wird 22). Zum großen Siegel wurde bei 
den Königen und dem hohen Adel das Bild der Perfon felber 
gewählt. Im zwölften und dreizehnten Jahrhundert und zum 
Theil noch fpäterhin erfcheint der König auf dem Throne, der 
Geiftliche in feinem Ornate und in Function. Herzöge und 
Grafen erfcheinen bewaffnet und mit der Fahne in der Hand auf 
ihrem Pferde ??). Die Hleinern Siegel des hohen Adels fcheinen 
dagegen gewöhnlich nur die Wappenzeichen enthalten zu haben 
und fpaterhin find die ehemaligen Wappenbilder des Fleineren 
Siegeld auch in das große Siegel übergegangen und diefe Ver: 
zierungen des größern Siegels haben die früher gebräuchlichen 
sollftändigen Abbildungen der Perfonen ganz von ihrem Plage 





24) Urtheil von 1496, daß 
ein Signet, weldes Wappen 
und Namen enthält, die Stelle 
des Inſiegels vollfommen ver; 
treten koͤnne. Dän. Mag. VI. 
Bd. ©. 212. Die Artikel der 
St. Lorenz: Gilde in Eiderftedt 
von 1514, hat der Probft zu Bors 
desholm mit feinem Signet bes 
fiegelt. ZVestphalen mon. ined, 
Tom, IH p. 510. 

22) Siehe die Urkunden, das 
Gut Herfarde betr., im N. Stb. 
Mag.IX. Bd. S. 562u. S. 564, 
wo das Wort in allen Formen 
vorkommt, bald fuͤr angehaͤngte 
bald fuͤr aufgedruͤckte Siegel. 
Nah Adelung's Woͤrterbuch 
iſt Pitzier ein Boͤhmiſches 
Wort, welches eben ein kleineres 
Siegel oder ein Handſiegel be— 


zeichnet — Pittſchaft, wird jetzt 
nicht in der Bedeutung von Sie⸗ 
gel oder Siegelabdruck, ſondern 
bloß vom Siegelſtempel ge— 
braucht, iſt aber uͤbrigens eine 
neuere Form, durch welche man 
das Boͤhmiſche Wort zu germa⸗ 
niſiren verſucht hat. 


23) Kopp a. a. ©. $. 13. 
bemerkt, daß anfaͤnglich das Sie: 
gel bloß den Kopf des Eigenthüs 
mers darftellte, daß aber das 
Bild nad) und nad) fo wuchs, 
bis man den ganzen Dann vor 


ſich Hatte. — Die Siegel, in 


welchen Herjöge und Grafen in 
voller Figur und mit ihren Attris 
buten zu Pferde dargeftellt were 
den, heißen Reiterfiegel, sigilla 
equestria, 


— 
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verdraͤngt, ſo daß die großen Siegel ſich von den kleineren 
Siegeln nur durch ihre Größe und allenfalls durch Vollftäns 
digkeit der Wappenbilder unterfchieden haben 2*). Bei dem 
niedern Adel ift wohl der Unterfchied zwifchen großem und 
kleinem Siegel gewöhnlich fein anderer gewefen, obgleich An: 
deutungen vorfommen, daß das Feine Siegel bisweilen andere 
Bilder und Zeichen gehabt hat 2°). Dem Einfluß der Mode 
muß es ferner zugefchrieben werden, daß bei dem Adel und 
fo auch bei dem Stande der Gemeinfreien Wappen und Sie: 
gel: Embleme erblich. wurden. Wer aber nicht fchon im Befig 
eines erblichen Wappens war, hat ficherlich in friihern Zeiten 
die Befugniß gehabt, fich ein foiches frei zu wählen, und 
wenn in den Adels-Diplomen mit dem Adel ein befiimmtes 
Mappen verliehen oder fonft Jemanden die Erlaubniß ertheitt 
wurde, ein Wappen zu führen 2°), fo lag fehwerlich eine 
Nothwendigkeit vor, eine folche Erlaubniß nachzufuchen. Daß 
die Commünen über ihre Wappen und Siegel Privilegien ers 
halten haben, gehört in älteren Zeiten zu den fehr feltenen 
Ausnahmen 27). Da die Siegel nach altem Gebrauche die 





24) Die ältern großen Siegel 
der Dänifchen Könige enthalten 
vollftändige Bilder, die Con 
trafiegel dagegen dad Dänifche 
Wappen, Siehe die Abbildun: 
gen zum I, Bd. von Thorfes 
lin’s Diplomatarium, Das 
große Siegel des Königs Dluf 
von 1376, dan, Mag. J. Bd. 
S. 225. enthält bloß das Landes; 
mwappen, fo auch das Siegel des 
Herzogs Gerhards von 1405, 
bei Z/estphalen mon. ined. III. 
Bd. ©. 550. 


25) Das in Note 21. ange 
führte Erkenntniß fest offenbar 


voraus, daß nicht alle Signete 
das Wappen enthielten. 

26) Das ältefte Beifpiel das 
von würde das dem Herzog Herz 
mann Dillung von Otto dem 
Großen ertheilte Wappen feyn, 
wenn es damit feine Nichtigkeit 
haͤtte. Bol. EChriftiani’s 
Geſchichte IV. Bd, ©. 409. 

27) Bon den Landfchaften, 
Harden und Kirchfpielen in den 
Herzogthuͤmern ift mir kein Bei⸗ 
ſpiel bekannt. Der innerhalb 
der Grenzen des Herzogthums 
Schleswig liegenden Lohharde 
hatte indeß uͤber die Freiheit, 
einen Loͤwen im Hardesſiegel zu 
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Stelle der Unterfchriften vertraten, fo Tag ed in der Natur der 
Sache, daß diejenigen, welche ihrer Unmiündigkeit wegen, 
nicht ſelbſt Urkunden auöftelen durften, von ihren Siegeln 
feinen Gebrauch machen konnten. Daher mögerhinanche fich 
erft nach erlangter Münbdigkeit ein Siegel zugelegt haben, 
haben auch wohl die Verfertigung eined Giegeld noch eine 
Meile länger anftehen laffen, und bedienten fich mittlerweile 
des Siegeld anderer Perfonen unter der ausdrüdlichen Erfläs 
rung, daß dad Siegeln mit einem fremden Siegel für fie gel: 
ten folle. Letzteres konnte auch. aus dem einfachen Grunde 
gefchehen, weil jemand fein Siegel nicht bei der Hand oder 
zur Stelle hatte 28). Abgefehen von dem Fall der Unmuͤn⸗ 
digkeit oder fonftiger Unfähigkeit rechtliche Gefchäfte einzu: 
gehen, fcheint die gewöhnliche Unterfcheidung zwifchen fiegels 
baren und nicht fiegelbaren Perfonen feinen Grund zu haben, » 
und felbft Unmündige werden wohl alddann fiegelbar gewefen 
feyn, wenn fie mit Einwilligung ihres Vormundes von ihren 
Siegeln Gebrauch machten 2?)., Die. Bedeutung, welche 


führen, Chriftoph von Baiern ein Sjahre 1247 vor, fo lautend: 
Mrivilegium ercheilt, welhesvon Ego enim Gerhardus sigillo 
Chriftian III. wiederum beftätigt carens, recognosco de mea 
wurde. Danfke Atlas VII. Bo. esse voluntate et consensu fac- 
S.. 887 und Krag Geſch. Chris ta, quae in hac pagina sunt 
ftian des III, Zter Bd. ©. 112. conseripta ac sigillo dileeti 
28) Darauf beziehen fich die, fratris mei roborata pro nobis 
Aeußerungen in den Urkunden, ambobus. Hiemit ift die Erfläs 
3. B. quia proprio sigillo careo, rung über den Gebrauch des klei— 
quia proprium sigillum non ha- nen Siegels ftatt des großen in 
beo, quia adhue usum sigilli Note 17. zü vergleichen. Siehe 
. non habemus. Spangen- auch Dahlmann's Geſchichte 
berg Urkundenbeweis J. Bd. von Daͤnemark I. Bd. S. 508 
S. 241. Sn Midhelfen’s u ©, 513, 
erfte Landescheilung &. 16 und 29) &o hat Herzog Waldes 
Schlesw. Holſt. Lauenb. Urfune mar der Fünfte von Schleswig 
denfammlung I. Bd. S. 53. als-Unmiündiger, Urkunden uns 
kommt eine ähnliche Aeußerung ter feinem Siegel ausgeftellt, je 
des Grafen Gerhard aus dem doc mit der ausdrücklichen De: 
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die Beſiegelung von Urkunden über Rechtsgeſchaͤfte hat, bes 
fteht bloß in dem Beweiſe, daß die Urkunde mit Wiffen und 
Willen der befiegelnden Perfon ausgeftellt worden iſt. Die 
rechtliche Wirkung der Urkunde hangt aber von den fonftigen 
Befugniffen des Ausftellerä.ab °°). Der Gebrauch beftimmter 
Figuren und Farben, als Verzierungen adelicher Wappen, 
mag fchon früh der Gegenftand eines ausfchließlichen Familien⸗ 
‚ rechtö geworden feyn. Jedenfalls ift eö gewiß, daß, feit- 
dem in den Adelsdiplomen beftimmte Wappen ausfchließlich 
der geadelten Familie ertheilt werden, alle älteren auf dem 
Herkommen beruhenden adelichen Familienwappen mit dems 


ſelben ausfchließlichen Nechte geführt werdet, wovon ed eine 





merfung,, daß es in Gegenwart 
feines Bormundes und Oheims, 
des Grafen Gerhard gefchehen 
- fey. Zwei folder Urkunden vom 
Sjahte 1333 ftehen in Claeden 
mon. flensb. I. Bd. ©. 696. 
30) Dies ſcheint Eihhorn 
a. a. O. und in den Grundſaͤtzen 
des deutfchen Privatrechts $.62. 
nicht gehörig beachtet zu haben. 
Bol. auh Michelfen’s erfte 
Landestheilung S. 21. Wer mit 
rechtlicher Wirkſamkeit eine Wil: 
lenserflärung abgeben kann, der 
. muß dies auch durch Beſiegelung 
der Urfunde thun Eönnen, und 
hat die Willenserklärung ' keine 
rechtliche Bedeutung, fo ift das 
Anhängen oder Aufdrücken eines 
Siegels eine wahre Nullitaͤt. 
Die in der Note 26. angefuͤhr⸗ 
ten Urkundsformeln fagen bloß, 
daß der Ausfteller Eein Siegel bei 
der Hand Habe, reden abet von 


Falck's zandbuch IV.- 





dem Recht zu ſiegeln gar nicht, 
und die Art und Weiſe, wie Graf 
Gerhard ſich in der Urkunde von 
1247 aͤußert, zeigt deutlich, daß 
er dispoſitionsfaͤhig war, und 
feine Erklärung rechtlich wirkſam 
feyn ſollte. Es ift dabei bemers 
Eenswerth, daß Graf Gerhard 
an demfelben Tage (Schlesw. 
Holſt. Lauenb. Urkundenfamm; 
lung J. Bo. S. 51.) eben fo gut 
wie ſein Bruder Johann ſich eines 
Siegels bedient hat, und wenn 
dieſes auch daſſelbe gemeinſchaft⸗ 
liche kleine Siegel ſeyn ſollte, 
welches ſich an einer Urkunde von 
1251 (angeführte Urkunden⸗ 
ſamml. J.Bd.S. 63) befindet, fo 
iſt das gewiß ein ganz zufaͤlliger 
Umſtand, und begruͤndet weder 
auf ſeine perſoͤnlichen noch auf 
feine ſtaatsrechtlichen Verhaͤtt⸗ 
niſſe einen ſichern Schluß. 
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Folge ift, daß Fein anderer, ald wer zur Familie gehört, fich 
der verliehenen oder hergebrachten adelichen Familienwappen 
bedienen darf 3"). Was die Wappen bürgerlicher Familien 
betrifft, fo ift es bei der Wahl derfelben fchwerlich die Abficht 
gewefen, fich einen ausſchließlichen Gebrauch folcher Farben 
und Figuren zuzueignen, und auf jeden Fall konnte Nieman⸗ 
den die Befugniß zuftehen, ausfchließliche Befugniffe auf den 
Gebrauch eines Wappens fich beizulegen. Sind indeß bür- 
gerliche Familienwappen hergebracht, fo wird der Gebrauch 
derfelben Niemanden verwehrt. Ein ausfchließliches Necht 
darauf Fann aber nur durch ein Iandesherrliches Privilegium 
oder durch einen Wappenbrief begründet werden. Die An: 
nahme eines neuen Wappend, deffen Gebrauch einer andern 
Familie ausfchließlich zufteht, ift natürlicher Weife unerlaubt. 
Auch follte eigentlich die Wahl eines Wappens unzulaffig 
feyn, durch welches ein Stand bezeichnet wird, dem der In— 
haber ded Wappens nicht angehört. Daß indeß ein Feder 
feinem Wappen die Form eines Schilde geben und darauf 
einen Helm fegen kann, obgleich dieſe Stüde. urfprünglic) 
Zeichen der Ritterbürtigfeit find, darf als entfchiedener Ge— 
brauch angefehen werden. ‚Dagegen wird noch jet die Vers 
zierung eines Wappens oder Siegels mit einer üblichen Gras 
fen= oder Zürftenkrone als unzulaffig zu betrachten feyn ??). 





31) Eihhorn’s deutſches 
Privatrecht $. 63. 


32) Der Strengenad) fönnte 
die Deftimmung im 1. 27. D, 
ad legem Corneliam de falsis 
wegen Beftrafung desjenigen, 
qui illieitis insignibus usus est 
auf wiffentlihe Kontraventionen 
gegen die im Tert erwähnten 
Srundfaße unmittelbar Anwen: 
dung finden, Denn insignia 


heißen gradezu auch die Roͤmi⸗ 
fhen Samilienwappen, Vgl. 
Kopp a. a. O. F. 35. Wenn 
aber der Gebrauch unzulaͤſſiger 
Wappen oder Wappenverzierun⸗ 
gen nicht zugleich ein Mittel ift, 
Detrügereien zu verüben, fo wird 
die Sache ſchwerlich ernftlid ana _ 
gefehen. Die beteiligte Familie, 
deren Wappenrecht verlegt iſt, fo 
wie die Negierung werden aber 
immer das Recht haben, Poͤnal⸗ 
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Im Uebrigen aber haben die fchr mannigfaltigen Verzierungen 
und Ausfchmüdungen der Wappen, in denen die Heraldifer 
ihre Kunft gezeigt haben, weiter Feine rechtliche Bedeutung 3°), 
Ehemals pflegten die Siegel, nach dem Tode des Inhabers, 
um jeden fernern Mißbrauch derfelben zu verhindern, entwe⸗ 
der entzweigefchlagen oder mit begraben zu werden ?). Seitz 
den ed abgefommen ift, Privaturfunden bloß zu unterfie- 
geln ?5), und dagegen die Unterfchrift als das wefentlichfte 
Stuͤck bei der Ausftellung von Urkunden angefehen wird, die 
bloße DBefiegelung aber Feine rechtliche Bedeutung mehr hat, 
ift der Grund jenes älteren Gebrauches weggefallen, und dies 
fer Gebrauch felber hat aus diefem Grunde ebenfalls auf: 
gehört 36). 


$. 42, 
Zweiter Anhang. Bon einigen anderen Elaffen 
privilegirter Perfonen. 


Wenn gleich die übrigen Claſſen, in welche die Landes: 
einwohner mit Rüdficht auf ihren Wohnort und Lebensberuf 
eingetheilt werden koͤnnen, im rechtlichen Sinne des Wortes. 











mandate zu erwirfen, um den 
Mißbrauch abzuitellen. 

33) Zur Kenntniß der uͤbli⸗ 
hen Wappen dienen insbefons 
dere die Kupfertafeln zu dem däs 
nifhen Adelslericon. 

34) Ueber den Gebrauch, bie 
Siegel Verfiorbener zu zerfchla; 
gen, fiehe dan, Mag. J. Bo. ©. 
- 48 und Beiſpiele von dem Miß⸗ 
brauch, welcher mit den nicht 
zerichlagenen Siegeln Verftorbes 
ner getrieben wurde, dafelbft II. 
Bd. ® 36 j 


7, 


35) Dei öffentlichen Urkunden 
kommt der Gebrauch, fie bloß 
zu unterfiegeln, noch vor, z. B. 
bei dem Hüttener Eonfiftorium. 
Siehe das Reſcript vom 12ten 
März 1829. | 


. 36) Ungeachtet des vorerwähn; 
ten Gebrauches find doch viele 
©iegelftempel der Vernichtung 
entgangen. Einer großen Samm 
lung folder Stempel gedenkt 
Satterer Abriß der Diploma: 
tie ©. 157. 
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nicht als Stände zu bezeichnen find, auch der Umftand, daß 
Jemand dieſer oder jener Claſſe beigezahlt wird, in der Regel 
auf feine privatrechtlichen Verhäftniffe feinen Einfluß äußert, fo 
dürften doch wenigftens in einem Anhange diejenigen Elaffen 
von Landeseinwohnern befonders hervorzuheben feyn, welche 


‚von den übrigen durch befondere Privilegien ausgezeichnet 


find, wobei denn auch einige Befchränkungen bemerkt werden 
fönnen, welche ald Folgen des Berufs und der öffentlichen 
Stellung in Staate anzufehen find. Zu folchen Elaffen von 
Randeseinwohnern dürften zu zählen feyn, 1) die nichts 
recipirten Beſitzer adelicher Güter. Zwar find die 
diefer Claffe von Perfonen zuftändigen Nechte durch den 
Beſitz eined adelichen Gurs bedingt, fie kommen aber doch 
feinesweges bloß in Beziehung auf das Gut, fondern eben 
fall8 in treinzperfönlichen Angelegenheiten zur Anwen: 


dung. So genießen die nicht=recipirten Beſitzer adelicher 


Güter, wenn fie. auf ihrem Gute women, ganz allgemein 
die Freiheit vom Gebrauche des geftempelten Papiers 37), 
den Gerichtsftand vor dem Landgericht ?3) und find für fich 
und ihre Angehörigen befugt, ohne Dispenfation fich auf 


. ihren adelichen Höfen im Haufe ohne Aufgebot trauen zu- Taf: 


fen 3°). Auch ift es als ein perfönliches Recht anzufehen, 
daß jeder nicht zur Ritterfchaft gehörige Beſitzer eines adeli= 
chen Gutes an den Berfammlungen der nicht = recipirten Guts⸗ 
befiger Theil nehmen kann 4°), Die Art und Weife, wie 
die Verbindung der nicht⸗ recipirten Gutsbeſitzer mit der poſ— 
feffionirten Ritterfchaft gefeßlich geordnet ift, bringt es mit 
fih, daß der obenerwähnte nexus socialis der Schleöwig- 
Holfteinifchen Ritterfchaft ebenfalls bei den nichtsrecipirten: 


37) Negulativ vom 18ten 39) Verfügung vom 10ten 
Nov. 1785 9. 1u. 2. Sept. .1777 und Verordnung 
‘ | “vom 2dften Nov. 1800 $. 18. 
38) Das Maähere darüber 40) Nach dem Regulativ vom 
oben im Ill. Bd, ©. 306, öten Juni 1778. 
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Gutsbeſitzern beider Herzogthuͤmer zur Anwendung kommt. 
2) Die Geiſtlichen. Ihre Vorrechte beſtehen theils in 
einem privilegirten Gerichtsſtande, theils in dem Beſitze meh- 

rerer Immunitaͤtsprivilegien +7). Dagegen treten auf der 
andern Seite für Geiftliche gewiffe Befchranfungen ein, ins 
den fie, wenn es auch fonft allem und jedem frei fteht, weder 
Handel noch bürgerliche Gewerbe treiben dürfen +2), 3) Das 
Militair, d.h; alle zum Königl. Lande und See-Etat ges 
hörige Perfonen. Die wichtigfte, diefe Claffe betreffende, Bes 
ſtimmung ift, daß die dazu gehörigen Individuen ihren Ger 
richtöftand bei den Kriegsgerichten haben und unter dem Daͤ⸗ 
nifchen Rechte fiehen +3), Außerdem ift noch befonders ver= 
ordnet, daß Feine -Militairperfonen Handelsgefchäfte treiben 
dürfen **), fo wie wegen der- Veräußerungen und des Schul: 
denmachens der Unterofficiere.und gemeiner Soldaten eigene 
abweichende Beftimmungen gelten *5). 4) Eivilbeamte 
und characterifirte Perfonen, welchen das gemein 
fame Necht eines höheren Gerichtöftandes 46) verliehen ift. 
Unter den Beamten find noch diejenigen, welche ein Amt aus 
den drei erften Nangelaffen beffeiden oder beffeidet haben, be= 
fonders privilegirt, indem der privilegirte Gerichtäftand eines 
foichen Beamten auf feine Ehefrauen und rechtmäßigen Kinder 
erften Gliedes übergeht #7). Die Gehalte und Penfionen der 





Al) Eallifen’s Anleitung 
©. 316 u: f.; auch oben im LI. 
Bde. ©. 309, 

. 42) Vgl. oben im III. Bde. 
©, 711. 

43) Verordnung vom 11ten 
Mai 1798 8. 1. 

44). Verfügung vom Aſten 
Febr. 1810. | 

45) Siehe die Verordnungen 
vom Tten Oct. 1796 und 11ten 


Mai 1798 $. Verordnung vom 


1ten Suli 1818, betr. das Com; 
mißbrod, und Einguartierungss 
Verordnung vom Sten Det, 1819 
$. 14 u. $. 28. 
46) X. 1. Bd.©.307 u. f. 
47) Nach dem Patent vom 
42ten Aug. 1808 follen die in 
den drei erſten Rangclaſſen aufs 
gezählten Aemier in dem anges 
gebenen Umfange das Recht er⸗ 
theilen, dem Adel gleich geachtet 
zu werden. In der Wirklichkeit 
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Beamten find in einem gewiffen Maaße und die Wittwenpen⸗ 
fionen gänzlich vom Arrefte frei*®). 5) Die Profefforen 
der Kieler Univerfität und andere ‚Univerfitätsver: 
wandte, deren zunächft auf den allgemeinen Statuten der 
Univerfität beruhenden Gerechtfame theils in dem Privilegio 
Fori, theils in Smmunitätöprivilegien und andern Berechtiguns 
gen beſtehen 42). In Betreff ihrer Gehalte uhd Penfionen ift 
der auch fonft allgemein geltende Grundfag ausdrüdlich aner⸗ 
fannt 5%). Die vorgenannten Claffen von Perfonen insge— 
fammt, fo wie der Adel, find von der Militairpflichtigkeit bis 
jett frei geblieben, welche Freiheit indeß auch Andern iſt er: 
ertheilt worden °*). 6) Die Conventualinnen, deren 
rechtliche Verhaͤltniſſe theils ſchon erwaͤhnt ſind 52), theils 
noch im Erbrechte naher in Erwägung kommen ſollen 53), 
7) Die fogenannten Honoratiores kann man Faum als 
eine eigene Claſſe bezeichnen. Der Begriff_ift gewöhnlich ein 
ganz unbeftimmter, fo daß alle, die durch ein gewiffes Anz 
jehen unter den übrigen Einwohnern eined Ortes ausgezeichz . 





| Hat diefe Gleichſtellung mit dem $. 12. ſollen gerichtliche Anwei⸗ 


Adel keine andere Wirkung, als 


die Erlangung eines höheren Ge⸗ 


richtöffandes, 


48) Sin Betreff der Wittwen⸗ 


Penſionen fiehe die Fundation 
der allgemeinen Wittwencaffe 
vom 30ften Aug. 1775 $. 16, 
49) Statuta universalia Aca- 
demiae vom 2ten April 1666, 
Syftem. Sammlung IV.Bd. ©. 
351. Ueber die Befreiung der 
PDrofefforen und ihrer Töchter 
vom Aufgebot und von der 
Trauung in der Kirche Verord⸗ 
nung vom 28ſten Nov. 18 
$. 18. 
50) Nach der Sinftruction des 
Duaftors vom 27ſtenSept. 1783 


fungen des academifhen Conſi⸗ 

ftorii auf Befoldungen nur auf: 

die Hälfte derfelben fich erftrecken. 
51) Landmilitairordnung vom 

4ften Aug. 1800 F. 2. Das 

Nähere darüber obenim III. Bde, 

©. 370 u. f. \ 
N oben im III. Bde. 

2 


+ 7 

53) Die Eigenſchaft einer 
Conventualin äußert ihren Eins 
fluß theil auf ihre Erbrechte. 
Bol. Schrader’s Handbuch 
1. Bd. ©. 104, theild auf die 
Form ihrer Teftamente. Bol. 
landrechtlihe Erdrterungen 1. 


er Vorrede S, VIII. u. S. 


’ 
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net find, darunter verftanden worden. In diefem Sinne 
werden in den Städten überall größere Kaufleute und andere 
angefehene Bürger zu den Honoratioren gezählt. Im engeren 
Sinne bezeichnet der Ausdrud diejenigen vornehmeren ſtaͤdti⸗ 
ſchen Einwohner, welche nicht zur eigentlichen Buͤrgerſchaft 
gehoͤren, wie die Adelichen, Beamte, Geiſtliche, die Docto— 
ren, Advocaten und ſonſtige Gelehrte °*). 

— — — — — — 


54) Sn der Rangordnung deutung vor, diejenigen bezeich: 
für Apenrade vom 6ten Det. nend, welche vor der erften Claſſe 
4733 kommt das Wort Honos der Bürgerfchaft rangiren. 
tatiores indiefer engeren Be⸗ 





Fuͤnftes Kapitei. 


Bon der bürgerlichen Ehre und der Ehrloſig— 
feit, imgleichen von dem Range). 


, $. ‚43. \ 
Entwickelung des juriftifhen Begriffs von 
Ehre. 


SG den Darftellungen der rechtlichen Grundfäße über Ehre 
und Ehrloſigkeit ift faft allgemein eine große Unklarheit und 
Verworrenheit der Begriffe in einem feltenen Grade vorherrs 
fchend , die vor alleyg Dingen erft zu entfernen iſt, und da fie 
ihren Grand in der Vielderttigkeit des Wortes: Ehre hat, 
nur durch eine forgfältige Beftimmung des Sprachgebrauche 
befeitigt werden fann. Inſofern im Deutfchen unter Ehre 
die günftige öffentliche Meinung über ven fittlichen Character 
und den perfönlichen Werth eines Menfchen oder auch das Ges 
fühl eines Menfchen für. diefe öffentliche Meinung und über: 
haupt für das Urtheil des Publicums verftanden wird, gehört 
der Begriff Ehre nicht in die Rechtstheorie. Wir verftehen 
ferner unter Ehre einen Inbegriff perfönlicher Rechte, welche 
durch gewiffe Verbrechen, namlich durch Injurien, verlegt 


4) Aus der gemeinrechtlichen 
Literatur find hier befonders zu 
nennen: Burchüurdi de infa- 


1824, 8. und Eihhorn’s 
deutſches Privatrecht $. 83 u f. 
Lehrreiche Erdrterungen über diefe 


mia, Kilonii 1819,4, Mare: 
zoll über die bürgerliche, ihre 
gaͤnzliche Entziehung und theils 
weile Schmälerung,, * Gießen 


Materie enthält auch Oerſted 
Handbuch des dänischen Rechts 
uU, Bd. S. 1—-39. 


[4 
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werden koͤnnen. Die Ehre in diefem Sinne des Wortes bes 
zieht fich auf den Genuß des öffentlichen Friedens, auf die 
Sicherung gegen wörtliche und thätliche Befchimpfungen und 
auf den Schutz gegen Verläumdungen, Diefe Ehre ift zwar 
ein juriftifcher Begriff, aber nicht derjenige, welcher hier in 
Betracht kommt. Die Ehre, infofern fie durch Injurien verleßt 
werden fann, iftein Snbegriff bloß negativer Rechte und wird,in 
keinem Fall und unter feinen Umftänden verloren gehen, oder 
durch Strafurtheile Jemanden aberfannt werden Tünnen ?), 
Wir verfiehen endlich unter Ehre einen Inbegriff gewiſſer af⸗ 


firmativer Rechte, Fähigkeiten und Befugniffe, welche, den 


beftehenden Geſetzen gemäß, zur Strafe und auf andere Weife 
verloren gehen fünnen. "Die Ehre in diefem Sinne des Wortes 
ift e8, von welcher hier gehandelt werden foll, und in dem 
Verluſte diefer Rechte befteht die. eigentliche Ehrlofigfeit. 
Dbgleich es nun von felbft Har feyn muß, daß der Befitz der 
Ehre ald eines Rechtes «nd die Ehrlofigfeit als der Verluſt 
diefes Rechtes nicht von der öffentlichen Meinung abhängen 
kann, wen man bloß dies Eine erwägt, daß der Verluſt der 
Ehre der Juhalt eines Strafurtheils feyn kann, jedes Urtheil 
aber nothwendig erecutorijch feyn muß und die Vollziehung 
des Urtheils eben deswegen nicht von dem Urtheile des Publiz 
cums abhängig ſeyn kann, fo finder doch zwifchen Ehre und 
Ehrloſigkeit einer Seits und dem Urtheit des Publicums oder 
der öffentlichen Meinung auf der andern Seite ein fehr ges 
nauer Zufammenhang Statt. Die Ehrlofigkeit nämlich hat . 
eine Doppelte Seite: Zuvörderft die eben bezeichnete rechtliche, 
infofern fie eben in dem Verlufte gewiffer Nechte und Befug— 





2) Auch im ältern Rechte ift Friedlofigkeit ging allerdings auch 
das Recht auf Schuß gegen Sin» jenes Necht aufhre zu runde, 
jurien für ſich nicht verloren ge- aber nicht allein und für fich, ſon— 
gangen, fo wenig als im jeßigen dern in Verbindung mit allen ans 
Rechte. Durch die Strafe der dern perjönlichen Rechten. 
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niffe befteht. Ste hat aber zweitend auch eine gefellfchaftliche 
oder moralifche Bedeutung, indem fie regelmäßig öffentlichen 
Schimpf und allgemeine Verachtung über denjenigen bringt, 
» welcher darin verfallen ift. Diefe gefellichaftliche Wirkung der 
Ehrloſigkeit ift als der Grund der gefeglichen Beftimmung jene 
Strafe betreffend, anzufehen, indem das Urtheil des Publicums 
über den hohen Grad fittlicher Verwerflichkeit einer Handlung 
den Rechtögrundfag über den Verluft der Ehre hervorgerufen 
hat, und ordnungsmäßig die Veraͤchtlichkeit der einer folchen 
Handlung fchuldig befundenen Perfon Hinwiederum die Folge 
der gerichtlichen Verurtheilung iſt. Rein juriftifch betrachtet 
ift aber der materielle Rechtöverluft, welcher in der Ehrlofigkeit 
liegt, als die Hauptfache und die Verachtung ded Publicums, 
welche den Ehrlofen trifft, als eine bIoß zufällige Folge zu be= 
trachten, wobei indeß nicht geleugnet werden foll, daß biefe 
zufällige Folge eben dasjenige Moment ift, welches der Strafe 
der Ehrloſigkeit ihre wahre practifche Bedeutung giebt. Ob⸗ 
gleich ed nun, wenn man Die gefellfchaftliche Bedeutung der 
Ehrlofigkeit von ihrer rechtlichen Wirkung fondert, einleuche 
tend feyn wird, daß die Gefege ed unmittelbar nur mit den 
rechtlichen Wirkungen der Ehrlofigkeit zu thun haben können, 
fo gefchieht es doch gar nicht felten, daß die Geſetze jene bei⸗ 
den Seiten der Ehrlofigkeit nicht forgfältig von einander unters 
fchieden,, und bisweilen fogar dad erftere Moment, die ges 
fellfchaftliche Bedeutung, mehr hervorgehoben haben, als das 
Ießtere Moment, oder die rechtliche Wirkung ?) und diefe Art 


——— — — — — — — — — — — 


3) Das ältefte Dithmarſcher 
Landrecht ift befonders reich an 
Ausdräden, um einen Ehrlofen 


zu bezeichnen. Allemal aber tritt 


die moralifche Beziehung beſon⸗ 
ders ſtark hervor, z. B. Art, IL 
„lowelos und erlos” Art, VI. 
lowelos, truwelos und erlos” 


Art, X, ebenfo, Art. XXI 
„be ſchal weſen unfes landes 
apenbahre Borrädder und fo ſchal 
me eme od achten” Art. XXVI. 


ungefähr ebenfo, Art. XXVIH. 


„und fchal alle fine dage gahn 
vor enen erlofen Man” Art. 
LXVIII. ebenfo, „voͤr einen ers 
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der Geſetze, ſich auszudrücken, hat ohne Zweifel viel dazu 
beigetragen, die Unklarheit und Unbeſtimmtheit der Begriffe, 
‚welche wir faft in allen neueren juriſtiſchen Schriften *) fin⸗ 
den, hervorzubringen und zu erhalten. Nachdem die Am⸗ | 
phibolle des Wortes: Chre, wie eben gefchehen, befeitigt 

and dadurch ein fefter Sprachgebrauch ift gewonnen worden, 
wird hoffentlich die weitere Entwickelung der rechtlichen Nas - 
tur der a befier von Statten gehen. 


$. 44. 


Nähere Entwidelung des Characters der bürgers 
lihen Ehre und der Ehrloſigkeit. 


Die Ehre nach dem hier zu betrachtenden Begriff Fann 
man im Allgemeinen bezeichnen als einen Inbegriff von affirs 
mativen Rechten und Befugniffen, welche zum vollftändigen _ 
Staatöbürgerrecht gehören 5) und in dem Verlufte diefer Rechte 
befteht eben die Ehrlofigkeit, Welche beſtimmte Rechte 


Bei Mann effte Schal” Art. 
„vor enen erlofen 
Sand. Auf eine ähnliche 
Weiſe ift ed in den, der Land; 
gerichtsordnung eingefchalteten, 
Conſtitutionen über die Haltung 
des nn Einlagers von 


1604 und 1630 $. 3. ausge: 


drückt, fo naͤmlich, daß die, 

welche das Einlager nicht halten, 
ihrer Ehren und Medlichkeit 
verluftig, von Sjedermänniglich 
nicht geachtet und gefchulten, 
und von andern der Ehren 
und Nedlichkeit Liebhabern Ges 
meins und Gefellfhaft, mit zu: 
gezogener unablöfchlicher auf ih: 
nen erfigender ewigen infamia 


: {en.” 


und Unehre gänzlich und aller= 
dinge ausgefchloffen werden fols 
Aud die altdänifhe Be⸗ 
nennung eines Ehrlofen: Nid— 
ding (etwa Boͤſewicht, Tauge: 
nichts) zeigt bloß auf eine ſitt⸗ 
lihe und nicht gerade auf die 
rechtliche Beziehung hin. 


4) Die angeführte Schrift 
des Heren Prof. Burhardi 
hat ſich von dieſer Verwechſe⸗ 
lung frei gehalten. | 


5) Darum werden im ©. 
Sp. III, 28. und fonft öfters die 
Ehrloſen denen entgegengefegt, 
„die vollfommen an ihrem Rechte 


fin d.” 
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aber in dem Begriff der Ehre enthalten find, laͤßt fich nicht 

auf eine allgemein gültige Weife angeben, indem die Ehre, 
wie jedes andere Rechtsverhaͤltniß einer pofitiven Beſtim⸗ 
mung durch Gefeß und Gerichtögebrauch unterliegt, und übers 
al auf.eine verfchiedene Weife gefchichtlich modificirt worden 
ift. Namentlich ift dies Dadurch ‚gefchehen, daß die Gefeßs 
gebung mit der Ehrlofigkeit, ohne immer die urfprüngliche 
Grundidee feftzuhalten, verfchiedene andere rechtliche Nachz 
theile verbunden, und die fo geftaltete Ehrlofigkeit lediglich 
wie jedes andere Strafübel behandelt, und zur Beftrafung 
auch da angewandt hat, wo die Ehrlofigkeit nach ihrem urs 
fprünglichen Character feine Anwendung findet. Die Grunde 
“ idee bei der Ehrlofigfeit dürfte Feine andere feyn, als die Auße 
fchließung aus den bürgerlichen Gemeindeverfamminngen wes 
gen Unwürdigkeit *). In diefer Beziehung kann die Ehrlos 
figfeit mit dem Kirchenbann (der Ausſchließuug aus der kirch⸗ 
lichen Gemeinfchaft) verglichen und das MWefen der Ehrlofigs 
feit durch dieſe Vergleichung infofern erläutert werden, als 
der Begriff des Kirchenbanng in feiner rechtlichen Bedeutung, 
viel reiner und beftimmter gehalten worden ift. In diefer 
urfprünglichen Bedeutung konnte die Ehrlofigkeit nur die wirk— 
lich activen Mitglieder einer bürgerlichen Gemeinde treffen. 
Dadurch aber, daß mit der Ehrlofigfeit in der Folge immer 
mehr nachtheilige Wirkungen verbunden wurden, erhielt die 
Strafe der Ehrlofigkfeit eine immer allgemeinere Anwendung 





6) Wie bei den Römern ur« 
fprünglich die infamia darin bes 
ftand , daß das jus honorum et 
“ suffragii verloren ging. Bur- 
chardi de infamia 9,7 — $., 10. 
Wenn die deutfcheniechtöbücher, 
um die Ehrlofen. zu bezeichnen, 
fichh des Ausdrucks „„vechtlos” 
bedienen, fo mag vielleicht. ur— 


ſpruͤnglich die Sylbe Recht ſo 
viel als: Gericht, de h. die im 
Gerichte verſammelte Velksge— 
meinde bedeutet haben. Damit 
ſtimmt auch die Aeußerung in 
Taciti Germ. cap. 6 „nee sacris 
adesso aut consilium inire ig- 
nominioso fas,” überein, 
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auch auf folche Perfonen, die ihren fonftigen Verhättniffen 
nach, an Gemeindeverfammlungen feinen Theil nehmen fonns 
ten, und überhaupt in keinem Gemeindeverbande ftanden. 
Um daher den in der Gegenwart geltenden Begriff der Ehre 
und der Ehrlofigfeit feftzufegen, ift es erforderlich, die ein— 
zelnen Rechtöverlüfte oder rechtlichen Nachtheile zu kennen, 
weiche mit der Ehrlofigfeit verbunden find. , Die Rechte, 
welche durch Ehrlofigfeit verloren gehen, find nun folgende: 
1) Das Recht, an öffentlichen Staats- oder Gemeindevers 
fammlungen Theil zu nehmen, und felbft gewiffermaaßen an 
allen gefelligen öffentlichen Zufammentünften 7), Hieher 
wird auch am richtigften die Beftimmung zu ftellen feyn, daß 
die Ehrlofen von allem Dienft im Landesheere, ‚wie überhaupt 
von jeglicher Art des Kriegsdienftes ausgefchloffen find ®), 
da das Heer und jede Abtheilung deffelben eine wahre öffent: 
liche Volksverſammlung bildet. 2) Die rechtliche Fähigs 
keit 9), öffentliche Staatd= und Gemeindeämter zu erlangen 
und zu bekleiden, wohin auch die Advocatur und das Notariat 
gehören 120). Daffelbe gilt von allen durch die Regierung er= 





T) Die oben angeführten 
Stellen der Eonititutionen von 
1604 und 1630 fagen das in $. 
3. ausdrüdlic. 

8) Diefe gemeinrechtlihe in 
1.1u.2. $. 1—4, D. de his qui 
notantur infamia, und 1. 4. $. 
6u.7. D. de re militari aus; 
geiprochene Regel iſt zu tief in 
der Natur der Sache gegründet, 
als daß fie nicht auch jeßt follte 
befolgt werden. So lange freis 
lidy die Profoße bei den Regi— 
mentern unehrlih waren, wuͤr— 
den die Ehrloſen zu ſolchen 
Doften wohl geeignet gemefen 
ſeyn. Die Unehriichkeit der Pro: 
foße ift aber durch Königl. Reſo— 


Iution vom 29ften April 1791 
aufgehoben, Peterfen Hands 
buch des danifchen Militairrechts 
1. Bd. ©. 90. 


9) Wohl zu unterfcheiden von 
der factifchen Sahigkeit, welche 
in dem Beſitze der zur Amtsfuͤh⸗ 
rung erforderlihen Geſchicklich— 
feit u. ſ. w. befteht. 


10) Der in $. 3. der anges 
führtenEonftitutionen gebrauchte 
Ausdrucf: „Ehren,“ deren die 
Ehrlofen verluftig feyn follen, 
ift Hierauf zu beziehen. Bol. 
die Berorduung vom 11ten Dec. 
41758 wegen Abfchaffung über: 
flüffigr Eide 9. 17, aud 
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theilten Titeln und Würden, Als ein öffentliches Amt ift in 
diefer Beziehung auch die Vormundſchaft anzufehen *1). 
Daß die Ehrlofen unfählg find, Firchliche Weihen zu empfangen 
und firchliche Aemter zu erlangen, ift ebenfalld ein allgemein 
anerkannter Grundfag '?). 3) Die Fähigkeit, in Corpora= 
tienen, Zünfte und Fnnungen aufgenommen zu werden, oder 
Mitglieder derfelben zu feyn. Aus demfelben Grunde ver: 
tieren Ehrlofe das Recht, ald Mitglieder der Univerfität im— 
matriculirt zu werden und ald Folge deffen auch das Recht, 
academifche Würden zu erlangen). 4) Da ed unverkennbar 
als eine Grundwirkung der Ehrlofigkeit anzufehen ift, daß 
Niemand zugemuthet werden fann, mit einem Ehrlofen in 
eine nähere Verbindung zu treten, fo folgt daraus die Unfä- 
higfeit des Ehrlofen zu den fogenannten Splennitätszeugniffen, 
welche allemal einen gemeinfchaftlidhen Act der Zeugen bilden, 
wie bei Gevatterfchaften und bei der Function der Teftaments- 
zeugen !*), und daffelbe galt fchon im Alteren Rechte von 


den Eiden der Confecramentalen !5). 5) Die Fähigkeit, zu 


Eihhorn deutſches Privat 
recht $. 88. Mote c. u. d. 

11) Scholtz das Vormuͤn—⸗ 
derweien ©. 17. 

12) Eihhorn’s Kirchen: 
recht 1.8. ©. 492. 

413) Weil in den bezeichneten 
Fällen allemal das Zeugniß des 
Wohlverhaltend oder der Unbe; 
ſcholtenheit verlangt-wird, 
14) Verordnung vom 11ten 
Dec. 1758 $. 17. Bon den 
Teſtamentszeugen ift'zwar in der 
Verordnung nicht ausdrücklich 
die Rede. Die Ehrlofen wer: 
den aber darin bezeichnet als uns 
fähig zur Ablegung jedes Zeugs 
niſſes, folglich auch als unfähig 


bei Errichtung von Teftamenten 
Zeugen zu feyn. 

45) Ueber die Unfähigkeit des 
Ehrlofen, ald Confecramentale 
zu ſchwoͤren, oder mit Dieders 
leuten zu zeugen ſiehe Eich⸗ 
horn Staats- und Rechtsge⸗ 
fhichte $. 349. Note d und e. 
In den alten Ausgaben des Juͤt— 
ſchen Lovs wird das Verzeichniß 
der Kjonsnäffn mit einer merk⸗ 
würdigen allgemeinen Bemer⸗ 
fung eingeleitet. Die Bemer⸗ 
fung lautet dahin: daß wenn ein 
Ehrlofer in Gemeinſchaft mit ans 
dern ſchwoͤrt oder zeugt, er die 
Eide und Zeugniffe derjenigen, 
die nach ihm ſchwoͤren und zeu- 
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Beweiszeugniſſen zugelaffen zu werben *0). Die Ehrlofigkeit 
hat 6) auch im Strafrechte Ihre Wirkungen, welche darin bes 
fiehen, daß Ehrlofe bei Anwendung unbeftimmter Strafgefeße 
fchwerer ald andere angefehen und Injurien gegen folche Pers 
fonen milder als in andern Fallen beftraft werden *7). 7) Auf 
privarrechtliche Verhältniffe hat die Ehrlofigkeit nur einen ges 
singen Einfluß, doch kann nach Grundfäßen des gemeinen 
Rechts der Ehrlofe nicht Procurator feyn 18), und wenn in 
einem Teſtamente Ehrlofe zu Erben eingefegt, und die Ges 
fchwifter darin gänzlich übergangen find, fo kann gegen jene 
die quaerela inofficiosi testamenti angejtellt werden 19). 
Andere Schmälerungen von Privatrechten find fchwerlich ane 
zunehmen, namentlich wird nach den gegenwärtig geltenden 
Rechtögrundfagen nicht zu behaupten ſeyn, daß durch Ehr⸗ 
Iofigkeir das Recht, ein Teſtament zu errichten, verloren 





gen, nicht aber die Eide und 
Zeugniffe derer, die vor ihm ges 
zeugt und gefchworen haben, 
ungültig made, 

46) Verordnung vom 11ten 
Dec. 1758 $. 17. Was die Ab: 
legung eines Zeugniffes betrifft, 
fo ift dies nad) gemeinem Rechte 
allerdings anders, namentlic) 
nach 1. 13. 1. 21. D. de testi- 
bus und Nov. 90. cap. 1. Bol. 
Eich horn deutſches Privatrecht 
$. 88. Note m. u. f. Die jetzt 
geltende Beſtimmung uͤber die 
Unfaͤhigkeit der Ehrloſen zum 
Zeugniß war bei den Eiden der 
Conſecramentalen natuͤrlich, und 
wenn es von den Ehrloſen heißt, 
daß fie nicht mir Biederleu⸗ 
ten zeugen follen (Eihhorn 
Staatds und Rechtsgeſchichte 
$. 349. Note d u. e), fo wird 


das zunaͤchſt auf Eide der Cons 
fecramentalen zu beziehen feyn. 
Das jebt geltende Recht dürfte 
auf einer falfhen Anwendung 
des von den Eiden der Confecras 
mentalen Beftimmten aufandere 
Zeugniffe beruhen. Daß die 
Ehrlofen alle Glaubwürdigkeit 
verlieren follen, ift offenbar ein 
in der Natur der Ehrlofigkeit niche 
begründerer Satz, welcher übers 
dies in feiner practifhen Anwen: 
dung der beweisführenden Parse 
theizum Nachtheile gereicht, ohne 
gerade dem Ehrlofen Schande 
zu bringen. 

47) Waͤchter's Strafrecht 
1. 22. ©. 237. 

18) L. 1. 8. 5, l. 8. u 9. D. 
de postulando. 

19) L. 27. Cod. de inofl, 
testamento, 
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gehe 2°), oder daß die Rechte der väterlichen Gewalt eine Bes 
ſchraͤukung erleiden ?!). Dagegen wird ed 8) noch als gelten⸗ 
des Recht anzufehen ſeyn, daß die Leiche eines Ehrlofen nicht 
auf eine feierliche Weife beftattet werden dürfe 22), Der In— 
begriff aller bisher aufgezählten und bezeichneten Rechte und 
Befugniffe bilden das Necht der bürgerlichen Ehre. Es ift 


demnach das Wort Ehre nichts anders, als eine Collectivbes 


nennung aller jenen einzelnen Rechte, und im Gegentheile 
befteht die Ehrlofigkeit in einem Nechtöverlufte, welcher die 
vorgenannten Nechte alle insgefammt umfaßt. Aus dem 
Bisherigen geht zugleich hervor, daß die bürgerliche.Ehre bei 
allen und jeden Landeseinwohnern ganz diefelbe ift, und daß 
man daher feinen Grund hat, neben der gewöhnlichen bürs 
gerlichen Ehre noch eine ausgezeichnete Ehre oder befondere 
Standedehre zu unterfcheiden. Dabei muß e3 indeß allerdings 
anerfannt werden, daß die Rechte auf Ehre factifch nicht bei 
‚allen Perfonen ganz diefelben find, infofern die eine Perfon, 
ihrer außeren Xage nach, im Stande feyn kann, mehr eins 
zelne in der Ehre enthaltenen Rechte geltend zu machen, als 
eine andere. Es find gleichfam die Objecte des Ehrenrechts 
verfchieden, aber dag Recht felber bleibt in allen Balen dafs 
ſelbe 2°), 


20) Wächter über Teftir- 
unfaͤhigkeit wegen begangener 
Verbrechen und wegen verhäng: 
ter Strafen; im Archiv für civis 
liftifhe Praris 17ter Bd. ©, 
420 und Gluͤck's Kommentar 
Bd. 39. ©. 37. 

21) Bol. indeg Mühlen: 
bruch Pandecten IL Bd. $. 
191. Note 14 i 


22) Die Verordnung vom 


Aten Jan. 1734, welde unterm 
Zen San. 1784 auf. das ganze 


Herzogthum Holftein ausgedehnt 
worden iſt, giebt deutlich zu ers 
kennen, daß die Ausfchließung 
von Öffentlichen Verfammlungen 
aud) das Recht auf ein feierliches 
Degrabniß benehme, 

23) E83 verhält fich mit dem 
Hecht der Ehre ganz auf diefelbe 
Weiſe wie mit dem Eigenthumss 
recht. Obgleich die Eigenthums⸗ 
gegenſtaͤnde bei dem Reichen in 
groͤßerer Anzahl vorhanden, und 
regelmaͤßig auch von viel bedeu⸗ 
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9. 45. 
Entſtehungsgruͤnde der Ehrloſigkeit. 


Seitdem die Rechtloſigkeit des aͤlteren Rechts, unſere gegen— 
waͤrtige Ehrloſigkeit, inſofern diefelbe durch uneheliche Geburt 
und durch gewiſſe Arten einer veraͤchtlichen Lebensweiſe ent⸗ 
ſtand, entweder gaͤnzlich aus dem gegenwaͤrtigen Recht ver⸗ 
ſchwunden iſt, oder wenigſtens einen andern und milderen 
Character angenommen hat, iſt Ehrloſigkeit lediglich die Folge 
ſtrafbarer Handlungen. Das aͤltere Recht unterſchied eine 
unmittelbare und eine mittelbare Ehrloſigkeit (infamia imme- 
diata et mediata), indem der Rechtsverluft bald als eine uns 
mittelbare Folge der ftrafbaren Handlung, bald aber als 
Folge eines gerichtlichen Straferkenntniffes eintrat, und uns 
fere Vormünderverordnungen ?*) ftheinen noch diejenige In⸗ 
famie, welche den Vormund treffen foll, der feine Pupillin 
vor Ablegung der Rechnung und ehe er förmlich deswegen quis 
tirt worden ift, heirathet, als eine unmittelbare Ehrlofigkeit 
‚ zu bezeichnen. Allein die Praxis verfteht fchwerlich die anges 
führte gefeßliche Beftimmung auf diefe Weife,.da e8 mit den 
neueren Begriffen ftreitet, daß eine Strafe ohne gerichtliches 
Erkenntniß Jemanden treffen inne. Es wird demnach ges 
genwärtig nur eine mittelbare Ehrlofigkeit angenommen wers 
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tenderem Werthe find, als bei 
dem Mindervermögenden, der 
Verluſt des ganzen Vermögens 
folglich jenem weit mehr entzieht 
als diefem, fo bleibt darum doc) 
der Begriff des Eigenthums-und 
des Vermögens und der Begriff 
der Confiscation in beiden Fällen 
durchaus dernämliche, und grade 
fo verhält es fih mir der — 
und der Ehrloſigkeit. 


Fald's Bandbuch IV; 


24) Schles wigſche Vormuͤn⸗ 
der = Verordnung vom A4Iten 
Mar; 1742 9.18, Holfteinifche 
Vormünder ; Verordnung vom 
18ten Septbr. 1743 $. 19, 
gemeinfhaftl. Wormünder : Ber; 
ordnung vom 28ften Sept. 1767 
$. 19 und Großfürftlihe Vor— 
münder s Verordnung vom dten -. 
Dec. 1769 $. 18, find alle in 
diefer Beziehung gleichlautend. 
| 18 


‘ 
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den koͤnnen, d. h. eine ſolche, welche als Strafe durch ein 
foͤrmliches Urtheil erkannt wird. Das Straferkenntniß kann 
jedoch auf eine zwiefache Weiſe die Ehrloſigkeit verhaͤngen. 
Es kann naͤmlich einmal die Ehrloſigkeit ſelbſt, als die eigent— 
liche Strafe, in dem Urtheil ausdruͤcklich oder directe erkannt 
werden, ſey es fuͤr ſich allein, oder in Verbindung mit andern, 
Vermoͤgens- oder Leibesſtrafen 285). Die ſpecielle Angabe 
nun, in welchen Faͤllen den Strafgeſetzen gemaͤß, ausdruͤck— 
lich oder directe, auf Verluſt der Ehre zu erkennen iſt, gehoͤrt 
nicht hieher, ſondern muß der ausfuͤhrlicheren Darſtellung 
des Strafrechts uͤberlaſſen werden. Es kommt uͤbrigens auch 
wohl vor, daß Straferkenntniſſe von einer Infamie reden, ohne 
daß es die Abſicht iſt, wirkliche Ehrloſigkeit über den Beſtraf— 
ten zu verhaͤngen. Es ſoll durch einen ſolchen Zuſatz bloß die 
ſittliche Verwerflichkeit der beſtraften Handlung beſonders 
hervorgehoben werden 2°). Es kann zweitens die Ehrloſig— 
feit ald Folge der Verurtheilung zu einer andern Strafe eins 
treten, und folglich, ohne im Urtheil ausgedrückt zu werden, 
indirecte darin enthalten feyn. Das Roͤmiſche Recht laßt vie 
Ehrlofigkeit als Folge der Verurtheilung, wegen begangener 
Verbrechen, fehr allgemein eintreten 27) und bei der allges 





25) As DBeifpiel dient die 
‚Strafe dee Meineides nad) der 
P. G. O. Art. 107 und der 
Derordnnng vom Aiten Dec. 
17589.17, imgleidyen die Strafe 
einer falihen Berfiherung bei 
Verluſt der Ehre und des guten 
Leumunds nach der ebenangeführ; 
ten Berordnung. Beiden Mein⸗ 
eide kommt die Ehrlofigkeit in 
Verbindung mit lebenswieriger 
Sreiheitsberaubung, bei dem 
andern Verbrechen allein und 
für fih vor. Letzteres gilt auch 


von dem Bruce des Einlagers 
nad) den fchon angeführten Con— 
ftitutionen von 1604 und 1630, 
Sin Einlagersfahen wird übris 
geng die Ehrlofigfeit mit einem 
Euphemismus, die Pöen der Has 
derslebenſchen Konftitution ges 
nannt. 

26) Dies gilt vonder ehe: 
mals auf Univerſitaͤten üblichen 
relegatio cum infamia. 

27) Die Sinfamie trifft nam: 
lich alle diejenigen, welche durch 
ein judiecium publicum und in 
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mein erfolgten Reception des Roͤmiſchen Rechtes, namentlich 
in Strafſachen, ſind viele Rechtslehrer der Meinung gewe⸗ 
ſen, daß noch gegenwaͤrtig die Ehrloſigkeit in allen Faͤllen 
Folge der Verurtheilung ſey, wo das Roͤmiſche Recht dieſe 
Folge ſtatuirt. Wirklich iſt es auch/nicht zu leugnen, daß 
ſelbſt neuere Reichsgeſetze ſehr unzweideutig für dieſe Anſicht 
ſprechen 28). Allein die Praxis der deutſchen Gerichte 2) 
fcheint fich fortwährend mehr nach den Altern deutfchen Rechts: 
beftimmungen ?°) gerichtet und die Negel befolgt zu haben, 
daß nur diejenigen Eriminalftrafen, welche an Haut und Haar 
gehen, oder durch Schinders Hand vollzogen werden, Ehre 
loſigkeit mit fich bringen, und diefe Praris hat fich auch bei 
uns geltend gemacht. Demgemäß kann ed ald unzweifelhaft 
- angefehen werden, daß einzig und allein die Strafe des Staups 
befens oder des Staupenfchlags ehrlos mache, wie denn auch 
die folchergeftalt beftraften Zuchtlinge oder Karrengefangene 
in den Gefeßen ald unehrliche Perfonen bezeichnet werden ?*). 





Nichts kann aber entfcheidender 
feyn, als die Beftimmung in 
dem Reichsſchluß von 1668 $.1, 


einigen Sällen auch durch eine 
extraordinaria cognitio zu einer 
Öffentlichen und fogar auf die ac- 


tio furti, vi bonorum raptorum, 
injuriarum und de dolo, zu einer 
Privatſtrafe und endlich diejenis 
gen, melde wegen dolus im 
Societätscontract und in ber 
Tutel, beidem Mandat und bei 
dem Depofitum zum Schadens: 
erfaß verurtheilt werden. gl. 
Muͤhlenbruch's Pandecten 
1. Bd. $. 189. 

28) Schon der Reichsſchluß 
wegen der Handwerksmißbraͤuche 
von 1731 $. 13. ſetzt unvers 


fennbar die Anwendbarkeit der 


Roͤmiſchen Grundſaͤtze voraus. 


daß die Verurtheilung, wegen 
einer Injurie, Infamie zur Folge 
haben ſoll. 

29 Siehe Duiftorp’s 
Grundſaͤtze des peinl. Rechts 
Iſter Theil $. 77. Note c. 
30) 3.2. im S. Sp. I, 
38 u. 39, wo namentlich die 
auf Haut und Haar gehenden 
Strafen hervorgehoben werden. 
Doch erſtreckt ſich die Rechtslo⸗ 
ſigkeit nach dem S. Sp. auch 
auf andere Faͤlle. 

31) Einige Nachweiſungen 
daruͤber in den Abhandlungen 
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Da durch dad Straferfenntniß, welches Ehrlofigkeit über den 
Verurtheilten verhängt, in welcher Art und Weife dies auch 
gefchehe, die oben bezeichnete Reihe bürgerlicher Rechte ent: 
ziehen foll, fo dürfte fehon daraus folgen, daß ein folches 
Straferfenntniß nicht über die Grenzen des Staates hinaus 
von Wirkſamkeit feyn kann, und daß folglich eine Ehrlofig- 
keit, zu welcher Jemand anderswo verurtheilt ift, wenn fie 
gleich nothwendig eine Verminderung der Ehrenrechre bewir: 
fen muß, doch die erwähnten rechtlichen Wirkungen hier im 
Rande-nicht äußern fünne, wenn nicht durch ausdruͤckliche Ge— 
fee den Erfenntniffen auswärtiger Gerichte in diefer Bezie— 
- hung eine rechtliche Wirkung.ift beigelegt worden. Eine folche 
Beftimmung findet fich aber nur im Lübfchen Recht und in 
dem Friedrichftädter Stadtrecht, welches diefe feine Vorfchrift 
eben aus dem Lübfchen Recht gefchöpft hat *2). 


$. 46. 
Verminderungen der Ehrenredte 


Bon den unter dem Namen der Ehre befaßten Rechten 
fönnen in beftimmten Fällen das Eine oder das Andere oder 
Einige zugleich, mehrere oder wenigere, entzogen werden, und 
auf diefe Weife gleichfam geringere Grade der Ehrlofigkeit ent: 
ftehen, die indeß weder der gemeine noch der gefeßliche Sprachs. 
gebrauch mit dem Namen Ehrlofigkeit bezeichnet. Im älteren 





- aus,den Anzeigen I. Bd. Bor: II, 83. ‚Das Lübfche Recht bes 


rede S. XI.u, f. und über die 


Anwendung des Staupenfchlags 
auf Weiber, namentlid) in Ge; 
mäßheit der Verordnung vom 
a Nov, 1775 dafelbft IV. Bd. 


30). Luͤbſches Recht IV, 14 
und Friedrichſtaͤdter Stadtrecht 


zeichnet freilich diejenigen, welche 
auswärts verurtheilt find, als 
anrüchtig, und das Friedriche 
ftädter Stadtrecht als verruͤch— 
tigt. Allein die lateinifchen 
Ueberfhriften der Titel zeigen, 
daß wahre Ehrlofigkeit gemeint 


+ 
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Rechte wurden die meiften Fälle, in welchen eine folche Vers 
minderung der Ehre Statt findet, zur wirklichen Ehrloſigkeit 
gerechnet, find aber nach und nach danon getrennt, und zum 
Theil mit eigenen Namen bezeichnet worden. Gegenwärtig 
gehören hieher folgende Falle: I Die Anrüchtigfeit, . 
welche ven Schinder trifft. Als Perfonen, welche 
"wegen eines veräachtlichen Gewerbes rechtlo8 waren, nennt 
der Sachfenfpiegel: die Kampfer, ihre Kinder und Spiels 
leute 33). In den fpäteren Gefeßen werden mehrere Gewerbe 
als folche bezeichnet, welche unehrlich machten 2*). Zwei⸗ 
felhaft ift e8 aber dabei, ob die Anrüchtigkeit aller folcher 
Perfonen wirklich auf rechtlichen Grundſaͤtzen beruhte, oder 
lediglich von einer irrigen Volksmeinung angenommen wurde, 
welche eben die Gefege zu bekämpfen bemüht waren. Die 
Zünfte und Innungen insbefondere hegten und pflegten diefen 
Wahn, und verfuchten wenigftens, einen practifchen Gebrauch 
davon zu machen, wie dies namentlich die ehedem allgemein 


übliche Faffung der Geburtöbriefe beweißt °°). 


33) ©. &p. I, 38, $. 1: 


Die Gloffe zum ©. Sp. 1, 39 


erklärt Kämpfer für ſolche 
Leute, welche für Geld fochten. 
Ein erläuterndes Beiſpiel giebt 


die Erzählung einer dänifchen 


Chronif in Zangebeck Serip- 
tores I. Bd. ©. 371 von einer 
großen Bande Klopffechter, wels 
che im Jahre 1279 ihre Künfte 
vermuthlich erft in Holftein und 
auf Fehmarn gezeigt hatten, dann 
nach Seeland gezogen waren, 
und dort zur Beluftigung des 
Volks und felbft der Vornehmen 
Rampfipiele anftellten. 
auch: Jahn, das Kriegswefen 
Nordens, befonders Dänemarks 
im Mittelalter S. 267. Eine alte 


Bol: 


Auch bei 


dänifche Rechtsſatzung von Spiels 
leuten, abgedruckt in Ancher’s 
Lovhiftorie, alte Ausgabe I. Bd. 
©, 617, gehört auch hieher. 
Aehnlihe Beſtimmungen, wie 
diefe leßtere, finden fi in den 
Schwediihen Geſetzen. Bol. 
Dreyer’s Einleitung in die 
Lübfchen Verordnungen ©, 414. 

34) Reichepolizeiordnung von 
1577 Tit. 38. $, 1. nennt als 
foiche das Gewerbe der Leinwe⸗ 
ber, Darbierer, Schäfer, Müller, 
Zöllner, Pfeifer, Tcommeter und 
Dader, und der Reihsfchluß von 
4731 wegen ber Handwerfsmißs 
brauche noch mehrere, 

35) Alle in der Reichspolizeis 
ordnung von 1577 für ehrlich 
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ms hatte fich, wie fpätere Gefeße fich ausdrücken, der gemeine 
Wahn eingefchlichen, ald waren Pförtner, Amts: und Stadts 
diener unehrliche Leute, und diefe Volksmeinung führte felbft 
dahin, daß den bezeichneten Perfonen und ihren Familien 
alle Liebespdienfte in Krankheiten, bei Entbindungen und Zos 
desfällen verfagt wurden 3°). Gegen jenen gemeinen Wahn 
find nun die neueren Gefeße gerichtet, welche befehlen, daß 
Pförtner, Stadt: und Amtsdiener für ehrliche Leute zu halten 
und. bei Vermeidung von Strafen als ſolche zu behandeln 
find 272). Das einzige Gewerbe, welches gegenwärtig noch 





und zunftfähig erflärte Gewerbs; 
genoffen, werden aud) in den viel 
fpater ausgeftellten Geburtsbrie— 
fen unter den Perfonen ge 
nannt, von denen abzuftammen, 
Schimpf und Schande war, 
Da die Zeugniffe in den Ge: 
burtsbriefen nicht bloß darauf, 
dag der Vorzeiger Fein Pfeifer 
und Trommelfchläger u. ſ. w., 
fondern auch) darauf gehen, daß 
feine Eltern es nicht geweſen, 
fo müffen die Forderungen der 
Zünfte auch ſich bis dahin er- 
ftrecft Haben. 

36) Gegen dieſe Volksmei— 
nung iſt gerichtet und durd) einen 
befonderen Fall veranlaft Aus 
guft Gieſe, der wehfchreiende 
Stein über den Gräuel, daß man 
die Diener der Juſtiz bisher nicht 
zu Grabe tragen und nun auch 
ihren ehelichen Frauen in Kin: 
dernöthen niemand helfen will; 
zu Huſum Anno 1685 aufgerich- 
tet, 1fte Ausgabe 1687, 2te Auss 
gabe Schleswig 1699. Diefe 
Schrift mag vielleicht die Fürft; 


liche Verordnung vom 7ten Aug. 
41706, welche in der Verordnung 
vom Aten Sjan. 1734 angeführt 
wird und für die Stadt Huſum 
und die umliegenden Gegenden 
erlaffen war, veranlaßt haben. 
Eine ähnlihe Verordnung vom 
4ften Mai 1710 ift für das 
Amt Steinburg erlaffen. Leh⸗ 
mann's Anmerfungen über das 
Holiteinifche Landreht S. 109, 
Del. audy Dreyer de macula 
apparitoribus magistratuum de- 
tersa. Kilonii 1751. 4. 

37) Verordnung für Schles- 
wig vom Aten San. 1734 und 
für den Königl. Antheil von Hol⸗ 
ftein unterm gleichen Dato, wel⸗ 
che unterm 2ten San. 1784 auf 
das ganze übrige Holftein ift aus⸗ 
gedehnt worden. Syſtematiſche 
Sammlung der Verordnungen 
1. Bd. S. 4. Die Gefeßgebung 


hatte übrigens durch die oben 


erwähnte Beflimmung über die 
Unehrlichkeit der Profoße zur 
Entftehung diefer Meinung ſelbſt 
einige Veranlaffung gegeben. 
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eine rechtlich wirkſame Unehre mit ſich bringt, iſt das der 
Abdecker oder Scharfrichterfnechte 3%). Dem aͤltern Recht 
fcheint diefe den Abdeckern in Deutfchland anklebende Unehre 
nicht befannt gewefen zu feyn, auch ift der Urfprung des jeßt 
geltenden Rechtes nicht mit Sicherheit nachgewiefen 37). Erz 
wägt man indeß, daß die Unehre der Abdeder nach der Volks: 
meinung als etwas Leibliches, als eine körperliche Eigenfchaft 
angefehen wurde, die durch förperliche Berührung weiter mite 
getheilt und fortgepflanzt werden konnte; daß ferner ein jeder, 
der gefallene Thiere abhaͤutete, fich dadurch, dem Schinder 
gleich, unehrlich- machte *20); und endlich, Daß theils dag Ab⸗ 
decken aller gefallenen Thiere, d. h. folcher,, die nicht vor.dem 
Meffer geftorben waren, und das Zodtftechen unreiner Thiere, 
3. B. der Pferde, Hunde und Kagen +"), zu den Gefchäften 


der Abdeder gehörte, fo dürfte man faft unmwilllüprlich auf. 


den Gedanken geführt werden, daß die Unehre der Schinder 
dem Einfluffe altteftamentlicher Ideen auf. die Begriffe und 
Meinungen des Volks beizumeffen, und ald eine Art der levi— 
tifchen Unreinheit in ihren untern Graden anzufehen fey *?). 
Daß indeß die ebenerwähnte Volfsmeinung, worauf die Un— 


38) Reichsconſtitution vom 
A6ten Aug. 1731 $.4 und deren 
abermalige Befanntmachung un: 
term 15ten März 1756. Auch 
die Schleswigfche "Verordnung 
vom Iten Febr. 1756 $. 1. 

39) Eine Hypotheſe ift von 
Möfer aufgeftellt worden inden 
patriotifhen Phantafien 1: Bd. 
No. 37. Möfer hält die Sache 
für eine fchlaue Erfindung, um 
das Gewerbe der Abdecferei ge: 
gen alle Eingriffe ficher zu flellen« 

40) Die gemeinfchaftlihe Ver: 
ordnung vom Tten Sept. 1763 
geftatter ausdrücklich einem jeden, 


während der damaligen Viehſeu⸗ 
che, das gefallene Vieh abzu= 


haͤuten, mit der ausdrücklichen 


Erklärung , daß diefes der Ehre 
unnachtheilig feyn folle. 


41) Ueber diefe Entſtehungs⸗ 
arten der Levitifchen Unreinheit 
vergl. Michaelis woſaiſches 
Hehe IV. Bd. ©. 308. 


42) Bol. Meinen Aufſatz 
über den Urfprung der den Abs 
deefern in Deutichland ankleben⸗ 
den Unehre in den Eranien zum 
deutfchen Hecht J. Bd. NT 
©, 51. 
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ehre der Abdecker beruhte, fich gegenwärtig im Volke theils 
verloren habe, theils fich zu verlieren ſtark im Begriff fey, 
iſt kaum zu verkennen, und' wenn es dahin kommen follte, 
wie ed den Anfchein hat +°), daß das Gewerbe der Abdederei 
frei gegeben, und was damit unzertrennlich verbunden feyn 
wird, rücfichtlich aller andern für ehrlich werde erklärt wer: 
den, fo wird die dem Schinder anklebende Unehre, als jedes 
innerlichen Grundes ferner ermangelnd, von felbft aufhören. 
Die rechtlichen Wirkungen, welche diefe Unehre mit fich bringt, 
find im Wefentlichen diefelben, die bei der Ehrlofigfeit ange= 
führt find, bloß mit den beiden Unterfchievden, daß der Abs 
decker ald Beweiszeuge nicht unbedingt zu verwerfen ift, und 
daß diefe Art der Unehre fchwerlich als ein Schärfungsgrund 
bei unbeftimmten Strafen angefehen werden fann. IL Im 
älteren Rechte bewirkte die uneheliche Geburt ebenfalls 
eine Unehre, die früher in ihren Wirkungen der wahren Ehrlofigs 
keit gleich fand, in der Folge aber fehr erheblich gemildert 
wurde. Der Sachfenfpiegel ftellt die unehelich Gebornen mit 
andern Rechtlofen zufammen ++). In den alten Nordifchen 
Rechten findet fich aber feine entfchiedene Aeußerung darüber *5) 
und wahrfcheinlich ift die ganze Idee von einer Makel der uns 
ehelichen Geburt eine Folge von den Beftimmungen des Cano: 
nifchen Nechts über die Ausjchließung der Unehelichen von 
den Firchlichen Weihen *°), fo daß die im weltlichen Rechte 





43) Bei einer eingetretenen 
Bacanz der Abdeckerei in Haders⸗ 
leben im Jahre 1804 ward der 
Abdeckerzwang in mehreren Harz 
den des Amtes aufgehoben, wie 
er bereits in andern Harden früs 
her weggefallen war, und «es 
wurde den Eingefeflenen das eis 
gene Abdeden ihres gefallenen 
Viehes frei gefiellt, Siehe das 


Statthalter-Refeript vom 27ften 
£ ct, 1804. 

44) ©, Sp. I, 38. 

45) Anch er's Lovhiſtorie IL 
Bd. ©. 210 der Aten Ausgabe. 
N. dan. Mag. I.Bd. S. 60, 

46) Zunachft traf dieſe Aus; 
fhliefung von den firchlichen 
Weihen die Söhne der Priefter 
oder die Pfaffenkinder, weil die 


1 
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eintretenden Folgen der unehelichen Geburt den Grundfäßen 
des Canonifchen Rechtes nachgebilvet find %), Im fpäteren 
Rechte hatte die uneheliche Geburt Feine andere Wirkungen, 
als die Unfähigkeit zur Ordinination *°) und zur Aufnahme 
in Zunfte und Gilden *?). Diefer Grundfäge wegen war es 
früherhin im Gebrauch, fich Geburtsbriefe ertheilen zu laſſen, 
um dadurch feine eheliche Geburt und den unbersichtigten Stand 
der Eltern beweifen und fo den Einwendungen begegnen zu 


koͤnnen, 


welche gegen die Aufnahme in Zuͤnfte und Innungen 


aus dem gedachten Grunde gemacht werden mochten ?°), 





Geiftlihen nady Einführung des 
Coͤlibats ihre unehelihen Kinder 
vorzugsweife zu den kirchlichen 
Aemtern zu befördern fuchten. 
» Späterhin ift diefe Ausfchließung 
auch auf andere uneheliche Kin: 
der ausgedehnt worden. In 
cap. 18 X de filiis presbytero- 
rum ordinandis vel non find filii 
sacerdotum et alii non legitime 
nati neben einander und in cap. 
5. X de servis non ordinandis 
_ find auch spurii als folche ges 
nannt, die nicht ordinirt werden 
dürfen. Die dänische Kirche er= 
fannte denfelben Grundſatz an, 
Langebeck scriptores V. Bd. 
©, 592 und Dahlmann’$ 
Geſchichte von Dänemark 1, Bd. 
S. 412. Daß der Sacfens 
fpiegel III, 45. die Pfaffenfinder 
unter den Unehelihen befonders 
hervorhebt, giebt ſchon einen 
Wink über die Quelle der Bes 
fimmung. Das £leine Kaifers 
recht 1, 19, beruft fich übrigens 
zur Begründung des Satzes von 
dem Flecken der unehelihen Ge⸗ 


burt auf eine Stelle im Neuen | 
Teſtament. 

47) In Gibbons miscella- 
neous works foll fi) eine Aug; 
führung finden, daß die Gefeße 
der Germanifchen Völker gegen 
uneheliche Kinder überhaupt nicht 
hart gewefen ſeyn. Ich habe 
indeß die Stelle nicht finden £öns 
nen. Daß die Mafel der uns 
ehelichen Geburt dem älterh Ger⸗ 
manijchen Rechte nicht angehöre, 
ift gewiß genug. Daffelbe gilt 
vom NRömifchen Nechte, obgleich 
die Römer allerdings der ehelis 
chen Geburt in Vergleich mit 
der unchelihen einen großen 
Merthbeilegten, wie dies naments 
lich) Arußerungen von Quinctitian 
beftätigen. 

48) Eihhorn’s Kirchen⸗ 
recht J. Bd. ©. 487. 

49) Reichsſchluß von 1731 
wegen der Handwerfsmißbräuche 
$.11 und die angeführte Schles; 
wigſche Verordnung vom Iren 
Febr. 1756 $. 1. 

50) Erwaͤhnt find. die Ge: 


5 
d 
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Die neuere Geſttzgebung hat die Makel der unehelichen Ge— 
burt gänzlich aufgehoben 37), und damit die Ausftellung 
von Geburtsbriefen wenigſtens für das Inland unnöthig ges 
macht. Als Gründ der mit der unehelichen Geburt verbun= 
denen Makel ift fchwerlich jemals das Vergehen der Eltern 
angefehen worden, als wäre gleichfam ein folches Vergehen 
der Eltern an den Kindern geftraft worden, obgleich fich aller: 
dings Andeutungen finden, daß Verfuche gemacht worden 
find, wegen eines von den Eltern begangenen Verbrechens, 
die Kinder von der Aufnahme in Zünfte und Innungen aus: 
zuſchließen, oder ihnen die Fortfeßung ihres Handwerks zu 
unterfagen 52). II. Eine in neueren Verfügungen beftimm: 
ter hervortretende Beſchraͤnkung der bürgerlichen Ehrenrechte, 
wofür es Feine befondere Benennung giebt, befteht in dem 
Verluſte der Wahlberechtigung und MWahlfähigkeit, in Bezie— 
hung auf die Stellen der-deputirten Bürger in den Städten, 
und der Abgeordneten zu den ftändifchen Verfanunlungen. 





burtsbriefe, der älteren Rechts— 
quellen nicht zu gedenfen, noch) 
in der neueften Stempelpapier; 
Verordnung vom Ziften Der, 
1804 $. 4 No. 63. Ein Ges 
burtsbrief von 1592 finder fich 
in den Eranien a. a. O. S. 53 
"und ein anderer von 1675 in 
Meinen Sammlungen I, 
Dr. ©. 390, 

51) Verordnungen vom 21ften 
und 28ſten Sjuni 1771 und 6ten 
März 1772. Erſt durch das 
Ranzeleipatent vom 1iten Der, 
482% fcheint die leßtere Verfü- 
gung auf den ehemals Sroßfürft: 
lichen und gemeinfchaftlichen Di; 
firict von Holftein ausgedehnt 
worden zu feyn. 

52) Schleswigfhe Verord⸗ 


nung vom Iten Febr. 1756 $. 
A in fine. Schon das Canoni⸗ 
fhe Recht cap. 14, X de filiis 
presbyterorum in den Worten: , 
licet a filiis ete. deutet darauf 
hin, daß man bisweilen geneigt 
war, die Söhne für die Berges 
ben der Väter büßen zu laffen. 
In Spanien fcheinen fogar rechts 
lihe Nachtheile die Enkel derer 
getroffen zu haben, welche von 
dem Sjnquifitionstribunal verur; 
theilt waren. Söhne oder 
Enfel eines Verbrann: 
ten ift Bezeichnung rechtlich zu= 
rückgefegter Perfonen. Siebe 
v. Humboldt kritiiche Unter: 
fuhungen über die. Entdeckung 
der neuen Welt II. Bd. S. 209 
u, ©, 215. 
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Mer nämlich zu einer Criminalſtrafe verurtheitt ift, verliert 
dadurch die Wahlberechtigung für immer, und fobald eine 
Eriminalunterfuchung wider Semanden verhängt wird, ift ders 
felbe, bis er wegen diefes Verbrechens ganzlich freigefprochen ift, 
unfaͤhig zu wählen und gewählt zu werden. Gleiches gilt 
von denjenigen, welche fich unter Concursbehandlung oder 
Curatel befinden, für fo lange als dieſes Verhaͤltniß dauert 52). 
Nicht ohne. Einfluß auf den Umfang der bürgerlichen Ehrens 
rechte iftendlich IV. der notorifch unmoralifche und verächts 
liche Lebenswandel und der dadurch begründete fchlechte Ruf 


eines Menfchen. Die Wirkung diefer fogenannten infamia facti 


außert fich nicht zunachft in einem Verlufi beftimmter Rechte, als 
in einer verhältnißmäßigen Zurücfegung gegen andere unbes 


rüchtigte Perfonen bei Beftellung zu folchen.öffentlichen Gefchäfz | 


ten, welche einen unbejcholtenen Ruf und befonderes Vers 
trauen verdienen °*). Die Befchäftigung mit weniger geachtes 
ten Gewerben hat.natürlich einen ahnlichen Einfluß. Dies muß 
namentlich von folchen Gewerben gelten, die insbefondere, wenn 
jie von herumgiehenden. Leuten in Gefellfchaft betrieben werz 
den, ſolche Perfonen einem gewifjen Berdachte ausfegen ‚ fie 
einer befonderen polizeilichen Aufficht unterwerfen, und ftrens 
gere polizeiliche Maaßregeln hervorrufen als bei andern Lan: 


53) Vgl. die verfchiedenen 
Reglements für die dconomifche 
Verwaltung mehrerer -Städte 
F. 7 u. 8. in der fuftemstifchen 
Sammlung der Verordnungen 
V. Bd. S. 176. Damit find 
übereinftimmend die Verordnun— 
gen vom 15ten Mai 1834 wegen 
näherer Negulirung der ſtaͤndi— 
fchen Berhältniffe $.3u.4. Die 
Saffıng des angeführten $. 3. 
fonnte zwar auf den Gedanken 
führen, daß nur gewiffe Straf: 
arten den Verluſt der Wahlbes 
rechtigung und der Wählbarfeit 


bewirkften. Der Schluß der 
Stelle, wornad) jeder, der wes 
gen eines Verbrechens in Crimi— 
nalunrerfuchung gezogen und we; 
gen dieſes Verbrechens nicht ganz; 
lich frei geiprochen worden, von 
der Wahlberechtigung und Waͤhl⸗ 
barkeit ausgeſchloſſen ift, nöthige 
aber zu der Annahme, daß esauf 
beftimmte Strafarten nicht an: 
kommen Eönne, 


54) 3. DB. die Aemter der Ars 
mens, Kirchen: und Schulvorftes 


her, 
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deseinwohnern, alfo gewiffermaaßen anrüchtig machen und 
eine Rechtöbefchränfung bewirken *5). 


$. ar. 
Wiederherſtellung der verlorenen — 


Die Rechtsſchmaͤlerung, welche durch den Mangel eines 
guten Rufes entſteht, wird durch eine ſolche Art und Weiſe 
des Lebens und Handelns, die dem Subjecte die Achtung des 
Publicums von Neuem erwirbt, wiederum aufgehoben, und 
jene Rechtsſchmaͤlerung ift daher eine vorübergehende. Im 
älteren Rechte war felbft die Ehrlofigkeit in einigen Fällen bloß 
temporaird°). Andere Ehrenfchmälerungen find ihrem Weſen 
nach, dauernd und können durch Feine Handlungen deffen, der 
dadurch betroffen wird, wiederum aufgehoben werden. Die Wie: 
deraufhebung der eigentlichen Ehrlofigfeit erfolgt mittelft eines 
Iandeöherrlichen Neferiptö, welches restitutio famae ertheilt 
und dadurch die verlorenen Ehrenrechte wieder herftellt °7). Auf 
dieſelbe Weife kann allein auch die Unehre des Abdeckers ges 
tilgt werden. So lange die Mafel der unehelichen Geburt im 
Rechte anerkannt war, wurde diefer mit jeder Art der Legi— 


55) Dahin gehören Keffels 
flifer, Siebbinder, Scheeren: 
fchleifer u, ſ. w. nach der Ver: 
ordnung vom 23ften Mar; 1814, 
Bol. auch die ältere Verfügung 
vom 22ften Sept. 1788. 

56) Nah dem Juͤtſchen Lov 
Il, 68. trafen denjenigen, der zu 
einer Brüche verurtheilt. war, 
fo lange er ſie noch nidt 
bezahle Hatte, bedeutende 
nachtheilige Folgen, die mit der 
Ehrloſigkeit verglihen werden 
fönnen, und in fpäteren Zeiten 
als Folgen der Ehrlofigkeit ange: 


fehen wurden. Bol. ein Urtheil 
von 1479 im dänifhen Mag. 
VI. Bd. ©, 128. Daher pflegt 
wohl in älteren Quitungen über 
bezahlte Brüchen bemerkt zu wer: 
den, daß der Bezahlende wies 
derum feine volle Ehre erlangt 
habe. Solche Duitungen Eöns 
nen indeR nicht als restitutiones 
famae angefehen werden. Bol, 
Meine Sammlungen I. Bd. 
S. 340 u. ©. 368, 

57) Klüber’s öffentliches 
Hecht des benufihen Dundes $. 
298. 
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timation getilgt, felbft durch die fogenannte unvolllommene . 
Segitimation, welche eben Feine Wirkungen hatte als diefe **). 
Inſofern diefe Makel in Beziehung auf den Empfang firchs 
licher Weihen eine Frregularität bewirkte, erfolgte eine Art 
von Legitimation durch Eintritt in einen Mönchsorden, die 
jedoch ohne befondere pabftliche Dispenfation nicht zur Erlan— 
gung von Prälaturen befähigte ‘”), 


$. 48. 
Bon der Verfhiedenheit des Ranges °°), 


Die Ehre in dem obenbemerkften Sinne, wornach dars 
unter eine günftige pofitive- Meinung des Publicums über eine 
Perfon verftanden wird, ift zwar im Allgemeinen von Feiner 
rechtlichen Bedeutung und namentlich gilt dies infofern, als 
die Ehre und das Anfehen auf reinz perfünlichen Eigenfchaften 
des Geifted und des Characters beruft. Dabei ift aber die 
Thatfache nicht zu verfennen, daß dennoch dein Range und 
der Verfchiedenheit deffelben jener Begriff von Ehre und Ans 
fehen in einem gewiffen Maaße zum Grunde liegt. Die Bes 
deutung, welche das einzelne Individuum in der bürgerlichen 
Gefellfchaft erlangt hat und das Anfehen, welches er bei feinen 
Mirbürgern genießt, ift nach den verfchiedenen Verhältniffen 
und Umftänden fehr verfchieden. Beruhte dies Anfehen ledig: 
lich auf der Verfchiedenheit der Charactere und der Geifteds 


\ 





58) NReihefhluß von 1731 


6.11 und Schleswigfche Verord: 


nung vom Iten Febr. 1756 $.1. 
59) Bol. Eihhorn’s Kir 
chenrecht L Bd. ©. 487. Doch 


kommen aud) Beifpiele vor, daß 


nicht bloß päbftliche Dispenfation 
bewirkt, fondern zugleih ein 
förmlicher Legitimationsact vor: 
genommen wurde, wie Albertus 


Stadensis zum Jahr 1240 von 
einem Probſten in Schwerin er⸗ 
zahle. 

60) Dal. einen Auffas im 
N. Stb. Mag. J. Bd. ©. 898. 
Am Allgemeinen ift zu 
vergleihen Hellbach's Abe 
handlung von den heutigen Rech⸗ 
ten des Ranges, 2te Auflage, 
Leipzig 1746, 4. 


m 
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gaben, fo würde es bei der unendlich großen, in dieſer Bezie⸗ 
bung ftattfindenden, Berfchiedenheit Feine beftimmte Regel 
geben Finnen, um darnach die Landeseinwohner, nach der Ver: 
ſchiedenheit ihres AUnjehens bei dem Publicum, zu claffificiren. 
Allein jenes Anfehen beruht Daneben und vorzugsweife auf ges 
wiffen bleibenden und gleichfürmigen Verhältniffen, Zu diefen 
gehören: der Geburtäftand, wornach die Fürften ein größeres 
Anfehen genießen als der Adel, und der Adel wiederum ein 
größeres Anfehen als die Gemeinfreien, und unter den Für- 
ſten wie unter dem Adel finden überdies nach den verfchiede- 
nen Clafjen nicht unbedeutende Abftufungen des Anfehens 
Statt; ferner der Beruf, fo daß den Beamten ein größeres - 
Anfehen zu Theil wird, als folchen, die ed nicht find. Aehn⸗ 
liche wirkende Momente find die verfchiedsnen Titel und Wür⸗ 
den, die Größe oder Kleinheit des Grundeigenthums, welches 
Jemand beſitzt, die größere oder geringere Bedeutung feines 
- Gewerbes; der Solvatendienft; imgleichen dad Dienftalter 
oder die Zeitfolge, in welcher jemand Titel und Würden ers 
langt hat, bisweilen auch wohl das phyſiſche Alter einer 
Perfon. Im einzelnen Fallen wird der Rang eines Indivi— 
duums auch wohlunmittelbar durch ein landesherrliches Nefeript 
beftimmt. Unter Einwirkung aller diefer Momente hat fich nun 
eine auf den verfchiedenen Graden des Anſehens beruhende 
Stufenfolge fanmtlicher Landeseimvohner vom Negenten an 
bis zum Niedrigften im Volke überall gebildet, wobei fich 
freilich von felbft-verfteht, daß auf jeder Stufe diefer Abthei— 
lungen fich manche Individuen in jedem Betracht vollfommen 
gleich ſtehen koͤnnen. Diefe nach dem Anfehen abgejtufte 
Reihenfolge von Claffen Heißt im Allgemeinen der Nang, 
und die rechtlich anerkannte Reihenfolge heißt die Rang: 
ordnung. Bei allen Völkern hat fich eine natürliche Range 
ordnung von felbft im Leben gebildet, und eine genügende 
Anerkennung erlangt, ohne daß es ausdrücklicher gefeßlicher 


Erfter Abfchnitt. Allgem. Perſonenrecht. 287 


- Beftimmungen darüber bedurft hat”). Die practifche Be— 
deutung aller Nangverfchiedenheit zeigt fich eigentlich nur 

‚bei amtlichem Zufaınmentreten in neueingerichteten Collegien 
und Commiffionen und bei gefellfchaftlichen Zufammenfünften 
in Zifchgefellfchaften und bei Procefftonen, indem es immer 
Regel gewefen ift, daß bei folchen Gelegenheiten einem Jeden 
der Plaß nach feinem Range angewiefen wurde. Auch ift die 
Fähigkeit, an den Hoffeften der Fürften Theil zu nehmen 
(Hoffahigkeit), und die Zulaffung zur Fürftlichen Tafel (Ta— 
felfähigkeit) 6?) unftreitig immer nur Perfonen höheren 
Ranges eingeräumt worden. Die Rangsverhältniffe in 
unfern Lande find durch eine Neihe befonderer Gefetze oder 
Nangverordnungen beftinmt worden, die bald für das 
ganze Land in Betreff des Ranges bei Hofe °°) oder für 


einzelne Landestheile °*), bald für einzelne Claſſen von 


61) DBeifpielöweife ift zu ver- 
gleihen die Nangordnung in 
England in Blackstone’s Com- 
mentaries on the Laws of Eng- 
land. London 1793, L. Bd. ©. 
404. Sewiffermaaßen gehört das 
von Lappenberg im Neuen 
Nheinifhen Muſeum für Juris⸗ 
pruden; I. Bd. ©. 145. mit⸗ 
getheilte Stück de dignitate ho- 
minum Anglo-Saxonum auch 
bieber. 

62) Eine Andeutung diefes 
höheren Ranges fcheint ſchon in 
der Bezeichnung: conviva regis 
zu liegen, welche im Saliſchen 
wie im Burgundifhen Rechts— 
buche vorfommt, Aucd) bei den 
Angelfahfen waren nur die vor: 
nehmſten Leute tafelfähig, und 
am Langobardifchen Hofe war 
nach Paulus Diaconus I, 23. die 
Etiquette noch) firenger. Ueber— 


haupt waren die Vorftellungen 
im alten Deufchland über die 


Tafelfaͤhigkeit fo ferenge, als fie 


an unfern Fürftenhöfen nur feyn 
koͤnnen. Bol. Leo Beowulf S. 97. 

63) Die jetzt allgemein gel⸗ 
tenden Rangverordnungen find 
die Nangverordnung vom Aten 
Det. 1746 und das Patent vom 
42ten Aug. 1808 außer einer 
großen Anzahl einzelner abans 
dernder und erganzender Verfü: 
gungen, Die älteren Königlichen 
Nangverordnungen von 1680, 
1693, 1699, 1717, 1730 und 
1734 find zufammengeftellt in 
Niemann’s Mifcellaneen I. 


Bd. ©. 128. 


64) Herzogliche Gottorfiſche 
Nangverordnung vom 18. Dec. 
1662. N. Stb. Mag. 1.20, 
©. 899, Revidirte Rangord— 
nung von 1681 in Hellbach's 


Ey 
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Beamten 65) oder fonftigen Landeseinwohnern 6°), bald für 
einzelne Städte 67) erlaffen worden find, immer alfo eine 
bloß particulaire Gültigkeit gehabt haben oder noch haben, 
Die Königlichen, im eigentlichen Sinne fogenannten, Rang 
verordnungen betreffen bloß die Reihenfolge unter den hofz 
fähigen Perfonen, und diefe Faffung der Verordnungen hat 
wohl dazu Anlaß gegeben, daß man nicht nur die darin auf: 
geführten Perfonen Rangsperfonen genannt, fondern auch 
den Begriff des Ranges auf die in der König, Rangverord- 
nung genannten Claffen befchränft hat, Letzteres ift num of: 
fenbar unrichtig, und die angeführten Gefeße zeigen, daß die 
Nangordnung fich über die ganze Staatögefellfchaft und alle 
Claſſen ihrer Mitglieder erftredt, wenn ſie auch für manche 
Abtheilungen nicht gefeglich beftimmt ift, fondern lediglich auf 
Dbfervanz und Herkommen beruht 68 ) Die neueren Rangvers 
ee a EEE 


oben angeführte Abhandlung ©. 
468 und Neue Rangverordnung 
von 1739 bei Niemann a. a. 
D. Plönfhe Rangverordnung 
von 1680; daſelbſt. 

65) Dahin gehört eine Ver: 
ordnung Friedrich IIL über den 
Rang der Minifter vom 29 ften 
Nov. 1662. Dän, Mag. V. 
Bd. ©. 33, und eine Reihe lo: 


caler Verfuͤgungen über den Rang 


von Predigern, Diaconen und 
Adjuncten, Rectoren, Rathsper⸗ 
fonen nf. w. Vgl. Schra— 
der’s Lehrbuch II. Bo. ©, 127 
u. f.; auch Calliſen's Anlei— 
tung $. 22, 
66) Nach einer in dem Res 
pertorium der Verordnungen II. 
Dd. ©. 22. angeführte Verfüs 
gung von 1733 für die Gemeinde 
Queren, foll den Hufnern vor 


den Freis und Feſtekaͤthnern der 
Vortritt gebühren. Die Land; 
militair⸗ Verordnung vom 1ften 
Aug. 1800 $.44, beftimmt den 
Vorrang der Landfoldaten und 
giebt zugleich. zu erfennen, daß 
die Lagemänner den Vorrang 
vor andern Hofbeſitzern haben. 
Auch follen nad) der Verordnung 
som 28ften Juni 1808 die Dans 
nebrogsmänner als die Erften uns 
ter ihres Gleichen angefehen und 
behandelt werden. 

67) Rangverordnung für die 
Städte Flensburg, Apenrade und 
Hadersleben in C. St, Slesv. IL. 
Bd. ©. 324, 438 u, 532. 

68) Wenn unfere neuen 
Rechtsgelehrten nicht bloß die 
gedruckten Verordnungen, fons 
dern aud) das wirkliche Leben ans 
fähen, fo würden fie den Rang 
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ordnungen gehören vorzugsweiſe dem ſiebenzehnten Jahr⸗ 
hundert an und wurden durch die damals beſonders häufigen 
Rangftreitigkeiten veranlaßt, welche aus den ariftocratifchen 
Tendenzen des Fahrhundertd und aus einem Ehrgeize hervor— 
gingen, der fich befonders in eiferfüchtiger Wahrnehmung 
Heiner Auszeichnungen thatig bewies 6°). Diefelbe eitle 
Tendenz ging ald ein Erbſtuͤck aus. dem fiebenzehnten Jahre 
hundert in das achtzehnte hinüber und führte zu zahlreichen 
ärgerlichen Rangftreitigkeiten bei öffentlichen Zuſammenkuͤnf⸗ 
‚ten, felbft in der Kirche, zu zahlreichen Proceffen über Vors 
rang und Vortritt, die in ordinario verhandelt und durch alle 
Inſtanzen hindurchgeführt wurden 7%), Solchen Uebelftänden 
follte durch die Rangverordnungen möglichft vorgebeugt werden. 
Obgleich nun die Rangftreitigkeiten in den neueren Zeiten fo 
gut wie aufgehört haben, fo findet darum doch die beftimmte, 
auf Obfervanz oder Geſetz beruhende, Rangordnung fortwähs 
rend ihre Anwendung. Das Einzelne über die Ordnung der 
Rangclaſſen kann indeß hier füglich übergangen werden. 
Su Betreff der Ehefrauen ift es jeßt Regel, daß die Frauen 
den Vortritt haben nach ihres Mannes Rang und Anciennität. 
In früherer Zeit ward dabei auch auf das Alter der Che Nüds 
ficht genommen, fo daß diefes bei gleichem Rang der Männer 


nicht auf die Verhältniffe der Hof: 
beamten, des Civil- und Militair: 
dienjtes befchränfen, wie Kluͤ— 
ber thut, im öffentlichen Recht 
des deutichen Bundes $. 488 u. 
495. &o unerbaulidy aud) das 
Buch von Hellbach ift, fo fieht 
man dod) darin, daß weder er 
nod) feine Vorgänger das wirk⸗ 
liche Leben aus den Augen vers 
loren haben. 


Falck's Gandbud IV. 


69) Vgl. Ranfe Gefhichte 
der Paͤbſte II. Bd. ©. 26 und 
&.59, auch Werlauff hifto- 
rifhe Bemerfungen zu Holz 
berg’s Lufijpielen I. Bd. ©. 
101. 
70) Daßes überall in Deutfchs 
land eben fo herging, zeigen die 
zahlreihen Nefponfa und Ente 
fheidungen in der Schrift von 
Hellbach. | 
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den Vorzug gab 7°). Zu bemerken ift noch, daß der Sit 
und die Unterfchrift in Commiſſionen fich im Allgemeinen nach 
dem Range richtet, wenn nicht fonft etwas darüber beftimmt 
ift 7?), Die Berüdfichtigung des Rangs bei der Feier des 
Abendmahls ift wiederholt von der a gemipbilligt 
und unterfagt worden 7°). 





71) — —— — die 72) Reſolution für das Müns 
ein eg $.2, $. 3, $. fterdorfiihe Eonfiftorium vom 
4, . S. I. Bd. ©. 440. 2dften Febr. 1684. C.C. 

1 Bd. ©. 99. Refeript für 

70) Patent vom Biften Dec. das Kiofter Preetz vom 28ſten 
1808. Det. 1786. 





Sechstes Kapitel, 


Von Verwandtfchaft und Schwägerfchaft und 
deren allgemeinen rechtlichen Wirkungen. 


5. 48. 
Ueber Verwandtſchaft und Schwägerfhaft über: 
haupt und deren verfhiedenen: Arten. 


on den allgemeinen Verhaͤltniſſen des Perfonenrechts ift 
nun noch dieFamilienverbindung zu betrachten übrig, infofern 
diefe Verwandtfchaft und Schwägerfchaft in fich fchließt. 
Ungewoͤhnlich ift es freilich nicht, diefe Lehre in dem Kapitel 
von der Ehe unter den Ehehinderniffen abzuhandeln, Der 
erwähnte, dieſer Lehre angewiefene, Plat kann jedoch nicht 
als der geeignete angefehen werden, weil das Ehehinderniß, 
welches in dem Verhältniß der VBerwandtfchaft oder Schwäs 
gerfchaft liegen kann, nicht die einzige Wirkung deſſelben ift, 
und nicht einmal ald die wichtigſte Wirkung davon anzufehen 
feyn dürfte. Als eine Hauptwirkung der Verwandtfchaft 
“ ft das Erbrecht zu betrachten, und die Schwägerfchaft wie 
die Verwandtichaft hat daneben noch eine Alimentationspflicht 
zur Folge. Der Ausdrud Familie wird bald in einer enges 
ren und bald in einer weiteren Bedeutung genommen. In 
der engeren Bedeutung verfieht man unter Familie bloß die 
Haudgenoflenfchaft, den Hausvater mit Frau und Kindern, 
Dagegen gehören zur Familie im weiteren Sinne des Wortes 
alle durch Verwandtfchaft oder Schwägerfchaft, oder, wie 
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man auch fagen kann, durch Bande des Blutd, mit einander 
verbundenen Perfonen. Da die geiftliche Verwandtfchaft des 


Canoniſchen Rechts gegenwärtig nicht mehr in Betracht fommt, 


fo ift hier nur noch die bürgerliche und die natürliche Ver: 
wandtfchaft zu unterfcheiden. Die erftere entfteht durch Adop⸗ 
tion oder Annahme an Kindesftatt, und wird nach ihren rechts 
lichen Wirkungen in dem Abfchnitte von der väterlichen Gewalt 


. naher zu betrachten feyn. Im Folgenden foll daher vorzugs— 


weife nur von der natürlichen Verwandtfchaft die Rede feyn. 


. Diefe entfieht durch Zeugung und durch Geburt, ohne Rüdficht 


’ 


darauf, ob eine rechtmäßige eheliche Verbindung Statt fins 
det, oder nicht, wie denn die natürliche Berwandtfchaft eben 
desivegen in die eheliche und uneheliche eingetheilt wird. Die 
verwandten Perfonen werden nach verfchiedenen Ruͤckſichten 
in Claffen eingetheilt. Zuvörderft Fann die Eintheilung darz 
nach gemacht werden, ob die Verwandsfchaft von Bater= oder 
von Mutter:Seite herrührt, und ed werden aus diefem Grunde » 
alle Verwandte in väterliche Blutöfreunde und mütterliche 

Blutsfreunde eingetheilt"). Nach der Stellung ferner, welche 
die Berwandte einer Perfon in Verhaͤltniß zu diefer eignehmen, 
bilden fie die abfteigende, oder die auffteigende, oder die Seitens 
linien 2). Inſofern namlich eine Perfon unmittelbar oder 
mittelbar von der andern abftammt, Fann man entweder die 
Reihe der Generationen mit Rücficht auf den legten Abkoͤmm⸗ 
ling oder mir Rücficht auf einen früheren Stammvater betrach⸗ 





1) Schleswigfhe Vormünbders 
Berordnung vom 19ten März 
1742 9.3 u. $. 12. In den 
andern Bormiünder » VBerordnuns 
gen kommt diefelbe- Unterfceis 


‚ dung vor. 


2) Der Sprachgebrauch findet 


ſich unter ändern in der Verord: 


nung wegen Defeßung der Fefte: 


güter vom 14ten April 1766 $. 6. 
Mir Nückfiht auf den Abdruck 
diefer Verordnung in der hron. 
Eammlung ift das Publicandum 
vom 2Often Juli 1815 wegen 
Derihtigung eines Druckfehlers 
zu bemerken. Start „in den auf: 
fteigenden Seitenlinien” ift zu 
lefen „in den auffteigenden und 
Seitenlinien.“ 


J 
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ten. Geht manvon der Perfon des Lektern aus, fo heißt die Reihe | 


der Perfonen die abfteigende Linie, die Linie der Defcendenten ; 
und geht man von dem letzten Abkoͤmmling aus, fo heißt die 
Linie die auffteigende, die Linie der Afcendenten oder die 
Ahnenreihe. Seitenverwandte (Kollateralen) find Diejenigen 
DBlutöfreunde, welche weder mittelbar .noch unmittelbar von 
einander abſtammen, fondern durch eine dritte Perfon, als 
gemeinfamen Stammvater oder gemeinfame Stammutter mit 
einander verbunden find. ©efchwijter, welche in’ derfelben 
Ehe geboren find, oder fonft Vater und Mutter mit einander 


gemein haben, heißen vollbürtige Gefchwifter, oder Geſchwi⸗ 


fter von voller Geburt; find aber die Gefchwifter von ver: 
ſchiedenen Müttern oder von verfchievenen Vätern, fo heißen 
fie halbbürtige Gefchwifter, Gefchwifter von halber Geburt 3). 
Diefelbe Unterfcheidung zwifchen Vollbürtigen und Halbbürs 
tigen findet auf die Defcendenten der Gefchwifter oder auf 
fänmtliche Seitenverwandte Anwendung. Die Verwandte 
fchaft heißt eine einfache, wenn fie auf einer nur einmal vors 
handenen Samilienverbindung beruht. Sie kann aber auch eine 
mehrfache feyn, da ed auf verfchiedene Weife möglich ift, daß 
mehrere Gründe der Verwandtfchaft mit einander zufammens 
treffen, oder daß Individuen durch mehrere zu derfelben Fa— 
milie gehörige Perfonen nit einander verwandt find *). 





3) Vergl. die Verordnungen 
vom 17ten Mai 1625 und vom 
25ften Jan. 1762 über den Un: 
terjchied zwifchen voller und hal: 
ber Geburt in der Erbfolge nad) 
Sachſenrecht, und die Verord— 
nung wegen der Matrimonial: 
Dispenfationen vom Aten Juli 
1800 6. 1. Die Sefchwifter 
unterjcheidet man auch als Voll: 
und Halbgefhwifter, Die Halb: 
gefhwifter follte man übrigens 


nicht, wie im gemeinen Leben 
wohl zu geichehen pflegt, Stief— 
geichwijter nennen. Das leßtere 
Wort bezeichnet . fprachrichtig 
bloß zufammengebrachte Kinder 
(comprivigni), die überall mit 
einander weder verwandt noch 
verfchwägert, fondern rückjichtlich 


des Familien-Merus einander , 


ganz fremd find. 
4) Die verfchiedenen Arten, 
wie eine mehrfache Verwandt: 


- 
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Schwägerfchaft (Affinität) ift das Verhältniß, welches durch 
eine Befchlechtöverbindung zwifchen dem einen Theil und den 
. Verwandten des andern Theild entfteht, und nach jeßigem 
Rechte ebenfo gut In einer außerehelichen als in einer ehelichen 
Gefchlechtöverbindung ihren Grund haben, eine eheliche und 
außereheliche Schmwägerfchaft feyn Fan. Das Römifche Recht 
laͤßt zwar die Schwägerfchaft eigentlich nur als Folge und 
während der Dauer einer gültigen Ehe eintreten, indem es 
bloß ein auf diefe Weife begründetes Verhältniß mit dem Nas 
men der Schwägerfchaft bezeichnet, und ausdrüdlich den 
Grundſatz aufftelt, daß die Schwägerfchaft mit der Schlies 
fung der Ehe ihren Anfang nehme °). Indeſſen wird doch 
auch dasjenige Verhältniß, welches durch eine außereheliche 
Gefchlechtögemeinfchaft in ähnlicher Art und Weiſe begründet 
wird 5), und die während der Ehe dageweſene Schwaͤger- 
fchaft, auch nach Aufhebung der Ehe 7) ald Ehehinderniß 
betrachtet und fo rechtlich der Schwägerfchaft gleichgeftellt. _ 
Dad Eanonifche Recht folgt bei der Beftimmung des Begriffs 
der Schwägerfchaft dem Mofaifchen Rechte und dem darin 
aufgeftellten Princip, daß die Schwägerfchaft durch fleifch- 


liche Vermiſchung entftehe 8), 


Schaft entftehen kann, find an⸗ 
gegeben in Mackeldey Lehre 
buch des Römischen Rechts $. 


134. Der gewöhnlichfte Entſte⸗ 


hungsgrund mehrfacher Wer: 
wandtfchaft ift, wenn fchon vers 
wandte Perfonen fi wiederum 
heirathen. 

5) L. 4.9.8. D. de gra- 
dibus et affınibus, 1. 8. Cod. 
de incestis nuptiis. Gluͤck's 
Kommentar 23fter Bd. S. 212 


uf 
6) Wenigſtens iſt dies bei den 
fogenannten Sclavenehen und 


Daraus folgt einestheils, daß 


bei dem Römifhen Concubinat 
anerfannt, 1. 14. 9.2. D. de 
ritu nuptiarum 1. 1. $ 1. de 
concubinis. 


7) $6u.7. I. de nuptiis. 
8) In 1.8. Cod, de incestis 


nuptiis iſt diefe Anſicht erwähnt 


aber verworfen. Vgl, Gluͤck“s 
Commentar a. a. O. ©. 213 u. 
237. Aus dem Corp. jur. Can, 
find zu bemerken: Can, 15 u. 
Can, 17. Causa 27. Quaest. 2 
und Cap. 5, X. de bigamis non 
ordinandis. | 
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eö nach dem Canonifchen Rechte eine außereheliche Schwaͤger⸗ 
fchaft giebt, anderntheild, daß die Schwägerfchaft nicht mit 
Eingehung der Ehe, fondern erft mit der fleifchlichen Vermi— 
fchung der Ehegatten ihren Anfang nimmt, und endlich, daß 
die Auflöfung der Ehe auf die dadurch begründete Schwäger: 

fchaft keinen Einfluß hat. Das Canonifche Recht nimmt aber 
noch außer der eigentlichen Schwägerfchaft eine Quafi: Affinität 
an, welche nicht nur aus einer, durch Beifchlaf noch nicht 
vollzogenen Ehe, fondern auch fchon durch ein Verföbniß ent: 
ftept, und ebenfalls in Folge einer Ehefcheidung entftehen 
kann ?). Die Begriffe, welche das Canonifche Recht von der 
Schwägerfchaft aufgeftellt hat, haben zwar im Zeitalter der 
Neformation Feine Veränderung erlitten. Spätere Gefeße 
fcheinen aber einen etwas andern Begriff von Schwägerfchaft 
aufgeftellt zu haben und zwar einen folchen, daß die Quafis 
Affinität ded gemeinen Rechts, welche durch Verlöbniffe ents 
fiebt und in Folge einer Ehefcheidung entftehen fann, gar 
nicht ald Schwägerfchaft angefehen; die Quafi:Affinität aber, 
welche Folge einer durch Beifchlaf noch nicht vollzogenen Ehe 
ift, für eine wahre und wirkliche Schwägerfchaft gehalten 
wird, in diefer Beziehung alfo das Princip des Römifchen : 
Rechtes in der neuern Oefeßgebung Aufnahme gefunden 
hat 0), Gegenwärtig befchränft fich der rechtliche Begriff 
der Schwägerfchaft auf die Verwandte der Perfon, mit wel—⸗ 
chen die Gefihlechtsgemeinfchaft gepflogen iſt. Es ift indeß 


9) Eine Auafi-Affinitär wird 
naͤmlich angenommen zwifchen 
einem Ehemanne und der Todye 
ter feiner gefchiedenen Frau aus 
einer fpäterenChe und umgekehrt. 

410) Die Verordnung vom 
Aten juli 1800 wegen der Dias 
teimonialdispenfationen wird fich 
faum anders verſtehen laflen, 


Dol. die Erörterung im N. Stb. 
Mag. I. Bd. ©, 353. Daß 
durch außerehelihe Geſchlechts⸗ 
gemeinfchaft rechtlich eine wahre 
Schwaͤgerſchaft entftehe und daß 
die Schwaͤgerſchaft auch nach 
Aufhebung der Ehe fortdauere, 
rl auf allen Fall feinen Zwei⸗ 
el, | 
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nicht zu verfennen, daß im Leben die durch die Ehe begründete 
Samilienverbindung noch gegemwärtig in einem viel weiteren 
Umfange ihre große gefellfchaftliche Bedeutung hat, daß folge 
lich factifch der Begriff der Schwägerfchaft umfaffender ange⸗ 
fehen wird, wie denn dieſe Volksanſicht fich noch jeßt viel« 
fältig im Sprachgebrauche ausdrüdt 11). Die älteren Rechte _ 
und namentlich das Altere Canonifche Recht haben der Schwäs 
gerfchaft in dem eben angegebenen weitern Umfange rechtliche 
Wirkungen beigelegt 12), und in Beziehung darauf, drei 
verfchiedene Gattungen von Verfchwägerungen unterfchieden.- 
Die vorher erwähnte eigentliche Schwägerfchaft heißt die. 
affınitas primi generis. Das Verhältniß zwifchen einem Ehe⸗ 
gatten und denen, die mit dem andern Ehegatten in primo 
genere verfchwägert find, bildet die affınitas secundi generis 
und wenn eine fo verfchwagerte Perfon von Neuem heirathet, 
fo entfteht dadurch die affınitas testii generis. Obgleich durch 
einen Altern Concilienbefchluß *?), der zweiten und dritten 
Gattung der Schwägerfchaft ihre rechtliche Wirkung entzogen 
ift, fo find dennoch neuere Gefeße zu den alteren Begriffen 
und Grundfaßen zurücgefehrt, und haben verfchiedene genera 





41) So werden die Ausdräde: 42) Schon das Roͤmiſche 


Schwager und Schwägerin, nicht 
bloß von den Geſchwiſtern des 


aandern Ehegatten, fondern aud) 


von den Ehegatten der eigentlis 
chen Schwager und Schwägerins 
nen gebraucht, und wenn bdiefe 
Ehegatten eine zweite Ehe ein: 
gehen, fo wird, auch den 
Ehenachfolgern des eigentlichen 
Schwagers und der eigentlichen 
Schwägerin diefelbe Benennung 
beigelegt. In einem gleichen Um— 
fang pflegen die Ausdrücke: 
Oheim und Tante gebrauchte zu 
‚werden. 


Recht beachtet: hieher gehörige 
Salle, 1.15. D.de ritu nuptia- 
rum, hat aber für dies Verhaͤlt⸗ 
niß keinen befondern Namen. 
Bol. Schlegel Darftellung der 
verbotenen Örade ©. 155. Im 
Corp. jur. can.-findet ſich nicht 
bloß die Sache, fondern auch 
der erwähnte Sprachgebraud). 


43) Cap. X. de consanguini- 
nitate et affinitate. Die Stelle 
enthält einen Beſchluß des unter 
Innocenz IH. gehaltenen Lates 
ranenſiſchen Conciliums. 
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affinitatis wiederum als rechtlich wirkfam anerkannt +), In 
der neneften Gefegebung ift aber nur die eigentliche Schwäs - 
gerichaft von rechtlicher Bedeutung 185). Mir Rüdficht auf 
die Schmwägerfchaft werden die Dadurch verbundenen Perfonen 
gleich wie die Verwandten in eine aufs und abfteigende oder 
Seitenlinie “eingetheilt. Diejenigen Perfonen, welche durch 
die Schwägerfchaft in ein elterliches Verhaltniß fommen, wie _ 
Stiefeltern und Schwiegereltern und fo weiter hinauf, bilden 
die auffteigende Linie der Schwägerfchaft, und diejenigen, 
die in ein Eindliches Verhaͤltniß hineintreten, wie Stieffinder 
und Schwiegerlinder u, f. w. hinunter, machen die abftelz. 
gende Linie aus, Alle andern Perfonen gehören zur Seitens 
linie der Schwägerfchaft "°). | 


$. 49, 


Bon den Graden in der Verwandtſchaft und Schwäs 
gerfhaft und von der Berehnung diefer 
Grade. 


An und fuͤr ſich betrachtet haben Verwandtſchaft und 
Schwaͤgerſchaft keine beſtimmten Grenzen, ſondern erſtrecken 
ſich vielmehr in's Unendliche, muͤſſen aber in vielen Faͤllen 
ihre rechtliche Wirkſamkeit dadurch verlieren, daß die vers 
wandefchaftlichen und fehwägerfchaftlichen Verhaͤltniſſe nicht 





14) Die Verordnung vom 
D’iiten Sept. 1775, betr, die 
Matrimonialdispenfarionen in 
gewiffen Verwandtſchaftsfaͤllen 
$. 2. II, 2. hat nod) das secun- 
duni genus affinitatis in gewiſ⸗ 
fen Sallen practifc anerkannt. 

. 15) In der Verordnung vom 


4. Juli 1800 wegen der Matrimo⸗ 
nialdispenfationen kommt auch 


das secundum genus affınitatis 
nicht mehr vor, 

16) In der Verordnung vom 
’iften Sept. 1775 0. a. O. find 
die -Ehen unter Perſonen, die 
jwar nur in secundo genere af- 
finitatis, aber dod) in auffteigen= 
der Linie verwandt find, verbos 
ten. In der Verordnung vom 
Aten Juli 1800 find indeß ſolche 
Ausdrücke nicht gebraucht. 
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mehr nachgewiefen werden koͤnnen. Sn der älteren Zeit hat 
man aber fchwerlich felbft einer erweisbaren oder erwiefenen 
Berwandtfchaft, über eine gewiffe Entfernung hinaus, recht= 
liche Wirkungen beigelegt. Die herrfchende Vorftellung fcheint 
ed gewefen zu feyn, daß alle VBerwandtfchaft mit einem ges 
wiffen Grade aufhöre, fo daß nur die innerhalb diefer Grade 
ftehenden Perfonen zur Familie gerechnet, alle andern als 
völlig fremde Perfonen angefehen wurden. Diefe Annahme, 
daß die Sippfchaft in einem beftimmten Grade ihr Ende er— 
reiche, haben zwar einige für Fein urfprünglich Germanifches 
Recht, an welches die Kirche ihre Eheverbote anknuͤpfte, fons 
dern ald aus den Kanonifchen Eheverboten entfianden, ans 
fehen wollen 17). Nichtiger aber dürfte die entgegengefeßte 
Anficht feyn. Da namlich in der früheften Zeit die Familien— 
verbindung in einem vielandern Maaße als fpaterhin für die Fa⸗ 
milienmitglieder die Quelle vieler wichtigen Pflichten als: zum 
gegenfeirigen Beiftande in Fehden, zur Bezahlung von Bußen, 
zur Leiftung von Eiden war, fo mußte wohl der Gedanke fehr 
nahe liegen, den Kreis der Familienmitglieder genau zu bes 
grenzen. Möglich wäre es auch, daß eine Vorftellung von 
einem allmähligen Verfchwinden des verwandten Bluts in der 
gedachten Beziehung eingewirft haben fünne 18). Die Famis 
Hienverbindung und die Stellung der zur Familie gehörigen 
Derfonen gegen einander, machte man fich durch bildliche 
Darftellungen anfchaulich, Wir finden in unfern Rechtöquel: 
Ien drei folche verfchiedene bitdliche Vorftellungsarteu auf die 
Familie angewandt, welche auf den Sprachgebrauch in Bes 
ziehung auf diefe Verhältniffe nicht ohne Einfluß geblieben 
find. Im Römifchen Recht wird die Familie vorgeftellt unter 


47) Eihhorn’s deufhe 18) Berg. Mittermaier 
Staats- und Rechtsgeſchichte deutſches Privatrecht 5te Ausg. 
I.Bd. $9.183u.9.203. v. Sy⸗ G. 45 a. E. 
dom, dad Erbrecht nad dem 
S. Sp. ©, 129, 


Erſter Abſchnitt. Allgem. Perfonenrecht. 299 


dem Bilde einer Leiter, auf welcher in der Reihe der Generas 
tionen hinauf und herabgeftiegen werden kann, und in wels 
cher die einzelnen Individuen der Stufen (gradus) bilden, das 
ber der Ausdruck Verwandtichaftsgrad 19). Bei den Cano⸗ 
niften und in neueren Statuten wird die Familie unter dem 
Bilde eined Baumes vorgeftellt, und die Ausdrüde: Stamm, 
Stammbaum, Zweige der Familie erinnern noch in unferer 
gegenwärtigen Sprache an diefes Bild 2%), Im Sachſen⸗ 
fpiegel finden wir die Familie verfinnlicht unter dem Bilde des 
menfchlichen Leibes, deflen Glieder die einzelnen, zur Familie 
gehörigen, Perfonen find, und noch jetzt fprechen wir von 
Gliedern der Verwandtfchaft und von Familienmitgliedern 2"), 
Um die Stellung der einzelnen Sndividuen in der Familie zu 
bezeichnen, dienen theild eigentliche Benennungen, wie El⸗ 
tern 22), Vater, Mutter, Söhne, Töchter, Kinder, wobei 
nur noch zu bemerken ift, daß unter dem Ausdrud „Kinder“ 
auch Enkel und fernere Defcendenten verftanden werden Eöns 
nen 23); ferner Bruder, Schwefter, Oheim, Neffe, theils 


49) In den Sinftitutionen 
handelt ein eigener Titel (3, 6.) 
de gradibus cognatorum , und 


Eiderftedter Landrecht. Corp, 
St. Slesv. L Bd. S. 178. 
21) ©. Sp. 1, 3. 


ebenfalls in den Panderten (38, 
6.) de gradibus et affinibus. 
20) Dem Decreto Gratiani 
ift ein arbor consanguinitatis 
hinzugefügt. Dem neueren Dith: 
marjcher Landrecht zum Artikel 
30. ift ebenfalls ein Stammbaum 
beigegeben unter dem Titel: 
„Dit ys de Bohm der angebohr- 
nen Magefhop und des anges 
bohrnen Gebloͤhts in Nedderfach- 
fiiher Sprafe,” welches Stück 
unftreitig aus älteren Schriften 
entlehnt ift. Einen anders dar⸗ 
geftellten Stammbaum giebt das 


22) Das Wort parentes heißt 
übrigens in den älteren Germas 
nifhen Rechtsquellen nicht ims 
mer Eltern, fondern auch Ver— 
wandte im Allgemeinen. Die 
Nichtbeobachtung diefes Spradhs 
gebrauhs hat Gluͤck im Come 
mentar Bd. 23. ©. 53. zu Miß- 
verftändniffen verleitet. 

23) Den Spracgebrauh in 
Detreff des Wortes Kinder bes 
weißt das Reſcript für die Stade 
Rendsburg vom 26ften März 
1772. Aud das Patent vom 
12ten Auguft 1808, den Rang 


J 


— 
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Umfchreibungen wie Brüderfinder, VBaterbruder, Mutterſchwe⸗ 
fter u. dgl. 2*). Juſofern nur die näheren Verwandtſchafts⸗ 
grade rechtlich in Betracht kommen, hat die Sprache hinrel= 
chende Mittel, um die verwandtfchaftliche Stellung eines In⸗ 
dividuums beftimmt genug mit Namen zu bezeichnen. Bei 
entfernteren Verwandten wird aber die Bezeichnung der Vers 
wandtichaftsgrade durch. Zahlen, wenn eine genügende Bes 
ftimmtheit erreicht werden foll, nicht entbehrt werden Füns 
nen 25), Wenn man indeß einmal nach Graden zählte, fo 
wurde gewöhnlich diefe Bezeichnung der verwandtfchaftlichen 
Berhältniffe auch bei den näheren Graden angewandt. In 
der auf= und abfteigenden Linie ift nun die Berechnung der 
Grade immer diejelbe, und es gilt überall die Regel, daß fo 
viele Grade gezählt werden, ald Zeugungen oder Geburten 
zwifchen den Perfonen liegen, deren Verwandtfchaft angeges 
ben werden foll 2°). Bei der Seitenverwandtfchaft folgt das 
Nömifche Recht derfelben Regel, und rechnet die Zeugungen 
in beiden Linien bis zu den Perfonen ‚auf deren Verwandt⸗ 
fchaft es ankommt, zufammen 27), Biel natürlicher fcheint 





betreffend, fpricht von den Kins Chronik J. Bd. S. 56. und defe 


‚dern Erften Grades, Bol. Kanze⸗ 

leifhreiben vom 1ften Febr. 1814 
und Cramer rechtlihes Gut: 
achten wegen eines Fideicommiſ— 
fes, Kiel 1812, 4, 

24) Ueber die verwandtfchaft; 
lihen DBenennungen vol. Sat; 
ter’s Genealogie ©. 40 u. ©, 
54, auh Samuel Lenßen’s 
Abhandlung von den mannig- 
fachen Bedeutungen der lateini⸗ 
fchen Verwandtſchaftsnamen bei 
den Scribenten mittlerer Zeiten. 
Köihen und Deffau 1756. Ue⸗ 
ber die verwandtfchaftlihen Be⸗ 
nennungen bei den Sriefen fiehe 


Heimreich's Nordfrieſiſche 


fen Anmerkungen zum Mord: 
ftrander Landrecht im C. S. S, 
1.2», ©. 481. 


25) Hierin liege der Grund, 
weshalb die ältere Verordnung 
wegen der Matrimonialdispens 
fationen vom 27fen Sept. 1775 
in ihren Beftimmungen mehr; 
mals die Grade nennt, während 
in der neueren Verordnung vom 
Aten juli 1800 diefe Bezeich— 
nung nicht mehr vorfommt. 

26) L. 10, $. 9, D. de grTa- 


dibus. 


27) Princ, inst. de gradibus, 
namentlich in der Bemerkung, 


die Art zu feyn, wie das deutfche Recht die Verwandtſchafts⸗ 
grade unter den Collateralen berechnet und angiebt 28). Die 
Deutfchen bezeichneten namlich die Grade der Verwandtfchaft 
nach der Anzahl von Zeugungen, durch welche die in Betracht 
fommenden Perfonen von ihrem gemeinfchaftlichen Stammes 
vater entfernt waren. Waren die Seitenverwandte gleichweit 
vom Stammpater-entfernt, oder fanden fie, wie man es 
jeßt ausdruͤckt, in der gleichen Linie, fo wird diefer Grad ans 
gegeben, und im Erbrechte konnte früherhin, vor Einführung 


des. Repräfentationsrechtö in der Seitenlinie, da, wo nach. 


Parentelen fuccedirt wurde, fein anderer Fall in Betracht 
fommen, weil bis dahin immer der nähere Grad den entferns 
teren ausfchloß ??). Wenn aber Seitenverwandte in ungleis 
cher Entfernung vom Stammvater oder in der ungleichen Linie 
fanden, fo wird ficher die Entfernung jeder Perfon befons 
derd angegeben feyn *°). Diefe Berechnungsart der Vers 
wandtfchaftsgrade in der Seitenlinie ift in das Canonifche 
Necht übergegangen. Für die gleiche Seitenlinie kennt über: 





' 
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daß es in der Seitenlinie feinen 
Erften Grad der Verwandtſchaft 
gebe, ſondern alle Verwandt: 


fhaften der Art mit dem zweiten » 


Grade anfangen, 

28) Segen die Römifche Be: 
rehnungsart der Grade ift ein= 
zuwenden, daß bei den allervers 
ſchiedenſten verwandtſchaftlichen 
Verhaͤltniſſen, der Verwandte 
ſchaftsgrad immer derfelbe bleibt, 
und daß folglich durch die Angabe 
der Verwandtfchaftsgrade feine 
Kunde von der Stellung der beis 
den Perſonen zu einander geges 
ben wird. Sobald nämlich die 
eine Linie der Kollateralen um 
eine Generation verlängert, und 


die andere um eine Generation 
verkürzt wird, fo bleibt nach Roͤ⸗ 
miſcher Berechnungsweife bdens 
noch der Verwandtſchaftsgrad 
immer derſelbe. 

29) v. Sydow, das Erb— 


recht nach dem S. Sp. S. 116 


u. 

30) Auf dieſe Weiſe bezeich« 
net noch das Volk in mehreren 
Gegenden der Herzogthuͤmer die 
Verwandtſchafte Auf die Ges 
fhwifterfinder folgen Verwandte 
im zweiten und dritten, darauf 
Verwandte im dritten und dann 
Verwandte im dritten und vierten 
Gliede. Bol. Kieler Beiträge 
I, ©. &. 1%, 


’ 


302 Privatrecht. — Zweites Buch. Perf. Recht. 


haupt dad Eanonifche Recht Feine andere Berechnung als die 
angegebene, nach welcher immer zwei Grade Römifcher Com⸗ 
putation Einen Grad Sanonifcher Computation ausmachen ?7). 
Auch ift es unzweifelhaft, daß das ältere Sanonifche Necht 
in der ungleichen Seitenlinie die verwandtfchaftlichen Verhälts 
niffe zweier Berfonen durch Angabe des Verwandtfchaftägras 
des in beiden Linien bezeichnete ?). Ob aber das neuere Ca⸗ 
nonifche Recht wirklich fpäterhin die ebenerwähnte Berech⸗ 
nungsart der Verwandtfchaftsgrade für die ungleiche Seiten= 
linie verlaffen und die Regel angenommen habe, daß die Vers 
wandtfchaftögrade in der ungfeichen Linie nur nach der langes 
ren Linie beftimmt werden folle, ift fo ausgemacht nicht, viels 
mehr wird fich Manches dafür fagen Iaffeır, daß die ebener: 
wähnte Regel zunächft in einer doctrinellen Auslegung ihren 
‚Grund habe 3?). Sn den alteren Rechtöquellen finden indeß 
in der Bezeichnung der Verwandtfchaftögrade in der Seitens 
linie einige Verfchiedenheiten Statt. Eine Verfchiedenheit bes 
ſteht darin, daß die erfie Generation mit dem gewöhnlichen 





‘ ı 31) Can. 2. $. 4, Causa 35. 
Quest. 5? 


82) Die angegebene Berech⸗ 
nungsweife für die ungleiche Sei: 
tenlinie finder ſich ſchon in dem 
Capitulo compendiense vom 
Sabre 757. Bol. Laspeyres 
eanonicae computationis histo- 
ria p, 46 und ebenfalls im cap. 3, 
X, de consanguinitate et affini- 
tate. Vgl. indeß Gluͤck's Com; 
mentar 23ſter Bd. ©, 179. 


33) Es kommt alles darauf 
an, wie cap. 8 u.9 X. de con- 
sanguinitate zu verftehen find, 
ob fie nämlich) nicht bloß den Fall 
betreffen, daß die eine Perfon 


im vierten, und die andere in 
dem fünften oder in einem ents 
fernteren Grade ftehe, fo daß die 
Kegel von der längeren Linie nur 
auf diefen Fall zu beziehen ift, 
wenn die Berwandtfchaft in beis 
den Linien bis zum vierten Grade 
geht, und in der einen Linie 
noch eine entferntere iſt. Bol. 
Gluͤck's Commentar 23fter Bd. 
S. 357. Die in der Note 31 
erwähnte, im Decreto Gratiani 
aufgeftellte allgemeine Regel paßt 
offenbar gar nicht zu einer Bes 
rechnungsweiſe, bei welcher bloß 
auf die längere und auf die fürs 
zere der ungleihen Linien gar 
nicht gefehen wird. 


Erfter Wſchnitt. Allgem. Perſonenrecht. 303 | 


Namen und erftfpaterhin der Verwandtſchaftsgrad mit Zahlen 
von Eins an bezeichnet wird. Auch kommt bei der Angabe des 
Grades der entfernteſten erbfaͤhigen Verwandte die Abweichung 
vor, daß um das Ende der Sippſchaft und des Erbrechts zu bes 
zeichnen, bald der letzte erbfähige, bald der erfte auögefchlof- 
fene Verwandtfchaftögrad genannt, oder mit andern Morten, 
bald inclufiv bald excluſiv gerechnet wird ꝰ*). Daß im Sachfens 
fpiegel auch in Beziehung auf das Erbrecht die Altgermanifche 
oder Canonifche Berechnung der Verwandtſchaftsgrade anges 
nommen ift, Fann feinen Zweifel leiden 35). Aber auch im 
Juͤtſchen Lov ift unverkennbar diefelbe Berechnungsweife der 
Berwandtfchaftgrade befolgt, wenn gleich ein angefehener 
Rechtölehrer die Behauptung aufgeftellt hat, daß das Juͤtſche 
Lov in Beziehung auf das Ende der Sippfchaft die Berwandts 
fchaft nach Römifcher Weife berechne 25). Mehrere Stellen 
des Juͤtſchen Loos weifen gradezu auf die Canonifche Compus. 
tation hin, und ed wäre höchft feltfam, wenn das Geſetzbuch 


34) Wenn in der Lex Anglo- 
rum et Verinorum 6, 8, und in 
der Lex Ripuarivrum 56. (58) 3. 
der fünfte, in der Lex Salica 46, 
(#7) der fechste, in andern Rechts⸗ 
quellen der fiebente Grad als das 
Ende der Sippichaft bezeichnet 
wird, fo fcheine immer derfelbe 
Berwandtfchaftsgrad gemeint zu 
feyn. Vgl. Paulsen de anti- 
quo populorum jure hereditario 
Sect, 1. p. 119. Dir ©. Sp. 
I, 3, 3 führt jedoch auf allen Fall 
um Einen Grad weiter hinaus, 

35) Die Bemerkung im ©. 
Sp. J, 3. a. €. über das Vers 
haͤltniß der Canonifchen Ehever- 

bote zum Erbrecht ift vollkommen 

entfcheidend. Vgl. auch) v. Sy⸗ 
dow a. a. O. ©. 126. 


36) Ancher conjecturae de 
origine et sensu septimae ge- 
nerationis, Hafniae 1744, ver⸗ 
theidigte die Canonifche Berech⸗ 
nungsweife. Syn einer fpäteren 
Schrift: Abhandlung von der 
beften Methode, die Verwandt⸗ 


ſchaftsgrade in Ehes und Erbs 


ſchaftsſachen zu berechnen, Kopen⸗ 
hagen 1765, hat er indeß die ents 
gegengeſetzte Meinung verfochten. 
Die erſtere Meinung iſt wieder⸗ 
um vertheidigt von Carſtens 
wahre Abſtimmung Chriſtian J. 
in Heinze’s hiſtoriſchen Abs 
handlungen der Königl. Geſelb 
Schaft der Wiffenfchaften 5ter Thl. 
S. 77 u. 78 und vornaͤmlich in 
dem der Ueberſetzung beigefuͤgten 
Zuſatz ©. 115 — 117. 
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in weltlichen Angelegenheiten mehr als eine Berechnungsweiſe 
annehme 37). Auch finden ſich in dem Geſetze keine Aeuße⸗ 
rungen, welche auf eine Römifche Computation hindeuten 38), 
Selbſt in unfern fpateren Rechtögnellen aus dem fechszehnten 
Sahrhundert fcheint noch ganz allgemein keine andere Berech- 
nung der Verwandtfchaftögrade ald die Ganonifche vorzufom: 
men 39). Syn fpäteren Zeiten ift die Römifche Computation 
in allen weltlichen Angelegenheiten die gewöhnliche geworz 
den +9), und ed gehört zu den feltenen Ausnahmen, daß in 
neuern Gefegen der Art die Canonifche Computation ange— 
wandt wird #7). Go ange indeg in Verordnungen über die 
Matrimonialdispenfationen von Graden die Rede war, ift dabei 
- die Sanonifche Berechnung immer beibehalten worden +2), bis 





37) Die Beftimmung im Juͤt⸗ 
fhen Low I, 1, 5, wornad bie 
Kiensnäffn im dritten Grade 
der Verwandtſchaft ftehen follen, 
ift nach Nömifcher Computation 
fo gut wie völlig unmöglich, Der 
im Driginaltert des Juͤtſchen 
Lows 11, 26, 1. gebrauchte Aus⸗ 
druck weißt ebenfalls auf die Ca⸗ 
nonifche Computation hin. 

38) Die Erbfolge der Seitens 
verwandte nad) dem Syürfchen 
Low 1, 5, 2 (die Gefchwifter der 
Eltern mit den Bruder- und 
Schwefter:Kindern) ift zwar abs 
weihend von den Germanijchen 
echten. Die Abweihung bes 
trifft aber doc) nicht die Berech⸗ 
nung der Örade, welche vielmehr 
vollfommen eben fo gut canonifd) 
wie roͤmiſch feyn Fann. 

. 39) Nicht bloß das Mord: 


ſtrander Landrecht (Paulſen's 


Lehrbuch S. 366), ſondern auch 


J 


das Eiderſtedter, wie derStamm⸗ 
baum im C.S.S. L. Bd. ©, 
178. zeigt, gewiß alfo auch dag 
Dithmarſcher Landrecht; ferner 
das Luͤbſche Recht 1, 19. Ueber; 
all wo eine gleiche und ungleiche 
Seitenlinie oder ein erſter Grad 
der Seitenlinie genannt wird, 
iſt die Berechnungsart immer die 
canoniſche. 


40) 3. B. die Inſtructionen 
für die Oberdicaſterien $. 60 und 
Oberappellationsgerihtsordnung 
$. 13. 


41) Die Verordnung wegen 
Ernennung beftändiger Taratos 
ren vom 2Often Nov. 1811 nennt 
in $. 10, den erften Grad der 
Seitenlinie. 

42) Die Verordnung vom 
fen Sept. 1775 unterſchei⸗ 
det noch in der Seitenlinie eine 
gleiche und eine ungleiche Linie. 
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in der jet darüber geltenden Verordnung alle Erwähnung vor 


Verwandtfchaftsgraden verfchwunden iſt. Die Verhältniffe 
der Schwägerfchaft werden in gleicher Art, wie bei. der 
Derwandtichaft, entweder mit Namen bezeichnet oder auch 


nach Graden angegeben. Im letztern Fall gilt die Regel, daß. 


jeder Ehegatte mit den Verwandten ded andern in demfelben 
Grade verfchwägert, als letzterer mit ihnen verwandt ift *). 
Die Veränderungen, welche in ber Computation der Verwandt: 
fchaftögrade eingetreten find, haben fich natürlich in gleichem 
Maaße auch bei der Schwägerfchaft geltend gemacht. 


$. 50. 


" Bon den rehtlihen Wirkungen der Verwandtſchaft 
und Schwägerfhaft, insbefondere von der 
Alimentationspflidt. 


In den, aus der Familienverbindung im Allgemeinen ent: 
fpringenden,, rechtlichen Verhältniffen find im Laufe der Zeiten 
fehr wichtige Veränderungen eingetreten, und zwar von fehr 
verfchiedener Art. In einiger Beziehung hat der Familien: 


freis in feiner rechtlichen Bedeutung eine Erweiterung erhalten, 


Dies ift gefchehen in Betreff des Erbrechtd, da die, in den 
‚ älteren Statuten enthaltene, Beftimmung wegen Beendigung 
der Sippfchaft und des Erbrechts weggefallen ift und nun⸗ 
mehr alle und jede Verwandte, die ihre Samilienverhältniffe 
nachweifen Finnen, zur Erbfchaft. zugelaffen werden **). 





43) Das Nömifhe Recht wie die Citate in Note 40. zei⸗ 
unterfheider in der Schmwäger: gen. 
fchaft feine Grade. Die angs AHA) Das Juͤtſche Low I, 23, 
gebene Regel ift aber im Canos 6 u. 7 läßt nur die Verwandte 
ange Recht aufgeftellt, can.3. bis zum fiebenten Grad erben. 
Causa XXXV. quaest. 5 und Einige haben geglaubt, daß dieſe 
wird gegenwärtig noch befolgt, Beftimmung Erweiterung eines 


Falck's Zandbuch IV. ı 20 
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In Beziehung auf Kjonsnaͤffn ift die Beftimmung des Juͤtſchen 
Lovs, daß fie im dritten Grade verwandt feyn follen +5), 
‚fpäterhin auf den nächften Grad erweitert worden +5), Auf 
der andern Seite ift in gewiffer Beziehung eine Verengerung 
ded Familienkreifes wahrzunehmen. Dies zeigt fich vor allen 
bei den Eheverboten, die in früheren Zeiten viel umfaffender 
waren, als fie gegenwärtig find. Etwas Aehnliches findet 
auch bei der Alimentationspflicht Statt. Es find endlich ges 
wiffe, im altern Rechte anerkannte, Wirkungen der Familien: 
verbindung dadurch ganz weggefallen, daß andere Verandes 
rungen im Rechte jene Wirkungen ausfchließen, 3. B. das 
Abkommen der Fehden, der Verpflichtung der Verwandten, 
zu den Bußen beizutragen und des Zwölfnianneneides.. Unter 
den gegenwärtig mir der Verwandtfchaft und Schwägerfchaft, 
wenigftend mit gewiſſen Graden derfelben, verbundenen recht: 
lichen Folgen find die mehrften von der Art, daß fie, ihres 
Zufammenhangd wegen, pafjender in andern Theilen des 
Syſtems abgehandelt werden. Inſofern DVerwandtfchaft 
und Schwägerfchaft bei Befeßung von Nichtercollegien in 
Betracht fommen, oder die Verwandtichaft und Schwägers 
fchaft mit den Partheien und mit den Advocaten den Richter 
verdächtig machen, und eine Necufation deffelben motiviren 





älteren Nechtes fey, und daß 


Ießteres die Neihe der Erbberech: _ 


tigten nur bis zum vierten Grade 
habe gehen laffen, weil nad) dem 
Juͤtſchen Low II, 26. die Ber: 
pflihtung, zu den Bußen beis 
zutragen, und das Recht, einen 
Theil von den Bußen zu erhals 
ten, ſich nicht weiter erftrecken 
fol. Vgl. v. Sydowa. a. O. 
S. 127. Dies iſt indeß ſehr 
zweifelhaft, und es duͤrfte nicht 


gerade vorauszufeßen feyn,, daß 
die rechtliche Wirkung der Famis 
lienverbindung ſich in allen Ber: 
hältniffen bis auf denfelben Grad 
erſtreckt habe, | 


45) Juͤtſches Lv ,1. F. 5. 


46) In Thord Degens 
Artikel Kap. 25. in meiner Aus; 
gabe und Kap. 91. bei Roſen— 
vinge iſt die Verwandtſchaft 
bis zum fünften Grade beftimmt. 


4‘ 
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koͤnnen, ift bereitö davon gehandelt worden +7). Verwandtichaft 
und Schwägerfchaft haben ferner aufdie Zuläffigkeit und Glaub⸗ 
würbdigfeit der Zeigen einen wefentlichen Einfluß, find in den naͤ⸗ 
heren Graden Ehehinderniffe, und die Verwandtfchaft ift ein 
Hauptfundament aller Erbrechte fo wie der Bormundfchaft. Die 
nähere Erörterung diefer rechtlichen Wirkungen von Verwandt: 
fchaft und Schwägerfchaft wird an den geeigneten Orten vor⸗ 
fommen, An diefem Orte ift daher nur von der Alimentas 
tionspflicht der Familienmitglieder verwandter und verfchwäs 
gerter Perfonen zu handeln. Die früheren Grundfäge über 
die Verbindlichkeit zur Alimentation naher Angehörigen waren 
in dem größten Theile des Landes die gemeinrechtlichen +) 
und mußten ed um fo mehr feyn, da nach früheren Grund: 
ſaͤtzen Streitigkeiten über die Alimentationspflicht zur Coms 
petenz der Eonfiftorien gehörten, und nach den Grundfägen 
des Canonifchen Rechtes entjchieden werden mußten, welche 





47) Siehe oben im ILL Bde. 


$. 10. 

. 48) Das Schleswigiche Ober: 
gericht hat zwar in einem gegebe: 
nen Falle den Grundfaß aufge: 


auf die vom Obergericht ange⸗ 
nommene Weife befchränft has 
ben. Das Patent vom 23ften 
Dec. 1808 enthält fogar in $. 
49 u. 20 Andeutungen genug, 


ftelle, daß die Eltern ihre, nad) 
Ergreifung eines eigenen Stans 
des, hülfsbedürftig gewordene 
Kinder zu alimentiren nicht vers 
pflichtet jeyn, und zwar mit de: 
tufung auf $. 11. der Armen: 
verordnung vom Tten Sept. 
41736 und $. 18. des Patents 
vom 23. Dec. 1808. Schlesw. 
Holft. Anz. 1838 ©. 24. Une 
ftreitig beruhte dies aber auf ei« 
ner durchaus irrigen Auslegung 
der Geſetze, welche nirgends die 
Alimentationspfliht der Eltern 


daß das Geſetz die Alimentations⸗ 
pfliht der Eltern als eine dau— 
ernde betrachtet. Das angeführte 
Erfenntniß des Schleswigfchen 
Dbergerihts und vielleicht auch 
einige andere Ähnliche Entfcheie 
dungen haben eben das Patent 
vom 14ten Mai 1839 hervorges 
rufen, welches in feinen Haupts . 
beftimmungen bloß,das geltende 
Recht fanctionict, vor allem aber 
jenen, vom Scleswigfchen Ge: 
richt angenommenen, Grundſatz 
auf's entfchiedenfte verwirft, 
20 * 
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für das Herzogthum Schleswig eben fo gut Gültigkeit hats 
ten, wie für Holftein +). Doch fanden hie und da nicht une: 
erhebliche Abweichungen Statt °°). Ueber die aus der Fa= 
milienverbindung entfpringende Alimentationspflicht find folz 
gende Grundfäße gegenwärtig die geltenden. I. Die Alimenta- 
tionspflicht der Ehegatten ift in Gemäßheit gemeinrechtlis 
cher Grundfäge anerkannt, wornach denn die Ehegatten nicht nur 
während der Ehe einander zu \alimentiren verpflichtet find 5%), 
fondern auch während des Scheidungsproceffeds. Im letzteren 
Fall wird die Pflicht zunächft dem Manne, welcher regelmaͤ⸗ 
Big int Befitz des Vermögens bleibt, obliegen. Sollten aber 
die Verhättniffe fo feyn, daß während des Scheidungspro: 
ceffes die Ehefrau Vermögen befigt, der Mann aber nicht, fo 
wird die Frau, den Mann zu alimentiren haben 52). Es ift 
ferner nach erfolgter Scheidung der fchuldige Theil dem Un: 
fchuldigen Alimente zu geben, verpflichtet $3), wovon jedoch 
eine Ausnahme zu machen feyn wird, wenn, der unfchuldige 





49) Was von der Alimenta: 
tion Hülfsbedürftiger überhaupt 
gilt, findet auch auf die Alimen: 
tirung von Kindern Anwendung. 
Jetzt freilich) gelten über diefen 
Punit in den meiften Diftricten 
andere Grundfäße, Bol. oben 
im III. Bd. S. 127 u. &.290. 

50) Die. merfwiürdigfte Ab» 
weichung war ohne Zweifel, daß 
nad) Land» und Marfchrecht die 
"Mimentationgpflicht fich bis auf 
"die Verwandte des dritten Gra— 
des Eanonifcher Computation ev; 
ſtreckte, und zwar fo, daß die 
entferntern Verwandten mit den 
nähern, jedoch in einem gerin= 
geren Maaße, ihren Beitrag 
dazu feifteten. Siehe Abhand: 


‚richten entichieden. 


lungen aus den Anzeigen I. Sb. 
S. 88 


51) Aus der Aeußerung des 
Juͤtſchen Lovs I, 36,6: „daß 
Mann und Frau von ihrer Bei- 
der Gut leben follen,” folgt dafs 
felbe, 

52) Zwei, die Alimentationgs 
pflicht des Mannes betreffende, 
Entjcheidungen finden fi) in den 
Schlesw. Holt. Anzeigen von 
1837 ©. 173 und 1839 ©.23. 
Solche Sadyen werden jeßt, nach 
dem in Note 49 erwähnten Prine 
cip, nicht von den geiftlihen Ge; 
Schlesw. 
Holſt. Anzeigen 1839 S. 26. 

53) Schlesw. Holft. Anzeigen 
von 1837 ©. 6. 
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Theil wegen der aus der Eheſcheidung fuͤr ihn entſtehenden 
Nachtheile allgemein abgefunden worden iſt. IL Ueber die 
Pflicht zur Alimentirung anderer nahen Angehörigen 
find dagegen die für alle Theile der Herzogthümer gleichmäßig 
geltenden Grundfäge in einem neueren Geſetze °*) enthalten. — 
4) Mit Rücdficht auf die eheliche Verwandtfchaft findet die 
- Ernahrungspflicht bloß zwifchen Afcendenten und Defcenden: 
ten Statt, fo daß unter Seitenverwandten eine folche Ver: 
pflichtung gar nicht anerfannt wird 55). Es find aber 2) El: 
tern und Kinder, fo wie Afcendenten und Defcendenten entz 
ferntereh Grades zur gegenfeitigen Alimentation und zwar in 
dem Verhältniffe verpflichtet, wie fie zur gefeßlichen Erbfolge 
berufen find 5%), 3) Eine ähnliche Alimentationsverpfliche 
tung entſteht durch die Adoption, jedoch nur zwifchen Adop⸗ 
tiv⸗Eltern und den adoptirten Kindern 37), Was 4) uneheliche: 
Kinder 58) betrifft, fo liegt die Pflicht ihrer Ernährung, bis 
fie einen eigenen Stand ergriffen, oder das achtzehnte Lebens⸗ 
jahr zurücgelegt haben, zunächft dem Vater und nach ihm 
der Mutter ob. Sn einem fpateren Lebensalter ift die Mutter 
allein zur Alimentation verpflichtet, und dagegen wiederum 


54) Patent über die Verbind⸗ 


lichfeit zur Alimentation naher 
Angehörigen vom 14ten Mai 
1838. 

55) Durch diefes Princip, 
welches ſich aus dem ganzen In⸗ 
halt des angeführten Patents ere 
giebt, iſt die gemeinrechtliche 


Eontroverfe über die gegenfeis 


tige Alimentationspflicht der Ge: 
fchwifter bejeitige. Bol. Thi— 
baut Pandecten Ste Ausgabe 
$. 240. 


56) Angeführtes Patent $. 1: 


57) Dafelbft $. 2. 


ſeyn. 


58) Darunter werden alle Ar: 
ten unehelicher Kinder, und felbft 
die aus Ehebruch oder Blut⸗ 
fhande gebornen zu verftehen 
Theils ergiebt fich dies 
aus der Allgemeinheit des ges 
brauchten Ausdrucks, theild aus 
der genauen Werbindung, in 
welche die Alimentationspflidhe 
der Verwandten mit der Verfors 
gungspflicht der Armencaflen ge; 
ſetzt iſt. Angeführtes Patent 
$.6, Aus war dies bisher alls 
gemeine Praxis. Vgl. Schlesws 
Holſt. Anzeigen von 1837 ©. 
174 und 1839 ©. 24, 
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zu verlangen 5?). Nach der Zaffung des neueren Gefeßes 
muß ed ald. unzweifelhaft angefehen werden, daß ein unehes 
liches Kind gegen die müitterlichen Afcendenten überhaupt feine 
andere Anfprüche auf Alimente hat, als diejenigen, welche 
etwa durch dad Alimentationsrecht der Mutter begründet wer⸗ 
den fönnen 6°), Ebenfalls erhellet aus dem Geſetze, daß ein 
uneheliches Kind nach dem angegebenen Zeitpuncte auch von 
dem Vater Feine Alimente fordern fönne, und um fo weniger 
laßt fich annehmen, daß die Verpflichtung zu der Ernährung 
eines unehelichen Kindes den Erben des Vaters obliege °*). 
Selbft die jeßt beſchraͤnkte Alimentationspflicht des unehelichen 
Vaters wird diefem jedenfalld nur alsdann obliegen, wenn 
die Baterfchaft in rechtliche Gewißheit gefetzt worden ift. Die 
- Verpflichtung fällt mithin weg, wenn a) der Beifchlaf nicht 
erwieſen wird, b) wenn ber Zeitpunct eines erwiefenen Bei— 
fchlafs mit Rüdficht auf die Zeit, in welcher das Kind zur 
Welt gefommen ift, nach den geltenden Grundfagen eine recht: 
liche Prafumtion der Vaterfchaft nicht begründet. Die Frage 
übrigens, ob Jemand nach dem Zeitpuncte der Beiwohnung als 
Vater eines Kindes anzufehen fey, ift Iediglich nach den Grund: 
Be een 
59) Angeführtes Patent $.3. allein die Praris unferer Gerichte 
60) Es dürfte nämlich in der erkannte früherhin Die Verpflichs 


Natur der Sache liegen, daß die 
Mutter des unehelihen Kindes 
von den zu ihrer Alimentation 
pflihtigen Perfonen nicht bloß 
für fih, fondern auch für das, 
von ihr zu ernährende, Kind 
Alimente zu fordern berechtigt 
feyn müffe. 

61) Die gemeinrechtliche Theo: 
tie über die Verbindlichfeit der 
Erben des Vaters, deſſen uns 
ehelihen Kindern Alimente zu 
reihen, war zwar beftritten, 


tung des Erben an, Stb. Mag. 
IV. Bd. ©. 375. Da3 Hl. 


fteinifche Obergericht iſt auch frü= . 


herhin fortwährend bei diefem 
Srundfage geblieben, obgleich 
das Obercppellationsgericht den 
entgegengefegten Grundſatz anı 
genommen und die Erben. des 
unehelichen Baters von aller Ali⸗ 
mentationspflicht freigeſprochen 
hat. Schlesw. Holſt. Anzeigen 


für 1838 S. 214 und für 1839 


‘ 30, 


berechtigt, von ihrem unehelichen Kinde im Nothfall Alimente 


‘ 
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fägen des gemeinen Rechts zu beurtheilen 62). c) Wenn die 
ebenerwähnte Prafumtion dadurch zweifelhaft gemacht wird, 
daß der Beflagte die exceptio plurium concumbentium durchs 
“zuführen im Stande ift‘?). 5) Inder Schwagerfchaft find allein 
Stiefvaͤter find Stiefmütter, die von dem andern Ehegatten in 
die Ehe gebrachten Stieffinder, während der Dauer der Ehe, 
im Sall aber die Ehe durch den Tod aufgelößt wird, fo lange 
zu ernähren verpflichtet, bis die Kinder einen eigenen Stand 
ergriffen, oder das achtzehnte Jahr vollendet haben. Durch 
die Erfüllung der Alimentationspflicht gegen die Stieffinder 


62) D. h. das Kind darf wr= 
der vor dem Anfange des fieben: 
ten Monats, noch nad) vollende; 
tem zehnten Monate nach der Bei: 
wohnung geboren werden, wenn 
der in Anfpruh Genommene 
als Vater gelten fole (Muͤh— 
lenbruc’s Pandecten $.205), 
wobei es fih freilid von jelbft 
verſteht, daß diefe Prafumtion 
durch erwiejene Impotenz des 
angeblichen Schwängerers wies 
der aufgehoben werden kann, nach 
1.6, D.de his, qui sui vel alieni 
juris, | 
63) Eine fehr allgemein anges 
nommiene gemeinrechtliche Theo: 
rie geht dahin, daß zwar die Wir: 
fung der exceptio plurium con- 
cumbentium, oder exceptio con- 
gressus cum pluribus die Wir: 
Eung habe, daß die Satie— 
factionsanfprüce der Stuprata 
wegfallen, jene Einrede aber 
auf die Pflicht des Stupratorg 
zur Alimentation des unehelichen 
Kindes feinen Einfluß äußere, 
und das Holfteinifche Obergericht 
fowohl ald das Oberappellationg: 


gericht haben bei mehreren Ente 
fheidungen dieſe gemeinrechtliche 
Theotie angenommen. Schlesw. 
Holſt. Anzeigen für 1838 ©. 8 
und ©. 215 und für 1839 S. 
31. Die für Holftein unterm 
sten Dec, 1768 erlaffene, und 
untevm 22, Jan. 1777 auf den 
vormals Großfürfil. und gemeine 
ſchaftlichen Diftrict ausgedehnte, 
Verfügung fagt es indeß fo gut 
wie ausdruͤcklich, daß die Durdys 
führung der exceptio plurium 
concumbentium den als Schwaͤn⸗ 
gerer in Anſpruch genommenen 
von der Verpflihrung befreie, 
fowohl dem Kinde Alimente zu 
reihen, als auch der Klägerin 
Satisfaction zu leiten. Das 
Dithmarſcher Landrecht Art. 127 
$. 3. fcheint die erwähnte Einrede 
ganz zu verwerfen, iſt aber na— 
türlich durch die Verfügung von 
1768 aufgehoben. — Aehnliche 
Grundfäge, wie in Holſtein, 
werden aud) in Schleswig über 
dieſen Punct gelten, Ueber das ge: 
meine Recht vol. Gluͤck's Coms 
mentar XXVIL Bdo. ©. 193. 
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erwerben die Stiefeltern ihrerfeitd dad Recht, erforderlichen 
Falls von den Stieflindern alimentirt zu werden “). III. Sn 
Betreff der Alimentationspflicht überhaupt und deren Erfülz 
lung gelten folgende allgemeine Grundfäße. 1) Jede 
Verpflichtung zur Alimentation- wird nur bei wirklich einges 
tretener Huͤlfsbeduͤrftigkeit wirffam, und ceffirt alfo infoferne, 
als die Perfonen, welche Anfprüche auf Alimente haben, eige= 
ned Vermögen beſitzen, oder fich font felbft ernähren koͤnnen. 
Die Frage, ob wirktich Huülfsbedürftigfeit vorhanden fey, 
bleibt, als eine reinsfactifche, immer dem richterlichen Ermeffen 
überlaffen. 2) Unter Alimente wird nicht bloß Nahrung, 
im eigentlichen Sinn, fondern auch- Wohnung und Kleidung, 
ärztliche Hülfe, Arzenei und Krankenpflege, die Veranſtal⸗ 
tung des gewöhnlichen Schulunterrichts und der Conftrmation, 
To wie in Sterbefällen die Beforgung des Begräbniffes vers 
ftanden °5). 3) Die Alimentationspflicht enthalt nicht bloß 
die Verbindlichkeit, zur gegebenen Zeit und für die Zukunft, 
fo lange die Hälfsbedürftigkeit dauert, für die Ernährung des 
Berechtigten zu forgen und überhaupt alles zu erfüllen, was 
zur Alimentation gehört, fondern auch die Verbindlichkeit, 
die Koften der Veralimentirung und alles deſſen, was dazu 
gerechnet wird, infofern fie von andern unter folchen Umftänz 
den beftritten find, daß in der Webernahme der Alimentirung 
feine Schenkung liegt, vollftändig zu erſetzen 6%). Den Armen 
commiünen ift ausdrüdlich die Befugniß ertheilt, die Anfprüche 





64) Angeführtes Patent $. 
4. Die Mimentationspflicht des 
Stiefvaters ift gemeinrechtlich be; 
ſtritten. Ein Kanzeleiihreiben 
vom 23ſten März 1824 entſchied 
gegen den Stiefvater, und das 
neuere Patent enthält den gleis 
hen Grundſatz ruͤckſichtlich der 
Stiefmutter. Vgl. Std, Mag. 


1.3» ©, 702 u. V. Bd. S. 
769. 

65) Ueber die Verbindlichkeit 
des zur Alimentation Pflichtigen, 
die Beerdigung zu veranſtalten, 
vgl. ih Commentar II. 
Dd. ©. 418 

66) Schlesw. ao Anzeigen 


für 1839 S. 30 


Erſter Abfchnitt. Allgem. Perfonenreht. 313 


der von ihnen unterftüßten Verarmten auf Alimentation gegen 

die dazu verpflichteten. Verwandten, ohne Zuftimmung der 
Verforgten, gerichtlich zu verfolgen °7), A) Das Recht 
des Hülfsbedürftigen auf Alimente wird, wie jedes andere 
Recht, geltend gemacht, und daher, wenn die Hülföbedürfs 
tigen unmündig feyn follten, von denjenigen, welche. die Un 
mündigen zu vertreten berechtigt find. Daß die uneheliche 
Mutter berechtigt ift, die Alimente für ihr Kind vom Schwaͤn⸗ 
gerer einzuffagen, ift ficherlich in der Praris entfchieden aners 
kannt, und wird auf keine Weife bezweifelt werden können 68), 

Es folgt daraus, daß der Ehemann einer Gefchwängerten 
‚und alle diejenigen, welche für fie ald präfumtive Procuras 
toren auftreten fönnen, ebenfalls zur Anftellung der Klage für fie 
berechtigt find. 5) Die Beftimmung über die Größe der Ali- 
mente und die Art der Alimentirung hängt zwar im Allgemeis 
nen von den Vermögendumftänden der Familien und von den 
häuslichen Verhältniffen, fo wie von den eigenen Bedürfniffen 
der alimentationöpflichtigen Verwandten ab, und bleibt daher 
fehr vieled, wenn die Berheiligten darüber fich in Güte nicht 
vereinigen fönnen , dem richterlichen Ermeſſen überlaffen 59), 

Als beftimmtere Regel kann bloß aufgeftellt werden, daß dem 
unehelichen Vater nicht wider feinen Willen zur Pflicht ge: 
macht werden kann, das uneheliche Kind zu ſich zu nehmen, 
oder für deffen Unterbringung zu forgen, da er Lediglich zur 
Bezahlung der Koften verpflichtet ift, und ferner, daß die 
Verforgung unehelicher Kinder fich nicht gerade nach dem 
Stande des Vaters, fondern mehr nach dem Maaße der nas 
türlichen Bedürfniffe richtet. Eine gleiche Beſchraͤnkung der 
“ Alimente wird auch bei ehelichen Verwandten eintreten koͤn⸗ 
nen, infofern fie fich durch ihr Verhalten einer ftandesmäßigen 


67) Angeführtes Patent $.6. eip angewandt. Schlesw. Holft. 

68) Das Holfteinifhe Ober; Anzeigen für 1837 S. 174 und 
gericht hat indeß in mehreren für 1838 ©. 21 u. ©. 236. 
Fällen das entgegengejeßte Prine 69) Angeführtes Patent $.5. 


314 Privatrecht. — Zweites Buch. Perf. Recht. 


Derforgung unmwürdig gemacht haben. 6) Sehr allgemein 
wird angenommen, daß Kinder, welche Alimente erhalten, 
für die erhaltenen Alimente zu häuslichen. Dienften verpflich- 
tet find, und daß der Alimentengeber verlangen fann, das 
Kind unter feinen Augen erziehen zu Iaffen 7°). Dies leidet 
jedoch eine Ausnahme in Rüdficht des unehelichen Vaters, 
welcher über das von ihm zu alimentirende Kind überall Feine 
Rechte hat"). 7) Die Alimentationspflicht wird befchranft 
durch die eigene Dürftigkeit des Pflichtigen und fann folglich 
nicht geltend gemacht werden, wenn er felber nichts mehr be= 
fit, als zu feiner eigenen Ernährung erforderlich ift. Bei 
dem Einflagen fehuldiger Alimente koͤnnen daher die gerichts 
lichen Zwangsmittel nicht bis zur Concurserklaͤrung ausgedehnt 
werden 72). 8) Daß die Alimentationspflicht aufhöre, 
wenn der zu Alimentirende entweder hinreichendes eigenes 
Vermögen erwirbt, oder fonft in den Stand gefeht wird, 
fich ſelbſt zu ernähren, fo wie wenn der zu Veralimentirende 
mit Tode abgeht und begraben ift, geht aus dem bereits 
Angeführten von felbft hervor. Die Verzichtleiftung, 
wodurch fonft rechtliche Verhältniffe aufgehoben werden koͤn⸗ 
nen, leidet in Beziehung auf Alimentationsrechte, fchon 
nach gemeinem Rechte, bedeutende Befchranfungen. Es fols 
Ien namlich. folche Vergleiche, wodurch derjenige, welcher 
auf Alimente Anfpruch hat, feine Anfprüche auf kuͤnftige 
Alimente gegen ein Averſionalquantum aufgiebt, ohne obrig= 
feitliche Beſtaͤtigung Feine Gültigkeit haben 7?), Bei folchen 


nur ſolche Alimente, die Sjemane 


70) Thibaut's Pandecten 
den in einer letztwilligen Verfuͤ— 


» 8te Ausgabe $. 240. 


71) Schlesw. Holft. Anzeigen 
für 1837 S. 6. 

72) Schlesw. Holſt. Anzeigen 
für 1839. S. 38. | 

73) I. 8. D. de transact. 
Diefe Beſtimmung betrifft zwar 


gung vermacht worden find. Sie 
ift aber immer auch auf diejenis 
gen Alimentationsrechte ange: 
wandte worden, welche auf ges 
fegliben Vorſchriften beruhen. 
Vgl. Gluͤck's Commentar V. 
Bd. S. 53. 
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Gelegenheiten liegt ed denn der Obrigkeit ob, dafuͤr Sorge 
zu tragen, daß für die Alimentirung des Verzichtenden eine 
genügende Summe ausgefeßt, und diefe auf gehörige Weife 
gefichert werde. Ob indeß diefe gemeinrechtiiche Grundfäge 
noch bei und geltend find, Taßt fich wohl bezweifeln. Das 
oft angeführte neuere Geſetz fcheint eher den Grundfaß zu ent⸗ 
halten, daß die geſetzlich zur Alimentation verpflichteten: Pers 
fonen in Feiner Art und Weife und auch nicht durch einen 
obrigkeitlich beftätigten-DVergleich, fich von der Alimentations⸗ 
pflicht befreien können 7%), Was die Anwendung der Ver— 
jaͤhrung auf diefe Falle betrifft, fo gelten in Betreff der 
Verjährung der von andern ausgelegten Alimentengelder die 
gewoͤhnlichen Örundfäge und zwar dergeftalt, daß die Verjaͤh— 
rungsfriſt für jede einzelne terminweije Zahlung befonders läuft. 
Dei dem Alimentationsrecht felber wird aber eine Verjährung 
nicht füglich eintreten koͤnnen, weil die Klage auf Alimente 
mit jedem eintretenden Bedürfniß derfelben von Neuem ents 
fteht, und ein Widerfpruch gegen das Recht überhaupt fchwers 
lich als wirffam betrachtet werden kann 7°). Endlich ift noch 
9) zu bemerken, daß die Alimentationspflicht auch auf ans 
dere Weife ald durch Verwandrfchaft und Schwägerfchaft, 
namentlich durch teftamentarifche Verfügung und auf mans 
nigfache Weife durch Vertrag begründet werden kann, indem 
die Alimentirung theild den Gegenftand eigener Verträge bil 





74) Die Beftimmung in $. 
6. des Patents vom 14ten Mai 
1839 ift in diefer Beziehung von 
befonderer Wichtigkeit. 


75) Die nächte Analogie bie: 

tet die Verjährung folher Rechte 
dar, welche auf gewiſſe Gefälle in 
Terminen (reditus annui, men- 
strui etc.) gehen, und in Mücke 


fiht aufalimenta praeterita wer; 
den fie allerdings Anwendung 
finden. Bol. Thibaur ans 
decten 8te Ausgabe 1. Bo, $. 
1020. Note m. Boehmer prince: 
juris can. $.643. Ihre Anwen 
dung auf alimenta futura dürfte 
aber der Umftand im Wege fie= 
hen, daß auf dieje nicht Verzicht 
geleitet werden kann. 


316 Privatrecht. — Zweites Buch. Perf. Recht. 


det 76), theild als ein Nebenpunct bei andern Verträgen vor: 
fommt 77), Diefe auf fpeciellen Gründen beruhenden Alimen⸗ 
tationsverpflichtungen unterfcheiden fich überhaupt in mehr: 
fachen Beziehungen ‚und insbefondere mit Rüdficht auf den 
Umfang der einzelnen Leiftungen, welche unter dem Ausdrud 
Alimentirung befaßt werden, von der gefeßlichen Alimenta— 
tionspflicht der Ehegatten und naher Angehörigen auf eine fehr 
erhebliche Weife, und werden daher am paffendften im Zus 
fammenhang mit denjenigen Nechtögefchäften abzuhandeln 
feyn, durch welche fie begründet werden, 





76) 3.8. des Vertrags über fchen Lehrburfchen, Gefellen und 


einen Altentheil und des Fleeth⸗ 


feringscontracts. Auch gehören 
hieher die Contracte über die Anz 
nahme fogenannter Penftonaire, 
über die Beköftigung von Mieths⸗ 
leuten oder Koftgängern und felbft 
die Eontracte mit Gaſtwirthen 
und Andern über die Lieferung 
des Mittagseffens. 

77) 3. D. bei dem Gefinde: 
vertrag; beidem Verhaͤltniß zwis 


ihrem Dienft: und Lehrherren; 
bei der Häuer von Schiffsleuten 
u.f.w. Bol. unter andern Pa⸗ 


tent vom 2dften Dec. 1808 we: 


gen Berforgung der Verarmten 
$. 22 u. 23, und Kanzeleifchreis 
ben vom 29ften Dec. 1832, betr, 
die Berpflihtung des Schiffers 
oder Rheders, einen angenoms 
menen Matroſen zu verpflegen. 





Zweiter Abfchnitt. 
Das Eherecht. 


$. 51. 


Ueber den Begriff und das Wefen der Ehe, nebft 
andern einleitenden Bemerkungen, 


Ungeachtet der vielen DVerfuche, welche gemacht worden find, 
den Begriff der Ehe auf eine dem Weſen verfelben entfpres 
chende Weife zu beftimmen, ift man dennoch bis jet zu einem 
vollftändigen Einverftäandniß über das Weſen und den Begriff 
der Ehe nicht gelangt. Die in diefer Beziehung obwaltende 
Meinungsverfchiedenheit zeigt fich indeß zunächft, wenn die 
Ehe aus einem allgemeinen, philofophifchen oder ethifchen, 
Standpuncte betrachtet wird. Beſchraͤnken wir und darauf, 
die Ehe als ein rechtliches Inftitut anzufehen, fo wird jene 
Meinungsverfchiedenheit für unfere Betrachtung nicht ftörend 
feyn koͤnnen. Die Ehe freilich ift auch noch etwas anderes als 
ein vechtliches Verhaͤltniß. Sie laßt fich auch ald das Re- 
fultat einer Natureinrichtung auffaffen, und ift, fo betrachtet, 
dasjenige Inſtitut, durch welches die Fortdguer unferes Ges 
fchlechts bedingt wird. Daneben ift fie zugleich ein fittliches 
Juſtitut, indem einestheils fittliche Zwede Dadurch erreicht wers 
den follen, anderntheild eine Reihe fittlicher Pflichten Dadurch 
begründet wird. Eine in jeder Beziehung vollfommene Ehe 
wird ohne Zweifel nur dann als vorhanden angenommen wers 
den koͤnnen, wenn die Gefchlechtöverbindung nicht bloß den 
rechtlichen Normen gemäß ift, fondern in gleichem Maaße 


318 Privatrecht. — Zweites Buch. Perf. Recht. 


dem Naturzweck und dem Sittengefeß entfpriht *). J. Su: 
riftifceher Begriff der Ehe. Auf dem rechtlichen Ge: - 
biete kann es bei Beftimmung des Begriffs der Ehe weder auf 
den Naturzwed der Ehe noch auf die fittliche Bedeutung diefes 
Inſtituts, fondern lediglich darauf anfommen, was die Ge— 
. fetge unter Ehe verftehen,, oder welche Verbindung es ift, die 
die rechtlichen Wirkungen der Ehe hervorbringt. Won diefem 
Standpuncte aus kann man das Wefen der Ehe weder 
in der Erzeugung und Erziehung von Kindern, noch in der 
gegenfeitigen Huͤlfe, zu welcher Ehegatten fich verpflichten, 
fuchen wollen, da das Eine wie das Andere fehlen kann, ohne 
daf die Verbindung aufhört, im. rechtlichen Sinne des Wortes 
eine Ehe zu feyn. Dem Rechte nach ift die Ehe, die in ge: 
feglicher Art und Weiſe begründete, auf Lebenszeit eingeganz 
gene, vollkommene Gemeinfchaft zwifchen Einem Manne und 
Einem Weibe in Anfehung aller perfünlichen Lebensverhält: 
niffe, die eine Gemeinfchaft diefer Art geftatten. In diefer 
Srundanficht von dem Weſen der Ehe ſtimmen das Römiz 
fche 2), daS Deurfche ?) und das Canonifche +) Recht auf’s 
‚ VBollftandigfte mit einander überein In der chriftlichen Welt 
ift die Ehe die einzig erlaubte Öefchlechtöverbindung geworden, 





41) Sörg und Tfhirner 
die Ehe aus dem Geſichtspunct 
der Natur, der Moral und der 
Kirche betrachtet. Leipz. 1819. 
Staͤud lin Geſchichte der Bor; 
ſtellungen und Lehren von der 
Ehe. Goͤttingen 1826. 

2) L. 1. D. de ritu nuptia- 
rum. Nuptiae sunt conjunctio 
maris et feminae et consortium 
omnis vitae: divini et humani 
juris communicatio. $.1. I. de 
P,P. Nuptiae autem sive ma- 
trimonium est viri et mulieris 


eonjunctio, individuam vitae 
consuetudinem continens. 

3) Tacit. germ, 19, (Virgi- 
nes) sic unum accipiunt mari- 
tum, quo modo unum corpus 
unamque vitam, 

4) Can. 3. Causa 27. Qu.2. 
Consensus ergo eohabitandimet 
individuam vitae consuetudi- 
nem retinendi interveniens eos 
conjuges fecit. Individua vero 
consuetudo est, talem se in 
omnibus exhibere viro, qualis 
ipse sibi est et e conrerso, 


” 
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und fortwährend als folche anerkannt geblieben, fo daß jede 
andere Gefchlechtsverbindung, im welcher Art und Form fte 
auch vorfommen möge, nur als ftrafbare Unzucht behandelt 
werden Tann 5). - Dabei werden indeß I. gewiffe Verſchie— 
denheiten, welche bei den Ehen. vorkommen können, nicht 
ausgefchloffen. Diefe Verfchiedenheiten beruhen entweder auf 
dem Religionsbefenntniß der Eheleute, oder auf den bürger- 
lichen Wirkungen der Ehe. Aus dem erften Grunde unters 
ſcheidet das Canonifche Recht die Chen unter Chriften (matri- 


monia rata) von nichtchriftlichen Chen -(matrimonia vera) 


und legt jenen die Eigenfchaft des Sacraments bei, während 
die Ehen unter Nichtchriften, und felbft wenn nur der eine 
Theil fich nicht zum Ehriftenthum bekennt, die Sacramentseigen=- - 
fchaft nicht haben *). Diefe facramentliche Eigenfchaft der Ehe 
enrfteht nach der Lehre der katholiſchen Kirche durch die Vollzies 
hung der Ehe unter Beobachtung der gefeßlichen Form, keines— 
weges aber durch die priefterliche Einfegnung, wie denn die Ehe 
- felber und nicht die Handlung des Priefterd das Sacrament 
bifdet 7). Diejenigen gültigen Ehen, welche die Eigenfchaft 





5) Das Römifhe Recht er⸗ 
fennt noch in der fpäteften Zeit 
den Concubinat als eine ehrbare 
und zulaͤſſige Geſchlechtsverbin— 
dung an, die jedoch von der Ehe 
weſentlich verſchieden iſt. Vgl. 
Gluͤck's Commentar 28ſter Dd. 
©. 360 u. f. Eine ſolche Ver; 
bindung iſt heut zu Tage voͤllig 
unzulaͤſſig und ſelbſt eine ſoge— 
nannte Gewiſſensehe kann, wie 
ſich weiter unten ergeben wird, 
fuͤr nichts anders als für einen 
firafbaren Concubinat gehalten 
werden, obgleich fie davon nicht 
felten unterfchleden zu werden 
pflegt. Wenn in der früheren 


Zeit Deurfchlands neben der eis 
gentlihen Ehe eine andere zus 
laͤſſſge Gefchlechtsverbindung uns 
ter dem Namen Concubinat ers 
mwähnt wird, fo fcheint die Letz⸗ 
tere eine wahre und wirkliche 
Ehe, jedoch mit befchranften bürs 
gerlihen Wirkungen, und in der 
That nichts anders gemwefen zu 
feyn, als dasjenige, was wir 
jest eine Ehe zur linken Hand 
nennen. 

‚6) Cap. 7. X. de divortiis. 

7) Es ift zwar auch inneuerer 
Zeitnicht ganz ſelten die Meinung 
geäußert worden, daß erft bie 
priefterliche Einfegnung die Ehe 


! 
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des Sacraments an fich haben, find nach der Fatholifchen Nes 
ligionslehre unauflöslich, dergeftalt, daß nur der Tod die 
Verbindung aufzuheben im Stande ift. Die Proteftanten ers 
kennen zwar die Ehe als eine heilige, auf göttlicher Anordnung 
beruhende, Einrichtung an, ohne jedoch diefelbe für ein Sacras 
ment zu halten, und betrachten fie zunächft als ein bürger: 
liches Rechtsverhaͤltniß, welches auf einer religiöfen Grunds 
lage beruhe, und durch die Kirche geheiligt werden folle 3). 
Auf diefem Grundfage beruht auch unfer vaterländifches Ehe: 
recht, und da diefes für alle chriftliche Kandeseinwohner Gülz 
tigkeit hat ?), fo ift davon die Folge, daß auch in Ehefachen 
der Katholifen die im Firchlichen Rechte anerkannten Grunds 
fäße der Fatholifchen Confeffion über die facramentliche Eigen: 
fchaft und die Unauflösbarkeit der Ehe bei ung Feine rechtliche 
Wirkungen außern fönnen, und daß es folglich allein dem Ge: 
wiffen katholiſcher Ehegatten überlaffen bleibt, od fie in ihren 
Ehefachen fich die Lehren ihrer Eonfeffion zur Richtfchnur dienen 
Laffen wollen. Es koͤnnen ferner die bürgerlichen Wirkungen einer 
Ehe verfchieden feyn. Hat eine Ehe alle bürgerliche Wirkuns 
gen, welche fie überhaupt nach dem Gefeße haben kann, fo 
wird fie ein matrimonium legitimum genannt, oder eine bürs 
gerlich volltommene Ehe. Zu den wefentlichen Wirkungen 
einer folchen Ehe gehöret namentlih, daß Frau und Kinder 





zum Sacramente made, und 
eigentlich das Sacramentliche da; 
bei jey. Dies beruht aber ganz 
entfchieden auf Irrthum oder 
Mißverftand, wie die ganze Ge⸗ 
ſchichte des Fatholifhen Eherechts 
lehrt. Vgl. Walter’s Kirchen; 
recht 7te Ausg. $.295 und Eich: 
horn's Grundfäße des Kirchen⸗ 
rechts II. Bd. ©, lu. f. 

8, Eihhorn a. a. O. S. 
301. 


9) Reſcript vom 2ten Juni 
1807, betr. die Unguͤltigkeit der 
außerhalb Landes vorgenommene 
Eheſcheidungen, und Verfügung 
vom sten Febr. 1808, daß die 
Gerichtsbarkeit in Eheftreitigs 
£eiten Eatholiiher Ehegatten uns 
ter einander, wie auch eines 
proteftantifhen und eines Fathos 
lifhen Ehegatten vor die Untere 
conſiſtorien gehöre, 
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der Standesrechte des Ehemannes und Vaters und aller dar 
mit verbundenen Befugniffe theilhaftig werden. Diefe Wir⸗ 
fung Fann aber in einzelnen Fällen entweder durch das Geſetz 
ausgefchloffen feyn, oder durch Vertrag auögefchloffen wer: 
den. m erfteren Fall heißt die Ehe eine Mißheirath (dispa- 
ragium), im zweiten eine morganatifche Ehe, eine Ehe zur 
Iinfen Hand (matrimonium ad legem salicam, matrimonium 
ad morganaticam, scil. legem ); beide befaßt man auch 
eben wegen- der vorerwähnten Standesungleichheit der Ehe: 
gatten, des Vaters und feiner Kinder, unter dem Namen einer 
‚ ungleichen Ehe. III. Der unter den Völkern fehr allgemeine 
Gebrauch, bei Eingehung der Ehe, die Verbindung durch relis 
giöfe Gebräuche zu weihen und zu heiligen, führte bei den 
Ehriften zu der Sitte, die Ehe in Firchlichen Formen einzus 
gehen. "Daraus Ift es zu erflären, daß die Ehe während des 
Mittelalterd unter kirchliche Gerichtsbarkeit und unter kirch⸗ 
Tiche Gefeßgebung fam. Eine gewiffe Einwirkung der welt⸗ 
lichen Geſetzgebung auf dad Eherecht ift indeß niemals aus: 
gefchloffen gewefen, und in den neueren Zeiten, namentlich in 
den proteftantifchen Staaten fehr bedeutend geworden. : Ges 
genmwärtig ftehen nun die Ehefachen im Allgemeinen unter den 
Eonfiftorien oder den geiftlichen Gerichten, infofern über die 
Eingehung oder Aufhebung einer Ehe entfchieden werden fol. 
Auf die Competenz der Gefeßgebung ift aber der Umftand, 
daß die Ehe ald ein doppeltes Verhältniß, als ein bürgerliches 
und als ein Tirchliches behandelt wird, von fehr entfcheiden: 
dem Einfluffe gewefen, indem ſowohl die Gefeßgebung des 
Staats, als die Gefegebung der Kirche wirkfam wird. In⸗ 
fofern das Episcopat und die Landeshoheit in proteftantifchen 
Ländern zufammen fallen, ift die Verfchiedenheit der Firchliz 
chen und bürgerlichen Gefeßgebung mehr.eine Sache der Form. 
Allein die Competenz, fowohl der geiftlichen ald der weltlichen 
Macht in Ehefachen, gewinnt allerdings dann eine große 
Sald’s Gandbuch IV. Ä 21 
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practifche Bedeutung, wenn entweder Theile eines Landes 
unter einem auswärtigen Episcopat oder fremde Landestheile 
unter dem Landesepiscopat ftehen. Solche Verhältniffe kom⸗ 
men in den Herzogthuͤmern mehrfach vor. Die Episcopals 
hoheit in Zörninglehn und im Bischum Alfen iſt dem Könige 
‚von Dänemark zuftändig *°) und in den Holfteinifchen Grenzs 
diftrieten find bald dieffeitige Unterthanen zu fremden Kirchen, 
und bald auswärtige Unterthanen zu hiefigen Kirchen einges 
pfarrt, womit regelmäßig auch der Gerichtöftand vor dem bei: 
fommenden Eonfiftorium verbunden ift!*"). In folchen Fällen 
nun fommen, infofern die Ehe eine weltliche Sache ift, das 
bürgerliche Landesrecht, und In firchlicher Beziehung dagegen 
"das Firchliche Eherecht der Parochie oder der Diöcefe zur Anz 
wendung. Die für die Herzogthümer Schleswig und Holftein 
erlaffenen Firchlichen und bürgerlichen Geſetze bilden allers 
dings die wichtigften Rechtsquellen unfers einheimifchen Ehe 
rechts "?). Die wichtigften Modificationen diefes allgemeis ' 





40) Vol. oben im UI. Bd. 
S. 196 und S. 684. 


11) Ueber die Grenzen der 
kirchlichen Juris dictionsdiſtricte 
entſcheidet nämlich im Allgemei—⸗ 
nen der Parochialnexus. Reſcript 
vom 14ten Dct. 1805. Einzelne, 
zu fremden Kirchen eingepfarvs 
ten, Diftricte find indeß durch 
befondere Verfügungen der Su: 
risdietion dieffeitiger Confiftorien 
unterworfen. Vgl. die Refcripte 
vom 25ften Nov. 1822, Arten 
Det. 1824 (Chron. Sammlung 
von 1838 &. 315.).und vom 
44ten Det. 1833. 


42) Die den Eheftand betref⸗ 
fenden, bis zum Schluffe des Jah⸗ 


res 1820 ergangenen, Schlesw. 
Holſt. Verfügungen und Verord; 
nungen ftehen in der fuflematis 
fhen Sammlung IV. Bd, S. 1 
bis S.101. Seitdem find zwar 
einige, jedoch eben nicht viele 
und nicht erhebliche, neue Verfuͤ—⸗ 
gungen hinzugefommen. » Die 
ältern, das Eherecht betreffenden, 
Landesgefeße lernt man am beften 
£ennen, aus: Graſſau Aus: 
zug aus den Schlesw. Holft. Kir: 
chenordnungen und andern Con: 
ftiturionen in ‚dem Kapitel vou 
Ehefahen. Altona 1731, 4. 
und Laß Anleitung zur Kennt: ° 


niß der Schlesw. Holft. Kirchen 


verordnungen. Dritte Ausgabe. 
Flensburg 1768, 
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nen, im Lande geltenden, Eherechts, welche fich aus der Ein⸗ 
- wirkung fremder Birchlicher oder bürgerlicher Geſetze ergeben, 
werden indeß in der Folge nicht unbeachtet bleiben. IV. Der 
Umftand, daß die Ehe nach dem gegenwärtigen Rechte in einer 
ſolennen firchlichen Form eingegangen werden muß, macht die 
Abfchließung, einer, Diefer Feierlichkeit vorangehenden und die 
Abfchließung einer Ehe vorbereitenden, Vereinbarung, die Ab⸗ 
ſchließung eines Verlöbniffes, nothwendig. Damit eine gültige 
Ehe wirklich zu Stande komme, ift erforderlich, daß die betreffens 
den Perfonen die Befugniß haben, eine Ehe einzugehen und fo: 
dann, daß die Ehe auf eine gültige Weife wirklich eingegangen 
werde. Weilnun unter gewiffenlimftänden keine Ehe eingegangen 
werben darf, auch die Eingehung einer zweiten Ehe theild ges 
wiffen Befchränfungen unterliegt , theild eigenthümliche rechts 
liche Wirkungen hervorbringt, fo ergiebt fich unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß bei jedem Rechtsverhaͤltniß die Entftehung, 
die Wirkung und die Aufhebung deffelben zu betrachten ift, für 
den gegenwärtigen Abfchnitt folgende Abtheilungen: Er ftes 
Kapitel, von den Ehehinderniffen; zweites Kapitel, 
von Verlöbniffen; drittes Kapitel, von der Eingehung 
der Ehe; viertes Kapitel, von den rechtlichen Wirkungen 
der Ehe; fünftes Kapitel, von. der Aufhebung der Ehe 
und fechstes Kapitel, von der Eingehung einer neuen Ehe. 
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Erftes Kapitel. 
Bon den Ehehinderniffen.. 
2 | $. 82. 
Characteriftit der Ehehinderniffe im Allgemeinen. 


L Bon den abfoluren oder allgemeinen Ehe: 
£ hinderniffen. 


Aus verſchiedenen Gruͤnden iſt einigen Claſſen von Perſonen 
die Eingehung einer Ehe uͤberhaupt unterſagt, und in andern 
Faͤllen iſt wenigſtens die Ehe mit beſtimmten Perſonen fuͤr un⸗ 
zulaͤſſig erklaͤr worden. Diejenigen Gründe nun, welche der 
Eingehung. einer Ehe überhaupt oder wenigfiens der Ehe mit 
einer beftimmten Perfon entgegenftehen, heißen Ehehinderniffe 
(impedimenta matrimonii).. Am richtigften dürfte es feyn, 
den Ausdrud: Ehehindernifle auf diejenigen Thatfachen und 
Umftände zu befchränfen, mit Nüdficht auf welche, die Ehen 
in der einen oder andern Weife unterfagt find, und dagegen die 
Fehler der Einwilligung uud die Mängel der bei Eingehung 
einer Ehe zu beobachtenden Form, welche die Abfchließung einer 
Ehe unwirffam machen, von dem Begriff der Ehehinderniffe 
auszufchließen ??). Je nachdem nun die gefeßlichen Verbote 





13) Einer entgegengefeßten ftände, in welcher jemand über: 
Anſicht find Zoekmer prine. jur, haupt zu feiner Willenserklärung 
can. 384, Walter’s Kirhens fähig iſt, unter den Ehehinder: 
recht $. 299 und Eichhorn's niffen aufführen. Daß eine un: 
Kirchenrecht U. Bd. ©. 350. ter ſolchen Umſtaͤnden eingegans 

„gefolgt, indem fie Zwang, Des gene Ehe nichtig fey, leider freis- 
trug und Irrthum und alle Zus lich Eeinen Zweifel. Man wird 
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gegen die Eingehung einer Ehe überhaupt oder gegen die Ehe 
mit einer beftimmten Perfon gerichtet find, unterfcheidet man 
abfolute und relative Ehehinderniffe. Man könnte die erfteren 
auch allgemeine, und die letzteren befondere Ehehinderniffe nens 
nen. I. Die abfoluten oder allgemeinen Ehehins 
derniffe find folgende: 1) Eine noch beftehende Ehe 
des einen Theild oder beider Theile. Da die Ehe nach dem 
geltenden Rechte durchaus eine monogamifche feyn foll, und 
zwar ohne alle Rüdficht darauf, ob das Religionsbekenntniß 
des Heirathenden eine Ehe mit mehreren Grauen geftattet '*), 
fo ergiebt fich daraus ohne Weirered das zur Frage flehende 
Ehehinderniß. Die Strafgefee haben überdies jede Art der 
Doppelehe oder die Biganıie für ein fchweres Verbrechen er: 
Härt!5). Das Nichtvorhandenfeyn diefed Ehehinderniffes ift 
durch Zeugniffe oder durch einen fogenanntenkedigkeitsfchein und 
bei Eingehung einer zweiten Ehe durch eine Befcheinigung über 
den Tod des erften Ehegatten darzurhun. 2) Das jugenpdlis 
che Alter. Diegemeinrcchtliche Beftimmung, daß die Fähigkeit 
zur Eingehung einer Ehe bei den männlichen Gefchlechte mit dem 
vierzehnten und bei dem weiblichen Gefchlechte mit dem zwölfs 
ten Fahre eintrete, ift durch unfere Landesrechte im einiger 





indeß in diefer Beziehung nicht 
füglich fagen können, daß bie 
Perſonen keine Befugniß haben, 
eine Ehe einzugehen. In der 
foitematifhen Sammlung der 
Verordnungen hat der Abſchnitt, 
welcher die - Ehehinderniffe bes 
handelt, die Veberichrift: von 
verbotenen Ehen. 

44) L. 2. Cod. de incestis 
et inutilib. nuptiis verbietet allen 
Unterthanen, ohne Ausnahme, 
zwei Frauen zu beirathen. Daß 
das. Verbot nur: mit, Nückficht 
auf eine Mehrheit, von ‚Frauen 


ausgefprohen und nicht gegen 
eine Mehrheit von Ehemännern 
gerichtet ift, hat lediglich darin 
feinen Grund, daß man die Po—⸗ 
Iyandrie als bereits durch das jus 
entium verboten, alsein unnas 
türliches Laſter betrachtete, defien 
Unerlaubeheit nicht jo ſehr auf 
bürgerlichen Geſetzen als auf eis 
nem natürlichen Gefühle beruhte. 
15) Die P. G. O. Art. 121. 
hat eine allgemeine Strafbeftims 
mung fowohl gegen die Bigamie 
des Weibes, als gegen die Die 
gamie des Mannes. 
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Beziehung und zwar dahin mobdifteirt, daß es nur bereits cons 
firmirten Perfonen geftattet ift, eine Ehe einzugehen. Das 
geſetzlich erforderliche Alter ift demnach das fechözehnte oder - 
funfzehnte Jahr. Doch wird anzunehmen feyn, daß jede 
Dispenfation vom Eonfirmationsalter auch die Erlaubniß 
ertheile, eine Ehe einzugehen 2°). 3) Der Mangel der 
natätlichen Fähigkeit zum Eheftande wird in der 
gewöhnlich angenommenen Allgemeinheit nirgends in den Ges 
feßen ald ein Ehehinderniß bezeichner, vielmehr eine eheliche 
Verbindung mit phyfifch Unfähigen nur infofern als nichtig 
angefehen, als In Beziehung auf einen folchen Mangel Bes 
trug oder Irrthum Statt gefunden hat ?7), Dies leidet jes 





46) Die Verordnung Chris 
ftian II, von 1544, Ehefachen 
betreffend. C. C.H. 1,38. ©. 
380, fordert als Bedingung für 
die Eingehung einer Ehe, den 
rechten Slauben und Wiffenfchaft 
vom heiligen Eheftande, - Die 
Eonftitution vom 24ften Dctbr. 
4646, C, C. H, lJ. Bd. S. 250, 
bat ſchon die Beſtimmung, daß 
Unconfirmirte nicht heirathen fols 
ten, und dabei iſt es geblieben. 
Daß diefe älteren Vorſchriften 
noch gelten, obgleich fie in der 
Verordnung vom 28ſten Nov, 
4800 niche beruͤckſichtigt find, 
kann feinen Zweifel leiden, Bol. 
Stb. Mag. IV. Bd. ©, 44 u fı 
Ueber das Eonfirmationsalter 
vgl. Calliſen's Anleitung S. 
114 u. 115. Mit dem angeges 
benen Grundſatze ſtimmt es uͤber⸗ 
ein, daß in der dem Patente 
vom 23ſten Febr. 1785, wegen 
Einfhüffe der Beamten in die 
Wittwencaſſe angehängten Tas 


belle, das jüngfte Alter der Frau 
zu vierzehn Jahren angenommen 
it. Wenn aber dafelbft als das 
jüngfte Alter des Mannes dag 


zweiundzwanzigſte Jahr genannt 


iſt, fo Ift der Grund dazu nicht, 
dag Männer nicht früher heiras 
then, fondern daß, der Megel 
nah, nur mündige Mannsper—⸗ 
fonen Beamte werden koͤnnen. 
Die dänifchen Geſetze, welche 
zur Gingehung „der Ehe bei 
Mannsperfonen ein Alter von 
zwanzig und bei Weibern ein Als 
ter von ſechszehn Jahren erfors 
dert, gehören zum weltlichen‘ 
Recht, und finden daher im Her; 
zogthum Schleswig feine Ans 
wendung, Vgl. Stb. Mag. V. 
Bd. ©. 764, Dieſer Grundſatz 
iſt auch in der Verordnung vom 
7ten Nov, 1832 ausdruͤcklich ans 
erkannt. 

17) Sjn Can, 2, Causa 33, 
Qu. 1 und eap, 4 u. 5. X. de 
frigidis et malificiatis et impe- 
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doch eine Ausnahme bei Caſtraten oder Verſchnittenen. Die 

Ehen ſolcher Perſonen hat das Roͤmiſche Recht ohne Zweifel 
als unzulaͤſſig betrachtet, und auch das neuere Canoniſche 
KRecht will eine ſolche nicht geſtattet wiffen 1°). Auch die prote⸗ 

ftantifchen Kirchenrechtslehrer haben fich durchgehende ent⸗ 
ſchieden gegen die Ehen der Caſtraten erklaͤrt, und die Praxis 
iſt unſtreitig dieſer Anſicht immer gefolgt '?). 4) Mangel 
des elterlichen Conſenſes. Kinder beiderlei Sefchlechts, 
jegliched Standes und Alters dürfen. ohne ihrer Eltern Bors 
wiffen und Einwilligung Feine Ehe eingehen und koͤnnen von 
den Eltern, wenn fie diefed Gebot außer Acht Iaffen, von 
aller Succeffion: in den Nachlaß der Eltern, auch felbft vom 
Pflichttheil ausgefchloffen. werden 2°). Hiernach iſt nun die 
Einwilligung der Mutter zu einer Ehe eben fo gut erforderlich, 
wie der Conſens des Vaters. Nach der Stellung der Ehegats 
ten zu einander im Familienleben wird es indeß nicht zweis 
felhaft feyn koͤnnen, daß, fo lange der Vater Iebt und zur 
Adgebung einer Willenserklärung fähig-ift, der von ihm ere 
theilte Conſens allein entfcheider, und nur, wo die bemerkten 
Vorausfegungen nicht eintreten, die Einwilligung der Mutter 
in Betracht kommt. Auch wenn Söhne und Töchter zum 
zweitenmal heirathen wollen, follen. fie zwar aus Eindlicher 





tentia coeundi heißt es wieder⸗ 
holt; ut quas tanquam uxores 
habere non possunt, habeant 
ut sorores. Auch haben’ anges 
fehene und fromme Lehrer der 
chriſtlichen Moral, z. B. Rein— 
hard, ſolche Ehen fuͤr ganz 
unbedenklich gehalten. 

18) L. 39. D. de jure dot. 
Dal, Gluͤck's Commentar 23ſter 
Theil ©. 149 und Boenhmer 
jus ecel. protest. IV, Bd, ©. 
214. Eine Bulle Sistus V.vom 


— 


Jahre 1587 hamdielaftraten:Ehe 
aus druͤcklich unterfagt. 

49). Eihhorn’s Kirchen⸗ 
recht II. Bd. ©. 349 u f. 

20) Verordnung vom 22ften 
Dec. 1786. Auch gehört hieher 
das Edict vom 28ſten März 
4776, betreffend die Verloͤb⸗ 
niffe der“ Studirenden zu Kiel. 
Schlesw. Holft. Anzeigen 1837 
©. 197. Das Eigenthämliche 
diefes Edicts wird in $. 58. nde 
her erwogen werden. 
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Ehrerbietung die Einwilligung der Eltern dazu erbitten; die 
Derweigerung des elterlichen Confenfes hat aber in diefem 
Falle Feine rechtliche Wirkungen 2"). Sn vielen Fällen 
fteht es jedoch den Eltern nicht frei, ihre Einwilligung zu den 
Ehen der Kinder zu verweigern. Sie fünnen vielmehr auf 
Kläge der Kinder von den Confiftorien angehalten werden, ihre 
MWeigerungsgründe anzugeben, über deren Zrifftigkeit ſodann 
das Eonfiftorium entfcheidet 22). Die Verpflichtung der El⸗ 
tern, ihre MWeigerungdgründe anzugeben, kann man ald Regel 
anfehen. Ausnahmen davon finden in folgenden Fällen Statt: 
a) wenn die Söhne noch nicht mündig find, und die Töchter 
ihr achtzehntes Jahr noch nicht erfüllt Haben 2°); b) wenn 
die Kinder, die das erwähnte Alter erreicht haben 2*), und 
fich noch im Haufe und Brod der Eltern befinden, Verlöbniffe 
eingehen, ohne die Eltern um ihren Confens anzufprechen, 
oder denfelben wenigftend ausdrüclich vorzubehalten. Sind 
Kinder des erwähnten Alterd außer der Eltern Haufe und 
Brod, fo find die Eltern nicht befugt, fich Tediglich auf die 
Hintanſetzung ihres Confenfes zu berufen, fondern andere 
Weigerungdgründe anzugebenund zu rechtfertigen gehalten), 
5) Mangel der Einwilligung abfeiten der Vor— 
münder. Nach Ubfterben der Eltern follen keine Ehen ver 





21) Angeführte Verordnung 
6.5. Diefelbe moralifhe Pflicht 
wird auch bei Lebzeiten. des Ba; 
ters in Beziehung auf die Mut; 
ter anzunehmen feyn. 

22) Angeführte Verordnung 
$.2, 31.4 

23) Verordnung vom 22ften 
Dee. 1786 9.2. As Quelle 
der Deftimmung über das hier 
erwähnte Alter der Töchter if 
ohne Zweifel anzufehen; Juͤt—⸗ 
ſches Lov I, 8, wornach die Vor: 


münder einer $rauensperfon ihre 
Verdeirathung nad erreichtem 
achtzehnten Jahr nicht ohne 
Grund verhindern dürfen. 

24) Die angeführte Verord: 
nung $. 4. ſpricht zwar ganz alls 
gemein von den mündigen abs 
ven der Kinder. Unftreitig. ift 
aber darunter bei den Töchtern 
das vollendete achtzehnte Jahr 
zu verftehen, 

25) Angeführte Verordnung 
59. 3 u. 4. 
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Kinder ohne Conſens der Vormuͤnder geſchloſſen werden. Die 
Vormuͤnder ſind indeß in jedem Falle, wo ſie ihre Einwilligung 
verweigern, die Gründe dazu auf Verlangen ihres Muͤndels 
dem Eonfiftorium zur Entfcheidung vorzutragen verpflichter ?°), 
Stehen Unmündige bei Lebzeiten der Mutter unter Vormund⸗ 
fchaft, fo ift eben fowohl der Confens. des Vormundes als 
der Mutter erforderlich,  Sonft aber, wenn fein Vormund 
vorhanden, ift der Conſens der Mutter allein hinreichend, 
und die Beftellung eines Vormundes nicht erforderlich ?7). 
Daraus wird gefolgert werden koͤnnen, daß, wenn etwa 
ein Unmündiger im Augenblide der Verheirathung weder 
Eltern am Leben noch einen Vormund hat, er bloß für 
diefen Zweck zu bevormunden ift. 6) Ein älteres Vers 
loͤbniß. Jedes gültige Vertöbnig muß allemal als ein wirks 
liches Ehehinderniß betrachtet werden. Dies zeigt fich ins⸗ 
befondere in den Fällen, wo entweder gar fein Aufgebot oder 
wenigftens Fein vollftändiged Aufgebot Statt findet, indem 
alddann eine eidliche Verficherung zu ertheilen ift, daß „der 
Ehe kein anderes Eheverfprechen im Wege ftehe” 27°). 7) Eins 
fage bei vem Prediger und richterliches Juhibi— 
torium. Diefe, die Eingehung der Ehe bis weiter aufs 
fehiebende, Maaßregeln behandeln die Gefege zwar nur zus 
nächft mit Rüdficht auf etwanige anderweitige Verlöbniffe. 
Es wird aber feinen Zweifel leiden können, daß diefelben 
Grundfäge in gleichem Maaße für alle Falle gelten, wo Sjes 
mand aus irgend einem andern Grunde die Eingehung einer 


Ehe zu hindern berechtigt iſt *9 


2 Angeführte Verordnung 


2 Refolution für den Probs 
ften zu Huſum vom 11ten Nov, 


1796. Darin ift zugleid bes’ 


merft, daß auf die Einwilligung 
des Stiefvaters gar nichts an; 
fomme. 


8) Die noch nicht 


27a) Verordnung vom 28, 
Nov. 1800 $. 5 u. $. 18. 

28) Verordnung vom 28jten 
Nov. 1800 $. 8, Daß auch ans 
dere Umftände ale Verlöbniffe zur 
Einfage und zur Erlangung eines 
richterlihen Inhibitoriums bes 


‚vechtigen, zeigt das in $. 8. der 
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erfolgte Abtheilung mit den unmündigen Kin— 
dern erfter Ehe. Dieſes Ehehinderniß iſt erft im Ans 
fange des vorigen Jahrhunderts durch befondere Verord⸗ 
nungen 2?) eingeführt und dann in den Vormünder : Verorde 
nungen 3°) auf’5 Neue beftätige worden. ‚Die Abfindung 
mit mündigen Kindern oder mit Enkeln iſt ald Bedingung 
einer neuen Ehe nicht gefeßlich vorgefchrieben und noch wenis 
ger mit andern Erben 25). Die Art der Abtheilung, ob diefe 
nämlich durch eine väterliche Ausfage, durch eine förmliche 
Theilung oder durch einen Erbvergleich erfolgt, ift gleichgültig. 
Kür den trauenden Prediger genügt das Zeugniß des compes 
tenten Gerichtö, daß mit den unmündigen Kindern erfter Ehe 
Nichtigkeit getroffen if. 9) Der noch nicht erfolgte 
Einfchuß in die Witrwencaffe Die Verpflichtung 
zu diefem Einfchuffe liegt allen Civil-⸗, geiftlichen und Milis 


tairbeamten auch jedem, der Penfion oder Wartgeld aus 


Verordnung enthaltene Eides⸗ 
formular, welches überhaupt 
darauf geht, daß fein rechrliches 
Hinderniß der Ehe im Wege ftehe. 

29) Verordnungen für Schles; 
wig vom 20Often Sjuni 1716 und 
für ai vom 12ten Octbr. 


717 

30) Schleswigfhe Vormuͤn⸗ 
der: Verordnung vom 19. Mär; 
1742 $. 3 u. 6, Holſteiniſche 
Pormiünder » Verordnung vom 
13ten Sept. 1743 $. 3 u. 6. 
Die übtigen Vormuͤnder-Ver— 
ordnungen enthalten diefelben 
Vorſchriften. Nach dem Refcript 
vom 2Often Sjuli 1782 genügt 
es nicht, daß dem noch lebenden 
Ehegatten vor Eingehung der 
zweiten Ehe die Abtheilung zur 
Pflicht gemacht werde, fondern 
fie ift wirklich zu beſchaffen. 


31) In dem Reſcript vom 
26ſten April 1821, wodurch die 
zur Frage ſtehenden geſetzlichen 
Vorſchriften fuͤr die, nicht zum 
geiſtlichen Stande gehörigen, Pers 
ſonen auf Alſen und Arroe ein⸗ 
geſchaͤrft werden, iſt von den Er⸗ 
ben des verſtorbenen Ehegatten 
im Allgemeinen die Rede. Un⸗ 
moͤglich kann es aber die Abſicht 
geweſen ſeyn, in einer einſchaͤr—⸗ 
fenden Verfuͤgung das beſtehende 
Recht zu aͤndern. Vgl. Stb. 
Mas. V. Bd. ©. 766. Ganz 
unzuläffig iſt es auf jeden Fall, 
obgleich es nah Calliſen's 
Anleitung &. 156. gewöhnlich 
feyn foll, ein? Frauensperfon, 
die ein unehelihes Kind hat, 
vor der Trauung zur Abfindung 
mit dem Kinde zu nöthigen. 


Es 


I) 
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Königlicher Caffe genießt, fo wie den Ober- und Unterge⸗ 
richtSadvocaten ob ?*). Diefe Perfonen dürfen nicht getraut 
‚werden, ehe der Schein über den geleifteten Einfchuß beige⸗ 
bracht wird 3°), 410) Mangelnder Eonfens des Mir 
Ltairchefd. Die im wirktichen Lands oder Seedienft ſte⸗ 
henden Unterofficiere, Soldaten oder Matrofen follen ohne Erz 
Taubniß ihres Chefs oder ohne fogenannten Freizettel nicht: ger 
traut werden °*). Sn Betreff der, vom Lande geftellten Sols 
daten und ihrer Stellvertreter ift dies näher dahin beftimmt 
worden, daß fie in Kriegszeiten überhaupt und in Friedende 
zeiten, fo ange fie zum Dienft bei den Regimentern oder Corps 
einberufen find, Feine Ehe mit einem Frauenzimmer aus einem 
andern ald aus ihrem eigenen Seffionsdiftriet eingehen duͤr⸗ 
fen, wenn fie nicht von ihrem Regimente oder Corps dazu die 
Erlaubniß erhaltenhaben?5). Auch dieim Reglement des Lande 
militair⸗Etats aufgeführten Eivilbeamte und Bediente, die an 
Behalt nicht über 400 Rbtlr. haben, dürfen ohne Erlaubniß ihres 
Chefs Feine Ehe eingehen 3%). Endlich bedürfen alle Officiere 

zur Eingehung einer Eheder Erlaubnißihrer militairifchen Vor⸗ 
gefegten 37). 41) Die Trauer oder Wartzeit. Es 
follen nämtich Die Wittwen mit Eingehung einer neyen Ehe 
ein volles Fahrnach des Mannes Tode warten. Die Trauerzeit 
für die Wittwer ift regelmäßig ein halbes Jahr. Diefe, 


82) Berordnung vom Aten 
Aug. 1788 und in Betreff der 
Advocaten vom 20 Nov, 1810, 

33) Verordnung vom Aten 
Aug. 1788 $. 1 und Verordnung 
vom 28iten Nov. 1800 $. 14. 

34) Verordnung vom 1iten 
- Mai 1798 $. 20 —22. 

35) Nah der Landmilitair⸗ 
Ordnung vom 1ften Aug. 1800 
follten die Landausfchußleute kei⸗ 
nes Erlaubnißfcheins bedürfen, 
Dies ift aber durch die Berfüguns 
gen vom 12ren Sept, 1809 und 


"44ten Sept. 1811 und dur) . 


das Kanzeleipatent vom 1äten 


Jan. 1818, auf die angegebene 


Weife abgeändert worden. Wenn . 
übrigens der Soldat nachweißt, 
dag er hinlänglihes Vermoͤgen 
befigt, oder durch die Eingehung 


der Ehe in die Lage kommt, eine 


Familie ernähren zu können, foll 
die Erlaubniß nicht verfage werden. 
36) Kanzeleifchreiden vom 
28ften Aug. 1819. 
37) Verordnung vom Liten 
Mai 1798 $% 25. 
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für den Wittwer beftimmte, Frift kann indeß bei unvermoͤgen⸗ 
den Leuten kürzer feyn, wenn Familienverhältniffe. die früs 
here Eingehung einer neuen Ehe wünfchenswerth machen. 
"Die Beurtheilung der Umftände ift dem Ermeffen des trauens 
den Predigerd überlaffen 28). Bei gefchiedenen Eheleuten ift 
die Wartezeit des unfchuldigen Theils die gewöhnliche Trauers 
zeit. Der fchuldige Theil foll aber drei Jahre warten. Nur 
wenn die Ehefcheidung auf den Grund böslicher Verlaffung - 
erfolgt ift, brauchen beide Theile nur ein halbes Sahr vom 
Tage. des Urtheild an zu warten °?). 412) Mangel des 
Daccinationsfcheind, oder des Beweiſes, daß die zu 
trauenden Perfonen die natürlichen Blattern gehabt haben *°). 
43) SenoffeneUnterfiügung aus der Urmencaffe, 
Denjenigen, welche nach zurüdgelegtem achtzehnten Lebenss 
jahr, oder nach beendigten Lehrjahren aus einer Armencaffe 
öffentliche Unterftügung genoffen und nicht zurüderftatter has 
ben, können nur mit Einwilligung ihrer Heimathscommuͤne 
eine Ehe eingehen **). 14) Mangel eines obrigkeit— 
lichen Zraufcheind. utinifche Unterthanen, die zu 
biefigen Kirchen eingepfarrt find, und Mannsperfonen, die 
in diefen fogenannten gemifchten Parochien wohnen, und in das 
Eutinifche zu ziehen beabfichtigen, dürfen nicht ohne Beibrins 
gung eines, nicht über ſechs Monate alten, Erlaubnißfcheing 


38) Trauerordnung vom 21. 
April 1752 $. 1 und Verfügung 
vom Iten Aug. 1798, Reſecript 
vom 28ſten San. 175%, daß die 
Frage, ob jemand in dem Trauers 
jahr nad) eigener Willkühr hei; 
rathen dürfe, nicht ad ecclesi- 
astica, fondern adeivilia gehöre. 
- 39) Refeript vom 16ten Febr. 

1775. Werden Rechtsmittel ges 
gen das Erfenntniß eingelegt, fo 
ift nach allgemeinen Grundſaͤtzen 
die. halbjährige Frift vom Tage 


des leßten Urtheild anzurechnen. 
40) Berordnung, betr. bie 
Baccination, vom 2ten Sept. 
1811 9.20. Bol. überdies die 


Verfügungen vom 27ſten März 


und 22ien Mai 1813, vom 
2öften Det. und 3 Iſten Dec. 1825 
und Kanzeletfchreiben vom 24ften 
Dec. 1830. 

41) Patent vom 14ten Mat 
1839 , betr, die Heirathen der 
von einer Armencommiüne unters 


fügten Perſonen. 
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der Eutinifchen Obrigkeit getraut werden *2). Die frühere 
Beftimmung, daß Leibeigene nicht ohne einen Schein des 
Gutsherrn getraut werden konnten, ift zwar im Allgemeinen 
durch die Aufhebung der Leibeigenfchaft weggefallen *), mag 
ſich aber in einzelnen Gegenden als eine Folge ehemaliger Leib⸗ 
eigenfchaft erhalten haben **). In den Städten und auch 
wohl auf dem Lande find hie und dabei Eingehung von Ehen 
Abgaben an die Stadtcaffe oder an andere ftädtifche Fuftitute 
oder auch an eine Landescaffe zu entrichten, und die. vorges . 
fchriebene Beibringung eines obrigkeitlichen Trauſcheins hat 
in foichen Fallen feinen andern Zwed, als die Eutrichtung 
der Abgabe zu fichern #5). 15) Inwiefern eigenthümliche 
Ehehinderniffe für Fatholifche Religionsverwandte bei und 
zu beachten find, dürfte nicht ganz außer Zweifel feyn. Im 
Allgemeinen wird man zwar annehmen müffen, daß ed Iedigs 
lich dem Gewiffen der Katholiken uberlaffen bleibt, ob fie fich 
durch folche, in der katholiſchen Kirche anerkannten, Ehehins 
derniffe, 3. B. Durch feierliche Gelübde oder durch den Ume 





42) Verfügungen vom 25ften Neumünfterfche Zuchthaus zu ers 


Sept. 1826 und 19ten Sept. 
1837. Auch die leßtere Verfüs 
gung wird nun für die fogenann: 


ten gemifchten Parochien gelten, - 


43) Verordnung vom 19ten 
Des. 1804 $. 4. 

44) Vielleicht ift dies der Fall 
im Amte Cismar, wo zwar nad) 
einer Verfiigung vom 2Often 
uni 1796 die Gebühren des 
Amthaufes für die Traufceine 
wegfallen follen, nach einer Ver: 
fügung vom 27ſten März 1797 
aber. die Traufcheine felber beir 
zubehalten find, Möglich iſt es 
jedoh,. daß diefe Trauſcheine 
nichts anders find, ald Quituns 
gen über die früherhin an das 


legende Abgabe, Hat der Traus 
fhein im Amte Cismar die letz⸗ 
tere Bedeutung, fo wird er jeßt 
nach. dem in der folgenden Note 
angeführten Circulair vom 28ſten 
Juni 1838 wegfallen. 
45) Die fruͤherhin im che 
mals Groffürftlihen Antheil von 
Holftein durch die Sroßfürftliche 
Verordnung vom 17ten Det, 
1766 bei Trauungen vorgefchries 
bene Abgabe an das Neumün- 
fterfche Zuchthaus iſt jegt aufge⸗ 
hoben. Circulair vom 28ſten 
Juni 1838. Die Beſcheinigung 
wegen Entrichtung dieſer Abgabe 
wurde im gemeinen Leben auch 
„Conſensſchein“ genannt. 


J 


1 
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fand, daß nach erfolgter Chefcheidung der andere Theil noch 
am Leben ift, von Eingehung einer Ehe wollen abhalten Tafs 
fen. Doch dürfte es in der Natur der Sache liegen, daß hier 
angeftellte katholiſche Geiftliche und denn wohl auch ebenfalls 
andere katholiſche Geiftliche unter Feiner Bedingung eine Che 
eingehen koͤnnen. Endlich ift 16) noch zu bemerken, daß 
einige, im älteren Rechte gegründeten, Ehehinderniffe gegen: 
wärtig nicht mehr in Berracht fommen. Dahin gehört a) vie 
fogenannten gefchloffenen Zeiten, als die Faſten- 
und Adventszeit, fo wie Buß: und Bettage *). Da jekt 
eine ganz ftille Hochzeit auch in der früher verbotenen Zeit ers 
Iaubt ift +7), fo gehört die jet noch darin liegende Beſchraͤu⸗ 
fung der Heirathen auf jeden Fall nicht in das Kapitel von 
den Ehehinderniffen. b) Su Waldgegenden mußten frühers 
hin junge Leute, fpäterhin auch Wittwer, vor. der Hochzeit 
einen Schein beibringen, daß fie eine gewifje Anzahl Bäume 
gepflanzt hatten. Schon die vorleßte Forſt- und Jagdverord⸗ 
nung har diefe Vorfchrift aufgehoben +3), c) Fu früheren Zeiten 
ward in Eheſcheidungsfaͤllen gegen den fchuldigen Theil auf 
die Strafe der Ehelofigkeit erfannt. Die poena coelibatus 
iſt aber abgefchafft *?), und dadurch das in derfelben liegende” 
permanente Ehehinderniß weggefallen. 





46) Dot. Thibaut's Pan⸗ 
decten $. 281. 

47) Ediet vom 22ften April 
4746. C. C. H. 1. DB. ©. 398, 

48) Holzordnung vom 77ften 
Aprit 1737 nebſt Declaration 
vom Aften März 1749. Die 
vorlegte Holz: und Jagdverord⸗ 
nung vom 3Often April 1781, 
weldye die früheren gaͤnzlich aufs 
hebt, enchält eine folhe Bor: 
ſchrift nicht, und ein Rentekam—⸗ 
merfchreiben an das Flensburger 


1771. 


Amthaus vom 2ften Septbr. 


1782 erklärt die erwähnte Vor⸗ 
fchrife für aufgehoben. Dabei 
ift ed auch in der jeßt gelten⸗ 
den Holze und Sjagdverordnung 
vom 2ten Juli 1784 geblieben. 
Bol. Niemann’s BMERANER 
S. 263 u. f. 

49) Reſeript vom Sten Juli 
Es ſcheint nirgends ge⸗ 
druckt zu ſeyn, iſt aber in dem . 
Refeript vom 16ten Febr. 1775 
feinem Inhalte nach angeführt. 


Zweiter Abfchnitt. Das Eherecht. 335 


i $. 5. | 
I. Bon den relativen Ehehinderniffen 1) Vers 


DAUSEIWATS und Schwägerfhaft. a). Allgemeines 
und Geſchicht liches. 


Unter denjenigen Ehehinderniſſen ‚ welche der Eingehung 
einer Ehe mit beſtimmten Perſonen entgegenſtehen, iſt als 
das wichtigſte 1) die Blutsfreundſchaft voranzuſtellen. 
Daß bei allen Völkern edlen Stammes nicht nur die außer⸗— 
eheliche fleifchliche Vermifchung, fondern adch die Eingehung 
von Ehen unter nahen Verwandten im höchflen Grade unzu—⸗ 
läffig gewefen, und die Uebertretung diefes Verbots als ein 
fchweres Verbrechen (Blurfchande, Inceſt) behandelt worden, 
iſt eine von den älteften Zeiten an durch die ganze Gefchichte 
hindurch bis auf den heutigen Tag volllommen bezeugte That⸗ 
fache, wenn gleich die Grenze des Familienkreifes, innerhalb 
welcher Beifchlaf.oder Ehe ald Blutſchande angefehen wurde, 
nach der Sitte des Volks und der Zeit eine verfchiedene, bald 
eineengere, bald eine weitere, geweſen iſt. Diefe Thatſache ift 
nicht. zu bezweifeln. Allein die Erklärung derfelben, oder ihre 
Zurüdführung auf die Entftehungsgründe oder Motive ift im 
höchften Grade fchwierig, und man darf wohl fagen, daß 
bis jegt Fein Erffärungsverfuch volllommen befriedigend ges 
nannt werden könne *0). Zur Erflärung der Sache haben 
einige fich auf eine rechtögefchichtliche Thatfache, darauf naͤm⸗ 
Iich berufen, daß die Ehe in alteren Zeiten in der Form eines 
Kaufes (Erauenfauf) eingegangen zu werden pflegte, und man 
hat daraus gefolgert, daß durch diefe Form die Ehe unter 
allen Perfonen ausgefchloffen gewefen fey, welche unter ders 





50) Ueber Erflärungsverfuhe gels Darftellung der verbotenen 
vgl. Michaelis von den Eher Grade 8,552 u, f. und Rein⸗ 
geſetzen Moſes, Goͤtting. 1755, hard's Syftem der hriftlihen 
deifen Mofaifhes Recht Zter Moral IH. Bd. S. 231. 

Theil $. 103 — 109, Schle⸗ 


| 336 Privatrecht. — Zweites Buch. Perf. Recht. 


felben Häuslichen Gewalt ftanden. Abgeſehen aber davon, daß 
die Form eines Kaufes bei Eingehung der Ehe weder eine allges 
meine, noch eine durchaus nothiwendige gewefen ift, fpricht gegen 
diefe Erklärung der Umftand, daß die hier zur Frage ftehenden 
Eheverbote gewöhnlich über jenen engen Familienkreis hinaus: 
gegangen find. Diele haben ferner geglaubt, daß die Verbote 
foicher Ehen durch befondere Zwecke motivirt würden, und in 
einer Art von politifcher Gefeßgebung ihren Grund hätten. 
Als ein Zweck, welcher durch Eheverbote erreicht werden foll, 
läßt fich zuvörderft denken, die Verhinderung der phyſiſchen 
Ausartung des Gefchlechtd , indem durch die Nöthigung, aus 
fer der Familie zu heirathen, gleichfam eine Kreuzung der 
Raſſen bewirkt wird, welche zur Verbefferung der phufifchen 
Eonftitution dienen foll. ‚Die Eheverbote Fönnen ferner dazu 
beitragen, das abgefchloffene Leben der Familien zu verhindern 
oder zu durchbrechen. Daß die Eheverbote auf diefen Zweck 
hinwirken, ift klar. Denn zu den Folgen derſelben gehört, 
daß jede neue Ehe zwei fonft getrennte Familien mit einander 
verbindet. Da während des Mitrelalterd die Neigung der 
Samitien, fü fich abzufchließen, groß war, fo mögen eben die 
ausgedehnten Eheverbote des Sanonifchen Rechtes nicht wenig 
Dazu beigetragen haben, einen ftarren Familiengeift zu mils 
dern, Vorzüglich hat man auf die Erwägung Gewicht gelegt, 
daß die Eheverbote befonders dazu geeignet find, Unzucht in 
den Familien zu verhindern. Nun läßt fich zwar nicht verfennen, 
daß in den angedeuteten Anfichten über die Zwede der Ehe: 
verbote etwa fehr Wahres und Richtiges liegt, und Betrachz 
tungen der Art mögen in fpäteren Zeiten die Motive mancher 
Verordnungen über diefe Materie gewefen feyn. Schwerlich 
aber find die Verbote aus der Beruͤckſichtigung folcher Zwecke 
hervorgegangen. Sie tragen vielmehr in der Art und Weiſe, 
wie fie in der älteften Zeit hervortreten, den Character felbftftäns 
diger, abfoluter und unbedingter Orundfäge an fich, und werden 
wie unverbrüchliche Naturgefege geltend gemacht, und nicht 
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als menſchliche Erfindungen °"). So wird denn wohl als 
eigentliche Quelle diefer Eheverbote kaum etwas anders anges 
nommen werden können, als ein natürliches, fittliched Ges 
fühl (ein Gefühl der Schaam), welches, ald unmittelbare Aeu⸗ 
ßerung der fittlichen Anlage im Menfchen, feiner weiteren Ers 
Härung fähig ift 2). Dies Gefühl nun muß als ein an fich 
unbeftimmtes gedacht werden, welches nach Zelt und Um⸗ 
ftänden fich verfchieden entwidelt'und erft durch Die allgemeine _ 
Denkart und Sitte ded Volks feine beſtimmte Grenze und einen 
feften Character erhält. Daraus erklären fich auch die Vers 
änderungen, ‚welche in den Verboten der Ehen unter nahen 
Verwandten Statt gefunden haben. Wenn irgendwo im 
Rechte anzunehmen ift, daß die Gefee nicht die Lebensver⸗ 
hältniffe geftalten, fondern umgelehrt aus den Lebensverhaͤlt⸗ 

niffen hervorgehen, fo ift dies eben in Beziehung auf die Ehes 
verbote 52). Weber die Ehen zwifchen Afcendenten und Defs 
cendenten haben die Anfichten gar nicht gewechfelt oder auch 
nur gefchwanft. Alle vorkommende Veränderungen betreffen 
‚ allein die Ehen unter Seitenverwandten. In Beziehung hierauf 
Fam die Kirche ſchon im achten Jahrhundert dahin, ihre Eher 
verbote foweit auszudehnen, ald dad damalige weltliche Recht 





51) 3.2. in der Griechifchen 
Sagengeſchichte. Die Geſchichte 
des Oedipus iſt in dieſer Bezies 
hung beſonders lehrreich. 

52) Wenn einige z. B. Feu— 
erbach Lehrbuch des peinlichen 
Rechts $. 461. in den Ehen un⸗ 
ter nahen Verwandten eine Ber; 
letzung beftimmter natürlicher 
Pflichten finden wollen, weil die 
Maturgefühle der Ehrerbierung 
oder Verwandtenliebe mit der 


Geſchlechtsliebe nicht zu vereinis. 


Falck's 3andbuch IV. 


gen waͤren, ſo laͤßt ſich das fuͤglich 
beſtreiten und iſt z. B. von Rein⸗ 
hat d a. a. O. beſtritten worden. 

53) Unſtreitig iſt es daher 
eine falſche Anſicht, das im Mit⸗ 
telalter herrſchende Syſtem uͤber 
die Eheverbote als ein Werk paͤbſt⸗ 
licher Geſetzgebung zu betrachten. 
Das Richtige iſt vielmehr, daß die 
Kirche in dieſen Verhaͤltniſſen 
nur ſanctionirt hat, was die oͤf⸗ 
fentliche Meinung der Zeit for⸗ 
derte. 

22 


I 
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die Familienverbindung ald wirkſam anerkannte, d. h. bis zu 
dem nicht mit eingerechneten fiebenten Grad Ganonifcher Come 
putation 5*), Unter Innocenz III. befchränfte die Kirche das 
Verbot auf den vierten Grad der Berwandtfchaft und Schwäs 
gerfchaft °°). Zwar wurde bei näheren Graden der Vers 
mwandtichaft, die Eingehung von Ehen mittelft pabftlicher 
Dispenfationen, dergleichen auch nach unfern Herzogthämern 
bingefommen find *5), in einzelnen Fällen erlaubt. Allein 
der Grundfaß felber iſt für die Fatholifche Kirche bis auf den 
heutigen Tag und für die dutherifche Kirche bis auf die Refors 
mation unverändert ftehen geblieben. Weil indeß Dispens 
fationen im vierten Grad der Geitenlinie von den Päbften 
‚ ohne alles Bedenken ertheilt wurden °7), nahmen die Prote⸗ 
ftanten bei ihrer Zrennung von der Fatholifchen Kirche den 


Grundſatz an, daß die Ehen unter Perfonen, die im vierten 


54) Capitul. Lib. V. cap. 310. 
Eihhorn’s Kirchenreht I. 
Br. ©. 386, 


Pi Cap. 8. X. de consan- 
guinitate et affinitate. Aus 
dem Jahre 1216. 

56) Zwei folder Dispenfa- 
tionen find in Meinen Samm⸗ 
lungen 1. Bd. S. 198. er- 
waͤhnt, naͤmlich Dispenjation 
Pabſt Alexander VI., daß Her: 
zog Friederich Fraͤulein Annen, 
Marggraͤfin zu Brandenburg, 
die ihm im dritten Grade ver- 
wandt, ehelihen möge, Nom 
1500, und Dispenfation Pabft 
Leo X., daß Herzog Friederich, 
Herzogs Bugeslaus zu Mecklen⸗ 
burg Tochter Sophie, die ihm 
im dritten Grade verwandt, zur 
Ehe nehmen möge, Rom 1518. 
Das Rubrum der legten. Urkunde 


ift in mehrfacher Beziehung un⸗ 
richtig, theild wird als Pabft, 
Alerander VI. genannt, während 
es der Jahrszahl nad) Leo X. feyn 
muß, theils der Herzog von Meck⸗ 
lenburg Magnus genannt. Ueber 
die Ehe felber vgl. Chriftia- 
ni's neuere Geſchichte I. Theil 
©. 292. Dispenjationen wur; 
den. übrigens nicht bloß vom 
Dabfte, fondern auch von pabft: 
lihen Legaten ertheilt. Don 
dem Kardinal:Legaten Naymund 
erhieleder Biſchof von Schleswig 
im Sjahre 1500 die Befugniß, 
Merfonen, die im dritten oder 
vierten Grade verwandt wären, 
Dispenfation zu erteilen. Bol. 
ee 8 rieuere Öefchichte 
1. Theil ©. 417. 

57) Eichhorn’ 8 Kirchen: 
recht II. Bd. ©. 21 u, ©. 392. 
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‘Grade der Seitenlinie mit einander ‚verwandt wären, ganz 
frei zu geben feyen, und diefen Grundfaß hat auch fchon unfere 
Kirchenordnung ausgefprochen 5%). Einer Dispenfation in 
den verbotenen Graden erwähnt die Kirchenordnung nicht, 
aber in einer nur zwei Jahre jüngeren Verordnung wird dem 
Landesherrn die Dispenfatioh vorbehalten 57). In der Folge - 
haben die Grundfäge über den Umfang der verbotenen Grade 
mehrfach gewechfelt °°), Im Anfange der Regierung Chris 
ftian IV. wurden die Ehen im dritten Grad der ungleichen Liz 
nie allgemein, jedoch gegen eine in das Amtsregieſter zu ers 
Legende Recognition frei gegeben, gegen das Ende derfelben 
Regierung aber das Verbot auf den vierten Grad der gleichen 
Linie ausgedehnt.  Friederich ILL ftellte wiederum die frühere. 
Megel her, indem er das Verbot von Neuem auf den dritten 
Grad der ungleichen Linie befchränfte‘"). Diefe Beftimmung ift 
eine geraume Zeit geltend geblieben. Im Jahre 1729 Fehrte 
man wiederum zu dem Grundfage der Kirchenordnung zuruͤck, 


— — — — — — — — — — — 


58) Kirchenordnung der Cron⸗ 
helmſchen Ausg. S. 33. „Hyr⸗ 
namals ym Eeſtande ys dat druͤtte 
Ledt an beiden ſyden vorbaden. 
Idt ſy denne, dat einer ym druͤd⸗ 
den, vnd de andere ym veerden 
Gelede ſy.“ Mit der Kirchen; 
, ordnung find zu verbinden die 
fleinen, mit derfelben oft zufam; 
mengebundenen Schriften; Zus 
ther von Ehefahen und Me: 
lanchthon de gradibus. Vgl. 
oben im I. Bde, ©. 443. 

59) ang Chriſtian IH. 
von 1544. C.C.H. I Bd. 
©. 380. 

60) Die Nachrichten Über die 
in der Folge erwähnten Verord— 
nungen finden fich vornämlic) in 


Sraffau Auszug aus den, 


Schleswig: Holfteinifhen Kir— 
chenordnungen und andern Cons 
flitutionen in dem Kapitel von ° 
Ehefahen, Altona 1731, 4 
und in Laß Anleitung zur 
Kenntniß der Schlesw. Holft: 
Kirchenverordnungen Zte Aus⸗ 
gabe, Flensburg 1768. 

61) Verordnung Chriſtian IV. 
vom 17ten Dct. 1603, Verord⸗ 
nung deſſelben Königs vom Zten 
San. 1646 und Verordnung 
Stiederih II, vom 12ten Der. 
1649. Ale bei Graffau a. 
a. O. S. 101 u. f. Laß a. a. 
O. S. 103. fuͤhrt noch eine Ver⸗ 
ordnung Friederich IL, vom I9ten 
Sjuni 1582 an, die indeß bloß 
für Dänemark erlaffen war. Es 
ift die, den danifhen Ausgaben 
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und erffärte die Ehen im dritten Grad der gleichen Linie der 
Berwandtfchaft und Schwägerfchaft für verboten 52). , Dies 
Princip ift mit einer Furzen Unterbrechung 6?) bis zum Fahre 
4800 das geltende geblieben. Wie fich die Grundfäge über 
die Zuläffigkeir der Ehen in secundo genere affınitatis gebils 
det haben, ift aus den öffentlich befannt gemachten Verfüs 
gungen nicht mit Vollftändigfeit zu erfehen. Außer Zweifel 
ift es jedoch, daß früherhin die Eheverbote auch in diefer Art 
der Schwägerfchaft viel umfaſſender gewefen find, als in ſpaͤ⸗ 
tern Zeiten. Zuleßt befchränften fie fich auf die Ehen unter 
foIchen Perfonen, die zwar nur in secundo genere affınitatis, 
aber doch in auffteigender Linie mit einander verwandt was 
ren °*). Wie es in der Prarid mit den Dispenfationen ges - 





des revidirten Juͤtſchen Lovs an= 
gehängte, Verordnung über die 
Buhlſchaften des Adels. 

62) Verordnung vom Sten 
Aug. 1729. C. C.H. 1.2», 
©. 394. 

63) Nachdem eine Verord⸗ 
nung vom 28ften Dec, 1770 die 
beftehenden Eheverbote etwas ges 
mildert hatte, wurde durch eine 
andere vom 15ten März 1771 
allen Blutsfreunden und ſchwie⸗ 
gerlichen Verwandten, deren vor⸗ 
habende Ehe in dem göttlichen 
Sefeße nicht ausdrücklich verbos 
ten war, einander ohne Dispen⸗ 
fation zu heirathen erlaubt. Die 
Verordnung vom 27ften Sept. 


1775 hob die beiden vorher ge: 


nannten, der Struenſeeiſchen 
Verwaltung angehörigen, Ber 
ordnungen auf, ımd ftellte die 
frühere Verfaſſung wieder her. 
Die angegebenen Veränderungen 


betreffen den jederzeit Königl. - 


Diftrict, Bon den etwanigen Ge⸗ 
feßgebungen in den andern Fans 
destheilen ift mir nichts Näheres 
befannt. Aub Graffau a. a. 
D. ©. 27. wußte darüber nichts 
anzugeben, Für den gemeinſchaft⸗ 
lihen Diftrict wird indeß wahr⸗ 
fheinlih eine Verfügung wegen 
Freigebung der Ehen im dritten 
Grade der Verwandtihaft und 
Schwägerfhaft ergangen. feyn. 
Verordnung vom 27ften Sept. 
1775 $. 3 in fine. 

64) In einem handfcriftlie 
hen Schreiben des Generals 
fuperintendenten Audemann 
von 1671 heißt ed: daß nah 
einer vorhandenen Königl. Con⸗ 
ftitution in secundo gradu affı- 
nitatis lineae inaequalis eine 
Dispenfation erforderlich fey. 
Daß diefe Aeußerung fi 
auf die eigentlihe Schwäs 
gerihaft beziehen folle, iſt 
nah den Anfichten damaliger. 
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halten wurde, darüber haben wir Feine genügende Auskunft. 
So lange freilich die Ueberzeugung noch die herrfchende war, 
daß die mofaifchen Eheverbote auch für Chriften die Eigen: 
fchaft eines göttlichen Rechtes hätten, bildete die darin ents 
baltene Regel die Grenze für die Zulaffigkeit jeder Dispen— 
fation 6°). Unverfennbar tritt jedoch in der zweiten Halfte 
des achtzehnten Jahrhunderts eine Tendenz hervor, über diefe 
Grenze hinauszugehen, und mehrere Erklärungen der Regies 
rung haben zum Zweck, Dispenfationsgefuche, die über jene 
Grenze hinausgehen möchten, ganz zu verhindern °%), bis 





Zeit völlig, unglaublich , und es 
ift wohl anzunehmen, daß bloß 
irriger Weife der Ausdruck „gra- 
dus aftinitatis’ flatt genus 
affınitas’” iſt gebraucht worden, 
- wie denn noh Laß a.a. 9, ©. 
106 diefe Ausdrücke verwech- 
felt hat, Durch zwei Reſcripte 
für Schleswig vom 26iten Det. 
und für Holftein von 27ften Der. 
1759, Laß a. a. O, Kod und 
Sjenfen Repertorium S. 79, 
wurde beftiumt, daß die Ehe 
in secundo genere affinitatis 
ohne Dispenjation vollzogen wer; 
den fönne, wenn dabei feine 
respectus parentelae in Betracht 
fomme. In der Verordnung 
vom 27ften Sept. 1775 ift das 
secundum genus affinitatis nicht 
mehr in der Seitenlinie, fondern 
lediglidy) in der aufs und abflei« 
genden Linie anerfannt. Als 
Deifpiele nennt die Verordnung 
$. I. 2, e. die Ehen- zwifchen 
dem Stick: oder Schwiegerfohne 


und des Stief: oder Schwieners 


vaters nachlebender zweiten Ehes 
frau, zwiichen der Stief; oder 
Schwiegertochter und dem nad): 


lebenden zweiten Manne der 
Stiefs oder Schwiegermutter. 
Die fucceffive Defchranfung dies 
fer Eheverbote, wie fie 1671 bes 
ftanden, ‚in den Sjahren 1759 
und 1775 fallt in die Augen, 


65) Bol. oben im I. Bde. $. 
38. Die angeführte Verordnung 
Chriftian IV. vom 17ten Det. 
1603, und die Verordnung vom 
Sten Aug. 1729 fprechen- das 


Princip mit aller Entſchieden⸗ 


heit aus, | 
00) Dahin gehören die In⸗ 


timarlonen vom 11ten und 19ten 
‚Sebr.1765,daß zu der&he mitdes 
Mutterbruders Wittwe und mit 
des Vaterbruders Wirtwe feine 
Diepenfatiom erteilt - werden 
folle; Schlesw. Holft. Anzeigen 
deffelben Jahrs S. 145; Nefo: 
lution vom Aten Aug. 1788, daß 
in die Ehe mit der Mutter Voll« 
oder Halbörnders Wittwe nies 
mals gewilligt werde. Abhandl. 
aus den Anztigen IV. Bd. S. 
210. Ein Kanzeleifhreiben vom 
25ften Mär; 1797, wodurd 
eine Königl. Reſolution von 1791 
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zulegt die Regierung auch jenes Princip aufzugeben fich bes 
wogen fand. 


I. 54 


b) Seltende Beflimmungen in Betreff der Ehe; 
verbote wegen VBerwandtfhaft und Schwäger» 
ſchaft. 


Die jetzt geltende Verordnung vom Aten Juli 1800, be⸗ 
treffend die wegen Verwandtſchaft und Schwaͤgerſchaft ver⸗ 
botenen Ehen, unterſcheidet, wie die frühere vom 27ſten 
Sept. 1775 zwifchen Indifpenfablen und difpenfablen Fällen, hat 
‚aber die Eheverbote in beiden Claffen bedeutend eingefchränft. 
Darnach find nun die Ehe zwifchen Eltern und Kindern, 
Stiefeltern und Stieffindern, Schwiegereltern und Schwies 
gerkindern ohne Unterfchied des Grades, fo wie die Ehe zwis 
ſchen Bruder und Schwefter von voller oder halber Geburt, 
ichlechterdings unzuläffig 67). In der auf: und abfteigenden 
Linie der Verwandtſchaft und Schwägerfchaft erftrect fich das 
unbedingte Verbot demnach in's Unendliche. In der Seiten: 
linie dagegen nur auf den zweiten Grad Canonifcher Compus 
tation. — Zwar verboten, aber doch fo, daß eine Dispens 
fation als zuläffig angefehen wird, find folgende Fälle Se); 


I 


befannt gemacht wird, eröffnet 


zuerft die Ausſicht auf eine Dies 


penfation zur Ehe mit des Brus 
ders Wittwe und in andern fruͤ⸗ 
her ſchlechterdings verbotenen 
Verwandtſchaftsgraden. Ab⸗ 


handlung aus den Anzeigen IV. 


Bd. S. 247 und dazu die Der 
merkungen in der Vorrede S. IX. 

67) Verordnung vom Aten 
Juli 1800 9. 1. 


68) Die eben angefuͤhrte, ſo⸗ 
wie die ältere Verordnung bes 
zeichnet diefe Elaffe der verbote; 
nen Ehen nur von Seiten der 
Mannsperfon, Um den Fall 
vollftändig auszudrücken, find 
im Terte in einer zweiten Co: 
lumne die Bezeichnungen hinzus 
gefügt, wie fie auf die Frauens⸗ 
perfonen paffen, 


Bweiter Abfchnitt. Das Eherecht. 


4) Die Ehe mit der Vater: 
oder Mutterfchwefter und fo 
weiter hinauf, 

2) Mir des WVolls oder 
Halbbruders Wittwe. 


3) Mit des Vaters oder 
Mutterbruders Wittwe und 
ſo weiter hinauf. 


4) Mit des verſtorbenen 
Frauen Vater oder Mutter: 
fchwefter und fo weiter hinauf. 


# 
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1) Mit dem Bruders oder 
Schwefter s Sohn und fo weis 
ter hinunter, 

2) Mit des verftorbenen 
Mannes Volls oder Halbs 
bruder. 

3) Mit des verftorbenen 
Mannes Bruders oder Schwe⸗ 
fter s Sohn und fo weiter bins 


. unter, 


4) Mit dem Manne des 
verftorbenen Bruders oder 
Schwefters Tochter und fo 


weiter hinunter. 


Dabei ift noch daran zu erinnern, daß die Schwägerfchaft 
nicht, wie nach dem Canonifchen Recht, eine durch Beifchlaf 
vollzogene Ehe vorausſetzt, fondern daß die Vollziehung der 
Ehe durch priefterliche Trauung bereits die Schmägerfchaft 
begründet, und daß der Ausdrud „Wittwe“ im zweiten und 
dritten Falle auch auf die gefchiedene Frau zu beziehen ift, da 
es .unftreitig gleichgültig feyn muß, ob die vorangegangene 
Ehe durch Scheidung oder Tod ift getrennt worden. Als eine 
gefchiedene Frau ift übrigens auch diejenige anzufehen ,; deren 
frühere Ehe.für nichtig erflärt worden ift. Die Eheverbote 
in der Seitenlinie, welche unter No. 1, 3 und 4. aufgeführt 
find, Iaffen fich unter einer gemeinfchaftlichen Bezeichnung fo 
zufammenfaflen, daß man fagt: die Ehe ift mit allen Tanten, 
leiblichen und: angeheiratheten, verboten. Die angeführten 
geſetzlichen Vorfchriften treffen durchaus mit den mofaifchen 
Eheverboten 9?) zufanımen, und in der Beſtimmung des 
mofaifchen Rechts, daß ein Mann zwar nach einander zwei 





69) Drittes Buch Mofes Kap. 18. Vers 7 u f. 


” s * 
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Schweſtern, eine Frau aber nicht zwei Brüder heirathen koͤnne, 
wird auch wohl der Grund liegen, daß die Ehe mit der Frauens 
fchwefter, oder mit der verfiorbenen Schwefter Mann nicht 
verboten ift, während die Verordnung noch des verftorbenen 
Mannes Bruder zu heirathen verbieter 79). Es ließe fich in= 
deß doch auch denken, daß andere Gründe dazu geführt haben, 
beide anfcheinend gleiche Falle, auf verfchiedene Weife zu bes 
handeln 7”). Bei dem Verbot der Ehen zwifchen Neffen 
und Tanten, das Verhältniß mag ein verwandtfchaftliches 
oder ein fchwägerfchaftliches ſeyn, Tiegt die Erwägung nahe, 
daß, der Regel nach, das Familienverhältniß der beiden Pers 
fonen, wie ed vor der Ehe war, demjenigen Verhältniß wis 
derftreitet, wie es in der Ehe feyn fol, während durch Ehen 
zwifchen Oheimen und Nichten eine folche Umfehrung des Fa⸗ 
miliens Berhäftniffes nicht herbeigeführt wird. — Bei dem 
‚Stillfchweigen ſowohl der älteren als der neueren Gefeße über 
die Wirkungen der bürgerlichen Verwandtfchaft muß man ans 
nehmen, daß das Verhältniß, welches durch Adoption ents 
fieht, niemals und in feinem Fall als ein Ehehinderniß in 
Betracht kommen kann. Wie dies die Anficht Luthers und 





70) Im dritten Buch Mofes 
Kap. 18. Bere 16, ift die Ehe 
mit des Bruders Weib allgemein 
verboten, in Vers 18. aber le⸗ 
digfidy unterfagt, des Weibes 
Schweſter zu nehmen, während 


die Frau noch lebt, d. h. ohne, 


Zweifel die gleichzeitige Ehe mit 
zweien Schweſtern ift verboten, 
obgleich ältere Eregeten auch das 
Verbot auf einenachfolgende Ehe 
bezogen. Die entgegengefeßte 
Auslegung ift aber jpäterhin all 
gemein angenommen worden, 
Vol. Schlegel über verbotene 


Grade 5,98 u.f. Diefe neuere » 
Auslegung hat ohne Zweifel auf 
die Abfaffung der Derordnung 
Einfluß gehabt. 


71) Schlegel a. a. O. 


made darauf aufmerffam, daf 


vornaͤmlich bei Landleuten der 
Fall weit häufiger eintrete, daß 
der ältefte verheirathete Bruder, 
als Erbe des Hofes, feine uns 
verheiratheten Brüdern bei ſich 


im Haufe habe, als daß die ver⸗ 


heicathete Frau ihre unverheira⸗ 


iheten Schweftern zu fich nehme, 
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gewiß auch anderer proteſtantiſchen Theologen geweſen und 
urſpruͤnglicher Grundſatz der aͤlteren proteſtantiſchen Kirche 
geworden iſt, ſo duͤrfte ſich auch in unſeren Landesgeſetzen 
Feine Spur finden, daß man die Ehen zwiſchen einem Adop⸗ 
tiofinde und einem Teibliehen Kinde und felbft mit den Adops 
tiveltern als unzuläfft ig angefehen habe 72), E86 bedarf übris 
gend faum der Bemerfung, daß in allen difpenfablen Fällen 
die Ehen als wirklich verboten anzufehen find. Die Verords 
nung fagt ausdrüdlich, daß ohne Dispenfation die Trauung 
der namhaft gemachten Perfonen ungültig fey, und der Pres 
diger, der diefelbe vorgenommen haben möchte, fich der 
Suspenfion und der fifcatlifchen Rüge ausfeße 73). Die Erz 
theilung einer Dispenfation ift bloß für möglich erflärt, nicht 
zugefagt, vielmehr hängt die Bewilligung oder Verfagung 
derfelben von der befonderen Befchaffenheit der Umftände ab, 


-. and bleibt Tediglich dem höheren Ermeffen vorbehalten, 


$. 55. 
2-7 Die übrigen relativen Ebchinbsenitte. 
2) Der Ehebruch ift nach unfern Landeögefeßen in 
einem größeren Umfange ald nach dem fpäteren Canoniſchen 
Recht 7*) ein Hinderniß der Ehe, indem die Ehe zwifchen 
dem Ehebrecher und der Ehebrecherin unbedingt und ohne alle 





73) Verordnung vom Aten 
Suli 1800 $.2. 
74) Cap. 61.7. X.de eo, qui 


72) Schlegel führt in feis 
ner fhon genannten Schrift S. 
445. aus Luther' s Buche vom 


ehelichen Leben über die bürger; 
lihe Verwandtſchaft folgende 
Worte an: „Halte es, ob es 
dich gelüfte, es iſt weder deine 
Mutter nod) deine Schweiter für 
Gott, da du fremdes Blut 
bift,” 


duxit in matrimonium , quam 
polluit per adulterium, wornach 
der Ehebrucd nur in Verbindung 
mit einem während des Lebens 
des andern Ehegatten gegebenen 
Eheverfprechen oder mitLebens⸗ 
nachftellungen gegen den andern 
Ehegatten ein Ehehinderniß if. 
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Einfchränfung unterfagt ift 7°). Unter Ehebrecher und Ehes 

brecherin fönnen aber nur diejenigen verftanden werden, wels 
ehe durch ein gerichtliches Erfenntniß, erfolge dies num in einem 
Scheidungsproceß oder in einem Strafverfahren, des Ehes 
bruchs fchuldig erachtet worden find 7°), 3) Religionde 
verfchiedenheit. In Anfehung der chriftlichen Religions⸗ 
partheien kommt diefes Hinderniß, in Gemäßheit befonderer 
Landesgeſetze, Iediglich in Betracht bei den gemifchten Ehen . 
der Lutheraner. Diefe dürfen fich namlich weder mit Mens 
noniften, außer denen in Altona und Friederichftadt 77), noch 
mit Katholiken 7°), noch endlich mit Perfonen von der gries 
chifchen Religion 7°), ohne Königliche Dispenfation verehe⸗ 
lichen. Die Unzulaffigkeit der Ehen: mit Juden und andern 
Nichtchriften beruht auf den Verboten des gemeinen Rechts 8°), 
4) Die Bormundfchaft. Die fchon im Römifchen Rechte 


enthaltene Beftimmung, wornach die Ehe eines Vormundes, 


75) Verordnung vom 23ſten 


Aug. 1737 und die Ertenfion 
vom Iten Juni 1782. Dadurch 
find bei uns die Grundfäße des 
älteren Sanonifchen Rechtes wies 
der hergeftelle. Vergl. Eich— 
horn's Kirhenreht IL Bd. 


.d ‘ 


76) Die angeführte Verord- 
nung jpricht von einer vorherges 
gangenen gehörigen Ueberfüh: 
rung. 


Mandatum generale vom 


5ten April’ 1751. Kanzeleifchreis 
ben, Altona betreffend, vom 21, 
Aug. 1810 und Reſcript vom 
48ten Sept. 1824, Syſtem. 
Sammlung II. Bd, S. 83 u. f. 
Das Verbot trifft alfo bloß die 
wenigen einzelnen Mennoniften, 


die in Eiderftedt oder fonft im 
Lande leben. 
78) Reſcript für Schleswig 
vom 15. Dct. 1753 und für Hol⸗ 
ftein vom 10. San. 1757 mit der 
Ertenfion vom 6ten Dec, 1781. 
Nach einem Refcript vom 3. Aug. 
1759 bedürfen indeß (geworbene) 
Soldaten von der römifih-Ffarho: 
lichen Religion zur Ehe mit einer 
Lutheranerin feiner Dispenfa- 
tion. In einem folchen Fall foll 
jedoch die Braut zum Prediger 
gefandt und ihres vorhabenden 
Schrittes wegen verwarnt wer: 
den. 

79) SKanzeleifhreiben vom _ 
Aſten Sept. 1806. 

80) Causa 28, Qu. 1. Vol, 
Eihhorn Kirchenrecht II. Bd. 
©. 379. . 


Zweiter Abfhnitt. Das Eheredht. 347. 


fo lange der Bormund nichtRechnung abgelegt, und förmliche 
Quittung wegen feiner Gefchäftsführung erhalten hat, mit 
feiner Mündel verboten feyn foll 8”), ift in unfern VBormäns 
der: Verordnungen wiederholt 22), 5) Die Schwangers | 
ſchaft der Braut ift infofern ein Chehinderniß, als die 
Braut von einem andern, als den fie ehelichen will, fich fchwans 
ger befindet. Es fol nämlich in folchem Fall erft die Nieders 
funft der Braut abgewartet werden muß *?). 6) Die Enız 
führung, welche von Vielen ald ein Ehehinderniß aufges 
führt wird, kann fchon nach gemeinem Rechte nicht dahin 
gezählt werden. Inſofern nämlich die Entführung feinen Eins 
griff in die elterliche und vormunpfchaftliche Gewalt enthält, 
fommt es lediglich darauf an, ob die Frauensperfon nachher 
frei in die Ehe willigt oder nicht ®*), und die Folge der Ent: 
führung befteht alfo bloß in einem Fehler der Einwilligung. 
In dem andern Falle aber fallt die Entführung mit dem Mans 
gel des väterlichen und vormundfchaftlichen Eonfenfes zufams 
men. Unſere Gefeßgebung äußert fich über die Wirkung der 
Entführung in Beziehung auf die Ehe gar nicht 8°), 7) Uns 
gleichheit des Standes und des Alters find abges 
fehen von der allerälteften Zeit, in welcher Ehen unter Pers 





81) L. 59 und die folgenden 
Stellen D. de ritu nuptiar. 
Gluͤck's Commentar 24ſter Bd, 
©, 54. ’ 

82) Schleswigfhe Vormuͤn⸗ 
der: Berordnung vom 19ten März 
1742 $. 18 und gleidylautend in 
den übrigen. 

83) Refeript vom 14ten Nov. 
4772. Aufden ehemals gemeins 
ichaftlihen und Großfürftlichen 
Antheil.von Holjtein fcheint diefe 
Verfügung nicht ausgedehnt zu 
ſeyn. | 


84) Cap. 7. X, de raptori- 
bus. 

85) Die Verordnung vom 
22ften Dec, 1786 $. 1, betr. 
die erforderliche Einwilligung der 
Eltern und VBormündern zu den 
Ehen der Kinder und Pflegbes 
fohlenen, erinnert lediglih an 
die Sriminalftrafe der Entfüh: 
rung, und beftätigt dadurch die 
im Terte ausgedrückte Anficht, 
daß die Entführung in Beziehung 
auf die Ehe feine eigenthuͤmliche 
Wirkung habe. 
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fonen verfchiedenen Standes bei Strafe verboten gewefen feyn 
follen 8°), fpäterhin Feine eigentliche Ehehinderniffe gewefen, 
und find ed gegenwärtig auf Feine Weiſe. Indeß ift es den 
Geiftlichen früherhin zur Pflicht gemacht gewefen, Perfonen 
ungleichen Standes und Alters fo viel möglich von Eingehung 
der beabfichrigten. Che abzurathen 97), Auch noch gegens 
wärtig wird eine bedeutende Alteröverfchiedenheit und naments 
Lich ein bedeutend höheres Alter des weiblichen Theils zu den 
Gründen gehören, welche die et ‚eine N 
tionsgeſuchs verhindern 8°). 


$. 56. 


Die vehtlihen Wirkungen der Eheverbote und 
deren Defeitigung. 


In Beziehung auf die Ehehinderniffe find noch einige alls 
gemeine Puncte zu erörtern. I. Die allgemeine Wire 
fung aller Ehehinderniffe befteht natürlich darin, daß fo Tange 
diefe noch ‚nicht gehoben find, Feine Ehe eingegangen werden 
darf, und daß, wenn die Ehe deffenungeachtet eingegangen 
ſeyn follte, diefe Webertretung der Gefeße nicht ohne rechtliche 
Folgen bleiben kann. Tritt keine andere Folge ein, als die, 
daß Eheleute, die fich unter folchen Umftänden geheirathet 
haben, oder die trauenden Geiftlichen oder auch beide Theile 





- 86) Bon den Sachſen wird 
dies ausdrücklic bezeugt, Ada- 
mi Bremensis historia eccle- 
siastica Lib. I. Cap. 5. 

87) General : Kirchenvifitas 
tions⸗Decret vom 5. Mai 1695 
$. 14, angeführt in Johanns 

fen’s Kirchenrecht IL Bd. ©, 
2 


08. 
88) Dies wird der Grund 


feyn, weshalb nach der Circus 
larverfügung vom 16ten San, 
41816 den Berichten über Ges 
fuhe um Matrimonialdispenfas 
tionen ein Predigeratceft über das 
Alter derjenigen Perfonen, wels 
che fi zu ehelihen wuͤnſchen, 
beigefügt werden folle. Vgl. 
O ſerſted's Handbuch des däni= 
ſchen Rechts IV. Bd. ©. 130. 


nz 
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beftraft werden follen '®?), ohne daß die Ehe als nichtig an⸗ 
gefehen wird, fo heißen die Ehehinderniffe, auffchiebende 
(impedimenta matrimonii impedientia tantum). Hat ‘die 
‚ Nichtbeachtung eines Ehehinderniffes die Nichtigkeit der Ehe 
zur Folge, fo heißt das Ehehinderniß ein trennendes oder 
vernichtendes (impedimentum dirimens) , wobei zu be= 
merken ift, daß nach dem Kanonifchen Rechte, welches in-die= 
fer Beziehung unverändert. geltend geblieben ift, jede förmlich 
eingegangene Ehe nicht in der Art nichtig ift, daß die in einer 
foichen Ehe Iebenden Ehegatten die Verbindung eigenmächtig 
aufheben können. Es muß auf Annullation der Ehe geflagt 
und die Ehe von dem Richter für nichtig erflärt werden. Nach 
Roͤmiſchem Rechte waren in der Regel alle Ehehinderniffe ver= 
nichtender Natur ꝰ0), nur das in dem noch nicht abgelaufes 
nen Trauerjahr liegende Ehehinderniß war ein auffchiebens 
des 9°). Durch dad Canonifche Recht ift mehreren Ehehins 





89) Die Strafen, welche ein: 
treten fönnen, find in den vers 
fchiedenen Fällen Sehr verfchieden, 
z. B. für die Prediger Brüchen 
von 20 oder 50 Rthlr., Verord⸗ 
nung vom 28jten Nov. 1800 
8.19. Dei Nihtbeahtung der 
Vorſchriften über den Einſchuß 
in die Witewencaffe eine an die 
Moftpenfionscaffe zu erlegende 
Geldbuße von 100 Rthlr., Ver: 
ordnung vom Aten Aug. 1788 
$.1. Sufpenfion vom Amte und 
demnächftige Strafe auf fiscalts 
fche Ruͤge, Verordnung vom 4, 
Juli 1800 $. 2, auch wohl Abs 
feßung vom Amte nach der Vers 
ordnung vom 23ſten Aug. 1737. 
Die Strafen für die Copulanden 
find nad) Verſchiedenheit der Fälle 
Verluft des Notherbenrechts in 
Deziehung auf den elterlichen 


Nachlaß, Verorönung vom 22. 
Dec. 1786 $. 41. Arbitraire 
Drühen von 5 bis 50 Rthlr., 


Verordnung vom 2dften Nov. 


1800 $.20 und in Einem Fall, 
nämlih nad der Verordnung 
vom 2dften Aug. 1737, Landes; 
verweifung, an deren Stelle jet, 
nach Abfchaffung diefer Strafe, 
eine Freiheirsberaubung treten 
muß. Daß durh Nichtbeach— 
tung der Ehehinderniffe auch) 
wahre Verbrechen, wie Bigamie 
und Dlutfchande begangen und 
die geſetzlichen Strafen dieſer 
Verbrechen verwirft werden koͤn⸗ 
nen, verfteht fih von felbft. 
90) Bol. indeg Muͤhlen⸗ 
bruch's Pandecten IH. Bd. 
506 


'9) Goͤfchen's Vorleſung 
über das Civilrecht II. Bd. $. 


' nn. 
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derniſſen ihre vernichtende Wirkung entzogen, und dies iſt in 
einem noch groͤßeren Maaße durch unſere Landesgeſetzgebung 
geſchehen, ſo daß gegenwaͤrtig es nur ſehr wenige Ehehinder⸗ 
niſſe ſind, welche eine Nichtigkeit der Ehe bewirken. Nimmt 
man dabei den Ausdruck: Ehehinderniß in dem oben angege⸗ 
benen engern Umfange, fo giebt ed gegenwärtig nur ein eins 
ziges allgemeines vernichtendes Ehehinderniß in unferm Rechte, 
nämlich die Verwandtfchaft und Schwagerfchaft in einem vers 
botenen Grade ??), Ein vernichtendes Ehehinderniß, wels 
ches gegenwärtig jedoch nur in einem fehr beſchraͤnkten Um⸗ 
fange Anwendung findet, Tiegt in der Religionöverfchiedens 
heit, infofern der eine Theil zu den Mennoniften gehört, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß eine folche Ehe verboten und ohne vorher ers 
langte Dispenfation eingegangen wird 22). Die Eintheilung 
der vernichtenden Ehehinderniffe in öffentliche und private, je 





678 und $. 713. Ohne Zwei: 
fel wird man nah Roͤmiſchem 
Rechte das Verlöbniß mit einer 
andern Perfon nicht, ald ein eis 
gentlihes Ehehindernig anfehen 
£önnen, Sonſt würde es aller: 
dings in die Claſſe der aufſchie⸗ 
benden Ehehinderniffe gehören. 

92) Die DBerordnung vom 
Aten Juli 1800 hat namentlich) 


im $.2. auch die Trauung folz 


her Perfonen, welche in diepen- 
fablen Graden mit einander ver- 
wandt oder verfchwägert find, 
für ungültig erklärt. Außerdem 
find freilih auch alle außer der 
ordentlihen Parodie heimlich 
erfchlihenen Copulationen nad) 
den Verordnungen vom Sten 
Dec. 1766, 6ten Nov. 1786 
und 28ften Nov. 1800 $. 20. 
null und nichtig. Desgleichen 


kaun eine Ehe wegen Zwangs, 
Betrugs und Jrrthums nichtig 
feyn. Die Gründe der Nichtig⸗ 
£eit in den beiden leßteren Fallen 
fann man indeß fprachgemäß 
nicht’ den Ehehinderniſſen beis 
zählen, &ie gehören zu den 
Sehlern der Einwilligung oder zu 
den Mängeln der‘ gefeßlichen 
Form, welche bei der Eingehung 
einer Ehe beobachtet werden foll. 
Ueber einige Abweichungen des 
dänifchen Nechtes in diefer Be—⸗ 
ziehung vgl, Derfied’s Hands 
buch I. Bd. ©, 144, 

93) Das Mandatum generale 
vom 5ten April 1751 hat aus: 
drücklich die poena nullitatis an: 
gedroht, welche Beflimmung- 
fih offenbar nicht auf die Chen 
mit andern fremden Neligiong; 
verwandte ausdehnen läßt. 
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nachdem die Obrigkeit von Amtswegen einſchreiten muß, um 
die Aufhebung der Ehe zu bewirken, oder eine Klage des ver⸗ 
leßten Theils abgewartet werden muß, fallt hiertiach bei und vom 
ſelbſt hinweg. Das obenerwähnte einzige allgemein vernichtende 
Ehehinderniß ift von der Art, daß ed das Einfchreiten der 
Obrigkeit von Umtöwegenerheifcht. IL Die Befeltigung 
der Ehehinderniffe Fann auf verfchiedene Weife bewirkt 
werden. 4) Juſofern Ehehinderniffe mit dem Ablauf einer 
beftimmten Friſt von felbft aufhören , braucht diefer Zeitpunct 
bloß abgewartet zu werden. 2) Im gndern Fallen haben die 
Betheiligten felbft etwas vorzunehmen, um die Entfernung 
des Ehehinderniffes zu bewirken, und es hangt mithin von 
ihnen felbft ab, was zur Befeitigung des Ehehindernijjes. ers 
forderlich ift, wenn nicht etwa die factifchen Umftände den 
Beifonimenden die Erfüllung ihrer Obliegenheit unmöglich 
machen. 3) Wenn andere Perfonen ald die Verlobten ihre 
Einwilligung ertheilen follen, und diefelbe verweigern, fo wird 
allemal’auf dem Wege der Befchwerde eine Entfcheidung darz. 
über herbeigeführt werden Fönnen, ob die Weigerungsgründe 
für genügend zu halten find oder nicht, Werden die Weiges 
rungsgründe für ungenügend erflärt und der verweigerte Cons 
fens fupplirt‘, fo ift eben dadurch das zur Frage ftehende Hinz 
derniß gehoben. Das in folchen Fallen zu beobachtende Vers 
fahren ift nur in Anſehung des von den Eltern und Bormüns 
dern verweigerten Conſenſes näher befiimmt ?*+). Es haben 
fich namlich die Kinder und Mundel ?°) an das competente 
Confiftorium zu wenden, welches von den Eltern oder Vorz 





94) Verordnung vom 22ſten 
Dec, 1786. ' 


95) Diejenigen, mit welchen 
fih die Kinder und Pflegbefohles 
nen in DVerlöbniffe eingelaffen 
haben, fönnen überall auf Sup⸗ 
plirung des elterlichen Conſenſes 


nicht Flagen, aber allerdings die 
Sache dadurch zur Entfcheidung 
bringen, daß fie aus dem Ehe— 
verlöbniffe eine Klage anftellen, 
und den Eltern und VBormündern 
dadurch Gelegenheit geben, ihre 
MWeigerungsgründe vorzubrin— 
gen, 
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dern eine Erklärung über ihre Weigerungsgründe einzieht, die 
Erheblichkeit derfelben unterfucht, und bei erfundener Uners 
beblichkeit, wenn durch gürliche Vorftellungen nichts auszus 
richten iſt, die Einwilligung durch ein Decret fupplirt. 9°). 
Ein genuͤgender Weigerungsgrund von Seiten der Eltern Liegt 
- fchon darin, wenn achtzehnjahrige Töchter und muͤndige Söhne, 
die noch in der Eltern Haufeund Brod find, fich anmaaßlich vers 
loben, ohne die Eltern vorher um ihren Conſens anzufprechen, 
oder ihnen wenigfiend ausdrüdlich vorzubehalten, und dann 
fofort nachzufuchen ?”7). In allen andern Fällen müffen die 
Eltern, und die Vormünder auch in dem vorher erwähnten 
Fall, wenn fie die Supplirung des Confenfes verhindern wols 
len, andere Weigerungsgründe dem Gerichte nachweifen. 
Welche Gründe für :zureichend zu halten find, um die Vers 
weigerung des Conſenſes zu rechtfertigen, ift dem richterlichen 
- Ermeffen überlaffen, indem dad Gefe bloß den allgemieinen 
- Grundfaß.aufgeftellt hat, daß weder Eitern noch Vormünder 
„dienliche und annehmliche Heirathen” der Kinder und Muͤn⸗ 
del zu verhindern berechtigt find 3). In zweifelhaften Fällen 
wird’übrigens die Prafumtion gelten müffen, daß die Weiges 
rungsgruͤnde der Eltern oder Vormuͤnder für trifftig zu halten 
find? 9). Diefe Verhandlungen über die Erheblichkeit der Weiges 
tungögründe, auf welche fich Eltern und Bormünder berufen, fole 
Ien ineinem fummarifchen Unterfuchungsverfahren geführt und _ 





96) Angeführte Verordnung 
6.2 u.6. | 

97) Dafelbft $. 3. Daffelbe 
muß natürlidy gelten, wenn die 
Kinder nah Eingehung eines 
ſolchen Verlöbniffes daſſelbe wie: 
derum aufheben, und bei Erneue: 
tung ded aufgehobenen Verlöb; 
niffes die Eltern um ihren Conſens 
anſprechen, oder deren Einwilli: 
gung ausdrücklich vorbehalten. 


98) Angeführte Verordn. $.2. 


99) Schon der Umftand, dag 
die Eltern und Vormünder die 
Holle der Beklagten haben, führe 
zu dieſem Refultat, und außerdem 
ift die zu präfumitende Gefine 
nung der Eltern und Vormuͤn⸗ 
der rückfichtlic des Wohls ihrer 
Kinder und Pflegebefohlenen 
nicht außer Acht zu laffen. 
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ed foll Fein eigentlicher Rechtögang darüber geftattet werden" 00). 
Ob übrigens die deöfallfige Unterfuchung allemal von dem 
Eonfiftorium zu führen fey, oder ob auch die Kirchenvifitatoren 
in diefen Sachen competent find, wird wohl fo ausgemacht 
nicht ſeyn *2). Etwas anders geftaltet fich das Verfahren, 
wenn gegen das Kind oder den Pflegebefohlenen aus dem 
Eheverlöbniß geklagt wird, und die Erörterung der Weiges 
rungsgründe bei Gelegenheit dieſes Proceſſes vorkommt. 
Hier können nun Eltern und Vormünder interveniendo ihre 
Weigerungdgründe geltend machen, und unftreitig ift bier 
das Verfahren ein förmliches und procefjualifches. In Ber 
treff der Weigerungsgründe gelten hier ganz diefelben Grunds 
ſaͤtze, nur daß, infofern unmündige Kinder und Pflegbefohlene 
das eingegangene Eheverfprechen nicht halten wollen, die EI- 
tern und die Vormünder feine andere Meigerungsgründe an⸗ 
zugeben brauchen, als daß ihre Einwilligung nicht gefucht 
worden Ift ?). 4) Das Ehehinderniß, welches in einem dl 


100) Die Verordnung vom 
22ften Dec. 1786 fagt im $. 2, 
daß das gehörige Ober; ober Une 
terconfiftorium die Weigerungss 
gründe zu unterfuchen habe. 
Der hier gebrauchte Ausdrud: 
unterfudhen wird wenigſtens 
von den Oberconfiftorien fo ver; 
ftanden. Schlesw. Holft. Anz. 
von 1837 ©. 136 und von 1839 
©. 218. Die Untereonfiftorien 
ſcheinen übrigens geneigt, ein 
gewoͤhnliches proceſſualiſches Ver⸗ 
fahren eintreten zu laſſen, und 
ob das einzige Wort: unter— 
ſuchen, hinreichend ſey, die 
von den Oberconſiſtorien gefaßte 
Anſicht zu rechtfertigen, iſt doch 
in der That ſehr zweifelhaft. 

Falck's Zandbuch IV 


1) Die Verordnung ſelber er⸗ 
waͤhnt der Kirchenviſitatoren gar 
nicht, und das Holſteiniſche Ober⸗ 
conſiſtorium hat in einem vorge⸗ 
kommenen Fall (Schlesw. Holft, 
Anz. von 1839 ©. 218.) eine- 
folhe Sache keinesweges den 
Kirchen : Vifitatoren zugewieſen. 
Leßteres ift vom Schlesw. Ober: 
confiftorium gefhehen. Schlesw. 
Holſt. Anz. für 1837 ©. 136. 

2) Angeführte Verordn. $.3 
u.6. Es iſt naͤmlich ein ſelbſt von 
muͤndigen Kindern, die noch im 
Haufe und Brod der Eltern find, 
ohne Vorwiſſen und Einwilligung 
derfelben eingegangenes Ber: 
loͤbniß zwar keinesweges nichtig, 
aber für die Kinder dody nur 


23 
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teren Verloͤbniß mit einer andern Perfon liegt, kann befeitigt 
werden durch vertragsmaßige Aufhebung des Verlöbniffes, 
durch Präclufion bei dem Aufgebot, durch Klage auf Wieder: 
aufhebung des Verlöbniffes und durch erfolglofe Erfchöpfung 
der Erecutionsmittel, welche zuläffiger Weife angewandt wer: 
den Fönnen, um die Vollziehung einer Ehe zu bewirken. 
5) Ein fehr allgemeines Mittel, um die Ehehinderniffe aus 
dem MWege zu raumen, iſt eine Tandesherrliche Dispenfation. 
Nach allgemeinen Rechtögrundfägen ift die Dispenfation je= 
doch in allen Fällen ausgefchloffen, wo das Ehehindernf 
durch das Privatrecht eines. Dritten begründet wird, wie 
3. B. mit Rüdficht auf den Conſens der Eltern, auf ein 
älteres Verlöbniß und auf den in die Wittwencaffe zu 
leiſtenden Einfchuß. Daß in allen andern Fällen die Ian: 
deöherrliche Dispenfation zulaffig fey, kann im Allgemeis 
nen feinen Zweifel Teiden. Die Dispenfationsbefugniß des 
Regenten findet indeß ihre Grenze in folchen fittlichen Grund: 
fätzen derem abfolute und unverbrüchliche Gültigkeit in einem 
chriftlichen Wolfe nicht bezweifelt werden Fann ?) und fommt 
in der Wirklichkeit nur in Beziehung auf diejenigen Ehehinder⸗ 





Eben fo wenig wird eine Dis: 


wirkſam, , infofern fie felbft wol 
penfafton zur Eingehung einer 


len. Daffelbe gilt von den Ches 


‚beredungen: der Pupillen. Die 
Quelle der hier erwähnten Ber 
ftimmung ift das Reſcript vom 
46ten Mai 1664 (0. C.H. I, 
Bd. ©. 388), daß Eltern, deren 
Kinder von den eigenmächtig ges 
troffenen Verloͤbniſſen abftehen, 
Urfahen ihrer Verweigerung 
nicht zu geben verbunden feyn. 


3) So hat z. B. die Verorde 
nung vom Aten Juli 1800 die 
Eingehung einer Ehe in den nas 
hen Graden der Vermwandtfchaft 
für durchaus indifpenfabel erklärt, 


bigamijchen Ehe ertheilt werden, 
Selbft die Päbfte haben ſchwer— 
lih in ihrer Machtvolllommen; 
heit fi) befugt gehalten, ſolche 
Dispenfationen zu ertheilen, 
und was von einzelnen Fällen der 
Art erzähle wird, gehört wohl 
in das Reich der Fabeln. Weber 
eine angebliche päbftliche Dispen⸗ 
fation von dem Verbote der Bis 
gamie aus dem Jahre 1784 
vgl. Weisse "exemplum biga- 
miae, pontificis romani dispen- 
satione, admissae, Lipsiae 


1824, 
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niſſe vor, welche durch willkuͤhrliche menſchliche Anordnungen 
eingeführt find. Unſere Geſetze erwähnen dieſer Dispenfation 
nur mit Nücficht auf die gewöhnlichen Fälle, nämlich wo 
die gefeßliche Wartezeit, die Religionöverfchiedenheit, oder 
eine nahe Verwandtſchaft im dispenfablen Grade einer Ehe 
entgegenfieht.. Im Fall der Religionsverfchiedenheit ift es 
zwar gefeßliche Negel, die, Dispenfation nur unter der Be- 
dingung zu ertheilen, daß die Copulation von einem Iutheri- 
chen Prediger gefchehe, und daß die Eheleute fich vorher ver: 
bindlich machen, ihre Kinder, ohne Unterſchied des Geſchlechts, 
von einem lutheriſchen Prediger taufen und in der evangeli⸗ 
ſchen Lehre erziehen zu laſſen +). Inzwiſchen bleibt es dem 
Ermeffen des Regenten überlaffen, die Dispenfation auch. 
ohne die erwähnten Bedingungen zu ertheilen. Was die 
Dispenfationen in verbotenen Graden betrifft, fo war es in 
früheren Zeiten anerkannter Grundfag, daß zur Eingehung 
von Ehen, die nach dem miofaifchen Gefete, oder jure divino, 
verboten feyn, Feine Dispenfation ertheilt werden durfte 5), 
und erſt in neueren Zeiten ift diefer Grundfaß in Folge ver- 
aͤnderter Anfichten über die Qualität des mofaifchen Gefeßes 
aufgegeben worden. In der jet geltenden Verordnung vom 
Aten Juli 1800 find diejenigen verwandtfchaftlichen Grade 
fpeciel genannt, in welchen eine Dispenfation unter Umftän- 
den erwartet werden kann. In früheren Zeiten fonnte in den 
entfernteren verbotenen Graden von den Unterbehörden die 


ö EEG —— ——— 


4) Verordnung für Schles- 
wig vom A45ten Dct. und für 
Holftein vom 10ten San. 1757 
und 6ten Dec. 1781, betr. die 
Ehe zwiſchen Lutheranern und 
Katholiken. Aehnliche Grunds 
ſaͤtze werden auch wohl ruͤckſicht⸗ 


lich anderer fremder Religions⸗ 
verwandten gelten, 

5) Berordnung vom Sten 
Aug. 1729, C, C. H. I. Bd. 
S. 394 und auch die Verord— 
nung vom 27ſten Sept, 1775, 
der älteren Geſetze nicht zu ers 
wähnen. - 
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Dispenſation ertheilt werden. In näheren Graden war fie 
aber allemal unmittelbaren Orts nachzufuchen 5). Gegen: 
wärtig ertheilt die Negierung auf Gottorf die Dispenfation 
zur Heirath vor gefetlich abgelaufener Wartezeit, im dispen— 
fablen Grade der Verwandtfchaft, und zur Ehe der Lutheraner 
mit andern chriftlichen Glaubensgenoſſen7). Den Gefuchen 
um Matrimonialdispenfationen Ift-ein Schema des verwandte 
fchaftlichen Verhältniffes, ein Prediger:Atteft in Ruͤckſicht des 
Alterd derjenigen Perfonen, welche fich zu ehelichen gedenfen, und 
erforderlichen Falls auch ein Atteft des Predigers, In Rüds 
ficht des Todes des vorigen Ehegatten, beizulegen 3). Ends 
Tich ift Hier noch III. von der Unterfuchung über die 
gefchehene Befeitigung der Ehehinderniffe zu 
handeln. Um die etiwanigen Ehehinderniffe bei Eingehung 
einer jeden einzelnen Ehe in Erfahrung zu bringen, ift das 
Aufgebot. oder die Proclamation der Verlobten von Alteröher 
gebräuchlich gewefen, auch feir lange gefeglich vorgefchrieben, 





6) Die Dispenfation im le: 
ten der verbotenen Grade war 
durch die Verordnung vom dten 
San. 1646 den Amtmännern, 
und in der Verordnung vom 1ften 
Dec, 1649 den Amtmännern und 
der Regierungskanzelei übertra- 
gen, und wird fiher regelmäßig 
bei den Amtmännern impetrirt 
worden fern. Mit Ruͤckſicht 
hieraufenthält die Haderslebener 
Eonfiftorialordnung vom 19ten 
März 1715. unter andern im 
6. 3. die Beſtimmung, daß die 
Dispenfation in tertio gradu 
lineae inaequalis utalter Ge; 
brauch fey, und von den Amts 
männern ertheilt werden Eönne, 
Die angeführte Verordnung vom 


8ten Aug. 1729 entzog den Uns 
terbehörden die Dispenſations⸗ 
befugniß. . Die Dispenfatlonen 
follten fortan bei der Königl. 

deutfchen Kanzelei in Kopenha⸗ 
gen impetrirt werden. 

T) Proviſoriſche Inſtruction 
für die Provinzialregierung vom 
15ten Mai 1834 $. 8. Für die 
zu daͤniſchen Dioͤceſen gehoͤrigen 
Diſtricte ſind indeß die Difpens 
ſationen bei der daͤniſchen Kanze= 
lei nachzufuchen. Vgl. Verord; 
nung vom Tten Nov. 1832. 

8) Circulair⸗Verfuͤgung vom 
46ten Jan. 1816. Sie bezieht 
fih ohne Zweifel nur auf bie 
Dispenfation zur Eingehung 
einer Ehe in verbotenen Graden. 
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und ed wird allerdings Dadurch einem jeden, der gegen die 
Eingehung einer Ehe etwas einzuwenden hat, Gelegenheit 
gegeben, feinen Widerfpruch gehörigen Orts anzubringen. 
Mie die Sache in der Wirklichkeit fich geftaltet hat, bezieht 
fich das Aufgebot gegenwärtig lediglich auf anderweitige Vers 
loͤbniſſe. In Betreff aller übrigen Ehehinderniffe hat der 
Prediger von Amtswegen darauf zu achten und fich alle Bes 
fcheintgungen vorlegen zu Iaffen, welche den Umftanden nach 
‚ erforderlich find. Der Regel nach ift die Abweſenheit von 
Ehehinderniffen insbefondere ruͤckſichtlich des Verlobten, der 
zu einer andern Gemeine gehört, durch fürmliche Befcheinis 
gungen darzuthun. Können diefe indeß nicht beigebracht 
werden, fo dient ald Beweismittel bei unverdäachtig befundes 
nen Umftänden der abzulegende Eid, „daß der Ehe kein an⸗ 
deres Eheverfprechen und überhaupt fein rechtliched Hinderniß 
im Wege fiehe” ?), Eine eidliche Verficherung, welche dem 
Prediger ertheilt werden möchte, daß feine Ehehinderniffe vor= 
handen find, foll nicht genügend feyn. Iſt aber der Eid ers 
forderlich, fo haben die Prediger die Unterfuchung über die 
Ehehinderniffe und die Abnahme des Eides bei der Obrigkeit 
zu veranlaffen 10). Da übrigens das Aufgebot gewiflermaas 
fen zu der, bei Eingehung der Ehen zu beobachtenden, geſetz⸗ 
lichen Form gehört, fo wird. das Nähere darüber weiter unten 
im dritten Kapitel vorkommen. 


9) Verordnung vom 28jten 


Nov. 1800 $. 5. Circulair vom 


 2iften Suni 1819, betr. die vor 
der Copulation beizubringehden 


Deiheinigungen und Mefeript 


vom 5ten Nov. 1831, betr. die 
Eidesleiftung der Militairperfos 
nen bei ihrer Verheirathung. 


10) Eirculair vom 6ten Det. 


1810), betr, die bei Hauscopu: 
lationen in Anfehung der etwas 
nigen Ehehinderniffe anzuftellen- 
den Unterfuhung, welche auch 
durch die angeführte Circulair— 
Verfügung vom Ziften Juni 
1819 einige nähere Beſtimmun⸗ 
gen erhalten hat. 





Zweites Kapitel. 
Bon den Verlöbniffen. 


= $. 57. 
Begriff und verfhiedene Arten der Verlöbniffe 


Der förmlichen Abfchliegung der Ehe geht ein vorbereitender 
Vertrag voran, welcher dad Verlöbniß genannt wird, Unter 
Verlöbniß wird nämlich ein Vertrag zweier Perfonen vers 
ſchiedenen Gefchlechtd verftanden, eine Ehe demnächft mit 
einander eingehen zu wollen. Bei ber in früheren Zeiten vors 
herrichenden Neigung zur Anwendung von Solennitäten und 
felerlichen Formen bei rechtlichen Gefchäften wurde es von 
Altersher Gebrauch, die Verlöbniffe auf eine feierliche Weife 
zu beftätigen 21). Darnach unterfchied man denn ein eins 

faches vder Privatverlöbniß, oder, wie es auch genannt 
wurde, das bloße Jawort von feierlichen, öffentlichen, 
oder eigentlichen Verlöbniffen (sponsalia publica) "?), Der 





41) Ueber die ehemals übli: 
chen Feierlichkeiten bei Verloͤb— 
niffen find belehrend: die Nach⸗ 
richten über die ehemals üblichen 
Verloͤbnißſolennien in Dithmar⸗ 
ſchen in Bierhen’s Beſchrei⸗ 
bung S. 87 und die darauf be⸗ 
zuͤglichen Urkunden von 1583 im 
Staatsb. Mag. I. Bd. ©. 623. 

12) In einem andern Sinne 


nennt man auc) sponsalia pub- 
liea ſolche Verlöbniffe, in welche 
die Eltern eingewilligt Haben und 
fest ihnen die sponsalia clan. 
destina, heimlide Verloͤbniſſe 
entgegen, für die im Terte er» 
wähnten sponsalia publica würde 
sponsalia solemnia eine paflen» 
dere Benennung feyn. ; 
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alte Gebrauch von Verlöbnißfeierlichkeiten hat auch in unferer 
früheren Gefeßgebung die beftimmtefte Anerkennung gefunden, 
obgleich die Verlöbnißfelerlichkeiten nicht überall gleichförmig 
geordnet waren. Allgemein war es zwar vorgefchrieben, daß 
das Verlöbniß vor dem Prediger: und vor einigen Zeugen fos 
Iennifirt werden mußte 2°). Darin fand aber eine Verfchies 
denheit Statt, daß bald eine größere, bald eine geringere 
Zahl von Zeugen adhibirt, daß die Handlung an einigen 
Orten öffentlich in der Kirche, an andern dagegen im Haufe 
vollzogen wurde. An einigen Orten gehörte auch eine Weile 
der Verlöbnigfchmaus zu den gefeßlichen Sofennien 7*), 
Späterhin wurde durch ein allgemeines Gefeß die erforderliche 
Zahl der Zeugen auf ſechs beftimmt "5). Ohne diefe Solens 
nität waren die Verlöbniffe unverbindlich und gewährten keine 
Klage *°). Auch war ed ein in der Praris anerkannter Grunds 


43) Verordnung Chriftian 


IH, von 1544. C.C.H.L 
Bd. ©. 379. 
44) Articuli Synodi Mun- 
sterdorpiensis de sponsalibus 
Anno 1565 in Graſſaus £ur: 
zer Anlaß zu einem Auszuge ©. 
97. fchreiben bei den Verloͤbniſ⸗ 
fen die Anwefenheit der Eltern 
oder naher Angehörigen und ſon⸗ 
ftiger Zeugen und einen Verloͤb⸗ 
nißfhmaus (Loͤvel-Beer) vor. 
Gervöhnlich wird es wohl gewe: 
fen feyn, daß eine bedeutend. grös 
ßere Anzahl von Zeugen bei den 
öffentlichen Verlöbniffen zugegen 
war, und am felteften werden 
die Schmäuße gefehle Haben, 
‚Eine Verordnung des Herzogs 
Sohann Adolph von 1601 
(Sraffau a a. 9. ©. 39,) 
verbot die Verloͤbnißſchmaͤuſe oder 


Loͤbel⸗Biere und beftimmte, daß 
hoͤch ſten s ſechs Zeugen bei den 
Verloͤbniſſen gegenwaͤrtig ſeyn 
ſollten. Die Vorſchriften dieſer 
Verordnung liegen unverkennbar 
den Beſtimmungen der gemeins 
fhaftlihen Polizelordnung zum 
Grunde. Dies, aud) fpäterhin 
mehrmald wiederholte, Verbot 
der Mahlzeiten und Gäfterelen 
bei den Berlöbniffen hat freilich, 
wie died das Schickfal folcher Vers 
srönungen zu feyn pflegt, feine 
fonderlihe DBefolgung gefunden 
und ift wohl öfter übertreten als 
befolgt worden. | 
45) Gemeinfchaftlihe Polis 
zelordnung vom 27ften Sept. 
41636 im Titel, von Berlöbniffen. 
Spftem. Sammlung der Vers 
ordnungen IV, Bd. ©: 29. 
16) Angeführte Stelle der ge: 
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faß, daß folche folenne WVerlöbniffe nicht mutuo consensu 
der Verlobten, fondern nur durch einen Spruch des Conſi⸗ 
ſtoriums wieder aufgehoben werden konnten 17). Was den 
erften Punet betrifft, ſo / ſollte ed nach einer fpätern Beſtim⸗ 
mung bei erfolgtem Beiſchlaf unter den Verlobten auf den 
Mangel der Solenniräten nicht ankommen und der Beifchlaf 
folglich die Verlöbnißfeierlichkeit erſetzen 18). In der anges 


führten Verordnung -Chriftian IIL von 1544 ift das feierliche 


Verloͤbniß mit dem Aufgebot in eine nähere Verbindung ges . 
bracht, ald in der fpäteren Gefeßgebung, indem die gedachte 
Verordnung das folenne Verloͤbniß lediglich als eine Vorbe⸗ 
reitung zum Aufgebot charakteriſirt?9). In den neueren ge⸗ 
feglichen Verfügungen Ift nun zwar noch in einem gewiffen 
Sinne von feierlichen oder öffentlichen Verlöbniffen die Rede, 
Es follen beide zu verlobende Perfonen fich bei dem Prediger 
einfinden 2°), und mindeftens zwei Zeugen bei dem Acte ges 
genwärtig ſeyn ). Indeß haben doch diefe fogenannten 
öffentlichen Werlöbniffe gegenwärtig einen ganz andern Cha⸗ 





meinfchaftlichen Polizeiordnung, 


wornach eine vor einer geringeren 
Anzahl als ſechs Zeugen geſche⸗ 
hene Verlobung pro sponsalibus 
nicht zu achten, noch weniger in 
den Gerichten erkannt werden 
ſolle. 

. AT Val. Schrad er's Hand⸗ 


ein Beiſchlaf hinzugekommen iſt, 
wie die an demſelben Tage erlaſ⸗ 
ſene Verordnung wahrſcheinlich 
macht, daß unter Leuten gemei⸗ 
nen Standes die Geſchwaͤngerte 
ſchlechterdings zu heirathen ſey, 
wenn die eheliche Zuſage erwie⸗ 
fen wird. C. C. H. J. DB ©. 


buch I. Bd. ©. 252 u. S. 268. 385. 


18) Derordnung vom 22ften 
Aug. 1642, wie es in Abficht 
der vor weniger als ſechs Perſo⸗ 
nen celebrirten Sponſalien zu 
halten. C. C. H. I. Bd. S. 384, 
Die Verordnung ſpricht von dem 
Fall, wenn sponsalia de praesenti 
celebrire und zu erweifen, Dars 
unter ift ohne Zweifel eine eheliche 
Zufage zu verfiehen, zu welcher 


19) Die Verordnung deutet 
nämlich darauf hin, daß die So; 
lennifirung der Verlöbniffe nur 
kurz vor der erften Proclamation 
Statt finden folle. 

20) Verfügung vom 20ften 
Dct. 1775. 

21) Reſcript an die Kirchen⸗ 
viſitatoren zu Tondern vom 31. 
Sjuli 1818. 


j 
.. 
> 


Zweiter Abfchnitt. Das Eherecht. 861. 


racter als die ehemaligen, und ebenfalls ift in. deu rechtlichen 
Wirkungen eine große Veränderung eingetreten. Was man 
jetst öffentliche WVerlöbniffe nennt, iſt nichts anders als die 
Anmeldung der Verlobten bei dem Prediger, behuf einer feften 
Beſtimmung über den Anfang des Aufgebotd oder den Tag 
der Trauung, und die bei diefer Gelegenheit von dem Predi⸗ 
ger anzuftellende Unterfuchung über die gefchehene Beſeitigung 
der etwanigen Ehehinderniffe 22). Solchemnach nimmt nun 
gegenwärtig die Verlöbnißhandlung ungefähr diefelbe Stelle 
ein, die derfelben in der alten Verordnung angewiefen war. 
Spaterhin ift ed zwar wohl Gebrauch gewefen, die feierliche 
' Verlobung um einen bedeutenden Zwifchenraum der Trauung 
vorausgehen zu laſſen *?). Eine gewifle Beziehung auf die 
Unterfuchung der Ehehinderniffe hat die Verlobung, in Folge 
des Grundſatzes, daß das feierliche Verlöbniß erft nad) Bes 
feitigung aller etwanigen Ehehinderniffen Statt finden 
durfte 2%), immer behalten. Allemal aber war es die herrz 
fehende Neigung und ohne Zweifel auch allgemeiner Gebrauch, 
die Verlobung als einen von der Unterfuchung uber die Ehe: 
hinderniffe getrennten und befonderen feierlichen Act zu bes 
handeln. Als entjchteden geltendes Recht ift es aber jegt 
anzufehen, daß auch ein einfaches Verlöbniß oder das foges 





22) So harafterifirt die 
Schlesw. Holft. Kirdyenagende 
©. 268: die Berlöbnighandlung. 
Der Prediger kann zwar fein 
amtliches Geſchaͤft bei Entgegens 
nahme der Anmeldung zur Traus 
ung und bei Unterſuchung der 
Ehehinderniffe mit einer feierlis 
hen Ermahnung beſchließen 
Dies iſt aber nicht nothwendig. 

23) Verordnung vom 16ten 
März 1637 (C. C. H. I. Bd. 
S. 389.), daß Verlobte baldigft 


und fo ed immer thunlich, ine 
nerhalb ſechs Wochen nad) deren 
Verloͤbniß fich trauen laffen fols 
len, will eben jenem Gebrauche 
entgegenwirken. 


24) Das Refeript vom 27ſten 
Dct. 1646 (C.C.H.1.9b. ©, 
391), daß die Prediger den Vers 
lobungen vor erworbener Dis: 
penfation nicht beiwohnen follen, 
wird nämlich auf alle Chehinders 
niffe zu beziehen feyn. 


362 - Privatrecht. — Zweites Buch, Perſ. Recht. 


nannte Jawort eine Klage auf Vollziehung der Ehe begründet, 
und daß alle Verlöbniffe, fie mögen einfache oder feierliche 
ſeyn, durch bloße Vereinbarung der Partheien ohne alle Das 
zwifchenfunft der Conftftorien wiederum ‚aufgehoben werden 


% 


koͤnnen 2°), fo daß in diefen Beziehungen 'die feierliche Vers . 


loͤbnißhaͤndlung ald unwirkfam dafteht, und nur infofern eine 
sechtliche Bedeutung hat, als fie dazu dient, dem Prediger 
über die Ubwefenheit von Ehehinderniffen Gewißheit zu geben, 
und infofern eine nothwendige Vorbereitung zur Eingehung 
der Ehe ift. Von der Verlobung, nach der Bedeutung, wels 
che die Handlung gegenwärtig hat, ift natürlich Niemand bes 


freit, und auch in diefer Beziehung unterfcheider fich das jet 


‚ geltende Recht von dem frühern 2°), 


9. 58. 


Erforderniffe gültiger Verloͤbniſſe. Wirkung der 
dabei vorkommenden Bedingungen. Beftärkungss 
mittel. 

Nach dem jetzt geltenden Rechte wird zur Gültigkeit eines Ver: 
loͤbniſſes Feine Solennität irgend einer Art erfordert, wenngleich 
ſolche Solennien hie und da factifch noch üblich ſeyn mögen; 
auchift diefe Gültigkeit durch die Abwefenheit von Ehehinders 
niffen nicht bedingt. Es wird vielmehr nur nöthig feyn, daß die 
etwanigen Ehehinderniffe in die Elaffe der difpenfablen gehören, 
oder fonft befeitigt werden koͤnnen 27). Ein unter folchen 


25) Die jest geltende Verord⸗ 
nung über die Verlöbniffe vom 
22ften Der. 1786 fpricht ent: 
ſchieden für beide Saͤtze. 

26) Nach einer Anführung 
von Laß in der Anleitung zur 
Kenntniß der Kirchenverordnuns 
gen II. Ausgabe ©. 76. lautes 
ten zu feiner Zeit die Conceflionen 
zur Hauscopulation dahin: daß 
die Copulation auch ohne fonft 


gewöhnlich vorhergehens 
des Öffentlihes Verloͤb— 
niß Statt finden möge. Dies 
ergiebt fih auh aus dem Re⸗ 
feripe vom 24ften Mai 1765 
Syſtem. Samml. der Verord⸗ 
sungen IV.Dd. ©. 43. Bol. 
indeß aud das Mefeript vom 
4äten Oct. 1828. 

27) Gluͤck's Kommentar 
22fter Bd. S. 420. erkennt den 
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Umftänden eingegangened Verloͤbniß bringt ed nur mit fich, 
daß abgewartet werden muß, bis das Ehehinderniß befeitigt 
ift. Sollte die Hoffnung auf Befeitigung des Ehehinderniffes 
fehlſchlagen, fo Lößt fich das Verlöbniß auf. Dagegen find 
für die Gültigkeit von WVerlöbniffen folgende Eheforderniffe 
durchaus wefentlich. 1) Die perfönliche Faͤhigkeit der 
Verlobten, rechtsbeftändige Willenserflärungen 
abzugeben, fo daß Wahnfinnige, Betrunkene und Bewußt⸗ 
Iofe, wie überhaupt durch feine Verträge fo auch nicht durch 
Verloͤbniſſe verpflichtet werden. Beſonders hervorzuheben iſt 

2) das. erforderliche Alter der Verlobten. Unftreitig koͤn⸗ 
nen jeßt nur diejenigen ein Verloͤbnlß ſchließen, welche eine Ehe 
einzugehen berechtigt ſind. Nach gemeinem Rechte wird zwar 
den Verloͤbniſſen der Unmuͤndigen, wenn ſie nur uͤber ſieben 
Jahr alt ſind, eine gewiſſe Wirkſamkeit beigelegt, obgleich es 
jedem Theile freiſteht, nach Erreichung des zur Heirath erfors 
derlichen Alters ohne alle Angabe von Gründen von dem Vers 
loͤbniß zurücktreten 2°). Zur vollen Wirkfamkeit der Verloͤb⸗ 
niſſe gehört alfo fehon nach gemeinem Rechte die Ratihabition 
in einem heirathöfähigen Alter, und gegenwärtig wird erft 
diefe Genehmigung als die Eingehung des Verlöbniffes anzu= 
fehen feyn. 3) Die freie Einwilligung der Verlobten. 
Demgemäß ift ein Verlöbniß ungültig, welches a) durch 
Zwang ift bewirkt worden. Selbſt die elterliche Gewalt , 
über die Kinder erſtreckt fich nicht fo weit, daß die Eltern die 
Kinder wider ihren Willen zu einer Ehe zwingen dürfen 2°), 





Grundfgs in Betreff aller bloß tar 22fter Bd. ©, 411. Eiche 
temporairen Ehehinderniffe. Es ee en U.Bo.S. 
ſind aber alle Ehehinderniſſe, die 
beſeitiget werden koͤnnen, ihrem 5* L. 11. D. de sponsal,, 

Weſen nah temporair. Vgl. 1.2. D, de ritu nuptiar. und I, 

indeg Mühlenbruh’s Pans 12. Cod, de nuptiis. Das Roͤ—⸗ 
decten II. Bd. &. 507. Note 3. mifche Rechte verfiattet dem Das 
. 28) Vgl. Gluͤck's Commen⸗ ter noch einen gewiſſen Zwang 


\ 
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‚ Gleiche Wirkung hat b) der Betrug, nur wird freilich dies 
ſes Hinderniß einer freien Einwilligung, es möge in falfchen 
Vorfplegelungen, oder in einem betrügerifchen Schweigen bes 
fiehen, in Beziehung auf folche Umftände vorfommen müffen, 
welche vernünftiger Weife auf den Entfchluß zum Verloͤb⸗ 
niß einen Einfluß haben koͤnnen. Das eben Bemerkte gilt gleichs 
falld c) vom Irrthum, namentlich wird ein Verlöbniß 
nichtig durch ein Irrthum über die Perfon ded andern Theils, 
fo wie über folche Eigenfchaften deffelben, welche als ftills 

ſchweigende Bedingungen bei dem Verlöbniffe anzufehen 
find 3°), Bei Verlöbniffen, die aus diefen Gründen ungüls 
tig find, verfteht ed fich von felbft, daß nur derjenige Theil, 
gegen welchen Zwang und Betrug verübt find, ein Recht auf 
die Aufhebung. des Verlöbniffes erwirbt, welcher denn auch 
diefen Unfprüchen entfagen und das Verlöbniß als ein gültiges 
behandeln kann. Wenn übrigens die Einwilligung der Par: 
theien nur eine freie ift, fo Fommt auf die Art, wie fie er: 
Färt wird, nichts an. Ein Verlöbniß Fann eben ſowohl durch 
Zeichen und unzweideutige Handlungen ald mündlich und fchrifts 
lich und auch durch Bevollmächtigte befchloffen werden. 4) Ein: 
willigung einiger anderer Perfonen. Ohne die ausdruͤckliche 
Ertheilung der Einwilligung a) von Seiten der Eltern find 
die Berlöbniffe der unmuͤndigen Söhne und der Töchter, die ihr 
achtzehutes Jahr noch nicht erreicht haben, null und nichtig. 
—————— 


gegen die Töchter. Das Canoni⸗ 
ſche Recht (can. 3, Caus. XXXI. 
Qu. 2, cap. 14 u. 17. X. de 
sponsal, cap. 11. X. de despon- 
sat. imp.) hat aber auch diefen 
Zwang befeitigt und den Töchtern 
gleiche Rechte mit den Söhnen 
gegeben. Gluͤck's Commentar 
22fter Bd. ©. 427. Auch das 
Juͤtſche Lov I, 33. $. 2. mache 
ausdrüdlih das Verloͤbniß der 


Töchter von ihrem Ja und Bil; 
len abhängig. | 

30) Dahin gehört: Irrthum 
über den Bernunftgebrauch, über 
die Fähigkeit zum Beiſchlaf und 
über die Unbefcholtenheit des 
Characters. Letzteres findet ins⸗ 
beſondere auf einen unzuͤchtigen 
Lebenswandel des andern Theiles 
Anwendung. Gluͤck's Toms 
mentar 22fter Bd. ©. 431. 
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Sind die Kinder über das erwähnte Alter hinaus, aber noch 
in der Eltern Haufe und Brod, fo ift der elterliche Conſens 
wenigfiend ausdrüdlich vorzubehalten und fofort nachzufuchen. 
Ertheilen die Eltern ihre Einwilligung, fo werden dadurch 
diefe Verlöbniffe gültig. Wird aber der elterliche Conſens 
nicht ertheilt, und ftehen die Kinder von dem eigenmächti 

getroffenen Verlöbniffe wieder ab, fo find folche Bertöbni e 
ebenfalld für ungültig zu achten. Haben die Kinder das ers 
waͤhnte Alter erreicht und find fie zugleich außer der Eltern 
Haufe und Brod, fo kann man die elterliche Einwilligung 
feinedweges als eine Bedingung für die Güttigkeit der Verloͤb— 
niffe anfehen. Es hängt fodann alles davon ab, ob die Eltern 
rationes dissensus anführen und nachweifen fünnen. b) Aehn⸗ 
liches gilt von der Einwilligung der Bormünder®*), 
c) Zu den Verlöbniffen eines im wirflichen Land- und 
Seedienft ftehenden Unmterofficierd, Soldaten 
oder Matrofen ift, fo lange feine Dienfizeit währt, die 
Einwilligung des Compagniechefs erforderlich. Doch behalz 
ten die vor den Eintritt in den Militairftand eingegangenen 
Eheverlöbniffe ihre Gültigkeit, und es kann aus folchen Vers 
Löbniffen, ohne Einwilligung des Compagniechefs, auf Voll⸗ 
ziehung der Ehe geklagt werden ??). Nach den über die Ehen 
der vom Lande geftellten Soldaten jet geltenden Grunds 
fäßen ??) Fann die angeführte Beftimmung nur bei den Ges 
worbenen Anwendung finden. — Zu den Berlöbniffen ift fchon 
feit längerer Zeit die Einwilligung anderer Perſonen, naments 
lich die. Einwilligung der nachften -Blutöfreunde nicht mehr 
erforderlich, und die über den Conſens diefer nächften Freunde 
redenden Stellen unferer Geſetze ?*) haben Iangft alle prac= 


31) Verordnung vom 22ften 
Dec. 1786. Das Edict vom 
28ſten Mär; 1776, betr. die 
Verlöbniffe der Studierenden, 
enthält nur das Eigenthümliche, 
dag fudirende Söhne immer als 
foihe angefehen werden, bie 
noch in Koft und Brod der El⸗ 
tern find. 

32) Verordnung vom 11ten 


Mai 1798, betr. die Grenze 
jwifchen dem Civil- und Mille 
taitftande $. 20 und 22. 


33) Bol. die Verfügungen 
vom 12ten Sept. 1809, 14ten 
Sept. 1811 und 13. San. 1818. 


34) Dahin gehören Juͤtſches 
Lov I, 33, das Dithmarſcher 
Landrecht Art. 37, Eiderftedter 


a 
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tifche Bedeutung verloren. II. Verlöbniffe können auch auf 
bedingte Weife gefchloffen werden ?°). Die hinzugefügten 
Bedingungen haben hier vdiefelben Wirkungen, wie bei 
allen andern rechtlichen Gefchaften. Die unmöglichen Bes 
dingungen, d. h. die entweder gar nicht erfüllt werden Eönnen, 
oder nicht erfüllt werden dürfen, machen das Verlöbniß nichs 
tig. Die Bedingung, daß etwas Unerlaubtes unterlaffen 
werde, gehört natürlich nicht zu den unmöglichen Bedingun⸗ 
gen. Sind aber die Bedingungen möglich, fo ift die Wirkung 
eine verfchledene, je nachdem die Bedingung eine auffchies 
bende oder eine auflöfende iſt. Bel der letzteren ift eigentlich 
das Verlöbniß ein unbedingtes, da die Bedingung fich ledig- 
lich auf die Auflöfung des Verlöbniffes oder auf das Zurüd: 
treten des einen Theils davon bezieht. Bel einer Suspenſiv⸗ 
Bedingung entfteht ein Recht auf Vollziehung der Ehe erft 
durch das Eintreten der Bedingung, aber diefen Zeitpunct müfs 
fen beide Theile abwarten 25). Die Bedingung kann indeß 
auch erlaffen und dadurch das bedingte Verlöbniß in ein un= 
bedingtes verwandelt werden. Eine ftillfchwelgende Erfaffung 
der Bedingung liegt in der Vollziehung des Beifchlafs, wahs 





Landrecht II, 18,1; Nordftrans 
der Landrecht IL, 12, 13 u. 14; 
Luͤbſches Necht I, 10, 2 und eine 
Verordnung vom 17ten Mai 
4578 für dle Cremper⸗ und Wil: 
ſtermarſch C.C. H. J. ©. 381. 
Vgl. Schrader’s Handbuch 


I. Bd. ©, 265. Die Vorſchrif⸗ 
ten in diefen Gefeßftellen find‘ 


übrigens nicht ganz uͤbereinſtim⸗ 
mend. Die meiften beziehen ſich 
bloß auf die Frauensperfonen, 
und das Recht, in die Ehe zu 
willigen, erfcheint als die Folge 
einer dem nächften Agnaten zus 
ftehenden Aurtorität. Einige, 


- wie das Mordftrander Landrecht 


und die Verordnung fuͤr die Crem⸗ 
per⸗ und Wilſtermarſch, ſcheinen 
Verloͤbniſſe als eine Angelegen⸗ 
heit der Familie behandelt haben 
zu wollen, erfordern den Cons 
ſens der nächften Freunde und 
beziehen ih auch aufdie Manns: 
perfonen, 

35) In den Decretalen han⸗ 


belt davon lib. IV. tit. V. decon- 
dit. appositis’in despons. vel in 


-aliis contractibus. 


36) Gluͤck's Commentar 
28ſter Bd.S. Lu. f. 
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rend die Bedingung noch ſchwebt °7). IE. Als Beſtaͤr⸗ 
fungsmittel der Verlöbniffe ift nach den bei uns geltenden 
Beftimmungen der promifforifche€i d in rechtlicher Beziehung 
ganz wirfungslos 32). Daß nach Örundfägen des Römifchen 
echtes die Bedingung einer Conventionalfirafe bei 
Berlöbniffen nicht zulaͤſſig fey, leidet Feinen Zweifel *?). 
Unftreitig har dad Canonifche Recht ebenfalld denjelben Grund⸗ 
ſatz anerkannt, und die Hinzufuͤgung einer Conventionalpoͤn 
für unwirkſam erklaͤrt ?). Nach den bei und anerkannten 
Grundfäßen über die Anwendung von Zwangsmitteln, um die 
Vollziehung der Verlöbniffe zu bewirken, wird die einem Vers 
loͤbniß Hinzugefügte Vereinbarung über eine Conventionalpdn 
mit dem Weſen eines Verlöbniffes nicht als unvereinbar anzu= 
fehen feyn. Man kann daher die Conventionalpön nicht wohl 
als ein unzuläffiges Beftärkungsmittel der Verlöbniffe mehr 
bezeichnen. Auf jeden Fall aber müffen der Mahlſchatz oder 
die Handtreue +") (arrha sponsalitia) und die Brautges 
ſchenke den bei Berlöbniffen zuläffigen Beftärkungsmitteln bei⸗ 
gezaͤhlt werden. Der Mahlſchatz oder die Haudtreue iſt dasjenige 
Geſchenk, welches zum Beweiſe und zur Beſtaͤtigung des Verloͤb⸗ 
niſſes gegeben wird. Die ohne dieſe Beziehung unter Verlobten 
vorkommenden Geſchenke heißen Brautgeſchenle. Die Frage, 





37) Gluͤck's Commentar 
23ſter Bd. S. 10 und Laß Ans 
leitung 3te Ausgabe ©. 88. 

38) Verordnung vom A1ten 
Der. 1758 wegen Abfhaffung 
überflüffiger Eide $. 14. Edict 
vom 28ften März 1776 wegen 
die Veriöbniffe der Studirenden, 
‚ 89) L. 2. Cod. de inutil. sti- 

pulst. und 1.5. Cod. de sponsal, 
S er "6 Commentar Zöfter Bd. 

40) Cap. 29.X. de sponsal, 

et matrim, Weber die allerdings 


beftritten eAus legung dieſer Stelle 
vol. Gluͤck's Commentar Bd, 
B. S. BSu ſ. 

41) Gluͤck's Commentar 24. 
Bd. ©. 392. Die Benennung 
„Handtreue“ findet ſich unter 
andern in einer Verordn. Friede⸗ 
rich J. fuͤr Flensburg von 1626, 
C. St, Slesv. II. Bd. ©. 228 
und in einem in Schrader’s 


Handbuch I: Bd. ©. 268. ange- 


führten Reſcript des Schlesw. 
ee vom 4dten Nov, 
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welche rechtliche Verhäftniffe nach Eingehung der Ehein Ruͤck⸗ 
ficht auf Mahlfchat und Brautgefchente Statt finden, gehört 
eigentlich in den Abfchnitt von den ehelichen Güterverhält: 
niſſen. Indeß kann bier bemerkt werden, daß in der Regel 
jeder. Theil die empfangenen Gefchenfe und den Mahlfchatz 
zum Eigenthum behält, und daß felbft da, wo eine Güters 
gemeinfchaft unter Ehegatten Statt finder, die Handtreue, 
welche die Brant empfangen hat, oder wenigftens ein Theil 
der Handtreue, als ein Sondergut der Frau angefehen zu 
werden pflegt *?). Endlich ift noch der Einfluß eines 
binzugelommenen Beifchlaf8 auf die verbindliche Kraft eines 
Verlöbniffes. in Erwägung zu ziehen. Daß nach älterem 
Rechte *?) der Beifchlaf unter Verlobten (sponsalia de prae- 
senti) den Mangel der fonft erforderlichen Verlöbnißfolennien 
erfeßte und ein Verlöbniß klagbar machte, ift bereits früher 
bemerkt worden. Seitdem aber der Grundfaß geltend gewors 
den Ift, daß ein Eheverfprechen ohne alle Solennien gültig 
und bindend fey, mußte jener ältere Rechtsfat wegfallen, und. 
es wird nunmehr nicht zu behaupten feyn, daß ein hinzuges 
fommener Beifchlaf einem Verlöbniffe eine ſtaͤrkere Verbind⸗ 
lichkeit ertheite, als daffelbe fonft habe. Deffenungeachtet 
hat fich der ältere Sprachgebrauch erhalten , und noch gegens 
wärtig ift e8 gewöhnlich Eheklagen zu rubriciren, in puncto 
promissi et copula carnali confirmati, hinc consummandi 
matrimonii. Dies iſt jedoch eine Ausdrucksweiſe, welche bei 
den gegenwärtig geltenden Rechtsgrundfägen nicht mehr pafs 


42) Nah der angeführten 
Verordnung für Flensburg von 
4526 behält die Frau nad) ihres 
Mannes Tode, wenn feine Kin- 
ber da find‘, außer einigen ans 
dern Sachen auch noch die Hands 
treue, und nad dem Lübfchen 
Rechte 1, 2, 3. nimmt die Frau 


ihren Trauring, welcher gewöhns 
ih zum Mahlſchatz gehört, zum 
Voraus, muß aber alles Uebrige 
mit den Kindern theilen. 


43) era, vom 22ften 
Aug. 1642. C. €. H. I, Bd. 
©. 384. 
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’ fend ift ++). Don einem hinzugekommenen Beifchlaf iſt in 
Beziehung auf ihre Wirkungen die Hinzugefommene Schwän: 
gerung zu unterfcheiden. Lebtere hat zwar nie die verbinds 
liche Kraft eines Verloͤbniſſes verftärkt, oder überhaupt auf 
die Klagbarkeit deffelben eine unmittelbare Beziehung gehabt. 
Dagegen ift allerdings eine Schwängerung von rechtlichem 
Einfluß auf die Zwangsmaaßregeln gewefen, welche, um bie 
Eingehung einer Ehe zu bewirken, angewandt werden durfs 
ten, und dieſer Einfluß wird auch noch gegenwärtig, wenn 
gleich in einem befchränkten Maaße behauptet werden müffen, 
gehört aber an einem andern Plage, und wird in dem folgen- 
den H. näher erörtert werden #). 


| $. 59. 
Nehtlihe Wirkungen eines gültigen Verloͤbniſſes. 


% 

Jedes gültige Verlöbniß Hat gegenwärtig im Allgemeinen 
die Wirkung eines rechtöverbindlichen Vertrages, und es ent⸗ 
fpringt daraus eine Reihe von rechtlichen Verpflichtungen und 
Verbindlichkeiten, die theils mittelſt gerichtlicher Klagen und 
Einreden geltend gemacht werden koͤnnen, theils auch dadurch 
rechtliche Wirkungen aͤußern, daß eine Verletzung der im Ver⸗ 
loͤbniß enthaltenen Verpflichtungen von der einen Seite, den 
andern Theil berechtigt, vom Verlöbniß zurüczutreten und, 





44) Bol, die Bemerkungen 
in den Schlesw. Holft, Anzeigen 
vom Sahre 1833 ©, 34 in der 
Note. 


45) Verordnung vom 22ften 
Aug. 1642, daß unter Leuten 
gemeinen Standes die Geſchwaͤn⸗ 
gerte fchlechterdings zu heirachen 
ſey, wenn die eheliche Zufage ers 
Falck's Zandbuch IV. 


wieſen wird. C. C. H. I. Bd. 
S. 385. Verordnung wegen der 
Verloͤbniſſe vom 22ften Dechr. 
1786 $. 7. Sin den Schlesw. 
Holſt. Anz. a. a. O. dürften in 
Beziehung auf die rechtlichen 
Wirkungen der erfolgte Bei— 


ſchlaf und die hinzugekommene 


Schwaͤngerung nicht gehoͤrig un⸗ 
terſchieden worden ſeyn. 


24 
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erforderlichen Falls, auf die Aufhebung des Verlöbniffes bei 

den Gerichten anzutragen. Als rechtliche Wirkungen der Ber: 
söbniffe find num folgende zu nennen: 1) die Verpflichtung 
der Verlobten, zur Haltung der Berlöbnißtreue. Diefe 
wird verleßt nicht nur durch unzüchtigen Umgang mit andern 
Perſonen und durch heimliche Entweichung, fondern auch durch 
Eingehung eines Verlöbniffes mit einer andern Perfon *). 

Hievon ift es eine Folge, daß jedes frühere gültig gefchloffene 
Verlöbniß vor dem fpateren den Vorzug hat, und zwar ohne 
Nücficht darauf, ob das eine oder dad andere Verloͤbniß 
ein bedingtes iſt. Denn auch das ältere bedingte geht dem’ 
jüngeren unbedingten vor #7), 2) Die Vermeidung, 
einer ungebührlichen Zögerung in Vollziehung 
des Eheverfprechend. ft bei Abfchluß des WVerlöbs 
niffes zur Eingehung einer Ehe eine Zeit befiimmt, fo ift diefe, 
infofern Feine rechtmäßige Entfchuldigungsgründe vorhanden 
ſind, von den Verlobten inne zu halten, Sonft gilt aber nach 
Roͤmiſchem Recht die Regel, daß wenn der Bräutigam in 
derfelben Provinz wohnt, die Braut zwei, fonft aber drei 
Sahre zu warten hat. Diefe Beftimmung wird indeß gegen: 
wärtig ald nicht mehr geltend betrachtet +3), vielmehr ift bei 
eintretender Zögerung des einen oder des andern Theild, eine 
nach den Umftänden und Verhältniffen abzumeffende Friſt rich: 
terlich feft zu fegen. Als eine unzuläffige Zögerung muß es 
allemal auch angefehen werden, wenn in Fallen, wo recht: 
liche oder factifche Hinderniffe der Eingehung einer Ehe ent: 
gegenftehen, der eine oder der andere Theil ed an den ernfts 
lichen Bemühungen fehlen laͤßt, diefe Hinderniffe aus dem 
Wege zu räumen. 3) Die gerichtliche Klage auf 
wirkliche Eingehung der Ehe felber, So gewiß es 





46) Gluͤck's Commentar 23fter Bd. S. 97. 
47) Gluͤck a. ad. ©. 109 u. f. 
48) Gluͤck's Commentar a. a O. S. 98 — 106, 
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ift, daß das Römifche Necht Feine Klage aus dem Verloͤb⸗ 
niffe giebt *2), fo ungewiß iſt ed, ob durch das Canonifche 
Recht eine Abänderung ift getroffen worden °°%). Eine fpäs 
tere Praxis nahm dagegen, geftüßt, wie es fcbeint, auf die 
YAusfprüche des Canonifchen Rechts über die für die Mannes 
perſon aus einem außerehelichen Beifchlaf entfpringende. Vers 
pflichtung °*), wenigftens für den Zall einer Schwängerung, 
eine unbedingte, klagbare Verbindlichkeit des Verlobten zur 
Vollziehung der Ehe an, und erachtete in diefem Fall die Anz 
wendung eines abfoluten Zwangs zur Vollziehung der Ehe 
für zuläffig *?). Gegenwärtig ift ed nun bei und entfchiedes 
nen Nechtens, daß aus dem Verlöbni auf Vollziehung 
der Ehe geklagt, und der Beklagte dazu verurtheilt, auch 
ein gewiffer executivifcher Zwang zur Gelebung des Urtheils 
angewandt werden kann. Zür Schwängerungsfälle war der 
ebenerwähnte Grundfat einer gemeinrechtlichen Doctrin ruͤck⸗ 
fichtlich Perfonen geringeren Standes in unfere ältere Geſetz⸗ 
gebung übergegangen °?). Dadurch war zugleich indirecte 
anerkannt, daß in andern Fällen, um die Vollziehung der Ehe 





49) L. 5. Cod, de sponsal, 
mit dem hinzugefügten Grunde: 
cum in contrahendis nuptiis li- 
bera potestas esse debeat, 

50) Cap. 17. X. de spon- 
sal, ſtimmt vollkommen mit den 
Grundſatz des Roͤmiſchen Rech—⸗ 
tes uͤberein, in den Worten: 

‚cum libera debeant esse matri- 

monia, (mulier) monendaest po- 
tius quam cogenda. Gluͤck's 
Eommentar a. a. D. ©. 82, 
Sin cap, 10. und in cap. 22, 


ift zwar von einem compellere- 


der geiftlichen Behörde die Rede. 
Mac) der Flaren Beſtimmung in 


cap. 17, werden darunter aber 
nur. ernftlihe Ermahnungen zu 
verftehen feyn. 

51) Cap. 1& 2%, X. de adul- 
teriis et stupro, Glüd’s 
Eommentar 2öfter Bd, ©. 51 


u. f 

52) Gluͤck's Commentar 
— Bd. S. 90 und 268ſter 
Bd. S. 163. 

53) Voi. die in Note 45. an⸗ 
geführten Verfuͤgungen, wor 
nach der Schwängerer, wenn 
das Eheverfprechen nur erwiefen 
wird, die Geſchwaͤngerte ohne 
Widerrede ehelichen foll. 
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zu bewirken, Fein abfoluter Zwang angewandt werden folle, 
obgleich die Praxis in diefer Beziehung wohl etwas weiter ges 
gangen feyn. mag'°*+). Gegenwärtig gelten in Betreff der 
Zwangsmittel, die gegen den, der erkannten Vollziehung des 
Eheverfprechens fich entlegenden, Theil zur Hand zu nehmen 
find, folgende Beſtimmungen. Es follen Feine Ehen erzwuns _ 
gen, fondern gegen den widerfirebenden Theil nur - gelinde 
Zmangsmaaßregeln angewandt werden. Der Regel nach find 
diefe Zwangsmittel auf bloße Geldbußen eingefchranft, und 
dieſen darf. nur; in. dem Falle:.förperliche Strafe fubftituirt 
werden, wenn dad: ganzliche Unvermögen des ungehorfamen 
Theils.den Gebrauch: der Gefängnißftrafe nothwendig macht. 
Die Beftimmung der Geldbuße in jedem einzelnen Fall bleibt . 
dem Ermeffen des Gerichts, das dabei allemal auf die Vers 
moͤgensumſtaͤnde des renitirenden Theil Ruͤckſtcht zu nehmen 
hat, überlaffen, und. wenn das Unvermögen des ungehorfas 
men Theild nicht erlaubt, von diefem Zwangsmittel zu der 
erwähnten. Abficht Gebrauch. zu machen, ift fiatt der Mulct 
höchftens auf eine-achttägige-Gefängnißftrafe bei Waffer und 
Brod zu erkennen 5%). Damit hat das Erecutiondverfahren 
ein Ende, Hiernach wird nun auch in Schwängerungsfällen 
fein eigentlicher Zwang zur. Erfüllung eines Eheverfprechens 
angewandt werden, und die Schwängerung höchftens die 
Wirkung haben Finnen, daß etwas firengere Strafen Anwen: 
dung finden als fonft 56), Damit überhaupt auf Vollziehung 





54) Namentlich ift früher die 
Vollʒziehung einer Ehe per pro- 
curatorem, wie es ſcheint, auch 


in Faͤllen, wo keine Schwaͤnge⸗ 


rung Statt gefunden Hatte, von 
den Gerichten verfügt worden. 


©. 


55) Dölgek iſt der wörtliche 


Sclesw, Holſt. Anz. für 1837: 
189. 


Inhalt eines an beide Obercon⸗ 
fiftorien erlaffenen Königl, Re⸗ 
feripts vom 24ften Jan. 1792, 
welches jedoch in Feiner unferer 
Geſetzſammlungen öffentlich be= 
fannt gemacht worden Äft. 

56) Das Maaf der Strafen 
iſt natürlich ein fehr verfchiedenes, 
Sn den Schlesw, Holſt. Anz. 
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der Ehe geklagt und das bisher befchriebene Verfahren eingeleitet 
werden fönne, wird natürlich erfordert, daß das Verlöbniß güls 
tig fey und daß die den Umftänden nach erforderlichen Bedin⸗ 
gungen in der Klage angegeben und demnächft bewiefen wer⸗ 
den. Nach dem Angeführten Fann es niemals nothwendig feyn, 
in der Klage des Beifchlafs oder der ftattgehabtenSchwängerung 
zu gedenken 57), 4) Verpflichtung zum Schadenser— 
faß, wegen nicht erfüllten Eheverfprechend, Sind 
nämlich die im Vorigen erwähnten erecutivifchen Maaßregeln, 
um den widerftrebenden Theil zur Eingehung der Ehezu bewegen, 
ohne Erfolg erfchöpft, oder wenn überhaupt nicht auf Ers 
füllung eines Eheverfprechens geklagt werben kann, weil z.B. 





für 1837 ©. 189 und 1839 ©. 
35. fommen DBrüden von 8 
und 16 Nibtir., gefchärfte Brüs 
chen auf das Doppelte, oder auch 
Sefängnißftrafe bei Wafler und 
Brod von 24 Stunden vor, 
57) Ueber die Nothwendig— 
feit, die Bedingungen der Gül; 
tigkeit in der Klage zu nennen, 
3. B. den Conſens des Vaters, 
oder den Umſtand, daß die Kins 
der mindig und nicht mehr in 
Koft und Brod der Eltern find, 
vol. Schlesw. Holft. Anz. 1838 


S. 223 und 1839 S. 220. 


Wird unter der im Rubro felcher 
Klagen erwähnten copula car- 
nalis bloßer Beiſchlaf verftanden, 
fo gehört fie niemald mit zum 
Klagegrunde,, und wenn damit 
eine Schwängerung bezeichnet 
werden foll, fo ‚gilt fireng ges 
nommen auch daffelbe.. Im 
Fall notorifher Schwangerfchaft 
ift aber die Erwähnung der 
Schwaͤngerung durch den angebs 
“lichen Bräutigam nichts anders 


als eine anticipirte und mit dem 
Klagegrunde verbundene Neplik, 
In practifher Beziehung ift es 
daher gleihgültig, ob die Be: 
hauptung der Schwängerung als 
Klagegrund oder ald Replik aufs 
gefaßt wird, da die Klägerin 
fowohl das Eheverfprechen, als 
die Schwängerung durch den ans 
geblihen Bräutigam, zu beweis 
fen hat, Schlesw. Holft. Anz. 
von 1838. ©. 34. Der vollftän: 
dige Gang der Verhandlungen 
ift aber fo zu denfen, daß der 
Deklagte dem behaupteten Ehes 
verfprechen eine. Einrede entge; 
gengefeßt und dieje durch Beru⸗ 
fung auf die notorifhe Schwan⸗ 
gerſchaft der ‚Klägerin fofort li⸗ 
quide macht. Gegen diefe Eins 
rede bringt denn die Klägerin die 
Replik vor, daß der Beklagte 
feldft der Schwängerer fey. Dal. 
die Verfügung vom 24ſten April 
1794 und Patent vom dten Aug. 
1826 9. 2. 
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der andere Theil mittlerweile verehelicht worden ift, oder auf 
andere Weife, 3. B. ald Katholil, durch Eintritt in den geifts 
lichen Stand fich in die Lage verſetzt hat, die verfprochene 
Ehe nicht eingehen zu können, fo fteht dem auf diefe Weife ges 
täufchten Theile eine Klage auf Schadenserfag zu. In Fällen 
aber, wo der eine Theil lediglich auf Aufhebung des Ders 
Löbniffes Hagen, oder einer Eheflage eine Einrede entgegens 
ſetzen kann, wird ein Anfpruch auf Entfchädigung wegen der 
vereitelten Hoffnung auf die Ehe nicht begründet feyn, wenn 
es gleich in ſolchen Fällen einer Berfchuldung des einen Theils 
beizumeffen ift, daß der andere Verlobte die Eingehung der 
‚Ehe mit Grund verweigert. Der Betrag des dem Hagenden 
Theil gebührenden Schadenserſatzes iſt übrigens In allen Faͤl⸗ 
Ien nach richterlichem Ermeflen, und nicht gerade immer nach 
den pecuniairen Vortheilen zu beftimmen, welche der klagende 
Theil durch Eingehung der Ehe erlangt haben würde ?®). 
Ehe eine Klage auf Entfchädigung wegen nicht gehaltenen 
 Eheverfprechend begründer ift, müffen in dem erfigenannten 
Fall die, auf die Vollziehung der Ehe gerichteten, Zwangs⸗ 
mittel angewandt und erfchöpft worden feyn °?). Daher kann 
die Klage auf Entfchädignng mit der Ehellage nicht cumulirt 
werden 6°). Dies wird jedoch in Schwängerungsfällen nicht 
wegen der Klage auf Erftattung der Mochenbettskoften und 
auf die Alimentatlon des Kindes gelten, da diefe Forderungen 
Beineöweges erft durch Nichterfüllung des Eheverfprechens 
begründet werden. 5) Nach einer älteren Verordnung follen 
Verlobte nicht in einem Haufe bei einander wohnen, und wo 
irgend möglich, fich innerhalb fechd Wochen nach dem Vers 
loͤbniß trauen laſſen 6"). Da diefe Vorfchrift fich auf die in 


58) Saite, Holſt. Anz. . 61) Verordnung vom 16ten 


von 1839 ©. 237. März 1637. C.,C.H.L2. 
59) Schlesw. Holſt. An. ©. 389. Sie ift für einige Hole 
von 1839 ©. 35. fteinifche Diftricte unterm 15ten 


60) Schlesw. Holſt. Anz. Juli 1762 eingefchärft worden. 
von 1837 ©. 277. 
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früheren Zeiten vorgefchriebenen, jeßt nicht mehr erforder: 
lichen, folennen Verlobungen bezieht, fo ift mit Grund zu bes 
haupten, daß die angeführte Beftimmung gegenwärtig Feine 
Anwendung finden kann °2), v — 


$. 60. 
Aufhebung der Verlöbniffe 


Wie alle Verträge überhaupt, fo können auch Verloͤbniſſe, 
ehe es zur Erfüllung derſelben gekommen iſt, witderum aufges 
hoben und wirkungslos gemacht werden, und zwar ohne daß 
gegenwärtig es für die Auflöfung eines Verlöbniffes befonderer 
Formen bedarf. Nach einer älteren Praxis durften zwar fürms 
liche und feierliche Verlöbniffe nicht durch beiderfeitige Eins 
willigung der Contrahenten ohne Auctorität der Confiftorien 
wieder aufgehoben werden 6°), Allein diefer Grundfag ift 
längft aus unferer Praxis verfchwunden 6), L Die 
Gründe, aus welchen Sponfalien aufgehoben werben, find 
folgende: 1) wie fich von ſelbſt verfteht, der Tod des einen 
oder andern Xheild. 2) Einwilligung beider Theile ohne alle 
Beſchraͤnkung, namentlich ift dazu die Einwilligung derer nicht 
erforderlich, welche in die Vertöbniffe willigen müffen. Die 
Bereinbarung wegen Aufhebung eines Verlöbnifles kann übris 
gend auch ftillfchweigend erfolgen und eine ſolche Vereinba⸗ 
rung liegt ohne Zweifel immer darin, wenn Mahlfchat und 
Brautgeſchenke von dem einen Theil zurüdgefandt und von 
dem andern Theile angenommen werden. 3) Einfeitige Aufs 
kündigung des Verlöbniffes iſt im Allgemeinen ohne rechtliche 


. 62) Eatlifen’& Anleitung Handbuch 1. Bd. ©. 252 und 

2te Aufl. S. 64. betrachtet die S. 268. 

Borfchrift indeß als noch gegene 64) Erb. Mag. I. ». S. 

waͤrtig geltend. 623. Calliſen a a. O. be 
63) Taf Anleitung Ite Aus: trachtet indeß den älteren Grund⸗ 

gabe ©. 110, Schrader's fa noch als geltend. 
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Wirkung 6%). Ausnahmsweife ift indeß ein einfeltiges- Zus 
ruͤcktreten vom Verlöbniß den unmündigen, oder in Koft und 
Brod der Eltern befindlichen, Kindern , fo wie den Pupillen 
geftattet, welche ohne Conſens der Eltern und Vormuͤnder fich 
verlobt und diefen Confend noch nicht erhalten haben °°), 
4) Das Eintreten einer dem Verlöbniß hinzugefügten Refolus 
tiobedingung und die Gewißheit, daß eine auffchiebende Bes 
dingung nicht eintreten werde. Gleiche Wirkung hat die Ge⸗ 
wißheit, daß ein Ehehinderniß nicht zu Befeitigen ift, ed mag 
vorher vorhanden gewefen oder erft nach Eingehung des Vers 


loͤbniſſes eingetreten feyn *7). 


nach erfolgtem Aufgebot. 


5) Eingetretene Präclufion 


Auch wird 6) die fruchtlofe Ans 


wendung der gefeßlichen Zwangsmittel, um den renitirenden 
“Theil zur Eingehung der Ehe zu bewegen, gleiche Wirkung 
haben müffen. Es kann endlich 7) ein Verlöbniß durch riche 


terlichen Spruch aufgehoben werden. 


Derjenige namlich, 


welcher von einem Verloͤbniſſe zurüdtreten will, fteht auf die 
- Yufhebung des Derlöbniffes eine Klage (die Repudienklage) 
- 3u, oder er kann auch daffelbe Recht mittelft einer Einrede 
gegen eine Ehellage geltend machen. Um ein gerichtliches Er⸗ 


65) Daf das Roͤmiſche und 
vielleicht auch das Canoniſche 
Recht eine einfeitige Aufkuͤndi⸗ 
gung des Verloͤbniſſes geftattes 
ten, ift offenbar bloß eine Folge 
von der unvolllommenen Ver⸗ 
bindlichfeit, welche, nad) jenen 
Strafen, durch das Verloͤb⸗ 


niß bewirft wurde, und ift mit - 


— Anſicht nicht vereinbar⸗ 


66) Reſcript vom 17ten März 
1664, daß Eltern, deren Kinder 
von eigenmächtig getroffenen 
Verloͤbniſſen — Urſachen 


ihrer Verweigerung zu geben, 
nicht ſchuldig ſeyen. Verordnung 
vom 22ſten Dec. 1786 $. 3. 


67) Ehehinderniffe, welche 
erft fpäterhin eriftent werden, 
find jegt fehr felten. Sie koͤn⸗ 
nen indeß z. B. bei dem Einfhuß 
in die Wirtwencaffe, bei Erftats 
tung genoffenerlinterftüßung aus 
der Armencaſſe u. f. w.. eintreten. 
So lange noch Ehen in secundo 
genere affinitatis verboten wa; 
ren, Eonnten Ehehinderniffe der 
Are viel häufigen vorkommen, 
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Fenntniß zu erlängen, "wodurch das Verloͤbniß aufgehoben 
wird, find rechtmäßige Urfachen erforderlich. Dazu gehören 
a) alle Gründe, welche dad Verloͤbniß nichtig machen. 
b) Eine dem andern Theile zur Laft fallende Uebertretung der 
durch das Verlöbniß begründeten Verpflichtungen. c) Uners 
wartete Veränderung in den Umftänden und Verhältniffen des 
andern Theiles. Weiche Veränderungen für hinreichend zu . 
achten find, um die Aufhebung eines Verlöbniffes zu vers 
langen, ift großentheild dem richterlichen Ermeffen uͤberlaſſen. 
Unfere Rechtöquellen erkennen einzelne Krankheiten, wie Aus⸗ 
fa und Lähmung, eingetretene Blindheit und Eörperliche Ver: 
unftaltung als hinreichende Gründe an 6°), Unzweifelhaft 
‚gehört auch dahin, wenn der eine oder andere Theil nach Eine 
gehung des Verlöbniffes fich einem fchlechten Lebenswandel 
ergiebt, oder feine Religion andert 6°)... Ueberhaupt wird der 
Gefichtspunet aufzufaffen feyn, daß nur folche Veranderuns 
gen der Umftände in Betracht kommen, welche eine unglüds 
liche Ehe befürchten Taffen 7°). II. Die rechtlichen Fol 
gen der Aufhebung eines Werlöbniffes beftehen darin, daß 
4) jeder Theil nun die Befugniß hat, ein etwa anderweitig 
eingegangenes Eheverlöbniß zu erfüllen, oder ein anderweis 
- tiged Verlöbniß zu fchließen. .2) Was den Mahlſchatz und. 
die Brautgefchenfe betrifft, fo find verfchiedene Falle zu uns 
terfcheidens a) Hat der Tod das Verlöbniß getrennt, fo ift 
ed ohne Zweifel dem Gebrauch gemäß, daß jeder Theil die 
empfangenen Gefchenfe behält. Wird b) das Verlöbniß mit 
gegenfeitiger Einwilligung aufgehoben, fo erhält jeder Theil 





68) Cap. 25. X. de jurejur. 


Bor, 
69) Gluͤck's Kommentar 
älter Bd. ©. 107. 


70) Beiden Verlöbniffen wird: 


alfo in einem gewiſſen Maaße 


Cap. 3. X. de conjug. lepro- 


die Clauſel „rebus sic stanti- 
bus’*als eine ſtillſchweigende Ber 
dingung angefehen, aber doch 
feinesweges in dem Maaße, wie 
von Vielen ift angenommen wors 


den. Bol. Weber von der na⸗ 


türlichen Verbindlichkeit S. 386. 


D 
x 
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das von ihm Gegebene wiederum zuruͤck, und daſſelbe wird 
auch gelten muͤſſen, wenn c) dad Verloͤbniß in Folge einer 
DVerfchuldung ded andern Theild aufgelößt wird. Nach ges 
meinem Recht kann in folchen Fällen der Unfchuldige das 
Empfangene behalten, und das Gegebene, auch wenn er 
nichts erhalten hat, ‚noch einmal fo viel als gegeben ift, 
zurüdfordern 72), Da aber darin allemal eine Privatftrafe 
liegt, fo wird jener Grundfaß bei uns Feine Anwendung 
mehr finden. Die fonft im Herzogthum Schleswig übliche 
Dbfervanz, daß die Unterconfiftorien bei Wiederaufhebung 
eingegangener Sponfalien die arrha sponsalitia zur Vers 
theilung unter ihre Mitglieder einzogen, ift gefeglich aufs 
gehoben worden 72), 3) Iſt die Erfüllung eines Verlöbniffes 
durch Eingehung einer Ehe mit einer andern Perfon, oder In 
anderer Art und Weiſe rechtlich unmöglich geworden, fo ift 
die fchon erwähnte Entfchädigungsflage begründet, fo wie 
endlich 4) in Fällen, wo durch Schuld des andern Theils ein 
Derlöbuiß aufgehoben wird, die etwa verabredete Conven⸗ 
tionalpön wird eingeflagt werden können, 





71) Thibaut's Pandecten $. 313. 
72) Refeript-vom 17ten Zuli 1801. 





Drittes Kapitel. 
Bon der Eingehung der Ehe. 


$. 61. 
Bon dem Ehevertrage und deffen Erforderniffen. 


&; ift zwar eine irrige Auficht, wenn bisweilen die Ehe fels 
ber ald ein Vertrag oder’ als ein vertragsmäßiges Verhältniß 
bezeichnet wird. Das ift die Ehe nun zwar nicht. Allein 
die Begründung des ehelichen Verhältniffes wird allemal durch 
einen Vertrag vermittelt, und zwar muß diefer Vertrag nach 
jeßigenn Rechte 1) im feierlicher Form eingegangen 
werden. Seierlichkeiten bei Eingehung der Ehe waren fchon dem 
Römifchen Rechte nicht fremd, fo wie nach der Sitte im ganzen 
Mittelalter nicht bloß eine feierliche, fondern eine beftimmte 
Tirchliche Form überall gebräuchlich war, nämlich die kirch⸗ 
liche Einfegnung oder Trauung (benedictio sacerdotalis, co- 
pulatio sacerdotalis) 73), Allein jene Formen und Zelers 
lichkeiten beruhten keinesweges auf einer rechtlichen Nothwens 
digkeit, vielmehr wurden nach dem Canonifchen Rechte forte 
* während formlos eingegangene Ehen (sponsalia de praesenti) 
als vollfommen gültig anerkannt 7*), bis das Tridentinifche 


73) Geſchichte der kirchlichen 
Einfegnung oder Copulation der 
Ehe. Lüneburg 1808, 

74) Es galt immer die Res 

el: consensus facit nuptias. 


Gluͤck's Commentar 24ſter Bd. - 


S. 334. Bon den sponsalibus 
de praesenti handelt ausführlich 
Gluͤck im Kommentar 2dfter 
Dd. ©, 62 u. fe Außerdem 


kann noch bemerft werden „ daß 


der Ausdruck sponsalia de prae- 
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Concilium (1563) die älteren Grundfäge in diefer Beziehung 
änderte 7+). Weil indeß auch früherhin die priefterliche 
Trauung factiſch die regelmäßige Form war,, in welcher Ehen 
eingegangen wurden, fo erhob das proteftantifche Kirchenrecht 
dasjenige, was bisher facrifch üblich war, zur rechtlich nothz 
wendigen Form für die Eingehung der Ehe, und diefer Grund: 
ſatz ift fortwährend im Allgemeinen für die chriftlichen Reli: 
gionspartheien bei und geltend geblieben 7°), wenn nicht etwa 
einzelne feparatiftifche Secten von der Tirchlichen Trauung 
dispenfirt worden find 77). Gegenwärtig ift alfo nach unfern 
Sandesgefeßen die Tirchliche Trauung, die einzige mögliche 
Form, in welcher eine Ehe bei und eingegangen werden kann. 
Daß indeß die Gültigkeit der auswärts eingegangenen Ehen 
von Randeseinwohnern nach den an jedem Drte geltenden ges 
ſetzlichen Vorfchriften zu beurtheilen fey, ift fchon eine Folge 
allgemeiner Rechtsgrundfäge. Ju der Trauung kann man 
übrigend zwei verfchiedenartige Geſchaͤfte unterfcheiden, 





senti nach dem Sprachgebrauche 
der Canoniften auch noch eine 
‘andere, hier freilich nicht in Bes 
tracht fommende, Bedeutung 
hat, und bisweilen eine durd) 
Deifchlaf noch nicht vollzogene 
Ehe bezeichnet. Gluͤck's Coms 
mentar 2dfter Bd. S. 266. 
75) Conc, Trident. Session 
XXIV. cap. 1. de reform. ma- 
trim. Darnach foll zur Einges 
‚hung der Ehe eine förmliche Ers 
klaͤrung in Gegenwart des com⸗ 
petenten Pfarrers und zweier 
oder dreier Zeugen, erforderlich 


feyn. 

776) Kirchenordn. von 1542 
in Cronhelm's Ausgabe S. 
32. Die Verlobten „ſcholen yn 
bywefende der Lüde, na older 


Landes wife, van den Kerken- 
deneren vnde van nenen Leyen 
thohope gegeuen werden, na 
der wife, alfe ym Fleinen Cate⸗ 
chismo Lutheri geſchreuen fteit.” 
Dadurch ift die Beſtimmung im 
Juͤtſchen Lov 1,27. aufgehoben. 
Die geltende: Hauptverordnung 
über das Aufgebot und die Trau⸗ 
ung fünftiger Ehegenoffen iftvom 
2öiten Nov. 1800. Nach $.21. 
fol die ebenerwähnte Verord— 
nung auch fremden chriftlichen 
Slaubensgenoffen zur Vorſchrift 
dienen, 

77) Eine folhe Ausnahme 
findet State ruͤckſichtlich der Se= 
paratiften in Altona nad dem 


Reſcript vom 15ten Sept. 1747, 
Chron. Samml. 1833 S. 309. 


Zweiter Abfchnitt. Das Cherecht. 884 


Einerfeit3 liegt darin die Solennifirung eines bürgerlichen 
Contracts, oder ein bürgerlicher Act, und andererfeits eine 
religiöfe Weihe, oder ein Firchlicher Act. Auf beide Beſtand⸗ 
theile des Gefchafts ſcheint durch die zwiefache Benennung 
bingewiefen zu feyn, welche ſowohl in der deutfchen als im 
der fateinifchen Sprache üblich ift 7°). 2) Die Eingehung 
einer Ehe mittelft priefterlicher Trauung muß ferner ohne 
alle Bedingung geichehen. . Dies feßen die in der protes 
ftantifchen Kirche von Altersher. gebräuchlich gewefenen und 
noch gebräuchlichen Trauungsformulare außer Zweifel. Der 
Grund dazu ift ohne Zweifel in der Anwendung der folennen 
Form zu fuchen, da ed immer natürlich feyn wird, die So= 
Iennifirung eines Gefchäfts fo lange aufzufchieben, bis man 
über die Unbedingtheit deffelben die volle Gewißheit hat. 
Dadurch ift nun das Canoniſche Recht in einer Beziehung abs 
geändert worden, inſofern es den’ bei Eingehung einer Ehe 
hinzugefügten, dem Wefen der Ehe widerftreitenden, Bedin⸗ 
gungen die Wirkung beilegt, daß dadurch die Ehe nichtig, 
oder vielmehr die wirkliche Eingehung einer Ehe ausgefchlofs 
fen wird 7%). Die Gültigkeit eier eingegangenen Ehe hängt 
8) davon ab, daß Feine trennende Ehehinderniffe vorhanden 
find, und daß die Eingehung alle Eigenfchaften eines gültigen 
Vertrages habe. Im Allgemeinen namlich ſteht auch der 
durch den Trauungsact folennifirte Ehevertrag unter den alls 
gemeinen Vorfchriften über die Verträge, fo daß Zwang, Bes 
trug und Irrthum auch die mittelft priefterlicher Zrauung eins 
gegangene Ehe nichtig machen ®°). Die Trauung felbft muß 





78) DieAusdrüde: Trauung, Gluͤck's Commentar 2öfe 20. 
copulatio bezeichnen die buͤrge⸗ ©, 7 u. ©. 13. 
liche, dahingegen die Ausdrücke: — 
Einſegnung, benedietio, die 80) Ein Beifpiel von Nich⸗ 
kirchliche Seite des Geſchaͤfts. tigkeit der Ehe wegen Irrthums 
79) Cap. ult. X. de cond. enthalten. die Sclesw; Folk. 
adpositis in desponsationibus. Anz. von 1839 ©. 137, 
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endlich 4) im gefeglicher Form vorgenommen werden, 
Dazu gehört: a) daß derſelben das Aufgebot vorangegangen 
oder daß das Brautpaar von der Verpflichtung zum Aufge⸗ 
- bot befreit fey, und b) daß die Trauung am gehörigen 
Drte und von dem competenten Prediger vorgenommen 
werde. Ueber die beiden, unter a) und b) genannren, 
Puncte find aber der gefeglichen Beftimmungen fo viele, daß 
fie befonders hervorgehoben werden müffen. 


$. 62. 
Snsbefondere 4) vom Aufgebot. 


Dad Aufgebot der Brautleute (Proclamation, Abluͤndi⸗ 
gung) wird in der Kirchenordnung zunächft ald eine Kirchliche 
Fuͤrbitte characterifirt.®*), und hat auch fortwährend diefen 
Character behalten, Außerdem ift aber das Aufgebot zugleich 
als eine Einrichtung benußtworden, um das Vorhandenfeyn 
von Ehehinderniffen, insbefondere, und jegt ausfchließlich, das 
Vorhandenfeyn anderweitiger Verlöbniffe zu erfahren. In 
diefer. Beziehung Ift dad Aufgebot einem gerichtlichen Proclam, 
oder einer Edictal= Citation gleich zu achten ®?). I. Das 
Aufgebot felber. Die über das Aufgebor geltenden ges 
feglichen Beflimmungen find folgende: 1) das Aufgebot, in 
welchem die, Fünftigen Ehegatten und ihre Eltern zu nennen 





- 81) Die Kirchenordnung von 
4543.©. 33, der Cronhelm: 
fhen Ausgabe verbietet die 
Trauung derjenigen, „welcker 
nicht ein mal edder twe, apen⸗ 
bar yn der Kercken affgefündiger, 
unde des gemenen Bedes deels 
hafftich ſ ind worden.“ 


82) Weder das Altarbuch von 
Dlearius, noch die neue Kir⸗ 


‚für das Aufgebot, 


chenagende enthält ein Formular 
Disweilen 
befteht dies bloß in Namhaftma⸗ 
hung derer, die getraut werden 
wöllen mit einer Fürbitte, bie 
weilen wird auch die Auffordes 
tung hinzugefügt: daß wer et; 
was wider die beabfidhtigten Eher 
verbindungen einzuwenden habe, 
fih zur gehörigen Zeit und am 
gehörigen Orte melden müfle. 


Zweiter Abfchnitt. Das Eherecht. 883 


find, fol drei Mat an dreien verfchledenen auf elnander fol 
genden Sonntagen gefchehen ®?) und zwar 2) in der Kirche 
des Kirchfpield, wo das Brautpaar oder der Eine von ihnen 
zur Zeit feinen ordentlichen Aufenthalt hat. Beträge der Aufs 
enthalt fein volles Fahr, fo müffen die Brautfeute fich außer: 
dem noch in der Parochle, wo der Aufenthalt eines Theils 
Ein Fahr gedauert hat, und bei Ermangelung eines folchen 
einjährigen Aufenthalts in der Parochie feiner Heimath aufs 
bieten laffen 2*). Jedoch kann diefes Aufgebot an einem frü= 
heren Aufenthaltsorte oder in der Heimath unterbleiben, wenn 
ein obrigkeitlicher Erlaubnißfchein wegen Eingehung der Ehe 
beigebracht wird. - Einheimifche Obrigkeiten follen diefe Ers 
Taubniß nur, nach unterfuchter Sache, und bei unverdächtig 
befundenen Umftänden gegen den, von der fonft aufzubietens 
den Perfon, abzulegenden Eid, „daß der Ehe fein anderes 
Eheverfprechen und überhaupt Fein rechtliches Hinderniß im 
Wege fteht,” ertheilen 8%). Nach dem drirten Aufgebot muß 
noch mit der Trauung oder mit Ausftellung der behuf derfels 
ben zu ertheilenden -Befcheinigung noch eine volle Woche ges 
wartet werden 8%). 3) Erfolgt auf das Aufgebot eine Eins 
fage bei dem Prediger, fo wird zwar dadurch die Proclama⸗ 
tion der Verlobten nicht fiftirt 37), aber die Trauung ift auss 
zuſetzen. Auf Feine bei dem Prediger gefchehene Einfage foll 
Länger “als vier Wochen Rücficht genommen werden, wenn 





= Berorömung vom 2a 
Nov, 1800 $.1 u. 2. 

:84) — Verordnung 

8u 


85) TER Verordnung 
g. 5 u. 6. Da die Hamburgis 
ſchen Behoͤrden die Ertheilung 
des im Texte erwaͤhnten Erlaub⸗ 
nißſcheins abgelehnt haben, ſo 
kann in vorkommenden Faͤllen 


das Aufgebot in Hamburg nicht 
vermieden werden. Reſcript an 
die Holſteiniſchen Kirchenviſita⸗ 
toren vom 17ten Maͤrz 1831. 

86) Angefuͤhrte Verordnung 
$. 7, welcher zugleich das Fors 
mular der Befcheinigung enthält. 

ET) Refeript an die Olden⸗ 
burger Kirchenvifitatören: vom 
Teen Mär; 1825. 
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nicht der Einſagende vor Ablauf dieſer Friſt ein die Trauung wel⸗ 
ter ausſetzendes obrigkeitliches Inhibitorium bewirkt und dem 
Prediger infinuiren laßt °?). In dieſer Beftimmung Tiegt indeß 
nur eine Vorſchrift für den‘Prediger, wie langeer mitderXrauung 
Anftand nehmen muß; einem fpätererfolgten Inhibitorium wird 


‚aber feine Wirkung dadurch nicht benommen, Demnächft fol 


aber ein ſolches Inhibitorium auf Unhalten des. Gegentheils ſo⸗ 


fort wieder gehoben werden, wenn nicht zur FZuftification deſſel⸗ 
ben innerhalb ſechs Wochen nach der Ubgebung gerichtliche Las 
dung audgebracht ift ®?). Die Beantwortung der Frage: 
ob eine Verlängerung der Suftificationsfrift, ehe fie noch ganz 
abgelaufen ift, bewilligt werden kann ?°), fo wie das feruere 
Verfahren in der Sache beruht auf den gewöhnlichen proceſ⸗ 
fualifchen Grundfägen. IL Befreiungen vom Aufges 
bot. Bon dem Aufgebote find befreit: 1) die Schleswig» 
Holſteiniſche Ritterfchaft und die Befiger adelicher Güter und 
deren Kinder ?!). 2) Die Profefforen zu Kiel und ihre bei 





88) Angeführte Verordnung 
"89) Angeführte Verordnung 
8 


90) Ein Kefeript des Holfteis 
nifchen Oberconfiftoriums vom, 
Bten März 1830 befagt, daß die 
in dem’ $. 8. der Verordnung 
vom 28ften Nov. 1800 vorge: 
fehriebene ſechswoͤchige Frift Eeis 
ner Prorogation fähig fey und 
das Praclufum nad) der Verord⸗ 
nung vom Aten April 1797. von 
feldft eintrete. Die Sache ift ins 
def fo ganz Elar nicht. Denn 
wohl wird fid) behaupten laffen, 
daß der vorliegende Fall unter 


passus 2, der Verordnung vom. 


Aten April 1797 zu fubfummis 
ven fey, wornach die Praͤcluſion 


erft auf Anhalten des Gegen» 
theild zu erkennen iſt. Mas die 
Prorogation der Frift betrifft, 
fo koͤnnte man fich eher, auf den 
Srundfaß berufen, daß fo oft es 
auf. Ausbringung einer Ladung 
anfommt, der zu beobachtende 


Termin feine Verlängerung fäs 


ig fey. Allein diefe Beſtim⸗ 
mung gilt nad) den Verordnuns 
gen vom 14ten Mat 1796, vom 
dten März 1797 und 13ten 
März 1798 nur für das Plönts 


ſche Landgericht und Conſiſto⸗ 


rium, für die Oberbdicafterien 
und für die Macht der Geſchwor⸗ 
nen auf Fehmarn. 

91) Reſcript vom 10ten Nov. 
1777 und —— vom 26. 
Nov. 1800 $, 18. 


! 


Zweiter Abſchnitt. Das Eherecht. 886 


ihnen ſich beſtaͤndig aufhaltenden Toͤchter. Dieſe Freiheit 
kommt, wie in allen ſolchen Faͤllen, auch dem andern Theile 
des Brautpaars zu Gute, hoͤrt aber bei den Toͤchtern mit dem 
Abſterben des Vaters auf??). 3) Perſonen, deren Trauung 
wegen vorhandener Todesgefahr des einen Copulanden auf 
dem Krankenbette, oder weil die Braut hochſchwanger und 
der Entbinduͤng nahe iſt, im Haufe geſchieht. In dieſen 
Hallen ift jedoch ein obrigkeitlicher Erlaubnißfchein und eine 
eidliche Verficherung über die Abwefenheit von Ehehindernif: 
fen erforderlich. Auch fol die Dispenfationsgebühr bezahlt 
oder nachgelegt werden ?°). 4) Diejenigen, welche eine Dis; 
penfation vom Aufgebot oder einen fogenannten Königsbrief 
erlangt haben ?*). Dieſe Dispenfation wird jeßt für den 
größten Theil der Herzogthiimer von der Provinzialregierung 
auf Gottorf?°), jedoch für den vormals Fürftlichen Antheit 
des Herzogthums Schleswig von der, Hebungsbehörde des! 
Diſtricts, in welchem die Braut ihren ordentlichen Aufenthalt 
hat ?°), und infofern beide Brautleute zur Herzoglich-⸗Augu⸗ 
ſtenburgiſchen Schloßgemeinde gehoͤren, von dem Herzoge 





. 92) Verordnung vom 10ten 
Sept. 1777 und vom 28ften 
Sept. $. 18, imgleichen Kanzeleis 
fohreiben vom 3ten Det. 1812. 


: 93) Verordnung vom 18ten 
Nov. 1800 $. 18,3. Im Fall 
die Proclamation Statt gefuns 
den hat, und nad, der letzten 


Proclamation dievorgefchriebene, $. 1 


achttägigesrift, ohne daß Einfage 
gefchehen, abgelaufen ift, find 
die Beibringung eines obrigfeite 
lichen Erlaubnißſcheins und die 
eidliche Verfiherung über die Abs 
Falck's Zandbuch IV. 


weſenheit von Ehehinderniſſen 
nicht erforderlich. 

94) Weil mit der Dispenfa- 
tion vom Aufgebot zugleich die 
Befreiung von der Trauung in 
der Kirche verbunden iſt, wird 


dieſe Dispenſation gewoͤhnlich 


bloß Conceſſion zur Hauscopula⸗ 
tion genannt: Angef. Verordn, 


. 95) Inſtruction fuͤr die Prov. 

vom 15ten Mai 1834 

— 96) Angefuͤhrte Verordnung 

$..18, 5. en 1% 
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von Auguftenburg ?7) ertheilt. — Andere Eremtionen find 
in den Gefegen nicht genannt. Inzwiſchen wird fich von ſelbſt 
verfiehen, daß die zum Iandeöherrlichen Haufe gehörigen Per: 
fonen gleiche Berechtigung haben, wie die Mitglieder der 
Schleswig = Holfteinifchen Ritterfchaft. Daß im Uebrigen die 
Dispenfation vom Aufgebot nicht von der Verpflichtung be: 
freit, die gefchehene Befeitigung von Ehehinderniffen nachzus 
weifen, iſt fchon früher bemerkt worden. 


$. 63. 
2) Bon der Trauung. 


‚Die Trauung muß L von dem competenten Pfar— 
- ver. vollzogen werden. Der regelmäßige Zrauungsort ift in 
der Parochie, wo die Braut zur Zeit, da die Trauung vers 
langt wird, ihren ordentlichen Aufenthalt hat, oder auch an 
dem Orte der Hochzeit, wenn diefe an dem künftigen Wohn 
ort der Brautleute, oder bei nahen Angehörigen gehalten 
wird 98), Ausnahmen davon finden Statt 1) in Betreff 
der Garnifonsangehörigen, indem die Trauung folcher, 
wenn fie am Garnifonsorte und nicht an dem fonftigen ordents 
lichen -Zrauorte vollzogen wird, ohne Rüdficht auf den Auf⸗ 
enthaltsort der Braut, dem Barnifonsprediger beikommt ??). 
2) Durch Dimifforialed des competenten Predigerd. Diefer 
kann namlich mittelft einer fchriftlichen Beſcheinigung bie 
Trauung einem andern Prediger überlafen, hat jedoch wegen 


IT) Refeript vom 16ten Juni prediger bleibt es indeß bei der 
4795. älteren Vorſchrift in der Verord⸗ 

98) Verordnung vom 28ſten nung vom 28ften Nov. 1800 $. 
Nov. 1800 $. 10 u. 11. 42, wornad) für alle Garniſons⸗ 

99) Kanzeleipatent vom 11. Angehörige, ohne Rüdfiht auf 
März 1829. In Betreff der’ den gewöhnlichen Aufenthaltsort . 
etwa vor Erlaffung diefes Pas der Braut, der Garnifonsort 
tentes angeſtellten Garniſons⸗ der Trauungsort feyn foll. 


! 


Zweiter Abſchnitt. Das Ehereht. 887 


Unterfuchung der Ehehinderniffe felbft das Erforderliche wahr⸗ 
zunehmen 100). 3) Durch die Erlaubniß zur Haustrauung 
wird zugleich dad Recht erworben, fich an jedem beliebigen 
Drt im Lande trauen zu laffen; wobei jedoch dem fonft com⸗ 
petenten Pfarrer,. und als folcher wird in dieſem Falle der 
Pfarrer am Wohnorte der Braut angefehen, die Trauungs⸗ 
gebühr zufommt "). . Die Unterfuchung der Ehehinderniffe 
wird auch in diefem Falle dem zur Trauung gefeßlich compes 
tenten Prediger obliegen ?).. Die Trauung muß II. öffents 
Lich in der Kirche’vorgenommen werden, und darf nicht 
im Haufe gefchehen ?). In Beziehung hierauf ift 1) zu bes 
merfen, daß ausnahmsweiſe eine Trauung im Haufe in mans 
chen Fällen erlaubt if. Von der Trauung in der Kirche find 
nämlich befreit a) alle diejenigen, welche von der Verpflich⸗ 
tung frei find, fich aufbieten zu laſſen. Die nicht=recipirten 
Beſitzer adelicher Güter dürfen fich jedoch nur auf ihren adelichen 
Höfen, nicht aber außerhalb derfelben im Haufe trauen laſſen. 
b) Diejenigen Perfonen, die fich im Haufe eined Mitgliedes 
der Schleswig Holfteinifchen Ritterfchaft oder auf dem Hofe 
eines nicht = recipirten Gutsbeſitzers beſtaͤndig aufhalten, ohne 
zum Gefinde zu gehören. Halten diefe Perfonen fich bei einem 
nicht zrecipirten Guröbefiger auf, fo kann die Haustrauung 
nur auf dem Hofe gefchehen, und daffelbe gilt für die perföns 
lichen uñd Gutsbedienten auch der ritterfchaftlichen Lande 
faffen *). c) Die im Dienft ſtehenden Unterofficiere und 
Soldaten. Indeß wird den vom Lande ausgefchriebenen 
Randfoldaten nur während ihres zweijährigen Garniſonsdien⸗ 





4100) Verordnung vom 28ſten mung. Die in $. 16. enthaltene 
Mov. 1800 $.14u.15. Vorſchrift wird indeß auch hier 

1) Angef. Verordn. F. 16. Anwendung finden müffen. 

2) Die Verordnung vom 23. 3) Angef. Verordn. $. 9, 
Nov, 1800 enthält für diefen - 4) Reſcript vom 10ten Sept. 
Fall keine ausdrückliche Beftim: 41777. - 
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ſtes, oder während fie fonft zum Mititairdienft einberufen find, 
die Befugniß eingeräumt, fich im Haufe copuliren zu laſſen 5). 
‚ d). Die Eingefeffenen in dem Gerichtöfprengel des Münfter: 
dorfifchen Conſiſtoriums, welche nach gefchehener Proclamas 
tion’eine Erläubniß zur Hauscopulation von dem genannten 
Confiftorium erlangt haben). 2) Die Befreiung von 
der Hauscopulation ift lediglich ein Recht, 
und ed bleibt daher denjenigen, vie eine folche Befug—⸗ 
niß haben, unbenommen, darauf zu verzichten, und fich in 
der Kirche copuliren zu laflen. Steht den Brautleuten ohne 
Dispenfation die Freiheit vom Aufgebote zu, fo kann die 
Eopulation In der Kirche nicht die Verpflichtung zur Folge 
haben, fich auch proclamiren zu laſſen oder die Gebühren für 
Saudcopulationen zu bezahlen ?). Wird aber die Eonceffion 
zur Hauscopulation auch nur zur Befreiung vom Aufgebot 
benugt, die Trauung felbft-aber in der Kirche vollzogen, fo 
fol zwar die Gebühr für eine Haustrauung entrichtet werden, 
das fonft gewöhnliche Kirchenopfer aber wegfallen ®). 
Endlich gehört III. noch zur Vollſtaͤndigkeit des Copulations⸗ 
actd die Eintragung der Trauung in's Copula— 
tionsregifter mit einer vollftändigen Nachricht, über alle 
dabei in Betracht fommende Umftände, Durch diefe Einrichs 
tung wird der Beweis über die wirkliche Eingehung der Ehe 
gefichert )). Da vor der Iutherifchen Reformation formlos” 


— 


5) Verordnung vom A1ten 
Mai 1798, bett. die Grenzen 
zwifchen dem Civil: und Militaire 
ftande $. 26, und Verfügung 
vom 24ften Dct. 1836, 

6) Konfirmation des dem 
Münfterdorfiichen : Eonfiftorium 
unterm 16ten Juli 1655 ver« 
liehenen Privilegiums zur Ere 
theilung der Erlaubniß zu Haus; 
eopulationen vom 16ten März 


1830; in Michelfen’s und 
Asmuffen’s Archiv für 
Staats: und Kirchengeſchichte 
U. Bd. ©. 161. 


7) Refeript vom 18ten Det. 
1828. 


8) Refeript vom 2Iften April 
1820. 


9) Das Topulationsregifter 
gehört mir zu den Kirchenregis 
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‚eingegangene Ehen oder fogenannte sponsalia de praesenti 
gültig und zuläffig waren, mußte der Beweis, daß eine Ehe 
eingegangen fey, in manchen Fällen fchwierig werden. Dies 
fer Schwierigkeit abzuhelfen ift wohl der Zweck der im Juͤtſchen 
Lov *°) enthaltenen Beftimmuing, daß, nach dreijährigem 
offentundigen ehelichen Zufammenleben mit einem Manne, eine 
Beifchläferin für eine Ehefrau zu halten fey 13*8). Wenn jett 
etwa durch zufälligen Untergang oder durch unvolfftändige 
Führung der Eopulationsregifter der Beweis über die Eins 
gehung der Ehe nicht auf die gewöhnliche Weife durch Extracte 
aus den Kirchenbüchern ſollte geführt werden können, fo 

wird nichts anders übrig bleiben, als ver REN ber fonft 


zuläffigen Beweismittel, 





ftern, worüber zu vergleichen 
Circulair⸗Reſeript vom 6ten Aug. 


1762, wie hinführo die Kirchen⸗ 


regifter geführt werden follen, 
und Verfügung vom Iren April 
41763, betr. dad approbirte 
Schema dazu. 

10) —8 Lov J, 27. Das 
Wort flefefrich (concubina) 
muß hier eine Frau bezeichnen, 
deren ehelihe Verbindung mit 
dem Manne auf feinem oͤffent⸗ 
lihen Act beruhte, und daher 
zweifelhaft feyn Eonnte, 


41) Die Stoffe des Bifchofs 
Kanut zu dem.erwähnten Ka⸗ 
pitel des Juͤtſchen Lovs bezeichs 
net die Beſtimmung deffelben 
als eine gefeslihe Prafumtion 
und zwar mit Berufung auf 
1.24. D. de ritu nuptiarum, und 
mit der Bemerfung, daß das 
Canoniſche Recht eine folche Praͤ⸗ 
fumtion nicht anerfenne. Daß 


‚die Stelle des Juͤtſchen Lovs ger 


genwärtig feine practiſche Be⸗ 
deutung. haben fönne, ift fchon 
früher bemerkt worden, 


Biertes Kapitel. 
Bon den rechtlichen Wirkungen ber Ehe. 


$. 64. 


Ueberſicht diefer rechtlichen Wirkungen. Anfangs: 
punct des ehelichen Verhaͤltniſſes. 


Die rechtlichen Wirkungen der Ehe find fehr mannigfaltig 
und treten nicht bloß in den perfönlichen Verhältniffen der Ehe: 
gatten und der Kinder hervor, fondern äußern auch einen fehr 
erheblichen Einfluß auf die Vermögensverhältniffe der Ehe: 
gatten. Inſofern die perfönlichen Rechtöverhältniffe der Ehes 
gatten burch die Ehe beftimmt werben, find fie theils für beide 
Ehegatten gleich. oder gemeinfam, theils für jeden derfelben 
eigenthümlich,, indem der Mann einzelne befondere Rechte für 
fich erwirbt, und daffelbe ebenfalld bei der Frau vorkommt. 
Doch find die gemeinfchaftlichen oder gemeinfamen Rechte bei⸗ 
der Theile bei weitem die zahlreichften und die wichtigften. 
Im Folgenden find nun die aus der Ehe entfpringenden Rechts⸗ 
verhältniffe aller Art nach der angegebenen Clafjication dar: 
zuftellen. Vorher ift jedoch eine allgemeine Bemerkung vor: 
anzuſchicken, den Zeitpunct betreffend, mit welchem die rechts 
lichen Wirkungen der Ehe überhaupt ihren Anfang nehmen. 
Nach älterem Rechte traten mit der Abſchließung der Ehe, 
diefe mochte durch eine einfache Erflärung oder mittelft pries 
fterlicher Zrauung erfolgen, vie rechtlichen Wirkungen des 
ehelichen Berhältniffes nicht fofort ein, fondern erft mit der 
Beichreitung des Ehebettes, d. h., mit dem erften Beiſchlaf 
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unter den Ehegatten *?), Davon iſt der Grundſatz des Cano⸗ 
nifchen Rechtes über den Anfang der Schwägerfchaft eine 
Folge und in dem gewöhnlichen Sprachgebrauch ift noch 
infofern eine Spur davon übrig geblieben, ald vie Ge: 
trauten am Hochzeitstage nicht Eheleute, fondern Brauts 
Teute genannt zu werden pflegen. Gegenwärtig hat fich 
die ältere Anficht aus unferm Rechte verloren und mit der 
vollendeten priefterlichen Trauung nimmt nunmehr die Ehe mit 
allen rechtlich begründeten Wirkungen ihren Anfang. Aus 
den im Vorigen angegebenen Grundfägen über die rechtliche 
Form, in welcher die Ehe eingegangen werden muß, folgt 
übrigens unmittelbar und von felbft, daß keine Gefchlechts- 
verbindung, ohne Beobachtung jener Form, eine Ehe feyn 
und die rechtlichen Wirkungen derfelben haben fann, daß da= 
her eine fogenannte Gewiffensehe durchaus nur als ein uner: 
laubtes und ftrafbares Verhältniß anzufehen ift 18). Unfere 





12) S. Sp. I, 45. fagt ſchon, 
daß die Frau erft die Senoffin 
des Mannes werde, wen fie in 
fein Bert gehe. Aber noch uns 
verblüntter ift die Sachein mans 
hen Urkunden ausgedrüdt, fo 
daß über die wahre Bedeutung 
der Defchreitung des Ehebettes 
fein Zweifel obmwalten Eann. 
3.2. in den Ehepacten zwiſchen 
König Waldemar IV. mit der 

Schleswigſchen Prinzeffin Heil 
wig vom 19ten Mai 1340. 
Suhm’s Geh. Dänemarks 
XIH. Bd. &.775. Viele Dei: 
fBiele find gefammelt in Dreyer 
de termino effectuum civilium 
matrimonium a quo Kilonii 
1749 in 4, 

43) Die Frage über die Guͤl—⸗ 
tigkeit einer Gewiſſensehe (gl. 


oben S. 319, Note 5.) ift aus: 
führlicher erörtert in den Schrif- ⸗ 
ten über die Erbfolgerechte der 
Mantelfinder, Kinder aus Ges 
wiffensehen u. f. w. von Heffs 
ter, Berlin 1836 v. Died, 
Halle 1838 und in defielben 
Duplikſchrift für den Reichsgras 
fen Guſtav Adolph Bentinck. 
Leipz. 1839. Die einzige confes 
quente Weife, die Gewiſſensehe zu 
vertheidigen, fcheint die zu feyn, 
zu behaupten, daß noch jeßt zur 
Eingehung der Ehe die bloße Er⸗ 
flärung des consensus conjuga- 
lis genüge, und daß die priefterliche 
Trauung für nichts anders zu hal⸗ 
ten fey, als für eine ſchickliche 
Kundmachung der gefchloffenen 
Ehe (Hagemann’s practifche 


Erörterungen 1. Bd. ©. 142.), 
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Geſetze wenigftens geftatten eine. ſolche Verbindung auf Feine 
Weiſe. | 


$. 65. 


J. Derfönlide Rechtsverhältniffe der Ehegatten 
und der Kinder, 4) Die gemeinfamen Rechtsver— 
J haͤltniſſe der Ehegatten. Par 


Inſofern die perfönlichen Rechtsverhältniffe ver Ehegatten ge: 
„meinfam find, undgjeich für beide Theile, beziehen fie fich auf die 
. Erfüllung der, nach chriftlicher Lehre den Ehegatten obliegenden, 
in den Trauungsformularen ausdrücklich Hervorgehobenen, Vers 
pflichtungen, und find daher zum großen Theile, ihrem Wefen 

‚nach, mehr moralifcher als rein juriftifcher Natur. Was das 
Einzelne betrifft, fo find folgende befondere Verpflichtungen 
der Ehegatten hier namhaft zu machen: 1) die Verpflichs 

tung zum eigentlichen ehelichen Xeben, over die 
fogenannte eheliche Pflicht, jedoch unter den Befchrankungen, 
welche fich aus fittlichen Gründen ergeben. 2) Die Ber: 
pflichtung zur ehelichen Treue im eigentlichen 
Sinne des Wortes, d. h. zur Vermeidung eined ges 
fchlechtlichen Umganges mit andern Perfonen. 3) Die Bes: 
obachtung eines ſchicklichen und chriftlichen Bes 
tragensd. Mon der negativen Seite aufgefaßt gehört dazu, 
daß Fein Theil dem andern etwas feinem Leiblichen und geifti= 
gen Wohl Widerfireitended zumuthe, oder gegen den andern 
Theil dergleichen unternehme, Das Gegentheil eines fchid- 
lichen Verhaltens der Ehegatten gegen einander In diefer Be: 
ziehung kann in fehr verfchiedenen Graden vorfommen. Ins 
fofern es nicht-in förmliche Lebenönachftellungen übergeht, be= 


— — — 


mit andern Worten, daß noch ſowohl mit den Grundſaͤtzen des 
gegenwaͤrtig eine wahre Ehe, katholiſchen als des proteſtanti— 
mittelſt sponsalia de praesenti, ſchen Kirchenrechts in entſchiede⸗ 
eingegangen werden koͤnne. Un- nem Widerſpruch. 

verkennbar iſt aber dieſe Anſicht A 


{ 
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zeichnet man das, den Pflichten der Ehegatten widerftreitende 
Verhalten, als Sävitien oder unleidliches Betragen (mores 
intolerabiles), Das fchidliche Verhalten der Ehegatten foll 
fich.aber auch auf eine pofitive Weife äußern und zwar durch 
gegenfeitigen Beiftand in allen Verhältniffen ihres gemein- 
famen Lebens überhaupt, inäbefondere aber bei jedem Unge⸗ 
mach, welches fie treffen möchte, und welches fie gemeinfam 
zu tragen und fich gegenfeitig moͤglichſt zu erleichtern verpflichz 
tet find. Die bisher genannten drei Verpflichtungen haben 
zunächft einen rein fittlichen Character und erzeugen Feine ge⸗ 
richtlichen Klagen. Zwar werden auf erhobene Befchwerden 
des einen Theild richterliche Ermahnungen und Warnungen 
Anwendung finden fönnen. Die rechtliche Bedeutung der ges 
nannten Verpflichtung befteht aber lediglich darin, daß ihre | 
Berlegungen, wenn fie erheblich genug dazu find, den andern 
Theil dazu berechtigen, auf die Aufhebung der Ehe mittelft 
Scheidung anzutragen. Bei den folgenden Verpflichtungen 
der Ehegatten erfcheint dad Verhaͤltniß mehr als ein äußers 
liches und juriftifched. 4) Die Verpflichtung zum Zu— 
fammenleben (cohabitatio), Hierin liegt zweierlet, 
Erfilich, daß Mann und Frau ein und deflelben Domicilium 
haben, dasjenige nämlich, welches der Mann wählt. Ihm 
dahin zu folgen, ift die Frau verbunden, kann aber wieder: 
um fordern, daß fie der Mann zu fich nehme 12). Ohne 
Zweifel muß aber in der Verpflichtung der Frau, dem Domi⸗ 
cilium des Mannes zu folgen, eine Befchranfung eintreten, 
wenn Nücfichten auf ihre Gefundheit die Wahl eines andern 
Aufenthalts nothwendig machen und nach den Vermögensver: 

haͤltniſſen Beachtung finden Fönnen. Die Frage, ob die Frau, 
wenn der Mann, eines begangenen Verbrechens wegen, feis 
nen bisherigen Wohnort zur Strafe verlaffen muß, verpflich- 





14) Eihhorn’s Kirchenrecht IL Bd. ©. 446, 
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tet ſey, Ihm zw folgen, wird zwar auf verfchledene Welfe be: 
antwortet, ift aber ohne Zweifel am richtigften zu bejahen, 
infofern in dem Verhalten des Mannes Fein genügender Grund 
zur Ehefcheidung enthalten ift 5). Im Fällen nun, wo die 
Frau fich weigert, dem Manne zu folgen, oder wenn fie etwa 
von ihm getrennt gewefen ift, wiederum zu ihm zurüdzufehren, 
ann ihre Hinreife zum Manne durch Zwangsmittel und felbft 
durch einen zwangsmäßigen Transport bewirkt werden !°), 
In gleicher Art und Weife find rechtliche Zwangsmaaßregeln 
gegen den Ehemann zuldffig, um ihn zur Aufnahme der Frau 
zu bewegen. In beiden Fällen muß jedoch das Vorfchügen 
von Ehefcheidungsurfachen verbunden mir der Erklärung, fie 
auf dem Wege der Klage gleich geltend machen zu wollen, 
eine einftweilige Siftirung des Verfahrens bewirken. In 
der Verpflichtung zum Zufanımenwohnen Tiegt zweitens, 
daß felbft temporaire Entfernungen, inſofern fie willkuͤhr⸗ 
lich und grundlos find, in gewiffe Grenzen eingefchloffen 
ſeyn müffen. Rechtliche Bedeutung haben folche Entfernuns 
gen nur alddann, wenn fie den Character einer böslichen Ver: 
laffung annehmen. Daß eine Aufhebung des ehelichen Zufam: 
menlebend nicht durch Krankheit gerechtfertigt werde, wenn die 
Heilung eine temporaire Trennung der Ehegatten nicht noth⸗ 

wendig macht, ergiebt fich fchon daraus, daß Eheleute ein= | 
ander gegenfeitig zum Beiſtande in allen Nöthen des Lebens 
verpflichtet find. Ehegatten find 5) verpflichtet, fich gegen⸗ 


45) Ueber die KControverfe 
vol. Gluͤck's Commentar VI. 
Dvd. S. 279 u. f. Obgleich die 
Landesverweifung bei uns abge: 
ſchafft ift, fo läßt es ſich doch) 
denken, daß in einzelnen Fallen, 
in Folge von Begnadigungsge— 
fuhen, die Landesverweilung 
einer anderen Strafe fubftituirt 
würde, und die im Terte er= 
wähnte Frage iſt daher durchaus 


nicht als unpractifh anzufehen. 
16) Schlesw. Holft. Anz. 
von 1839 ©. 226. Wenn bier 
ald ein erlaubtes Zwangsmittel 
zur Miedervereinigung widers 
fpenftiger Eheleute der polizeis 
liche Transport genannt wird, 
fo ift nicht recht abzufehen, wars 
um der Transport gerade ein 
polizeilicher feyn fol, - 


Zweiter Abfchnitt. Dad Eheredht. 395 


feltig zu alimentiven. Von diefer gegenfeitigen Allmentationss 
pflicht der Ehegatten ift indeß bereitö gehandelt worden !7), 
6) Eheliche Liebe, wahre herzliche Zuneigung und gegenfeitige 
Achtung, wie fie unter Ehegatten Statt finden follen, wenn 
die Ehe rechter Art ift, kann zwar nur eine rein moralifche 
Pflicht ſeyn, und liegt ganz außerhalb der Örenzen gefeßglicher 
Vorfchriften. Das Recht, welches höchftend die Beobach⸗ 
tung eines gewiffen äußeren Anftanded, den Schein gegen: 
feitiger Achtung zur Pflicht machen Fonnte , behandelt gegen⸗ 
wärtig auch alles hieher gehörige als eine reine Gewiſſens⸗ 
angelegenheit der Ehegatten, geht aber doch von der Vors 
ausſetzung aus, daß ein gegenfeitiges Liebevolles Verhältniß 
in der Ehe wirkfich vorhanden fey. Darauf beruhen die im 
Proceß naher zu erwähnenden Vorfchriften, wornach der eine 
Ehegatte eineötheild in Sachen des andern für feinen glaub⸗ 
würdigen Zeugen zu halten, und anderntheild von der Ver⸗ 
pflichtung,, gegen den andern Ehegatten Zeugniß abzulegen 
befreit ift 18). 


$. 66. 
2) Befondere Rechte des Ehemannes in der Ehe. 


Das durch Eingehung der Ehe zwifchen Mann und, Frau 
begründete perfönliche Verhältniß beruht auf verfchiedenen 
Nechtögründen. Es ift hier 1) die Hausherrliche Ge: 
walt des Mannes zu nennen, welche er enrweder fchon vor 
der Ehe befefien hat, oder welche er wenigftens durch die mit 
Eingehung der Ehe gewöhnlicher Weife verbundene Gründung 





47) Siehe oben In diefem 
Bande ©. 308 u. f. 

18) Die Beftimmung des 
Roͤmiſchen Rechts, daß Ehegat- 
ten feine famosae actiones gegen 
einander anftellen können (Goͤ⸗ 


fhen’s Vorlefungen II. Sp. 
S. 39.), würde gewiſſermaaßen 
hieher gehoͤren, wenn wir in 
unſerm geltenden Rechte uͤber⸗ 
haupt noch actiones famosas 
haͤtten. 
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eined eigenen Haudftandes erwirbt, Zuvoͤrderſt fommt nun 
die Ehefrau unter die hausherrliche Gewalt. des Mannes. 
Dad ältere Recht ftellt die Ehefran in diefer Beziehung den 
Kindern und den Dienftboten völlig gleich 19). Wenn auch 
die Sitte der neueren Zeit in diefer Beziehung die Stellung 
der Frau In etwas gemildert hat, fo Laßt fich doch nicht vers 
fennen, daß das Grundverhältuiß noch immer in unferm 
Eherechte in derfelben Art anerkannt ift. : Der Ehemann wird 
nämlich noch jegt durch Eingehung der Ehe Famillenhaupt, 
und in diefer Eigenfchaft. Borftand und Leiter ded gemeinfas 
men Hauswejend. Kraft diefer hausherrlichen Gewalt kann 
der Mann in allen perfönlichen Verhältniffen und, in allen Ans 
gelegenheiten des Hausftandes auf die Beihälfe, Dienfte und 
Arbeiten der Frau Anfpruch machen, in diefer Beziehung 
Gehorfam und Folgfamkeit von der Frau verlangen, infofern 
er derfelben nichts Unfittliches, Rechtöwidriges und Unan⸗ 
ſtaͤndiges zumuthet. Er wird befugt zu achten feyn, diefe 
feine Rechte mittelft Selbfthülfe geltend zu machen, und wes 
gen Ungehorfamd oder fonftigen ungebührlichen Verhaltens 
der Frau eine Strafgewalr auszuüben, ohne in folchen Fällen 
für etwas anderes als für eine ungebührliche und gewaltthätige 
Behandlung verantwortlich zu feyn. Das zuläffige Maaß 
der dem Manne erlaubten IZwangsmaaßregeln und Strafen, 
welches überhaupt nach der Sitte ded Standes verfchieden 
feyn kann, laßt fich nicht genau beftimmen, und die Frage, 
ob in vorfommenden Fällen die rechtliche Örenze Inne gehalten 
oder überfchritten ift, muß Iediglich dem richterlichen Ermeffen 
überlaffen bleiben 2%). Es fteht dem Ehemanne 2) eine 
eigenthümliche Gewalt über die Frau (Ehevogtfchaft, po- 





ie Sürfches Lov I, 82. $. 2. hat hierüber eine beſtimm⸗ 
tere Vorfchrift, indem es in fol 
chenKällen bloß den®ebrauch von 

20) Das Zütfche Lov 11,82, Wehr und — unterſagt. 
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testas maritalis) zu, welche in den älteren Rechtsquellen 27) 
als eine wahre Vormundfchaft, jeßt haufig als eine Euratel 
bezeichnet wird 22). In dieſer ehemänniglichen Gewalt über 
die Frau liegt für den Mann die Berechtigung und ohne Zweifel 
auch die ausfchließliche Berechtigung, feine Frau in allen vors 
kommenden Gelegenheiten gegen dritte Perfonen außergerichts 
Tich zu ſchuͤtzen und erforderlichen Falls vor Gericht zu ver⸗ 
treten, fo daß felbft die Frau, ganz befondere Falle abgerechs 
net, ohne den Willen ihres Mannes weder für fich allein noch 
mit einem andern Eurator gerichtlich auftreten kann ?3), ohne 
daß es in diefer Beziehung einen Unterfchied machen wird, 
wie die Güterverhältniffe unter den Ehegatten geordnet find, 
fo daß auch, wenn eine Ehefrau bei getrennten Güterverhälts 
niffen fich die Dispofition über ihr Privatvermögen vorbehal⸗ 
ten hat, fie nicht deftoweniger durch ihren Ehemann vertreten 
werden muß ?*). Nach den beftehenden rechtlichen Verhälts 
niffen ift der Ehemann in folchen Fällen keinesweges bloßer 
curator ad litem, fondern unftreitig berechtigt, Namens 


. 21) ©. Sp. I, 45 $.1 und 
UI, 45. $. 3. In diefen Stellen 
wird der Mann ausdrücklicdy der 
Vormund feiner Frau genannt, 

22) In Unterfhriften von 
Urkunden, weldye eine Frau auss 
ftelle, iſt nichts gewöhnlicher, 
als daß der Mann ſich den ehes 
lihen Eurator feiner Frau nennt, 
und auch in dem fonftigen juris 
ftifhen Sprachgebrauch ift dieje 
Denennung ebenfalls nicht unges 


wöhnlih. Bol. 3. B. Schlesw. 


Holft. Anz. für 1838 ©. 28 u. 
©. 189 


23) Schlesw. Holft. Anz. für 
1838 ©. 28 u. ©. 189, im- 
gleihen für 1839 ©. 53. 

24) Das Schleswigfche Ober; 


gericht Hat zwar in einer Ent 
fheidung vom 15ten Sept. 1836 
(Schlesw. Holft. Anz. für 1837 
S. 162.) einen entgegengefegten 
Srundfaß angewandt, der fich 
indeß fchwerlich vertheidigen läßt, 
zumal da in diefem Puncte zwis 
fchen den Principien des Sach⸗ 
fenfpiegel& und des Juͤtſchen Lovs 
fid feine Differenz - nachweiſen 
laßt. Vgl. Schi. Holft. Anz. für 
1838 ©. 29. in der Note und 
insbefondere die Artikel von 
ehelicher Bormundfhaft 
in den Statuten, 3. B. Diths 
marfcher Landrecht 25, Eiders 
ftedter Landrecht IL, 7, Nord: 
firander Landrecht II, 11, Hus 
fumer Stadtrecht IL, 7, 
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“ feiner Frau (uxorio nomine) allein zu Fagen 2°). Dagegen 
wird es aber nicht zweifelhaft feyn fönnen, daß der Ehemann 
auch verpflichtet ift, die Rechte feiner Frau mittelft gericht: 
licher Hülfe gebührend zu fchüßen, und daß er zur Erfüllung 
diefer Pflicht angehalten, oder auch in folchen Fällen, wo 
der Mann die Erfüllung feiner Schußpflicht beharrlich ver: 
weigert, der Ehefrau zur Geltendmachung ihrer Rechte ein 
Anderer zum Eurator beftellt werden kann. Enplich kann es 

3) noch als eine Folge der ehelichen Verbindung angefchen 
werden, daß der Mann berechtigt ift, jede feiner Frau widers 
fahrne Beleidigung, auch als ihm felbft perfönlich zugefügt, an= 
zuſehen. Daffelbe gilt indeß nicht bloß mit Rüdficht auf die 
Ehefrau, fondern ebenfalls bei den Beleidigungen anderer 
nahe verbundenen Perfonen 2°), 


$. 67. 
3) Beſondere Rechte der Ehefrau in der Ehe. 
Die der Ehefrau in der Ehe zuftändigen Rechte ftehen mit 
den Rechten des Ehemannes in dem genaueften Zufammen: 
hange, und find zum großen Theile als Folgen derfelben an 
zufehen. 1) Wie der Mann das Haupt der Familie ift, fo 
tritt auf der andern Seite die Ehefrau in die Familiengenoffens 





25) Bei Rubricirung von 
Klagen und ferneren Satzſchrif⸗ 
ten wird bald die Frau cum cur. 
marito, bald der Mann, mitdern 
Zufage uxoriv nomine, ald Par; 
thei genannt, 
nungen find infofern gleichbedeu; 
tend, als die eine wie die ans 
dere auf eine beftehende Ehevogt; 
fhaft hinweißt. Doch dürfte die 
letztere Bezeichnung die üblichere 
ſeyn, wie fie die angemeffenere 
ft. Steh. Mag. IU. Bd. ©. 
711 u. Schlesw. Holft. Anz. 
für 1839 ©. 55. 


Deide Bezeich⸗ $. 


26) Namentlich auch von Bes 
feidigungen der Kinder und 
Schwiegertoͤchter. L. 1. $. 3. 
D. de injuriis. Imgleichen bei 
Beleidigungen der Braut. L.15 

24. D. eod, tit. In allen 
ſolchen Fällen ift nämlich eine 
zwiefache Injurie begangen und 
eine doppelte Injurienklage bes 
gründet. Daß der ebenbemerfte 
Srundfag des Roͤmiſchen Rechts 
noch gegenwärtig bei ung gelte, 
wird nicht zu beftreiten feyn. 


- = 


Zweiter Abfchnitt. Das Eherecht. 399 


fchaft ihres Mannes ein??). Sie wird aller feiner Standes: 
rechte, feines Titels und feines Ranges theilhaftig, ihr Stand 
mag vorher ein höherer oder geringerer gewefen feyn. Nur 
die zu Fürftenhäufern gehörigen Frauensperfonen behalten 
bei Eingehung einer Ehe mit einem Manne von geringerem 
Range ihre Geburtsrechte in diefer Beziehung und die den⸗ 
felben entfprechenden höheren Zitulatur. Als eine Folge das 
von, daß die Frau in den Stand ded Mannes übertritt, ift 
ed auch anzufehen, daß fie ebenfalld unter feinen Gerichts: 
ftand kommt, und, wenn feine Religionsverfchiedenheit unter 
den Ehegatten dem entgegenfteht, auch an feinen Parochialver- 
hältniffen Theil nimmt. Daß 2) die Frau berechtigt ift, von 
dem Manne Schuß ihrer Rechte und erforderlichen Falls feine 
gerichtliche Vertretung zu erlangen, ift bereitö vorher bemerkt. 
Es ift 3) immer als der Beruf der Ehefrau und als ein ihr 
zuftändiges Recht angefehen worden, daß ihr die Verwaltung 
des Hauswefens zukommt, und daß fie die Befugniß hat, die 
dazu erforderlichen Gefchäfte auf eine für den Mann verpflich- 
tende Weife einzugehen. Died muß jedoch ald Folge eines 
der Frau vom Manne ertheilten Auftrages angefehen wers 
den 28). Sin der älteren Zeit betrachtete man die Uebergabe 
der Schlüffel als ven fymbolifchen Act, wodurch der Ehemann 
die Frau mit der Verwaltung des Hauswefend beauftragte ??). 


27) Dei den Römern ward 
der Eintritt der Frau in die Fa: 
milie ded Mannes durd) die de- 
ductio in domum mariti ſymbo⸗ 
liſch verſinnlicht. Goͤſchen's 
Vorleſung uͤber das Civilrecht 
III.Bd.q. 681. Note 10. Ueber 
die Heimfuͤhrung bei den Frieſen; 
Abhandl. aus den Anz. J. Bo.S. 
59 und uͤber den Utſchuff in Dith⸗ 
marſchen; daſelbſt S. 469. 

28) Daher heißt es in der 
Sefindeordnung vom 25, Febr. 


1840 $. 6, daß die Ehefrau zur 
Annahme weiblicher Dienftboten 
der ausdrädflihen Einmillie 
gung des Mannes nicht bedarf, 

29) Sin einer Upländifchen 
Formel, mit welcher die Frau 
dem Manne übergeben wird, {ft 
ausdrücklid das Recht der Frau 
auf den Beſitz der Schlüffel ges 
nannt, Siiernhöök de jure 
Sueonum et Gothorum vetusto 
p. 160. Ueberhaupt gilt der Be: 
fig der Schluͤſſel vielfältig als das 
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Obgleich die ältere fombolifche Handlung nicht mehr im Ges 
brauch ift, fo ift doch allemal die gefeßliche Vermuthung da= 
für, daß die Frau die Vorfteherin des Hausftandes fey. 
4) Als eine Folge der zwifchen Mann und Frau beftehenden 
Samiliengenoffenfchaft..muß ed angefehen werden, daß bie 
Frau während der Abwefenheit des Mannes, wenn er für 
die Zeit feiner Abmwefenheit keine andere Verfügung getrof⸗ 
fen ‚hat, als mit einem ftillfchweigenden Auftrag verfehen, 
zu betrachten ift, der gefammten Hauswirthfchaft vorzuftehen, 
und in allen häuslichen und wirshfchaftlichen Angelegenheiten 
feine Stelle zu vertreten. Wie weit indeß diefe Befugniß der 
Frau fich erſtreckt, ift, namentlich bei Tängerer Abwefenheit des 
Mannes, nicht ganz unzweifelhaft. Auf alle gerichtliche und 
außergerichtliche Gefchäfte, durch welche die ordentliche Forts 
führung der Wirthfchaft bedingt ift, muß ohne Zweifel das 
mandatum praesumtum der Ehefrau bezogen werden. Wo 
das mandatum praesumtum der Frau aufhört, wird, wenn 
die Sache nicht bis. zur Heimkehr :ded Mannes warten kann, 
die obrigfeitliche Anordnung einer Curatel für den abweſen⸗ 
den Ehemann erforderlich, und. dafjelbe gilt für alle Fälle, 
in welchen der Ehemann. durch Gemuͤthskrankheit oder Geiſtes⸗ 
fchwäche zur Beforgung feiner Gefchäfte uafähig iſt. Die 
nähere Erörterung über den Umfang der, der Ehefrau in Bes 
ziehung auf die Vertretung ihred Mannes zuftehenden rechts 
lichen Befugniffe hängt daher mit den Grundfäßen über die 
Beftellung eines Curatord genau zufammen, und wird paffend 
bis zum Abfchnitt von der Euratel verfchoben. Es mag ins 
def bemerkt werden, daß In neueren Zeiten fowohl bei Unter: 
gerichten als in den höhern Inſtanzen Eutfcheidungen vorge= 
fommen find, welche den Befugniffen der Ehefrau in der ge: 
dachten Beziehung engere Grenzen zu fegen fcheinen, als fie 


N Kennzeichen der Ehefrau, Juͤt⸗ maier's deutſches Privatrecht 
ſches Lov I, 27 u. Mitter- Ste Ausgabe $. 380. Note 10. 


gZweiter Abſchnitt. Das Eherecht. 401 


nach der Praxis der meiſten Untergerichte haben duͤrfte *0). 
Endlich nimmt 5) die Ehefrau, dem Gebrauche gemaͤß, den 
Namen des Mannes an, oder wird wenigſtens nach ihrem 
Manne benannt ?"), 


| $. 68. | 
4) Rechtliche Folgen der Ehe in Betreff der Kinder. 


Die rechtlichen Verhältniffe zwifchen Eltern und Kindern 
werden den Gegenftand eines demnächft folgenden Abfchnittes 
ausmachen und dort im Einzelnen näher zu betrachten feyn. 
‚Hier können daher nur ein Paar allgemeine Bemerkungen 





: 30) Schlesw. Holft. Anz. für 
1839 ©. 48. enthält Entſchei⸗ 
dungen des Magiftrats in Son: 
derburg, des Schleswigſchen 
Dberdicafteriums und des Ober: 
appellationsgericht, wornach die 
Ehefrau während ber Abwe— 
fenheit des Ehemannes zur 
Führung von Proceffen,, melde 
- das gemeinfchaftlihe Vermögen 
betreffen, nicht legitimire feyn 
ſoll. Es leidet indeß feinen Zwei 
fel, daß wohl die meilten Unter: 
gerichte gewöhnlicher Weiſe an: 
dern Grundſaͤtzen gefolgt find. 
Auch dürfte das Princip der an: 
geführten Entfcheidungen, fo wie 
es ausgefprochen iſt, zu allges 
mein feyn, wenn es auch in den 


einzelnen Fällen keinesweges zu 


einer unrichtigen Entfcheidung 
geführt hat. 

31) Die Bildung der Zuna= 
men für Ehefrauen ift verfchies 


den. Am gewöhnlichften ift jeßt, | 


Sald’s Handbuch IV. 


daß der Zuname des Mannes 
dem Vornamen der Frau ohne 
alle Veränderung Hinzugefügt 
wird. Doch kommt es auch 
noch im gemeinen Leben vor, 
daß der Genitiv vom Namen des 
Mannes, oder ein daraus gebil⸗ 
detes Adjectiv, den Zunamen 
der Frau bilder. Wo daͤniſch ges 
fprochen wird, war es nicht uns 
gewöhnlich, dem Vornamen des 
Mannes das Wort: FraulKone) 
hinzuzufügen. Der Gebraud) 
dem Zunamen, weldyen die Frau 
nah dem Manne führt, aud) 
noch den Geburts; oder Jungs 
fern: Namen, (geborne N. N.) 
hinzuzufügen, iſt wohl zuerft bei 
dem Adel aufgefommen, und. 
lange Zeit nur bei diefem Stande 
gebraͤuchlich geweſen, hat fi 
aber gegenwärtig fehr allgemein 
verbreitet. Vgl. über die Zus 
namen der Frauen: N. Staatsb. 
Mag. VIU. Bd. ©, 714. 
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Platz finden, Für die Kinder begründet nun die Ehe 1) die 
gefeßliche Prafuntion, daß die aus einer vollgültigen Ehe 
entfproffenen Kinder, eheliche Kinder find, und alle Rechte 
derfelben genießen. Auf die von den nachherigen Ehegatten 
vor ihrer ehelichen Verbindung erzeugten Kinder hat die Ein 
gehung einer gültigen Ehe zwijchen den Eltern nach) gemeinem 
‚Rechte die wichtige Wirkung, Daß auch diefe Kinder den ehe: 
lichen Kindern gleichgeftelt und im Allgemeinen aller Rechte 
derfelben theilhaftig werden 6?). Die gemeinrechtlichen Grund: 
fäße über die Legitimation der Kinder per subsequens matri- 
monium find indeß durch unfere Landesgefeße bedeutend bes 
fchrantt,, indem fie nur bei dem Bauernftande zugelaffen, bei 
andern Standen ausdrüdlich ausgefchloffen find 33). Als eine 
Folge der Ehe ift ed ferner 2) zu bemerken, daß eheliche und 
wo es zuläffig ift, per subsequens matrimonium [egitimirten 
Kinder beides Vater und Mutter zu beerben fähig find, fo 
daß nicht bIoß die Vermögends und Succeffionsrechte des Bas 
ters, fondern auch die ahnlichen Rechte der Mutter auf die 
Kinder übertragen werden. Was dagegen 3) die Standesrechte 
der Kinder betrifft, fo richten fich diefe immer nach dem Stande 
des Vaters. Die Mutter aber überträgt in Feinem Fall ihre 
Standesrechte auf die Kinder. In Beziehung auf den Stand 
gehören die Kinder nicht zur Familie der Mutter, Das eben 
Bemerkte, daß eine Ehefrau ihre Standesrechte nicht auf die 
Kinder übertragen kann, und die Standesrechte folglich in 
ihrer Perfon gleichfam erlöfchen, ift der Sinn des alten Sprichs 
worts, daß die Frau das Ende ihres Gefchlechts fey (femina 
est finis familiae). In Beziehung auf Vermögens: und Suc⸗ 
ceffionsrechte ift der Sat zu Feiner Zeit wahr gewefen. Denn 





32) L. 10. 1. 11. Cod. de matrimonii oder cap. 6.X. Qui 
, naturalib, liberis; $.ult,inst. de filii sint legitimi. 
nuptiis und. befonders die be— 33) Verordnung vom 15ten 
ruͤhmte Decretale: Tanta et vis Zuli 1778. 
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bei allem Vorzuge, welcher dem Mannsſtamme in den aͤlteren 
Rechten eingeraͤumt war, ſind die Frauensperſonen niemals 
von privatrechtlichen Allodialverlaſſenſchaften gänzlich ausge⸗ 
fchloffen gewefen. Nur wenn man jenen alten Spruch auf die 
Mebertragung der Standesrechte bezieht, erhält er einen Ders 
N Sim ?*). 


$. 69. 


1. Guͤterrechtliche Verhaͤltniſſe der Ehegatten. . 
Von denjenigen Gütern, welche die Frau in die 
Ehe bringt. 


Zu den rechtlichen Wirkungen, welche die Ehe auf die Ver⸗ 
moͤgensverhaͤltniſſe der Ehegatten aͤußert, gehoͤren auch die 
ſehr allgemein vorkommenden Erbrechte, oder wenigſtens die 
Art und Weiſe, wie die Guͤterverhaͤltniſſe ſich nach dem Tode 
des einen Ehegatten geſtalten. Alle, dieſe Verhaͤltniſſe be⸗ 
treffende, rechtlichen Grundſaͤtze gehoͤren zunaͤchſt dem Erb⸗ 
rechte an, und werden daher, um bei Darſtellung des Erb⸗ 
rechts in ihrem vollſtaͤndigen Zuſammenhange betrachtet wer⸗ 
den zu koͤnnen, hier uͤbergangen. An dieſem Orte haben wir 
es alſo bloß mit denjenigen Guͤterverhaͤltniſſen zu thun, welche 
bei Lebzeiten beider Ehegatten vorfommen können. — Gewoͤhn⸗ 
Ticher Weife bringt jeder Theil der Ehegatten Vermögen in 
die Ehe mit, welches theils, ehe noch von Eingehung der Ehe 
die Rede war, auf mancherlei Weife durch Erbfchaft, Schens 
fung oder eigenen Berdienft erworben worden feyn, oder auch 
Tediglich zur Begründung des Hausftandes, bei Eingehung 
der Ehe, gegeben werden kaun. Was den zuerſt erwaͤhnten 





34) Vergl. darüber Dan; Schrader’s Lehrbuch I. 50. 
Handbuch des deutfchen Privat: G. 5. 
rechts U Bd. ©. 10 und 
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Beſtandtheil des Vermoͤgens betrifft, fo ift.darüber nichts, 
weiter zu bemerken. Inſofern die angehenden Ehegatten muͤn⸗ 
dig find, oder die Frau durch Eingehung der Ehe mündig 
wird, kann die Auslieferung dieſes Vermögens von Eltern 
und. Vormündern verlangt werden ?3), und es ift jedem 
Theile dadurch ein Fonds gegeben, mit welchem die Ehe be= 
gonnen werden fann. Haben aber die Brautleute-Fein folches 
Vermögen, fo Finnen fie durch die Freigebigkeit dritter Pers 
fonen mit der zur Eingehung der Ehe erforderlichen Ausſtat⸗ 
tung (Ausſteuer, Mitgift, Mitgabe, Brautfchag) verfehen 
werden 3°), Das Berfprechen einer Ausftattung hat die volle 
Wirkung jedes fonftigen rechtsgültigen Vertrages, und die 
darin enthaltenen näheren Beftimmungen dienen zur Norm 
der. dadurch begründeten Verpflichtung. Selbft das unbe⸗ 
flimmte Verfprechen eines Brautfchaßes überhaupt, ohne nds 
here Angabe der Gegenftände oder der Geldfummen, wird 
gegenwärtig nicht ald wirkungslos anzufehen feyn, die Unbes 
ſtimmtheit eines folchen Vertrages vielmehr, inErmangelung ans 
derweitiger näherer Verabredung, durch richterliches Ermeffen, 
nach Maaßgabe der Umftände jedes einzelnen Falls, gehoben 
werden können und müffen??). In den Diftrieten, wo das ges 





35) Sürfches Lov I, Kay. 7 | 37) Daß nah Roͤmiſchem 


u. 8. Auch fegen alle Bormün: 
der Verordnungen 6. 1. dies 
voraus. Es verftehr fich jedoch 
dabei von felbft, daß durch Ver⸗ 
trag oder Teflament die Auslies 
ferung, namentlich der Erbtheile 
auf eine fpätere Zeit verſchoben 
ſeyn kann. 

36) Bei dem Bauernſtande 
war fruͤherhin das Herumfahren 
der Braut in der Gemeinde, um 
Beitraͤge zur Ausſteuer einzuſam⸗ 
meln, nicht ungewoͤhnlich. Erſt 
neulich iſt es verboten worden. 


Recht das unbeſtimmte Verſpre⸗ 
chen einer Dos ohne Hinweiſung 
auf die Norm des billigen Er—⸗ 
meſſens, wirkungslos fey, wird 
nah 1.1 u.1.3. Cod. de dotis 
promissione nicht zu ı beftreiten 
feyn. Dies ift aber ohne Zweifel 
als eine Folge der Srundiäge zu 
betrachten, nad) welchen bei den 
Nömern negotia stricti juris 
beurtheilt wurden und kann da; 
her für uns nicht gelten. Bol. 


Gluͤck's Commentar a 


Bd. ©. 168 u. f. 
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meine Recht Anwendung findet, gewaͤhrt das zu Guuſten der 
Braut oder der Frau ertheilte Verſprechen eines Brautſchatzes 
zugleich eine ſtillſchweigende Hypothek in die Güter des Vers 
fprechenden ?°). Am gewöhnlichften ift es, daß die Eltern 
ſowohl den Söhnen als den Töchtern zur Führung‘ des ches 
lichen Hausftandes mit einer Ausftattung zu Hülfe kommen. 
Eine gefegliche Verpflichtung , zur Leiftung einer folchen Beis 
hülfe, kommt aber allerdings auch vor. Den dltern Rechts: 
quellen war eine folche Verpflichtung der Eltern unbekannt, 
und in Beziehung auf die Austattung der Söhne haben die 
Eltern fortwährend vollkommen freie Hand behalten ?9), _ 
Zwar macht das Juͤtſche Lov, infofern eine Verpflichtung des 

Vaters zur Ausftattung der Kinder anerkannt wird, zwiſchen 
Söhnen und Töchtern feinen Unterfchied. In der Praris 
dürfte man jedoch dem gemeinrechtlichen Grundfage folgen, 
daß nur die Toͤchter rechtlichen Anfpruch auf Ausftattung ha: 
ben. Die Verpflichtung des Vaters ift aber nach Juͤtſchem 
Lov dadurch bedingt, daß der Vater eine feiner Töchter frü: 
her auögeftattet hat, in welchem Zall er der einen Tochter 
eben fo viel geben muß, als der andern 4°). MWird übrigens, 
wie mit gutem Grunde gefchieht **), diefe Beftimmung nur 
von dem Fall verftanden, wenn der Vater feine Kinder mit 
Land ausftatret, fo würde fie gegenwärtig überhaupt nur eine 





38) Diefe in 1. un. Cod, de 
rei uxoriae actione enthaltene 
Beſtimmung kann natürlich nicht 
auf die dem Bräutigam oder dem 
Ehemanne für feine Perſon vers 
fprohene Ausftattung ausge; 
dehnt werden. Ueber dieje Hy: 
porhef vgl. Gluͤck's Commen⸗ 
tar 19ter Bd. ©. 90 u. f. 


39) In gleicher Art ift bei 
den Römern das peculium pro- 


fectitium des Hausfohns, welches 
gewiß in vielen Fällen ald Aus⸗ 
ftattung bei Gelegenheit einer 
Heirath diente, der freien Will 
kuͤhr des Vaters überlaffen ges 
blieben, 


40) Juͤtſches Lov I, 14 u. 15. 
41) Bol. die Ausführung von 


Paulſen, im Stb. da: u. 
Bd. ©. 349, 
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befchrankte Anwendung leiden Eünnen +2), und die Aus⸗ 
ſtattung der Töchter mit Geld oder beweglicher Habe wäre 
dann vom freien Willen des Vaters abhängig. Es mös 
gen indeß die angeführten Stellen des Sütfchen Lovs frü« 
berhin anders verftanden worden feyn, da ſowohl das 
Nordftrander Landrecht als das Edernförder Stadtrecht 
rücfichtlich der Ausftener oder Ausftattung den Eltern 
zur Pflicht machen, eine Gleichheit unter allen Kindern zu 
beobachten, ed mag die Ausftattung mit Land oder mit ans 
derm Gut bewirkt werden +?). Im Dichmarfcher Landrecht **) 
ift eine Verpflichtung zur Ausfteuer nicht anerkannt, und bei 
der Faffung diefes Statuts kann das gemeine Necht nicht ſub⸗ 
fidiarifch zur Anwendung fommen. Die aus demfelben abs 
flammenden Statute haben aber die gemeinrechtliche Beſtim⸗ 
mung, daß die Eltern zur Ausftattung der Kinder verpflichtet 
find, gradezu angenommen +5). Sin den übrigen Theilen des 
Herzogthums Holftein, außer Dithmarfchen, finden die Grunds 
ſaͤtze des Römifchen Rechts über die Pflicht zur Dotirung der 
. Töchter Anwendung, doch mit der Abweichung, daß durchs 
aus feinen andern Perfonen ald den Eltern, eine folche Vers 
pflichtung obliegt, und daß wohl die Groͤße oder der Betrag der 
Auöfteuer hie und da herkoͤmmlich beftimmt ift +°). * In Bee 





42) Bei der fehr allgemeinen 
Geſchloſſenheit der Bauerftellen 
kann eine folhe Uebertragung 
einzelner Landftücke jegt nur fehr 
felten vorfommen, 

43) Nordſtrander Landrecht 
11,18, C,C. St. Slesv. I. Bd. 
S. 465 und Eefernförder Stadt: 
recht Kap. 11. Art. 4. Dafelbft 
1. Bd. ©. 140. 


44) Dithmarfcher Landrecht 
Art, 42, en 


45) Eiderfiedter Landrecht II, 


22. $.1u.2. Aufumer Stadt: 
recht II, 22. Art. 1. Friederiche 
ftädter -Stadtreht II, 2, 19. 
Art. 1. 

46) 3. B. nad) den Neumuͤn⸗ 
fterfhen Amts: und Bordesholm; 
ſchen Kirchſpielsgebraͤuchen (Aus; 
gabe von Pauly ©. 62—65), 
wo genau beſtimmt ift, was zu 
einem fogenannten vollen Auss 
(hub gehört. Das Wort „Aus: 
hub” ift das Dichmarfifche Ut- _ 
ſchuf, Ausſteuer oder Brauts 
wagen, 
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ziehung auf die Schleswig-Holfteinifche Ritterfchaft wird bes 
hauptet, daß die eine Tochter eine durchaus gleiche Ausſteuer 
mit der andern verlangen kann, und daß diejenigen Töchter, 


welche weniger erhalten haben, felbft im Concurfe der Eltern 


das Fehlende zu fordern berechtigt find #7), Das zur Aus—⸗ 
ftattung den Kindern Gegebene ift übrigens im Allgemeinen 
nicht als eine eigentliche Schenkung anzufehen, fondern eher 
als eine Art von Pranumeration auf den künftigen Erbtheil, 
und ift daber bei der demnaͤchſtigen Erbtheilung auf dem Wege 
der Collation mit den übrigen Erben zu liquidiren +3). Regel: 
mäßig haben die Kinder dabei das. Recht, ftatt ihres Erb⸗ 
theils fich mit der Ausfteuer zu begnügen, und fich dadurch der 
Eollationspflicht zu entziehen, Doch wird davon in dem Fall eine 
Ausnahme zu machen und das Kind zur theilweifen Reftitus 
tion einer empfangenen Ausſteuer für pflichtig zu achten ſeyn, 
wenn die Eltern durch Ausftattung einiger Kinder den Pflichts 
‚ theilder übrigen verlegt haben +?).— Die Ausftattung, fiemag 
auf gefeglicher Verpflichtung oder auf einem befondern Der: 





AT) Schrader’s Handbuch 
1. Bd. ©. 273. mit Berufung 
auf ein in den Landgerichtsbe⸗ 
- fcheiden S. 202. mitgetheiltes 
Erfenntniß vom Iten Oct. 1647. 


Augenfcheinlih ift ed aber eine. 


fehr bedenflihe Sache, einen 
ſolchen Rechtsſatz lediglich auf 
den Grund eines einzigen Er: 
Eenntniffes anzunehmen. 


48) An einigen Orten, wie 
namentlich nach den Neumünfter: 
fhen Amts; und Bordesholmi- 
fchen Kirchfpielögebräuchen a. a. 
D., erhalten die Töchter Die here 
£ömmliche Ausfteuer neben ihrem 
Erbtheil. Eine folche Ausfteuer 


- 


ift folglich von der Collation aus; 
genommen. 

49) Das Juͤtſche Lov I, 15. 
erwähnt bereits der Collation des 
Drautfchaßes, erkennt aber eine 
Verpflichtung zur Reftitution des 
Empfangenen nur in Anfehung 
der Grundftücde an. Das Dirh: 
marfher Landrecht Art. 42, 


fpricht den Grundfag aus, daß 


der Pflicherheil des einen Kindes 
ducch die Ausftattung des an— 
dern nicht verleßt werden darf, 
und diefer Srundfaß iſt unftreis 
tig jet als allgemein geltend an⸗ 
zufehen. Vgl. über die querela 
inoffiosae dotisMühlenbrud) 
Pandecten III. Bd. $. 689. 


* 
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fprechen beruhen, wird entweder gleich bei Eingehung der Ehe 
übergeben, wie denn dies bei der in Hausgeräth und ähnlichen 
" Sachen beftehenden Ausftener zu gefchehen pflegt 5°), oder 
ed wird bei der Ausftattung mit Geld eine beftimmte Zahlungss 
zeit feſtgeſetzt. Auch kann natürlich der Vertrag dahin Iauten, 
daß das Kapital bis weiter als eine zinfentragende Schuld bei 
dem Geber der Auöfteuer ftehen bleibt. Wie in diefem Falle _ 
die Forderung nach den allgemeinen Grundfägen zu beurtheilen 
ift und geltend gemacht werden kann, fo gilt daffelbe auch 
von. jeder einmal begründeten Forderung auf eine Ausfteuer 
‚überhaupt. Da Kinder, wenn die Ausftattung nicht inoffis 
cios ift, bei einer demnächftigen Erbtheilung die Wahl haben, 
ob fie das Empfangene behalten oder conferiren und mit den 
übrigen Erben theilen wollen, fo müffen fie auch bei Erbtheilun: 
gen, gegen Aufgebung ihrer Erbrechte, eine ruͤckſtaͤndige Aus⸗ 
ftattung Hagend verfolgen fönnen. Für die Klage auf eine 
verfprochene und nicht creditirte Ausftener gelten im Allges 
meinen die gewöhnlichen Verjährungsfriften., Nur das Luͤb⸗ 
fche Recht hat über diefen Punct abweichende Beſtimmungen. 
Nach diefem foll nämlich eine von den Eltern verfprochene 
Austattung innerhalb zweier Jahre, bei Verluft des Rechtes 
darauf, gefordert werden. Für die Klage auf eine verfpros 
chene Ausftattung ift alfo hier eine kurze Verjährungsfrift 
feſtgeſetzt, die jedoch nicht für den Fall gilt, wenn die Aus: 
flattung bei demjenigen, ver fie verfprochen hat, nach aus⸗ 
drüclicher Verabredung bis weiter ftehen bleibt 7), Außer: 
dem Fann der Eintritt der Verjährung durch eine innerhalb 
Sahr und Tag vor der Obrigkeit eingelegte Proteftation abs 





50) Diefe Sachen werden nad) dem Haufe des Bräutigams 
häufig in feierlichen Aufzuge auf iſt eigentlich der oben erwähnte 
Wagen (Brautwagen) nach dem Utſchuff, Ausichub. 

Kaufe des Bräautigams gebrachte 51) Lübfches Recht 1ftes Buch 
Das Hinfahren des Brautwagens Tit. 5, Art. 1 u. 2. 
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gewandt werden 52).: Sind für den Brautfchat Bürgen bes 
ftellt, fo erlöfcht in Ermangelung anderer Verabredung die 
Klage gegen den Bürgen, wenn nicht innerhalb zweier Fahre, 
nach Eingehung der Ehe, auf die Auszahlung ded Brauts 
fchaßes geflagt wird °°). Diefe Ießtere Beftimmung in Bes 
treff des Bürgen ift aus dem Luͤbſchen Recht in das Friederiche 
ftädter Stadtrecht übergegangen 5*). In Betreff der Klage 
gegen denjenigen‘, der den Brautfchaß verfprochen hat, bleibt 
es alfo nach dem Friederichftädter Statut bei den allgemeinen 
Grundfägen. Was nun die angehenden Eheleute an Vermös 
gen und Rechten vor Eingehung der Ehe befiten, oder bei 
Eingehung der Ehe zur Ausftattung erhalten, oder was einem 
von ihnen endlich während der Ehe zufällt, befaßt man unter 
dem Namen der zugebrachten Güter deö einen oder des andern 
Ehegatten. Welche Rechte aber der eine oder der andere Ehes 
gatte an feinem zugebrachten Gut behält, oder an den Gütern 
des andern Theild erwirbt, ift nach Eingehung der Ehe fehr 
verfchieden, je nachdem die Gürerverhältniffe in der Ehe bes 
fiimmt werden. Die desfalld zur Anwendung Ffommenden 
Grundfäge beruhen entweder auf Gefeß oder Vertrag. Zur 





52) Luͤbſches Recht I, 5, 2 
in fine. Die Meinung von 
Stein (gründliche Abhandlung 
des Luͤbſchen Rechts I. Bd. S. 
215.), daß die Proteftation über: 
fluͤſſig ſey, weil fhon durch das 
Mahnen die Verjährung untere 
brochen worden, beruht aufeinem 
fihtlihen Irrthum, offenbar 
nämlich auf der Vorausſetzung, 
daß das Mahnen, nad) Erund; 
fägen des Canoniſchen Rechtes 
mala fides bewirfe, und fo die 
Verjährung unterbreche. Dies 
ift augenfcheinlich ein Irrthum. 
Denn das Mahnen an und für 


l 
ſich ift bekanntlich zur Unterbres 
hung der Verjährung niemals - 
hinreichend. Auch läßt ſich nicht 
behaupten, daß die Mahnung 
allemal den Schuldner in böfen 
Glauben verjege, und endlich 
würde ſelbſt nach den Grundſaͤtzen 
des Sanonifchen Rechts eine mala 
fides superveniens in folchen Faͤl⸗ 
len die Verjährung der Klage 
nicht unterbrechen. 

53) Lübfches Recht a. a. O. 
Art. 3. | 

54) Sriederichftädter Stadt 
recht II, 2,19. Art. 2. C. St, 
Siesv. Il. Bd. S. 402. 
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voͤrderſt find nun die gefelichen Beftimmungen über die Güs 
terverhältniffe der Ehegatten anzuführen. Späterhin gegen 
den Schluß. diefes Abfchnittes wird der Einfluß in Erwägung 
fommen, welchen Verträge auf diefe Verhältniffe aͤußern 
koͤnnen. u 


$. 70. 


Allgemeine Bemerkungen über die gefeglihen Guͤ— 
terverhältniffe der Ehegatten. 


Das Rechtöverhältniß der Ehegatten zu einander, in Be: 
ziehung auf ihr Vermögen, kann auf eine fehr verfchiedene 
Weiſe beſtimmt ſeyn. Schon in den früheften Zeiten find die 
Beftimmungen der Deutfchen wie der Nordifchen Rechtsquels 
len darüber nichts weniger als gleichförmig und in der fpätes 
ren Zeit haben fich noch größere Verfchiedenheiten entwidelt, 
die jedoch nach Auflöfung der Ehe durch den Tod in einem 
größeren Maaße eintreten, als fie fich während der Dauer 
der Ehe wirkfam zeigen. Nach dem älteften Recht der Sach: 
fen 55) ift anzunehmen, daß das In die Ehe gebrachte Vers 
mögen ded Mannes wie der Frau auch wahrend der Ehe einem 
jeden Theile verblieb. Die Verwaltung gebührte jedoch dem 
Manne und fo aud) Die Nutzung und das Einfommen, welche 
das Vermögen der Frau gewährt. Nach Auflöfung der Ehe 
durch den Tod nimmt die Frau ihr vorhandenes Vermögen 
aus der Muffe des Mannes, und im Fall fie geftorben feyn 
follte, treten an ihre Stelle ihre Erben mit gleichem Rechte 5°). 





55) Lex Saxonum tit. 8, de 
dote und tit. 9, de acquisitis, 
womit zu verbinden tit. 7, de 
heredibus et viduis, 

56) Da nad lex Saxonum 
tit, 7. das Vermoͤgen der Mut— 
ter auf den Sohn vererbt, fo 
wird bei dem Tode des Mannes 


das fonft dem Sohne zufallende 
Vermögen, der Murter felbft ges 
hören. * Der in dem tit. 7. von 
dem Nachlaß der Mutter ge 
brauchte Ausdruck „hereditas” 
koͤnnte freilich auch bloß auf ihre 
Grundſtuͤcke bezogen werden, 
Da aber die Töchter regelmäßig 
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Der Frau wird außerdem eine MWittwenverforgung ausgeſetzt, 
welche unter dem Namen dos vorkommt, und offenbar auf 
Verträgen beruht, die bei Eingehung der Ehe gefchloffen 
. wurden, Weber den Erwerb In der Ehe waren die Grundſaͤtze 
bei den einzelnen Saͤchſiſchen Staͤmmen abweichend. Bei 
den Weſtphalen gehoͤrte dieſer Erwerb Mann und Frau zu glei⸗ 
chen Theilen. Die Oſtphalen dagegen betrachteten den Erwerb 
in der Ehe, oder die Errungenſchaft als Eigenthum des Mane 
nes7). Mir Rücficht hierauf ift angenommen worden, daß 
das Recht der Oftphalen, nach feiner fpäteren Entwidelung, 
im Sachfenfpiegel angetroffen werde °®) und man fönnte Leicht 
auf den Gedanken fommen, daß das Dithmarfifche Recht im 
dem Rechte der Weftphalen feine Grundlage habe, Es laͤßt fich 
indeß manches fürdieMeinung anführen, daß auch der Sachfens 
ſpiegel fich dem Weftphalifchen Rechte der Lex Saxonum ans 
fchließe. Der Antheil der Frau an der Errungenfchaft ift freilich 
inr älteren Rechte noch nicht ald ein Antheil am gemeinfchaftlichen 
Eigenthum anzufehen und gehört folglich mit zu den Gegenftäne 
den, welche die Frau, kraft eines Erbrecht aus den Gütern des 
Mannes erhält 59). Nach den fo aufgefaßten Beftimmungen 
ift indem älteften Rechte der Sachfen für die Zeit, da beide 
Ehegatten leben, in Betreff ihrer Vermögensverhältniffe das 
Syſtem des Sondergutd mit dem Rechte des ches 


— — — — — — — — — — —— 


keine Grundſtuͤcke erbten, und 
alſo auch feine Immobilien in 
die Ehe bringen konnten, ſo wird 
doch bei der hereditas der Mut: 
ter zunächft an bewegliche Habe 
zu denfen feyn. | 

57 Lex Saxonum tit, 9, de 
acquisitis. Achnliche Grundfäße 
über die Errungenjchaft gelten 
bei den Ripuariern und bei den 
Weſtgothen. Das Recht der 
Kipuarier, welches der Frau den 


dritten Theil der Errungenfchaft 
zubilligte, mag fich fpäterhin alle 
gemeiner geltend gemacht haben, 
da eö in der Anfegififhen Samm⸗ 
lung der Kapitularien Bud A 
Kap. 9. ald gemeines Recht aufs 
geführt wird. 


58) Cropp's Abhandlungen 
I. Sb. S. 446. 


.59) Cr op vs Abhandlungen 
II. Bd. S. 45. 
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männlichen Nießbrauchs das Herrſchende. Das 
Necht der Frau auf einen Theil der Errungenfchaft nach dem 
Tode des Mannes hat fich ſpaͤterhin in einigen Gegenden zu 
einem Antheil an diefem Vermögen während der Ehe und das 
Rechtsverhältniß rückjichtlich der Errungenfchaft zu einem ge; 
meinfchaftlichen Eigenthume beider Ehegatten. davon ausges 
bildet. Die Anſicht, welche fich in Betreff der Errungen: 
fchaft entwickelt hatte, ift denn in der Folge an mehreren Or: 
“ ten auch auf andere Güter der Ehegatten und zum Theil auf 
ihr ganzes Vermögen ausgedehnt worden, fo daß fich auf 
diefe Weife ein Syftem der Öütergemeinfchaft unter 
Ehegatten in größerem oder geringerem Umfange gebildet hat. 
In gleicher Art und Weiſe haben fich ohne Zweifel die güters 
rechtlichen Verhältniffe der Ehegatten auch in den Nordifchen 
Rechten entwidelt. Der Einfluß von Eheverträgen auf die 
Einführung einer Gütergemeinfchaft unter Ehegatten läßt fich 
kaum verfennen, und iſt ohne Zweifel fehr bedeutend gewefen, 
fo daß in vielen Fallen die eheliche Gütergemeinfchaft urſpruͤng⸗ 
lich eine vertragsmäßige gewefen feyn wird und erft jpäterhin 
eine gefetzliche geworden ift°°). Eine wirkliche Guͤtergemein⸗ 
fchaft unter Ehegatten finder fich in mehreren unferer Statute, 
Während Altere Rechtslehrer eine Gütergemeinfchaft annah⸗ 
men in manchen Fallen, wo fie wirftich nicht exiſtirt, indem 
fie die Verbindung, in welche die Vermögensmaffen beider 
Ehegatten durch die gemeinfame Verwaltung ded Mannes 
mit einander kamen, fchon als eine Gütergemeinfchaft bezeichs 
neten, durfte in neueren Zeiten eine wirkliche Gutergemeins 
fchaft bisweilen auch da verfannt worden feyn, wo fie wirklich 
beftept 6"), Unrichtig ift es gewiß, aus der Art, wie die 


60) Auf diefe Entftehung der 
Gütergemeinjchaft deutet die 


ausbedungen wird, Stiern- 
höök de jure Sueonum et Go- 


fhon angeführte Upländiiche Heiz 
rathsformel, in welcher für die 
Frau eben eine®ütergemeinfchaft 


thorum vetasto pag. 160. 
61) Die fonft fehr lehrreiche 
Abhandlung über die Guͤterge— 
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Güterverhältniffe fih nach Auflöfung der Ehe geftalten, in 
allen Fällen auf das während der Ehe beftehende Rechtövers 
haͤltniß fchließen zu wollen 6°), Die Art, wie der nachlebende 
Ehegatte mit den Kindern theilen foll, kann durch Ruͤckſichten 
mancherlei Art fehr verfchieden beftimmt werden. Als ein 
fichere8 Kennzeichen einer Gütergemeinfchaft unter Ehegatten 
wird ed aber allemal gelten fönnen, wenn ein gleicher oder ein 
‚in anderer Art beftimmter Antheil von den Vermoͤgensſtuͤcken, 
welche in Gemäßheit der fonftigen Grundfäße alleiniges Ei: 
genthum des Mannes feyn würden, nach dem Tode des Manz 
ned auf die Erben einer Einderlofen Ehefrau übergeht 6°), 
Nach der Aufnahme des Römifchen Rechts ift das in diefem 
enthaltene güterrechtliche Verhältniß der Ehegatten, welchesman 
das Dotalſy ſt em zunennen pflegt, in Anwendung gefommen, 
entweder, was freilich ſehr ſelten geſchehen iſt, ausſchließlich, 
jedoch nicht unvermiſcht mit germaniſchen Rechtsgrundſaͤtzen, 
oder, was am haͤufigſten der Fall geweſen, es iſt dad Roͤmi— 
fche Recht mit dem Germanifchen in Verbindung getreten, und 
hat auf daffelbe modificirend eingewirft. Dies ift insbefondere 
dadurch gefchehen, daß die Privilegien rücfichtlich des 
Brautfchates und anderer Güter, alle zur fraulichen Gerech- 
tigkeit gehörigen Befugniffe, aus dem Römifchen Rechte in uns 
fere Praris und in unfere Statute übergegangen find. Wie 
aber die Güterverhältniffe unter den Ehegatten nach den vers 
fchiedenen Statuten der Herzogthuͤmer geordnet find, ift nun 
mehr im Einzelnen näher darzuftellen. 





meinfchaft in den Herzogthuͤmern 
Schleswig und Holſtein von 


Sarauw im Neuen Staatsb. 


Mag. VI. Bd. ©. 122 und im 
VI, Bde. ©, 28 u. f. dürfte 
namentlich in diefer Beziehung 
zu weit gehen. 


62) Saraum im N. Stb. 
Mag. VI. B. ©. 157. 

63) Dies fcheint mir auch die 
Anfiht Cropp's zu fenn. Ab: 
handlungen II, ©. 445. Note 
29, obgleich fie nicht deutlich 
ausgeſprochen iſt. 
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I. Das Syftem ded Sonderguts mit dem Rechte 
des ehemännlihen Nießbrauches +), 


Bei der großen Verfchiedenheit der bei ung geltenden Bes 
flimmungen über die güterrechtlichen Verhältniffe der Ehegats 
ten, bleibt nichts anders übrig, als die einzelne Stature nach 
einander vorzunehmen und fie in der Drdnung folgen zu Iaffen, 
welche am meiften geeignet ift, den innern Zufammenhang 
der Grundfäße in das rechte Licht zu ftellen. 1) Das Syftem 
des Sonderguts mit dem Rechte des ehemännlichen Nieß— 
brauchs ift gegenwärtig in dem Gebiete des Sachfenrechts das 
- Geltende geworden und war es, wenigftend zum größten Theil, 
fchon nach dem Sachfenfpiegel. Alles was die Frau bei Eins 
gehung der Ehe an beweglichen und unbeweglichen Gütern: 
befitzt oder fpäterhin erwirbt, kommt nach den Grundfägen 
des Sachfenfpiegeld unter die eheliche VBormundfchaft” des 
Mannes, und infofern ed dadurch mit dem Vermögen des 
Mannes unter Einer Verwaltung fteht, wird das gefammte 
Vermögen beider Ehegatten als ein gemeinfchaftliches bezeich⸗ 
net 65). Died Verhältniß ift indeß Feinesweges eine wirk— 
liche Gütergemeinfchaft, die Rechte beider Ehegatten bleiben 
vielmehr völlig gefchieden. Man hat daher die durch die 
Verwaltung ded Mannes begründete Einheit beider Wermös 
genötheile in neueren Zeiten eine äußere Gütergemeinfchaft ges 
nannt. Von allen Gütern der Frau, fie mögen beweglich 
oder unbeweglich feyn, bezieht der Mann die Einkünfte, 
und verwendet fie nach feinem Ermeffen, wird auch die bes 
weglichen Sachen der Frau, ohne ihre Einwilligung, und 
ohne zu einem Erfaß verpflichtet zu feyn, gültig veräußern 





64) Gadenius de marito, 65) S. Sp. J, 31. Mann 
pharaphernorum usufructuario und Weib haben Fein gezweiet 
Kiliae 1733. 4. Gut zu ihrem Leib. 
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können 66), während die Frau, fo lange die Ehe dauert, feine 
‚andere Dispofitionsrechte hat, als diejenigen, welche ihr der 
Mann ausdrücklich oder Fillfchweigend. zugeftanden haben 
möchte. Das unbewegliche Gut der Frau ift aber aller Vers 
äußerung durch den Mann entzogen. Dabei muß jedoch vor⸗ 
ausgefeßt werden, daß wie die beweglichen Güter der Frau 
gültig veräußert werden fünnen, wenn die Familie fonft nichts 
hat, wovon fie leben kann, fo die Frau auch ihr unbeweglis 
ches Gut hergeben muß, um dem Manne in echter Noth zu 
helfen, um ihn 3. B. aus Kriegögefangenfchaft zu befreien 
oder vor Schuldfnechtfchaft zu bewahren 67). Das Vermoͤ—⸗ 
gen der Frau haftet zwar für die Schulden des Mannes nicht. 
Die Verpflichtung der Frau in den erwähnten Fallen, in die 
Veräußerung ihrer Güter zu willigen, ift aber auch Feines= 
weges ein Ausfluß der Pflicht zur Schuldenzahlung, fondern 
iſt vielmehr als in der, der Frau obliegenden, Alimentationds 
pflicht enthalten anzufehen, wie denn eben deswegen diefe 
Verpflichtung der Frau mit dem Tode des Mannes aufhört. 
Was übrigens die beweglichen Güter der Eheleute betrifft, fo ift 
ed doch fehr die Frage, ob nicht nach dem Sachfenfpiegel in 
Anfehung ihrer eine Art von Gütergemeinfchaft unter den Ehes 
gatten befteht. Darauf fcheint die im Sachfenfpiegel enthals 





66) Die Meinungen find in= 
deß- darüber getheilt. Haſſe 
in Savigny’s Zeitfchrift IV. 
Dd. ©. 70 und Eropp Abs 
handlungen I. Bd. ©, 447 find 
diefer Anſicht. Dagegen fpricht 
MWeisfe Privarreht nach dem 
S. Sp. ©, 36. dem Wanne das 
Recht ab, die beweglichen Sas 
chen der Frau ohne ihre Einwil; 
ligung zu veraußern. Desgleis 
hen Eichhorn's deutſche 
Staats⸗ und Rechtsgeſchichte II. 


Dd.$.369. Note k und III. Bd, 
$. 451. Note de Die Anſicht 
von Haſſe und Cropp ſcheint 
mir die richtige zu ſeyn, einmal 
weil alles bewegliche Gut beider 
Eheleute waͤhrend der Ehe als 
des Mannes Gut betrachtet wird 
und weil nirgends einer Verpflich⸗ 
tung des Mannes, den Werth 


veraͤußerter Mobilien zu erſetzen, 
Erwaͤhnung geſchieht. 


67) Bol. Eichhorn a. a. 


O. Il. Bd. $. 369. Note hh. 
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tene Beftimmung zu führen, daß bei dem Abfterben der Fran 
derjenige Theil des Mobiliarvermögend, welchen die Frau bei 
dem Tode ded Mannes ald Gerade erhalten würde, auch auf 
ihre nächfte CollateralsErbin übergeht und folglich als zu ihrem 
Vermoͤgen gehörig betrachtet werden muß‘®) und ferner auch der 
Umftand, daß bei Scheidung der Güter, die Schulden des 
Mannes den der Frau zufallenden Antheil nicht affieiren 6), 
Nirgends ift endlich davon die Rede, daß auch neben Gerade 
und Mußtheil das Eingebrachte der Frau ihr oder ihren Er: 
ben verabfolgt werden folle. Nach den jetzt für das Gebier 
des Sachfenrechtd geltenden Beftimmungen ift indeß jede Spur 
einer Gütergemeinfchaft verfchwunden. In dem gegenwärtig 
geltenden Rechte find namlich alle Anfprüche der Frau auf Ges 
rade und Mußtheil gänzlich ausgefchloffen. Außerdem, daß alles 
Eingebrachte der Frau ihr Eigenthum verbleibt, ift ihr eine 
ftatutarifche Portion aus den Gütern des Mannes beigelegt 7°). 





68) ©. Sp. I, 24 u, 27. 
Dal. v. Sydomw Erbrecht nad) 
dem Sachſenſpiegel ©. 257 u.f. 
Dagegen jedoch Cropp a. a.O. 
S. 447 u. f. Auch bei dem 
Mußtheil (welcher in der Haͤlfte 
der vorraͤthigen Lebensmittel be⸗ 
ſteht) tritt eine Guͤtergemein⸗ 
ſchaft deutlich hervor. Dabei iſt 
es beſonders bemerkenswerth, 
daß die Frau nicht bloß bei dem 
Tode des Mannes, ſondern auch 
bei einer Eheſcheidung Gerade 
und Mußtheil bekommt. Der 
©. Sp. Il, 74. ſagt ausdruͤck⸗ 
ih, daß die Frau im le&tern 
Fall Gerade und Mußtheil be⸗ 
halte, worin ja eben liegt, daß 
die Frau früherhin ein Eigen: 
thum daran hatte. Auch ſtimmt 


mit der Anficht, daß die Gerade 
den Antheil der Frau an der gan⸗ 
zen beweglichen Habe ausmacht, 
die Aeußerung des Sachſenſpie⸗ 
gels I, 31. f. 1. v. Sydomw 
fcheint mir freilich darin zu irren, 
daß er die Semeinfchaft allein 
auf die Errungenfchaft, nicht aber 
auf die gefammten Mobilien bes 
zieht. 

69) Davon findet allein nad) 
dem Sachjfenfpiegel I, 22 u.24. 
lediglich) in Anfehung des Ges 
findelohng eine Ausnahme Statt. 
Cropp a. a. O. ©. 449 u. 
451. 

70) Verordnung vom 15ten 
Sjunt 1742, deren Declaration 
vom 11ten Jan. 1745 und deren 
Ertenfionen auf den ehemals 


% 
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Das Eingebrachte der Frau, es beſtehe in beweglichen oder 
unbeweglichen Guͤtern, braucht auch waͤhrend der Ehe in 
keiner Art zur Bezahlung der Schulden des Mannes ange⸗ 
wandt zu werden, und wird bei dem Abſterben des Mannes, 
oder in Concursfaͤllen als Eigenthum der Frau behandelt und 
an ſie ausgeliefert. Durch die Anwendung des Roͤmiſchen 
Rechts iſt das alte Sachſenrecht bedeutend abgeaͤndert worden, 
namentlich dahin, daß nunmehr dem Maune eine Verantwort⸗ 
lichkeit für dad bewegliche Gut der Frau obliegt, in Folge 
welcher das Vermögen des Mannes der Frau für ihr Einges 
brachtes haftet, und zwar noch in einem größeren Umfange 
als nach Römifchem Rechte der Fall war. Da nämlich die 
Beftimmung des Sachfenrechts, daß der Ehemann den Nieß⸗ 
brauch an dem gefanımten Vermögen der Frau hat, fortwaͤh⸗ 
rend ‚geltend geblieben, fo ift dadurch aller Unterfchied zwi⸗ 
fchen dem eigentlichen Brautfchaß oder der dos, nach der Bes 
flimmung des Römifchen Rechts, und den Paraphernalgütern 
weggefallen, und alles Eingebrachte der Frau, fie mag es bei 
Eingehung der Ehe erworben, oder fpäterhin ererbt haben, 
der eigentlichen dos gleichgejtellt worden. Die gemeinrecht: 
liche. ftillfchweigende und privilegirte Hypothek, welche der 
Frau in Beziehung auf ihre dos beigelegt ift, findet daher 


gegenwärtig auf alles Eingebrachte der Frau Anwendung 7), 


— — — — ——— 


Großfuͤrſtlichen und gemeinſchaft—⸗ 
lichen Landestheil vom‘ 14ten 
Dec. 1780 und 25ften San. 
1802. Daß mit diejer Beſtim⸗ 
mung der Erbfolge Anfprüche 
der Frau auf eine Gerade nicht 
vereinbar find, ift von jelbft klar 
und überdies iſt es in einem Re: 
ſcript vom 6ten Sept. 1787 aus; 
gefprochen, daß die dispositio 
juris Saxonici von der Gerade 


Sald’s 3andbuch IV 





— — — 


durch die Verordnung vom 15ten 
Jun. 1742 aufgehoben ſey. 

71) Inſofern im Luͤbſchen 
Recht bei unbeerbten Ehen daſ— 
ſelbe Guͤterverhaͤltniß gilt wie 
nach Sachſenrecht, enthaͤlt das 
Statut die ausdrückliche Beſtim⸗ 
mung, daß unter dem Namen 
Brautſchatz alles Eingebrachte 
der Frau zu verſtehen ſey. Buch 
JR. tit. 5. Art. 13. Buch III. tit. 

27 


448 Privatrecht. — Zweites Buch. Perf. Recht. 


Diefemnach nimmt die Fran bei einem ausbrechenden Eoncurfe 
des Mannes die ihr gehörigen Sachen, foweit ſolche in der 
Concursmaſſe noch vorhanden find, ald ihr Eigenthum zu 
fich, ohne jedoch wegen deren Abnußung einen Erfatz verlan⸗ 
gen zu können. Dad Recht des Mannes auf den Niebrauch 
bringt es überdies mit fih, Daß, wenn eingebrachte Sachen 
durch Verbrauch untergegangen feyn. follten, nichts dafür 
verguͤtet wird 7?). Für alle vem Manne zugebrachten Gels 
der und für den Werth aller vom Manne veräußerten Sas 
chen erhält-aber die Frau unter den privilegirten bypothecaris 
fchen Gläubigern aus den Gütern des Mannes ihre-Befries 
digung 7?), vörausgefeßt, daß die Frau nicht durch Protos 
collation ihres Brautfchaged auf dem Folium ihres Mannes 
einen noch beſſern Platz in der Prioritatsordnung erworben 
hat. Nach dem Tode der Frau haben die Erben derfelben im 
Mefentlichen gleiche Anfprüche, nur mit dem Unterfchiede, 
daß in diefem Falle von dem Vermögen der Fran die portio 
statutaria ded Mannes abgeht, und daß nur die Defcendenten 





1. Art, 9 u. 12; vol. Meyius 
ad Art. 9 No. 35. ad II. tit.2, 
Art. 12. No. 54. Daß daffelbe 
“aber auch in dem Gebiete des 
Sachſenrechtes gelte, erhellt aus 
den Protocollationsverordnuns 
gen vom 2Aften März 1797 $. 
22. und vom 5ten Dec. 1800 
$. 21, wo unter den privilegir: 
ten Forderungen nicht bloß der 
Brautſchatz, fondern auch andere 
etwa nach der Heirat eingeerb: 
ten Ehegelder genannt werden. 
‚» 72) Bol. 3. B. das Priori: 
tätserfenntniß in den Schlesw, 
Holſt. Anz. für 1837 ©. 157. 
73) Ueber die Präferenz des 


Brautſchatzes nach Holſteiniſchem 


Rechte; in den Abhandlungen 


— 


aus den Anzeigen III. Bd. S. 
467. In fruͤheren Zeiten iſt 
vielfältig den Frauen ein Vor: 
zugsrecht ſelbſt vor den fpäter . 
protocollirten Gläubigern beige» 
legt worden. Alle neuere Pros 
tocollationg: Verordnungen und 
das Protpcollationswefen ange: 
benden Verfügungen erkennen 
den Vorzug der Protocollata an, 
ohne jedoch der Frau ihre privis 
legirte Hypothek zu nehmen, 
Die Segeberger Protocollariong: 
verordnung vom 2Often Febr, 
4769 $. 7, welhe Paulſen, 
Lehrbuh S. 238, ald abweichend 
anführe, enthält doch ficherlich 
feine andere als die gewöhnliche 
Deftimmung. 
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nicht aber andere Erben der Frau, die privilegia dotis geltend 


‘ machen können 7*). Damit indeß diefe der Frau in Bezies 


bung auf ihr Eingebrachtes von ihr felbft oder andern geltend 
gemacht werden koͤnnen, wird vor allen Dingen der Bewels, 
daß die in Anfpruch genommenen VBermögenstheile wirklich in 
die Ehe eingebracht, und infofern für nicht verhandene Sas 
chen Erfatz verlangt wird, daß diefe von dem Manne zu dem 
in Unfchlag gebrachten Preife veräußert worden find. Ueber 
die Führung diefes Beweiſes gelten für die Länder des Säch: 
fifchen Rechts Feine andere ald die gemeinrechtlichen Beftims 
mungen 7%), Undere güterrechtliche Verhältniffe der Ehe: 
gatten, als Ausfchließung des ehemännlichen Nießbrauches 
an einigen Gütern der Frau, Anfprüche der Frau auf Mor: 
gengabe, Leibzucht oder donatio propter nuptias (Gegenver: 


. machung, Widerlage) Fönnen nur durch befondere ausdruͤck⸗ 


liche Vereinbarungen begründet werden und das Nähere darz 
über wird weiter unten in der Lehre von den Eheverträgen 
vorfommen. 2) Für die Angehörigen der Kieler 
Univerfität gelten zwar feine ftatutarifche Beftimmungen, 
fondern Tediglich die Grundſaͤtze des gemeinen Rechts, jedoch 
mit folchen Modiftcationen, daß die güterrechtlichen Verhälts 
niffe der Univerfitätöverwandten, abgefehen von der Erbfolge, 
in allen Stüden diejelben find, wie unter dem Sachenrecht. 


Die Anerkennung eines dem Ehemanne zuftändigen Nieß: 





74) Vgl. die Entfcheidung in 
den Schlesw. KHolft. Anz. für 
1838 S. 243 und über diefe 
fireitige Frage Gluͤck's Come 
mentar 19ter Bd. S. 273 uf. 
und 27fter Bd. ©. 169 u. f. 
Daß andern Erben der Frau ihr 
ren Eeffionarien und Glaͤubigern 
eine gewöhnliche ftillfhweigende 
Hypothek zuftehe, wird indeß 
feinem erheblichen Zweifel unter; 


liegen, namentlich ift dies bei der 
Kitterfchaft anerfannt. Samm⸗ 
lung der Landgerichts: Urtheile 
No. 192, 206 u. 207. Auch 
Scholz Concursrecht ©. 99, 
und MMevius ad jus lubec, III, 
41.9. num, 16. 

75) Vgl. darüber Gluͤck's 
Commentar Bd. 25 ©. 248 u. 
—— Bd. 27 ©. 33 
u. f. x 
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brauchs an dem geſammten Vermögen der Frau hat nämlich 
‚ auch bei'der Univerfität'dahin geführt, alles Eingebrachte der 
Frau als Brautfchaß anzufehen und das Römifche Dotalrecht 
darauf anzuwenden, 3) Bei der Schleswig: Holfteiniz 
fchen Ritterfchaft gelten diefelben Grundfäge über die 
Güterrechte der Ehegatten, die fich aus dem Sachfenrecht er: 
geben, ſo wie daffelbe fich in fpäterer Zeit und namentlich 
durch die Annahme der Dotalprivilegien des Römifchen Rechts 
gebildet hat. Diefe Grundfäge find indeß für die Ritterfchaft 
in neueren Landesgefeßen ausdruͤcklich beftätiget 7°), und 
noch fpäter auf den nicht = recipirten angefeffenen Adel auöges 
dehnt worden 77). Hiernach bleibt das Vermögen beider 
Ehegatten getrennt; am Gute der Frau hat der Mann den 
vollftändigen Nießbrauch. Dem Brantfchaße der Frau, und 
darunter wird alles Vermögen zu verftehen feyn, welches 
die Frau überhaupt dem Manne zugebracht hat, ftehen die ges 
meinrechtlichen Prioritätsprivilegien zu 7%). Weber ven Bes 





76) Verordnung wegen der 
fräulihen Gerechtigkeit des Haus 
benbandes von 1573. Samm- 
. lung der gemeinfchaftliben Vers 
ordnungen S. 214 und die in 
der revidirten Landgerichtsord- 
nung Theil 4. Tit. 5. enthaltene 
revidirte Conftitution uͤber die 
Haubenbandsgerechtigkeit. Aels 
tere Motizen über die Hauben— 
bandsgerechtigkeit von 1554 fin; 
den fih im N. Stb. Mag. IX. 
Bd. ©. 545 u. 771. 

77) Refeript vom 14ten Juni 
1738 im Anhange zu der Schrift 
von Trendlenburg über ei- 
nige Vorrechte der Schleswig: 
Holfteiniihen Ritterſchaft. Die 


Schleswigſche Vormuͤnder⸗Ver⸗ 


ordnung v. 19. März 1742 8. 40. 
ſetzt voraus, daß die Wittwe ei⸗ 
nes nicht⸗recipirten Adelichen, in 
Folge landesherrlichen Diploms, 
das Recht der Haubenbandsge⸗ 
rechtigkeit erwerben kann. 

78) In einem landgerichtli— 
chen Erkenntniſſe von 1731 
(Sammlung merfwärdiger Urs 
theile und Befheide ©. 222.) 
ift zwar eine adeliche Wittwe mit 
ihren Paraphernalien a die illa- 
tionis inter hypothecarios collo: 
eirt worden. Allein ein ſolches 
einzelnes Erfenntniß fann offen: 
bar nichts entfcheiden. Weber: 
dies zeigt die Verordnung wegen 
des landgerichtlihen Schuld: und 
Pfandprotocolls vom 23. Der. 
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weis, daß die von der Ehefran in Anſpruch genommenen Guͤ⸗ 
ter dem Manne wirklich zugebracht worden ſind, gelten fuͤr 
die Ritterſchaft keine eigenthuͤmliche Grundſaͤtze. Die in che 
reren Tandgerichtlichen Erkenntniſſen vorkommenden Aus⸗ 
ſpruͤche darüber find offenbar gar nichts anders, ‚ald Anwen⸗ 
dung gemeinrechtlicher Grundſaͤtze. Auch verſteht es ſich von 
ſelbſt, daß in allen Faͤllen, wo das Recht auf das Eingebrachte 
an, die Frau zuruͤckkehrt, der. Ertrag des Niepbrauches der 

Frau. wiederum zufällt, oder ihr Durch (andübliche Zinfen vere 
gütet werden muß 7°). 4) Nach dem Lübfchen. Recht 
gilt bei unbeerbten: Ehen ebenfalls ‚das. Syſtem des Gonders 
guts mit dem Rechte des ‚ehemännlichen Niefbrauches 89) 
Unter unbeerbter Ehe wird im. Luͤbſchen Rechte eine ſolche ver⸗ 
ſtanden, aus welcher zur Zeit weder Kinder vorhanden, noch 
wegen bereits eingetretener Schwangerſchaft der Frau mit Be⸗ 


ſtimmtheit zu erwarten find. ®'),, Die Ehe gilt demnach nur 





1796 $. 21, daß nicht nur der 
Drautfbaß, fondern alle andere, 


auch nach der Heirath eingeerbte 
Ehegelder unmittelbar auf die 
Protocollata folgen. 


. 79) Paulſen betrachtet im‘ 


Lehrbud) S. 239 u. 240 die in 
den einzelnen landgerichtlichen 
Entfcheidungen vorfommenden 


Deftimmungen als Eigenthuͤm⸗ 
lichkeiten im ehelichen Guͤterrechte 


der Ritterfchaft. Bei dem Still: 
fhweigen der angeführten Ver: 
ordnungen Über die erwähnten 
Puncte muß aber das gemeine 
Recht fubfidiarifh eintreten, 
wenn nicht eine befondere Ge— 
wohnheit nachzumeifen ſteht, und 
eine folhe Nachweifung liegt 
fchwerlich in den einzelnen lands 
gerichtlichen Erkenntniſſen. 


80) Ueber das alte Luͤbſche 
Recht vgl. Behn, die ehelichen 
Guͤterrechte nach den älteften 
Eodites des Luͤbſchen Rechtes. 


Luͤbeck 1830. In Betreff der 


nachher anzufuͤhrenden Stellen 
aus dem neueren Sübfhen ech 
ſind die Erklaͤrungen in den be⸗ 
kannten Schriften von Medin 6 
und Stein-zu wergleithen.. - 
81) Luͤbſches Recht liber 1. 
tit. 5, Art. 5, 6, 11,13 und 
an andern Stellen: Der Art, 5, 
allein erwahnt auch der Schwans 
gerfchaft, und ohne Ziveifel muß 
in allen: andern Stellen , untex 
unbeerbter Ehefrau auch nur eine 
folche verftanden werden, die 
weder Kinder bat, noch. — 


ger iſt. 
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fo lange für beerbt,, als ein Kind am Leben iſt. In einer fols 
chen Ehe gelten über die Güterverhältniffe der Ehegatten fols 
gende Grundfäge: Alles Gut der Frau, fie mag es bei Eins 
gehung der Ehe dem Maune mitbringen, oBer es fpäterhin ers 
werben, kommt‘ unter die "außfehließliche Verwaltung des 
Mannes und die Frau hat darüber gar Feine Verwaltungss 
rechte 825, Auch faͤllt aller aus den Einkünften des Frauen⸗ 
guts herrůhrenden Erwerb dem Manne zu und wird ſein Ei⸗ 
genthum. Dies geht namentlich aus der Art und Weiſe her⸗ 
vor, wie nachher bei einem Concurs oder bei dem Abfterben 
des Mannes die beiderfeitigen- Güter gefchieden' werden, uns 
zweifelhaft ‘hervor, "Weber das in beweglichen Gütern’ beſte⸗ 
rare der Fran hat der Mann das Veräußerungss 
recht. Liegende Gruͤnde aber, und ſtehende Erbguͤter, die die 
Ftau ihm zugebracht bat, darf er, ohne ihren Willen, nicht 
veraͤußern oder verpfänden, wenn nicht Gefängniß oder Hun⸗ 
gersnoth, oder andere dringende Beduͤrfniſſe ihn dazu nöthis 
gen. Denn in‘ ſolchen Faͤllen ſoll zum Beſten des Mannes al⸗ 
les Gut der Frau hergegeben werden 82). Sind indeß die 
dem Manne zugebrachten, unbeweglichen Güter bei der Ueber: 

gabe in Geld gefchäßt, fo hat er darüber gleiche Dispofitionds 
befugniß wie uͤber bewegliche Güter, Am Fall der Ehemann 
fich einer beweislichen Verſchwendung ſchuldig macht, Tann 
die unbeerbte Frau von dem Manne verlangen, daß er ihr 
wegen ihrer,eingebrachten Güter Sicherheit beftelle 22). Für 
bie vom Manne allein contrahirten Schulden haftet weder Die 





682) inwiefern der Mann in 84) Lübfches Recht lib. I. tit, 
‚einzelnen. Faͤllen und unter be: 5. Art, 10, Ueberhaupt wird 
fordern Umpftänden diefed Ver: es jeßt, dem Roͤmiſchen Recht 
wältungsredit verliert, ſiehe un uns entgegen, für zuläffig gehalten, 
un Note 89. und 9. ur daß die Frau fich für ihr Einger 
brachtes vom Manne Bürgfchaft 

83) Luͤbſches Rest, 1 tit. beftellen laffe. Gluͤck's Coms 
5, Art.619. mentae XXVII. Bd. ©, 231, 
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Frau noch ihr Vermögen °?), ſondern fie nimmt, es mag ein 
Goncurs ded Mannes bei feinen Lebzeiten oder nach feinem. 
Tode ausbrechen, ihre vorhandenen Sachen in dem Zuftande, 
in welchem fie fich befinden, aus der Maſſe heraus, ohne für 
die Verringerung derfelben einen Erſatz zu erhalten, oder für 
deren etwanige Verbefferung etwas vergüten zu müffen ®°). 
. Für die nicht mehr vorhandenen Güter der Frau, infofern fie 
nicht zufällig untergegangen, fondern vom Manne veräußert 
find, erhält fie aus. der Maſſe des Mannes ihren gebührens 
den Erſatz, und zwar in Gemäßheit der Privilegien, welche 
das gemeine Recht dem Zrauengut beilegt, vor allen nicht 
protocollirten läubigern °?). Die Befriedigung wegen ihres 
Brautſchatzes und zugebrachten Gutes kann die unbeerbte Ehe: 
frau, wenigftens nach dem Abfterben ihred Mannes, aus 
feinen Gütern verlangen, ehe fie nöthig hat, das Haus und 
den Beſitz zu verlaffen 88). Iſt gber eine unbeerbte Ehefrau, 
wenn der Concurs bei Lebzeiten des Mannes ausbricht, noch 
in den Jahren, daß Kinder erwartet werden können, fo if 
alled Vermögen, welches die Frau als ihr Eingebrachtes aus 
der Maffe ihres Mannes heraus erhält, bis weiter zu belegen, 
fo daß die Frau davon nur die jährlichen Revenüen bezieht *). 


EEE — —— — 


85) Daſelbſt ib. J. tit. 5. 
Art.7 u. 11. 
86) Daſelbſt lib. 1. tit. 5. 


Art. 4 

87) Luͤbſches Recht lib. 3. tit. 
4. Art. 9. giebt der Frau den 
Platz mit ihren Anfprüchen vor 
allen Ereditoren. Gegenwärtig 
gehen in den Städten des Luͤb⸗ 
ſchen Rechts natürlicher Weiſe 
"die protocollirten Schulden dem 


nicht protocollivten . Srauengut A 


vor, Die der Frau von den 
Hochzeitsgaͤſten gemachten Ger 


fchenfe follen indeg gar keinen 
Vorzug genießen. Nach lib. 2, 
tit. 2. Art. 25, kann es, zweifels 
baft ſeyn, ob nit, wenn ſtatt 


der verbrauchten oder veräußere 


ten Sachen der Frau andere wies 
derum angejchafft find, die Frau 
die vorhandenen Sachen ftatt 
ihrer eingebrachten annehmen 


muß. 

88) Dafelbft lib. 1. tit. 5 
rt. 13. 
89) Dafelbft lib. 1. tit. 5 
Ar. 11. 


* 
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Der Beweis, daß die Fran die in Anfpruch genommenen Güs 
ter in die Ehe wirklich hinein gebracht hat, ift nach dem Luͤb⸗ 
fchen Recht erleichtert, indem nach zwanzigjähriger Dauer der 
Che, in Ermangelung anderer Beweife, der Eid einer fonft 
glaubwürdigen Frau genügend ift 9°). Daß in einigen Fäls 
len der Brautſchatz, obgleich er nicht in ded Mannes Güter 
gefommen ift, dennoch als inferirt betrachtet wird, und aus 
des Mannes Gütern der Frau wieder erftattet werden muß, 
iſt bereits fruͤher bemerkt worden ?'). 5) Auch nach den 
Neumünfterfchen Kirchfpield: und Bordesholmis 
fchen Amtögebräuchen muß während der Ehe dafjelbe 
Syſtem der ehelichen Güterrechte, welches in den übrigen 
Diftricten des Sachfenrechts herrfchend ift, ald geltend ans 
gefehen werden. Da nämlich diefe localen Statute Tediglich 
darüber Beftimmungen getroffen haben, wie Ehegatten fich 
beerben follen, über die Nechtöverhältniffe unter den lebenden 
Eheleuten aber nichts verfügen, fo ftehen diefe einzig und allein 
unter den fubfidiarifch zur Anwendung fommenden Vorfchrifs 
ten des Sächfifchen und Römifchen Rechts 92). 6) Gilt 


90) Dafelbft lib. 1. tit. 5. 
Art. 4. 


rt. 

91) Dal. oben ©, 408 u. 409 
und Luͤbſches Recht lib. 1. tit. 

Art. 2. | 

92) Die Annahme von 
: Schrader (Lehrbuch I. Bo. 
$. 34 u. 35.) und Paulfen 
(Lehrbuch $.154.), daß in Bor: 
desholm oder Neumünfter im 
Anfang der Ehe das Syſtem des 
Sonderguts gelte, Gütergemeins 
fchaft aber mit der Geburt eines 


Kindes ,. oder fpäteftens, wenn- 


die, Ehe ein Jahr gedauert hat, 
eintrete, dürfte von Saraumw 


(N. Stb. Mag. VI.Bd. ©. 189) 
genügend widerlegt feyn. Ob⸗ 
gleih die erbrechrlichen Beſtim⸗ 
mungen bier nicht angegeben 
werden follen, fo mag doch bes 
merkt werden, daß felbft mit 
Ruͤckſicht auf die erbrechtlichen 
Verhältniffe die Angaben der zu: 
erft genannten Schriftfteller nicht 
ganz richtig find. Es find nams 
lih die Erbrecdhte des Mannes 
verfchieden beftimmt, je nachdem 
die Ehe beerbt ift oder nicht, die 
Erbrechte der Ehefrau aber mit 
Nückficht darauf, ob die Ehe ein 
Jahr oder länger gedauert hat. 
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ebenfalls das Syſtem des Sonderguts in gleicher Art und 
Weiſe nach dem Juͤtſchen Lov 9?) -in Einem beſondern Falle, 
wenn nämlich ein in Gemeinfchaft mit beiden Eltern lebender 
Sohn, dem nicht eigenes gegeben worden ift, geheirathet hat 
und die Ehe vor Aufhebung jener Gemeinfchaft getrennt wird, 
Alsdann nimmt die Frau oder ihr Erbe alles Eingebrachte hers 
aus. — Für alle Falle, wo das bisher dargeftellte Güters 
verhältniß Statt findet, ruht demnach die Verpflichtung, die 
Koften des ehelichen Lebens zu tragen, wie im Römifchen 
Rechte, vorzugsweife auf dem Manne und auf feinem Vers 
mögen ?*). Der Beitrag indeß, wodurch von Seiten der 
Frau jene Laft ded Mannes erleichtert wird, iſt nach dem 
gegenwärtig geltenden Rechte infofern bedeutender, wie nach 
den Beftimmungen des Römifchen Rechts, ald nicht bIoß die 
Revenuͤen der eigentlichen dos, fondern auch die Einkünfte von 
allem andern Vermögen der Frau für jenen Zweck dem Manne 
zufließen. Was übrigens noch im Lübfchen Rechte ausdruͤck⸗ 
Tich bemerkt ift, daß die Frau, wenn die verfchwenderifche 
Lebensart des Mannes ihrem Vermögen Gefahr zu bringen . 
droht, aufSicherheitsmaaßregeln dringen kann, gilt allenthal⸗ 
ben, und es verfteht fich dabei von felbft, daß in dazu geeigs 
neten Fällen die Sicherheitömaaßregel auch in einer über das 
Vermögen ded Mannes wie der Frau zu beftellenden Curatel 
beftehen kann. Als eine Eigenthümlichkeit des Lübfchen Rechts 
muß ed aber angefehen werden, daß der in Concurs gerathene 
Ehemann, fchon aus diefem Grunde und ohne eine ihm zur 
Laft fallende Verfchuldung, die Verwaltung des der Frau ger 
hörenden Vermögens gänzlich verliert ?°). Auch dürfte es wohl 





93) Juͤtſches Lov I, Kap. 13. 94) Bol. hierüber Kaffe 
Bol, Paulfen’s Lehrbuh &. (in Savigny’s Zeitfchrife 
261. Wenn wir zum Syftem IV.Bd.&.68.) und Saraum 
des Sjürfchen Lovs fommen, wird im N. Sth. Diag. VIL Bd, ©. 
diefer Fall noch ausführlicher bes 154. | 
fprochen werden. 95) Anders wird nämlich die 
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die Frage feyn, ob der Gerichtögebrauch dieſen Grundſatz 
er ‚gegenwärtig anerkennt, 


$. 7. 


I. Gütergemeinfhaft unter Ehegatten. Allge— 
meine Bemerkungen darüber 


Da das Kömifche Dotalfpftem und was mit demfelben 
zufammenhängt bei den Güterverhältniffen der Ehegatten in 
unferm Lande nirgends rein und vollftandig zur Anwendung 
kommt, fondern lediglich nur infoweit Anwendung findet, daß 
da, wo gemeined Necht Gültigkeit hat, der Ehefrau und 
deren Erben die Dotalprivilegien zu Gute kommen, diefe aber 
überall anwendbar erfcheinen, wo im Gebiete ded gemeinen 
Rechts dad Vermögen der Ehegatten auch nur zum Theil 
während der Ehe Sondergut desjenigen bleibt, dem es vor; 
her gehörte, fo ift unnöthig, von dem Römifchen Dotalfyften 
befonders zu handeln. Es wird vielmehr genügen ‚, bei vem 
- Syftem der particulairen Gütergemeinfchaft, wie bei dem 
Spftem des Sonderguted mit dem Rechte des ehemännlichen 
Nießbrauches gefchehen ift, im Einzelnen anzugeben, in wel: 
chen Fällen und im welchem Umfange die Dotalprivilegien des 
gemeinen Rechtes eintreten. Die Betrachtung wendet fich dar 
her II. zu dem Syſtem der Gütergemeinfchaft unter 
Ehegatten. Auf die allgemeine Theorie, welche die Gerwa⸗ 
niften über die Gütergemeinfchaft aufgeftellt haben ?°), ſoll 
hier nicht weiter eingegangen und in der Folge davon nur ins 
fofern Gebrauch gemacht werden, als es unumgänglich Bor Ä 





ſchon angeführte Beſtimmung Eichhorn &infeitung in das 
im Luͤbſchen Recht Buch J. Tir. V. deutſche Privatrecht 4te Ausg, 
Art. 11. verſtanden werden koͤn⸗ $.207 u. f. Mittermaier 
nen. Grundfäge des gempinen deuts 

96) Ueber das gemeine deut- ſchen Privatrehts Ste Ausg, 
ſche Recht find zu vergleihen: F. 399 u. ſ. 
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wendig iſt, und als unſere eigene Nechtöquellen ‚welche un⸗ 
fere Aufmerffamkeit vorzugsweife in Anfpruch nehmen müffen, 
mit jener Theorie in Einflang ftehen. Inzwiſchen wird es 
zweckmaͤßig feyn ‚ ehe wir auf das Einzelne eingehen, einge 
allgemeine Bemerkungen vorauf zu ſchicken. Was nun 1) den 
allgemeinen Character der ehelichen Gütergemeinfchaft 
betrifft; fo befteht derfelbe vorzugsweiſe darin, daß das ges 
fammte Vermögen als Eine gemeinfame Maſſe betrachtet 
wird, an welcher, ohne daß die urfprünglichen Beſtandtheile 
derſelben unterſchleden werden, jedem Ehegatten Rechte zu⸗ 
ſtehen, dergeſtalt, daß Schulden des: einen wie des andern 
Theils daraus bezahlt werden fönnen, und bei Auflöfung der 
Ehe die gemeinfchaftlichen Güter der Ehegatten, gewöhnlicher 
Meife zu gleichen heilen, zwifchen dem nachlebenvden Ehes 
gatten und’ den Erben des Verſtorbenen getheilt werden: Auf 
. welchen Rechtöbegriff aber dieſes eheliche Guͤterverhaͤltniß Zus 
rüczuführen fey, darüber find die Meinungen fehr-getheilt??). 
Es war eine lange Zeit herrfchende Anſicht, daß jeder Ehes 
gatte dadurch das Subject aller in den Vermögensverhälts 
niſſen⸗ beider’ enthaltenen Rechte und Verbindlichkeiten werde, 
oder als ſolches anzufehen ſey. In Ruͤckſieht auf das Activvermds - 
gen bezeichnete man das Verhaͤltniß als ein dominium conjugum 
in solidum. Diefe Theorie ift aufs Vollftandigfie von Haſſe 
widerlegt worden ?*), Die vornämlich von demfelben Rechtös 
gelehrten aufgeftellte Theorie 29), wornach beide Ehegatten 





97T) Paulfen’s hiſtoriſch⸗ 
dogmatijche Darfigllung der Guͤ⸗ 
terverhältniffe der Ehegatten nach 
Juͤtſchem Lov und den,demjelben 
verwandten, Stadtrechten mit 
Deziehung auf das Erbrecht. 
Stb. Mag. IL Bd. ©. 309 
u. f., und Sarauw Prüfung 
der bisherigen Anfichten von eher 


maliger Gütergemeinfchaft in den 
Herzogthuͤmern Schleswig" und 
Holſtein. — Stb. Mag. VI 
Bd. ©, 122 u. f. 

98) Sat fe e Beitrag jur Re⸗ 
vifion der Theorie von der ehe: 
. ke ao S. 14 


Haſſe a. a, Di 9 26 
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l 
eine ‚moralifche oder juriftifche Perfon ausmachen follen, auf 
welche, alle-bei einer. ehelichen Gütergemeinfchaft vorkommenden 
Nechtöverhältniffe zu beziehen find, bat,eben ſo wenig eine 
gründliche Prüfung aushalten Tönnen 100). ‚Wenn man fich 
aber. damit begnügen wollte, die eheliche Gütergemeinfchaft 
ald ein eigenthimliches germanifches Nechtsverhältniß zu bes 
zeichnen, fo würde damit für die richtige Yuffaflung und Ers 
fennung derfelben fehr wenig gewonnen ſeyn. Dagegen wird 
das zur Frage ftehende Rechtsverhaͤltniß, ohne Zweifel mit 
Hecht, als eine Gemeinfchaft der Ehegatten in Beziehung auf 
Sachen und Rechte, wie. fie ſchon im-Römifchen Nechte vors 
kommt, und namentlich: durch den Societätdcontract begrün: 
detwird,d. h. als eine gemeinrechtliche communio, zu characteris 
ſiren ſeyn, wie folche. nach den in. Deutichland beftehenden 
perfönfichen NRechtöverhältniffen der Ehegatten zu einander 
vorkommen kann "). Allerdings hat die eheliche Gütergemeinzs 
fchaft ipre Eigenthümtichkeiten, wodurch fie fich von der ges 
meinrechtlichen communio unterfcheidet. Diefe Eigenthuͤm⸗ 
[ichkeiten werden ſich aber, wie die Folge ergeben wird, voll: 
ftändig daraus erflären Laffen, daß das Vermögendverhälts 
niß in. unmittelbarer Verbindung mit der Ehe ſteht, und daß 
nach umferem Rechte die Ehefrau während der Ehe allemal 
unter. der Vormundſchaft oder. Ehevogtichaft des Mannes 
lebt, wodurch, der Gemeinfchaft ungeachtet, für die Rechte 
der ‚Ehefrau während der Ehe bedeutende Beichränfungen 





u. fi. Einigeältere Schriftiteller, 
bei welchen ähnliche Ideen vor: 
Eommen, nennt Saraum. 
N. Stb. Mag, VI. Bd. &.139. 

100) ‚Widerlegungen von 
Harfe geben Cropp in den 
an Jahrbuͤchern 1823 

408 —423; aud in den 
rasen aus den Gluͤck⸗ 


ftädter Anzeigen V.Bd. ©. 503 ; 
ferner in Heife und Eropp 
juriftifhen Abhandl. Bd. IL. S. 
427 u. fe und Paulfen im 
Stb. Mag. II. Bo. S. 318 u. f. 


1) Dal. unter den ältern Ju⸗ 
riften Meviws Com. ad j. Lubec. 
I, 5. art, 5. 
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erleiden müffen. Außerdem Tann natürlich das bezeichnete 
Grundverhältniß durch Gefeß oder Gewohnheit in einiger Bes 
ziehung befondere Beftimmungen, oder nähere Modificationen 
erhalten haben. 2) Nach ihrem Rechtögrunde ift die ehe: 
liche Gütergemeinfchaft entweder eine vertragsmäßige oder 
eine gefeßliche, je nachdem fie auf einer Vereinbarung ver Ehes 
gatten oder auf gefeßlicher Vorfchrift beruht. Die gefeßliche 
Gütergemeinfchaft unter Ehegatten, von welcher an diefem 
Orte allein zu handeln ift, wird beftimmt durch die am Wohns 
orte des Ehemannes geltenden Statute, und andert fich das 
her, wenn der Ehemann durch Veränderung des Wohnortes 
durch Erwerbung eines andern Gerichtsftandes oder auf ans 
dere Weiſe unter andern Statuten zu fiehen kommt, während 
die vertragsmäßige Gütergemeinfchaft bei aller Verfchiedens 
heit der Statute, unter welchen die Ehegatten leben mögen, 
immer unverändert fo bleibt, wie fie einmal ift beftimmt wor⸗ 
‚den 2). 3) Der Umfang der ehelichen Gütergemeinfchaft 
kann verfchieden feyn. In diefer Beziehung unterfcheider man 
die allgemeine (communio bonorum universalis) und die bes 
fondere Gütergemeinfchaft (communio bonorum particula- 
res) und von der Ießteren wiederum zwei Arten, die befons 
dere oder partienfaire Gütergemeinfchaft im eigentlichen Sinne 
und die Gemeinfchaft des wahrend der Ehe erworbenen Ver: 
mögend, oder die Errungenfchaftögemeinfchaft ( communio 
aequaestus), je nachdem alled Vermögen der Ehegatten, 
welches feiner rechtlichen Natur nach, wie Lehne oder 
Fideicommiffe, nicht gemeinfchaftlich werden Tann, oder 
ein Theil der von den Ehegatten in die Ehe gebrachten Güter, 
gewöhnlicher Weife das bewegliche Gut, oder endlich das in 


2) Die hier in Betracht kom⸗ Aug. 1805 wegen Hoisbüctel iſt 
menden Grundjäge find bereitd noch zu vergleichen das Negulativ 
im I. Bde. ©. 149 u. f. anges wegen Bereinigung Giefhenhas 
geben worden. Außer dem dort gens mit Segeberg vom Tten 
angeführten Patent vom Aften März 1820, 
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der Ehe erworbene Vermögen den Gegenftand der Güterges 
meinfchaft ausmacht, Es ift indeß nicht zu verkennen, daß 
durch dieſe Eintheilungen die moͤglichen Formen der ehelichen 
Guͤtergemeinſchaft nicht erſchoͤpft werden. Es ließe ſich naͤm⸗ 
lich. einmal eine particulaire eheliche Guͤtergemeinſchaft dens 
fen , nach welcher jeder der Ehegatten eine gleiche Geldſumme 
oder einen gleichen Werth in die Gemeiufchaft legte, fo daß 
der Gegenftand der Gemeinfchaft ein für allemal und unabs 
änderlich numerativ beſtimmt ware. Will man nun auf die 
partieulaire eheliche Gütergemeinfchaft, wie fie erfahrungds 
mäßig vorkommt, die gemeinrechtlichen Gründfäße über com- 
munio und societas anwenden, fo muß die particulaire ehes 
liche Gütergemeinfchaft ohne Zweifel dem Güterverhältniß der 
Gefellfchafter in einer Generalfocietat ?) gleich geachtet wers 
den, da dad Object der particulairen ehelichen Gütergemeins 
fchaft immer unbeftimmt ift, und diefe eheliche Gütergemeins 
fchaft niemals fo vorfommt, daß bloß beftimmte Summen oder 
Geldwerthe den Begenftand derfelben ausmachen, Noch vers 
dient bemerkt zu werden, daß bei Beantwortung der Frage, ob 
eine particulaive odereine allgemeine Bütergemeinfchaft vorhau⸗ 
den fey, Tediglich auf die geltenden gejeglichen Beftimmungen, 
nicht aber auf die individuellen Vermögensverhaltniffe dieſer 
oder jener Ehegatten zu fehen ift. Eine Gütergemeinfchaft, 
die gefeßlich eine particulaire ift, kann in concreten Fällen 
factifch eine allgemeine aus dem Grunde feyn, weil die Ehe: 
gatten eben feine, von der particulairen Gütergemeinfchaft 
ausgefchloffene, Vermoͤgensgegenſtaͤnde befigen. Bei der in 
foichen Fällen factifch eintretenden Gleichheit zwifchen parti= 
eulairer und allgemeiner Gütergemeinfchaft wird wohl eine 
MWahrfcheinlichkeit dafür fprechen, daß beide Arten der Com: 
munion auch in rechtlicher Beziehung nicht ſogar verfchieden 





3) Berg. Mühlenbru ’ Lehrbuch des Banden. Rechts 
u. Bd. $. 417. 
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feyn dürften. Was ferner die allgemeine Gütergemeinfchaft 
betrifft, fo ift ed zwar die Regel, daß die eheliche Gemeins 
fchaft der Güter nicht mehr umfaßt, ald dasjenige Vermögen, 
welches die Ehegatten in die Ehe einbringen und während ber 
Ehe erwerben. Aber auch hier kann eine Modification und 
zwar in.der Art eintreten, daß die Gemeinfchaft der Güter 
fich gleichfalls auf alles Vermögen erſtrecken fol, welches der 
nachlebende Ehegatte nach Auflöfung der Eheerwerben möchtet). 


. Da eine folche Beftimmung einzig und allein bei Bezahlung 


der Schulden des einen oder des andern Ehegatten practifche 
Bedeutung hat, fo kann eine folche Form der Gütergemeins 
fchaft ald eine auch auf die Schulden, felbft wenn folche den 
Betrag des gemeinfamen Gutes überfteigen, fich erſtreckende 
Gemeinfchaft charasterifirt werden. 4) Ueber Anfang und 
Ende der Gütergemeinfchaft gelten zwar nicht immer dies 
ſelben Grundſaͤtze. Wenn indeß von den Fällen abgefehen 
wird, wo das Eintreten der Gütergemeinfchaft unter Ehe⸗ 
gatten durch eine gewiſſe Dauer der Ehe, durch die Geburt 
eines Kindes, oder durch das Vorhandenfeyn lebender Kin⸗ 
der bedingt ift, oder in welchen die Gütergemeinfchaft nach 
Aufhebung der Ehe noch fortdauert — Fälle, die immer als 
Ausnahmen zu betrachten find *) — fo laßt fich die allgemeine 
Regel aufftellen, daß die Gütergemeinfchaft fofort mit dem 
Beginn der Ehe, d. h. gegenwärtig, mit der vollendeten 





4) Diefe Anſicht fcheint wirk⸗ 


lich angedeutet zu ſeyn in der 
Verordnung fuͤr die Amtsvogtei 
Ueterſen vom 7ten Mai 1745 
$.5 (Pauly Beiträge II. Bd 
&.230.) und in der Verordnung 
für die Stade Altona vom 
43ten Det. 1766 (dajelbft S. 
240), freilich auf entgegengefeßte 
MWeife, indem die Anfiche in der 
erftien Verordnung anerkannt, 
in der zweiten aber verworfen 


ift. Auch ift es wenigfteng fruͤ⸗ 
her in der Grafſchaft Ranzau 
ebenfo, wie die Verfügung für 
Veterfen vom Teen Mai 1745 
beftimmt, verhalten worden. 

5) Dergleihen kommen im 
Lünfchen Recht und im Norde 
firander Landrecht nach der ges 
wöhntichen Annahme aud in den 
Bordesholmifhen Amts: und 
Neumünfterfhen Kirchfpielsges 
brauchen vor. | 
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priefterlichen Trauung, ihren Anfang nehme, und mit der 
Beendigung der Ehe durch Scheidung oder durch den Tod des 
einen Ehegatten wiederum aufhöre. Died tritt am allerdeuts 
lichften in der häufig ausgefprochenen Beſtimmung hervor, 
daß zwar die Koften der legten Krankheit, nicht aber die Koften 
des Begräbniffes als eine Communionfchuld anzufehen, und letz⸗ 
tere daher von den Erben des Verftorbenen zu bezahlen find °). 
Daß eine beftehende Gütergemeinfchaft auch durch Vertrag 
unter den Ehegatten aufgehoben werden Fönne, verfteht fich 
von felber. Das Nähere über eine folche Vereinbarung wird 
aber in dem Abfchnitt von den Eheverträgen abgehandelt 
werden. Wenn nun eine Gütergemeinfchaft auf die eine oder 
andere Weije ein Ende nimmt, fo wird die Beendigung des 
bisherigen Rechtöverhältniffed auf die Haftung des bis dahin _ 
gemeinſamen Vermögens für die zur Zeit vorhandenen Schul: 
den bei den Ehegatten feinen Einfluß äußern können, Die 
Sache ift zwar nicht unbeftritten, und es laßt fich allerdings 
für die gegentheilige Meinung Einiges anführen 7”). Allein 
ed dürfte doch kaum zu verfennen feyn, daß es rüdfichtlich 
der Schuldenzahlung aus den gemeinfchaftlichen Gütern nicht 
auf den Zeitpunct anlommen kann, zu welchem der Gläubiger 
Bezahlung fordert, oder die Schuld einflagt, fondern lediglich 





6) Die Begräbnißkoften wer: $. 15 und in den landrechtlichen 


den namentlich im Schleswiger 
Stadtrecht Kap. 11, im Flens⸗ 
burger Stadtrecht Art. 2, Apen- 
tader Stadtreht Art. 4 und 
Eckernfoͤrder Stadfreht Kap. 12 
Art. 9. als privative Schulden 
der Erben der Verftorbenen bes 
zeichnet, und ohne Zweifel wird 
es allenchalben, wo Guͤterge⸗ 
meinſchaft ift, fo gehalten. Vgl. 
Abhandlung zur Erläuterung des 
Juͤtſchen Lovs 1fte Abhandlung 


Erörterungen I. Bd. S. 606. 
Auch die Verordnung für die 
Herrfhaft Pinneberg, Stadt 
Altona und Grafſchaft Ranzau 
vom 19ten Sjan. 1780 erkennt 
denjelben Srundfaß an, jedoch 
mit einiger Modification. 


7) Vergl. Abhandlungen aus 
den Anzeigen V. Bd. ©. 490 
u. f. und Paulfen’s Lehrbuch 
©. 249. 
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‚ darauf, ob das gemeine Gut für die Schulden, während der - 
beftehenden Gemeinfchaft, gehaftet hat. Am allgemeinften 
ift died anerfannt, wo die Gütergemeinfchaft durch den Tod 

des Mannes aufgehoben wird. Denn allenthalben bewirkt 
der Tod ded Mannes in der Art und Weife, wie das Frauen⸗ 
gut für die Schulden haftet, gar keine Veränderung, und der 
in diefem Fall geltende Grundfag wird wohl in allen Fällen 
zu befolgen feyn, wo die Statute nicht etwas anders verord⸗ 
nen 8). 5) Von der ehelichen Gütergemeinfchaft ift die fos 
genannte fortgefegte Gütergemeinfchaft zwifchen 
dem nachlebenden Ehegatten und‘ den Kindern (communio 
bonorum prorogata, der Beiſitz, das Sitenbleiben in ges 
meinfchaftlichen Gütern) wefentlich verfchieden, wie unter 
andern daraus erhellt, daß die fogenannte fortgefeßte Güter: 
gemeinfchaft auch in folchen Fällen vorkommt, wo gar feine 
Gütergemeinfchaft während der Ehe Statt findet, wie naments 
lich in den Gebieten, wo Sachfenrecht gilt. Der Ausdruck: 
Gemeinfchaft, oder Beiſitz, bezeichnet in diefem Fall zus 
nächft nur das Verhältniß der Ungetheiltheit, welches aus 
dem Rechte des nachlebenden Ehegatten hervorgeht, die Erbs 
theilung mit den Kindern bis weiter auszufeßen. Die Lehre 
von der communio bonorum prorogata fteht daher mit dem 
Erbrecht, namentlich niit der Erbtheilung, in dem genaueften 


8) Diefe Anſicht fheint auch F. 2, wegen Vereinigung Giee 


in der Praris anerkannt zu feyn. 
Bol. Abhandlungen aus den Ans 
zeigen III. Bd. ©, 500, V. Bd. 
S. 16. Scholtz Concursrecht 
S. 103. Auch iſt derſelbe Grund⸗ 
ſatz in dem Patent vom Aſten 
Aug. 1805, wegen Einverleibung 
des Dorfes Hoisbüttel in das Amt 
Tremsbüttel, desgleichen in dem 
Regulativ vom Tien März 1820 


Falck's Sanbbuh IV. 


ſchenhagens mit Segeberg, ber 
ſtimmt voraudgefeßt, und ende 
lid) werden bei Beftätigung von 
Verträgen, wodurch im Herzog; 
thum Schleswig die Güterges 
meinfhaft unter Ehegatten aufs 
gehoben wird, die Rechte der 
früheren Gläubiger allemal aus; 
drücklich vorbehalten. 


28 


434 Privatrecht. — Zweites Buch. Perſ. Recht. 


Zufammenhange, und bleibt eben aus diefem Grunde hier . 
ganz ausgefchloffen. In den nächften Paragraphen follen nun 
die drei oben angeführten Arten der Sater gewelaſchaft cha⸗ 
racteriſi rt werden. 


R $. 73. 
Arten der Guͤtergemeinſchaft. 4) Bon der Errun— 
genſchaftsgemeinſchaft. 


Sieht man auf den geographiſchen Umfang, in welchem 
die rechtlichen Vorſchriften gelten, ſo iſt das Syſtem der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft dasjenige, welches hier in den Hers 
zogthuͤmern am feltenften vorfommt. Wir finden daffelbe nam 
lich nur in ‚den Landrechten für Ditbmarfchen und Feh— 
marn bei allen Ehen, im Nordftrander Landrecht aber 
nur in Fällen, wo die Ehe unbeerbt if. Wo die Gütervers 
hältniffe der Ehegatten in diefer Art und Weiſe gefondert find, 
zerfallt natürlich dad Wermögen beider Ehegatten, als eine 
Gefammtheit betrachtet, in drei verfchiedene Beftandtheile, . 
indem das Eingebrachte des Mannes, das Eingebrachte der 
Frau, und das gemeinfchaftliche Vermögen beider von ein= 
ander zu unterfcheiden find. Die rechtlichen Verhaltniffe, 
welche rücfichtlich der von der Frau in die Ehe gebrachten Guüs 
ter eintreten, ‚geftalten fich auf eine verfchiedene Weife, je 
nachdem die Dotalprivilegien ded gemeinen Rechtes Anwen⸗ 
dung finden oder nicht. Was nun 1) das Dithmarfifche 
. gandrecht ?) betrifft, fo bleibt dasjenige Vermögen, welches 
der eine oder der andere Ehegatte in die Ehe bringt, und auch 
alles, was während der Ehe von Verwandten ererbt oder ges 
fchenkt wird, Sondergut desjenigen Ehegatten, dem das Vers 
. mögen gehört 19%), Das Vermögen der Frau wird aber waͤh⸗ 


9) Pautfen’s Lehrbuch S. Landrecht Art. 34 $.1. fol dag 
252 u. fe Saraum im N. genannte Gut an alle Erben der 
Stb. Mag. VI.Dd. ©. 180 u.f. Frau ausgeliefert werden. Daß 

40) Nah dem Dichmarfcher die während der Ehe dem einen 
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rend der Ehe ihrer Dispofition und Verwaltung entzogen, 
fommt durch die Ehe unter die Vormundfchaft des Mannes, 
und kraft diefer bezieht derfelbe die Einkünfte des Frauenguts, 
kann über die Einkünfte nach feinem Ermeffen verfügen, fie 
auch zur Verbefferung feiner eigenen Güter anwenden, ohne 
den Erben der Frau zur Nechnungsablegung oder zum Erfaß 
‚verpflichtet zu feyn 77), Der Mann Fann ferner die beweg⸗ 
lichen Güter der Frau nach feinem Ermeffen, die unbewegli: 
chen aber nur mit Einwilligung der Frau veräußern !?), bleibt 
aber für Beides zum Erfage pflichtig. Aus den Gütern des 
Mannes foll die Frau eine, wenn nicht durch Verträge etwas 
anders beftimmt ift, ihrem eingebrachten Brautfchaß, dem 
Werthe nach, gleichlommende Widerlage oder Verbefferung 


(dotalitium) erhalten, welcher Vermögenstheil Feinesweges 


als Folge eines Erbrechts angefehen werden kann 3). Die 
der Frau in Beziehung auf die erwähnten Vermögensthelle zus 
fiehenden Rechte find verfchieden. Wegen ihres eingebrach- 
ten Brautfchages fteht der Frau ein Vorzugsrecht vor allen 
nicht protocollirten Gläubigern zu "*). MWogegen fie rüd: 
fichtlich des während der Ehe ihr angeerbten oder gefchentten 


Gutes, wenn fie fich Feine ausdruͤckliche Hypothek hat beftellen 


laffen, in welchem Kal das Alter der Hypothek entfcheider, 
bloß denjenigen Gläubigern vorgeht, welche eine ftilffchweis 
gende Hypothek in die Güter des Mannes haben 15),. Auf 





Ehegatten gefhenfte Güter auh renden Eonftitution vom 26ften 


dahin gehören, zeigt $. 9. deſſel⸗ 
ben Artikels. 

41) Dithmarſcher Landrecht 
Art. 25 und Art. 34 $. 2. 

42) Dafelbft Art. 25 9. 2. 

43) Dafelbft Art, 34. 6. 3, 
Die gewöhnliche Benennung ift 
MWiderlage. In Art. 34 9.10, 
wird die Widerlage auch die Befs 
ſerung und, in der glei) anzufüh: 


% 


Aug. 1662 das dotalitium ges 
nannt. Vgl. Stb. Mag. IV. Bd. 
©. 674. 

14) Dafeldft Art. 34 6. 8. 
und in Derreff Süderdichmars 
ſchens beſtaͤtigt durch die Confti- 


tution vom 26ften Aug. 1662. 


C. St. H. II. Bd. ©. 751. 
15) Dafelbft Art. 34 $. 8 
bis 12. Wie diefe $$. zu ver 
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diefelbe Weife ift nach dem Landrecht die der Frau zulommende 
Widerlage gefichert 16). Für Norderdithmarſchen erlitt das 
im Landrechte aufgeftellte Syften der ehelichen Güterverhälts 
niffe durch eine Fürftliche Verordnung von 1611, wornach 
unter Ehegatten inNorderdithmarfchen ganzauf dieſelbe Weife, 
wie in Eiderftedt gebräuchlich war, alle Güter gemeinjchaft: 
lich feyn, und die Schulden, welche in ftehender Ehe geinacht 
feyn möchten, von folchen gemeinen Gütern bezahlt werden 
follten 27). Diefe Verfügung wird indeß nicht ange in Kraft 
geblieben feyn. Denn fpätere gleich anzuführende Fuͤrſtliche 
Verordnungen erkennen offenbar den Grundfag an, Daß das 
Eingebrachte der Frau während der Ehe ihr Sonvdergut bleibe, 
Dagegen ift aber allerdings in beiden Theilen von Dithmar⸗ 
fchen durch ſpaͤtere Verordnungen dem dotalitio nicht nur 
alles Vorzugsrecht im Concurfe des Mannes entzogen, fons 
dern auch beftimmt worden, daß die Ehefrau die ihr gebühs 
rende Widerlage erft nach Bezahlung aller Schulden folle in 
Anfpruch nehmen fönnen *3)." Alles der Frau in vorgedachter 


ftehen find, darüber vergl. für 
Süderdithmarihen die Reſolu—⸗ 
tion vorn Iren Nov. 1740, C.C. 
H. II. Bd. ©. 762. 

16) Dafelbft Art. 34, $. 10. 

17) Fürfti. Conftitution zur 
Einführung der Guͤtergemein— 
ſchaft unter Eheleuten vom ten 
Juli 1611 in Michelfen’s 
Urkundenbuch des Landes Dirh: 
marjchen ©. 395. Bol. La cds 
mann Einleitung in die Schles: 
wig⸗Holſteiniſche Gefchichte III. 
Dd. S. 298. Bolten’s Ge⸗ 
ſchichte Diehmarfchen &. 523; 
auch Std. Mag. IV.Bd.&.675. 

18) Konftiturion wegen der 
den Frauen bei Eoncurfen vor 


andern Creditoren beifommenden 
Praͤferenz vom 26. Aug. 1662. 
C. €. H. Il. Bd. S. 751. Für 
Morderdithmarfchen ift in einer 
Fuͤrſtl. Kefolution vom 5ten April 
1649 sub passu 4. beftimmt: 
„daß die Weiber auf tödtlichen 
Hintritt ihrer Männer oder in 
concursu ereditorum ihre foges 
nannten Brautwagen, als Klei— 
dung, Bett und Bettgewand, 
Leinen und Wollen und dergleis 
chen dazu gehörig, in dem Stande, 
wie die Zeit ihrer Männer Ab: 
fierben und angeftellten Concur- 
sus befunden werden, annehmen 
und weiter Feine Erftattung der 
etwa prätendirten Deterioration 
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Weiſe zuſtaͤndige Vermögen geht auf ihre Erben uͤber '9), je⸗ 
doch, wie ed nach dem Landrechte fcheint, ohne daß die ges 
: meinrechtlichen Privilegien des Brautfchates den Kindern zu 


fordern follen, es wäre denn, 


daß folhe Brautwagen und Ges 
räthichaften bei der Eheberedung 
aestimato angenommen und aljo 
die Wiederftattung als baar Geld 
verfchrieben, auf folhen Fall auch 
folches als particula dotis billig 
nach Landrecht voraus gehet.” 
Ferner iſt in einer Fürftl. Con- 
ftitution vom 16ten Juli 1651 
Folgendes enthalten: „daß zwar 
hinführo die Frauen das ihnen 
im Landrechte eingeräumte pri- 
vilegium dotis haben und nad) 
als vor desfalls die Prälation zu 
gewarten,; wegen des vormen= 
tionirten Brautwagens aber es 
dergeftalt obfervirt werden foll, 
daß ſothaner Brautwagen indeme 
zur Zeit ded Ehemannes Abfter: 
ben, oder bei vorbergehender 
cessio bonorum befindlichem 
Stande, ungeachtet einiger präs 
tendirten Deterioration nach, es 
fey denn, daß deflen aestimatio 
vorhin gefhehen und die Wieder; 

geltung dafür verfchrieben, von 
der Frauen oder deren Erben an: 
genommeh, denn auch das do- 
talitium und Wiederlage bei den 
Concursibus feine Präferenz, be: 
fondere allererfi, wann dee Man: 
nes Schuld bezahler, die Frauen 
zu fodern haben follen.” Da 
diefe Fürftl. Conftitution fich auf 
eine früher für Suͤderdithmar⸗ 
fhen erlaflene Verordnung be- 


zieht, fo wird für lekteren Lanz 
destheil eine Altere Verordnung - 
ähnlichen Inhalts als die Con⸗ 
ftitution vom 26ften Aug. 1662 
ergangen feyn, obgleid) diefe ſich 
merfwürdiger Weiſe miederum 
bloß auf die für Norderdichmare 
(hen erlafjene Verlagung be⸗ 
ruft. 


19) Wegent der Widerlage 
wird dies beſtritten, weil in Art. 
34 prine. von ber Auslieferung 
der Widerlage an die Erben der 
Frau nicht die Rede iſt. In Art. 
42. $. 6. ift indeß ausdrücklich 
gefagt, daß die Erben auch die 
MWiderlage haben ſollen. Eine 
Auslegung, wobei man diefen 
leßteren Artikel ganz ignorirt, 
laßt fih ſchwerlich rechtfertigen 
und das Stillſchweigen des 3Aften 
Artikels verliert einen großen 
Theil ſeines Gewichts, wenn 
man bedenkt, daß hier zunaͤchſt 
von den Erbrechten der Ehegat⸗ 
ten gehandelt wird, und daß die 
Frau die Widerlage nicht als 
Erbtheil, ſondern als Eigenthum 
fordert. Schon Gieſewert 
halt dafür, daß die Erben der 
Frau, des Flaren Geſetzes un: 
geachtet, auf die Widerlage feine 
Anfprühe haben; Periculum 
Statutorum, ad art. 42. num. 
169 u. fe Bol. Paulfen’s 
Lehrbuch ©. 253 


* 


feine andere Vermögenstheile der Ehegatten, 
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Gute fommen. Bei der nicht entfchieden deutlichen Faffung 
des Landrechts hat jedoch fpäterhin, in Beziehung auf die Kin⸗ 
der, dad gemeine Recht Anwendung gefunden 2°), Bleibt nm, 
nachdem das Sondergut beider Ehegatten aus der Maffe ge— 
nommen ift, etwas übrig, fo wird diefes Vermögen , welches 
Mann und Frau während der Ehe erworben haben, ald ge= 
meinfchaftliches Eigentum beider Theile und ihrer Erben be= 


‚zeichnet 23). Für den Fall einer unbeerbten Ehe ift dies nach 


dem angeführten Artikel außer Zweifel, aber auch bei beerbz 
ten Ehen wird daffelbe anzunehmen ſeyn. Zwar vererbt in 
einem folchen Fall der mütterliche Theil der Errungenfchaft 
feinesweges auf die Kinder, fondern verbleibt dem nachlebens 
den Vater 22). Dies kann aber füglich als Folge eines dem 
nachlebenden Ehemanne in Berhältniß zu feinen Kindern bei: 
gelegten Erbrechtö betrachtet werden. Wie nun demnach in 


Ruͤckſicht der ehelichen Errungenfchaft nach dem Dithmarfcher 


Landrecht einerfeits eine wahre und wirkliche Communion ans 
zunehmen feyn wird, fo erfiredt fich die Gemeinfchaft der 
Güter in Dithmarſchen andererfeitö auch nicht weiter und auf 
Es ift vielmehr 
eine offenbar ungegründete Meinung, wenn auch wohl eine’ 


'Gemeinfchaft des fogenannten Bauguts angenommen worden 


it ?°), Was die Frau von denjenigen dem Manne gehöris 





Art. 34 6. 6. Sn S. 


20) Daß der ms der 
privilegia dotis auf die Kinder, 
wenigftens in Suͤderdithmar— 
hen, unzweifelhaft fey, erhellt 
aus der Nefolution vom 1iten 

an, 1745 $.2. (C. C. H. II. 

d. S. 160. 

21) Dithmarſcher Landrecht 
7. wird 
diefes Vermögen auch das wohl⸗ 


gewonnene Gut genannt, Sonſt 


aber wird gewöhnlich das wohl 


gewonnene Gut dem Erbgut, 
d. h. den ererbten Immobilien 
entgegengefeßt. 

22) Dafeldft Art. 35. Ohne 
Zweifel erhält auch die nachles 
bende beerbte Wittwe die Hälfte 
der Errungenfchaft. Klar ift ins 
deß diefer Fall nicht beftimmt, 
und kann hier auch füglich über; 
gangen werden. Bol. Pauls 
fen’s Lehrbuch ©. 254. 

23) Diefe Anſicht Hat Gieſe⸗ 
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gen Vermögen, welches in Dithmarfchen Baugut (Buwgud) 
genannt wird ?*), nach dem Landrecht erhalten fol, ift uns 
verfennbar als eine ftatutarifche Portion anzufehen, und kei⸗ 
nesweges als ein ihr bei Lebzeiten des Mannes gehöriger 
Vermögenstheil 2°). Ueber alles wohlgewonnene Gut fteht 
dem Manne während der Ehe, wie bereits bemerkt, die aus⸗ 
ſchließliche Dispofitionsbefugniß zu. Auf den Todesfall wird 
er aber bloß über feinen Antheil daran letztwillig verfügen 





wert in Periculo statutorum 
im 1: Bde, ad art, 34. N. 271. 
Der im Art. 42. $. 2, gebrauchte 
Ausdrud: „das gemeine 


Daugut” kann um fo weniger - 


etwas entfcheiden, da bdiefelbe 
Deftimmung und derfelbe Aus: 
druck ſchon im alten Landrecht 
von 41539 Art. 135, vorfommt, 
nach) welchem die Frau aus dem 
Nachlaffe des Mannes durchaus 
nichts anders heraus erhält, als 
was fie eingebraht hat. Der 
Ausdruck „gemeines DBaugut” 
ſoll wohl nichts anders ſagen, 
als: was man insgemein Bau⸗ 
gut nennt. 

24) Baugut iſt ein im Dith⸗ 
marſcher und Fehmarſchen Land⸗ 
recht vorkommender Ausdruck, 
welcher dem Ausdruck Bofaͤ 
im Juͤtſchen Lov entſpricht. 
Sarauw im N. Stb. Mag. 
VI. Bd. ©. 156. erklaͤrt Bau⸗ 
gut oder Bofaͤ für folhes Gut, 
das in Gebaͤuden aufzubewahren 
und daher beweglich ift, und in 
demfelben Sinne nimmt aud) 
Giefewert fo wie Die nachher 
zu erwäahnende Verordnung vom 
A4ten April. 1707 diefen Aus: 


druck, fo daß unter Baugut alle 
Mobilien ohne Unterfhied zu 
verfiehen wären. Degelmäßig 
fheint indeß das Dithmarfcher 
Landrechr unter Baugut nur dag 
Mobiliar des Mannes zu ver: 
ſtehen. So im Arc. 34 Au. 
7, Art. 37. 91,5u.6 und es 
dürfte daher unter Baugut, wie 
auch Giefewerta. a. O. zum 
Art, 31.No. 38. bemerft, eigent: 
lich und zunaͤchſt der landwirth⸗ 
ſchaftliche Beſchlag oder das In⸗ 
ventarium eines Hofes zu ver⸗ 
ſtehen ſeyn. Die eigentliche Be⸗ 
deutung des im Juͤtſchen Lov 
gebrauchten Ausdrucks Bofaͤ 
wird eine Ähnliche ſeyn. 


25) Dithmarſcher Landrecht 
Art. 34. 9.4 u. 7. Daß dies 
ein Erbtheil fey, ergiebt fib dar⸗ 
aus, daB über die Art und Weife, 
wie die Anfprüche darauf im Cou⸗ 
curſe zu collociren find, feine Bes 
flimmung vorfommt. Diefer 
Erbtheil der Frau iftihr übrigens 
im Süderdirhmarfiihen durch die 
Conftitution vom 11ten April 
41707 (0. C. H. 11.80. ©. 756.) 
entzogen worden. 
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können, und der Frau ihrerfeits diefelbe Befugniß, ruͤckſicht⸗ 
lich ihres Antheils, zuftehen müflen *°). Daß das wohlges 
wonnene Gut beider Eheleute, ed mag diefed in Geld, in ans 
dern beweglichen Sachen, oder in angelauftem Lande 27) ber 
ſtehen, den Gläubigern gegenüber, für alle Schulden haftet, 
ohne Rüdficht darauf, ob die Schulden von der einen oder 
andern Seite herfommen, ob fie vor Eingehung der Ehe da 
waren, oder erft während der Ehe entftanden find, geht dar⸗ 
aus unzweifelhaft hervor, daß die Frau in Eoncuröfällen nies 
mals einen Theil der Errungenfchaft aus der Maffe ziehen 
fonnte, und gegenwärtig nie mehr heraus erhält, als fie eins 
gebracht hat, daß folglich eine etwanige Errungenfchaft alle= 
mal und ohne Einfchränfung zur Befriedigung der Gläubiger 
angewandt werden muß ?°). Eine andere Frage aber ift es, 
auf welche Weife, außer den Fällen eined Concurfes, bei 
Theilung der Errungenfchaft, die Schulden der Ehegatten 
zwifchen dem Nachlebenden und den Erben des Verftorbenen 
zu berechnen find. Dabei fommen nun zuvoͤrderſt diejenigen 
Schulden ded Mannes, welche er bei feinen Lebzeiten aus der 
Errungenfchaft bezahlt hat, gar nicht in Rechnung , und dafs 





26) Wenn in Art. 27. des 
Dirhmarfcher Landrechts einem 
jeden das Recht eingeräumt wird, 
über wohlgewonnene Güter zu 
teftiren, fo muß dies Recht auch 
der Frau zuftehen. Zu ihren 
wohlgewonnenen Gütern gehört 
aber, allem Vorhergehenden zu: 
folge, die Hälfte der ehelichen 
Errungenfchaft. 

27) Saraum im N. Stb. 
Mag. VI. Bd. ©. 181. nimmt 
an, daß der Mann wohlgewons 
nene Grundſtuͤcke allein behalte. 
Allein die Erwähnung der unbe: 


weglihen Gütern in Art. 34. 
$. 5. des Landrechts ift dem Zu⸗ 
fammenhange nah, auf foldhe 
Grundſtuͤcke zu beziehen, welche 
der Mann in die Ehe gebracht 


at. 

28) Nach den oben (Note 18.) 
angeführten Beftimmungen er 
ſtreckten ſich die Anfprüche,. wel: 
che eine Frau im Concurs ihres 
Mannes geltend machen fonnte, 
niemals auf etwas anderes, als 
auf ihr Eingebrachtes und die 
Widerlage, und jeßt erftrecken fie 
ſich nur auf Erfteres. 
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felbe wird unftreitig gelten müflen, wenn aus dem Erwerb 
beider Ehegatten etwanige Schulden der Frau abgetragen feyn 
follten 2°). Zur ferneren Bezahlung von Schulden, wenn 
es zur Befriedigung der Gläubiger nicht nörhig ift, feheint 
aber die Errungenfchaft nicht verwandt werden zu können, da 

derjenige Theil, deſſen Schulden bezahlt würden, mehr aus 
der Maffe herauszöge, ald er eingebracht hat. — Diefesindem 
neuern Dithmarfifchen Landrechte enthaltene Syftem der ehes 


rechtlichen Güterverhältniffe war dem älteren Landrechte 


bekannt. Nach demſelben hatte der Mann am Frauengut 
nicht nur das Recht des ehemaͤnnlichen Nießbrauches, ſondern 
es haftete auch das Eingebrachte der Frau mit dem Gute des 
Mannes nach einer gewiſſen Reihenfolge, und in einem be⸗ 
ſtimmten Verhaͤltniſſe für die Schulden des Mannes ?°). 
2) Nach dem Fehmarnfchen Landrecht, in welchem 
eine fehr nahe Verwandtfchaft mit dem Dithmarfifchen nicht 
zu verfennen ift °'), wird ebenfalld eine auf dad wahrend 





29) Was die Schulden des 
Mannes betrifft, fo liegt dies 
unmittelbar im Landrecht Art. 
34.9.2, da, wie das Sprich—⸗ 
wort lautet: wer feine Schulden 
bezahlt, fein Gut beffert. 

30) Ueber das Güterverhält- 
niß der Ehegatten während der 
Ehe können, nah dem alten 
Dithmarſiſchen Landrecht, weil 
alle Beſtimmungen ſo hoͤchſt frag⸗ 
mentariſch ſind, manche Zweifel 
obwalten. Aus einigen Stellen, 
z. B. in demLandrechte von 1447, 
W estphalen mon. ined. Tom, 
IH. art. 177; und in dem Lands 
recht von 1539 Art. 126. ift zu 
ſchließen, daß das Baugut bei⸗ 


der Ehegatten gemeinſchaftlich 


war. Auf das Entſchiedenſte 
iſt aber zu wiederholten Malen 
ausgeſprochen, daß wenigſtens 
die von der Ehefrau eingebrach⸗ 
ten Mobilien für die Schuld des 
Mannes haften; Landrecht von 
1447 Art. 174, 201 u. 202; 
und im fpätern Landrecht Art. 
119, 126 u. 149. Der legtere 
Artikel beſtimmt genau die Ord⸗ 
nung, in welder das Vermögen 
der Frau angegriffen werden 
kann. 

31) Vgl. Paulfen’s Lehr: 
buh S. 255. Vgl. über die 
Aehnlichkeit zwiichen dem Fehr 
marnfchen und dem Dithmarfcher 
Recht: N. Stb. II. Bd. ©. 
8831. Die Sage, daß Dirds 


442%. Privatrecht. — Zweites Buch. Perf. Recht. ' 


der Ehe erworbene Vermögen befchranfte Gütergemeinfchaft 
anzunehmen feyn, da das eingebrachte Gut einer Finderlofen 
Ehefrau mit der Hälfte des erworbenen Gutes auf die Erben 
übergeht °?), Auch bei beerbter Ehe wird daffelbe Rechts: 
verhältniß voranszufeßen feyn, fo daß in allen Fallen das 
Eingebrachte jedes Ehegatten deffen Sondergut bleibt. . Daß 
aber defjenungeachtet das Vermögen der Frau unter der Ver: 
waltung des Mannes fteht, braucht kaum bemerkt zu werden. 
In Beziehung auf die beweglichen Sachen der Frau wird ihm 
das Recht ver Veräußerung nicht abgefprochen-werden koͤnnen. 
Rücfichtlich der Immobilien wird es aber nach dem fubfidias 
rifch anzumwendenden Sütfchen Lov zu verhalten feyn: ?3). Won 
Todeswegen disponirt jeder Theil nur über fein eignes Vers 
mögen. Zur Bezahlung der Schulden des Mannes kann aber 
nicht bloß der Antheil der Frau an der Errungenfchaft vers 
wandt werden, fondern es gelten in diefer Beziehung auf 
Sehmarn dieſelben Grundſaͤtze, welche in dem Altern Dith— 
- marfifchen echte Aprgalten find, daß nämlich auch alles Ein 
gebrachte der Frau für die Schulden des Mannes haftet ?*). 
Schon aus diefem Grunde kann hier von Dotalprivilegien der 
Frau- nicht die Nede feyn. Ueberdies mag hier noch im Als 
gemeinen bemerkt werden, daß. die Beftiimmungen ded Roͤmi— 
ſchen Rechts über die privilegia dotis im Herzogthum Schles: 
wig nur alddann Anwendung finden fönnen, wenn die Local⸗ 





marfcher nah Fehmarn einges 
wandert find, finder fih aud in 
Dithmarihen Hanſſen und 
Wolf Sefhichte und Befchreis 
bung des Landes Dithmarſchen 
S. 81, ° Ä 

32) Verordnung vom 12ten 
Febr, 1563 F. 11. 0. 8. S. 
1.88. S. 6994. 

33) Nach dem Juͤtſchen Lov 


I, 35. darf der Mann ſeiner 


Frauen Land nur aledann vers 
faufen, wenn er felbft eben fo 
viel Land und auch mit der Frau 
ein Kind hat, 

34) Paulfen’s Lehrbuch 
S. 255. nimmt an, daß die vor⸗ 
ehelihen Schulden überhaupt 
nicht gemeinfchaftlih werben. 
Das ältere Diehmarfifche Recht 
giebt aber wohl bier die befte 
Erklärung. 
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Statute ſie recipirt haben. Wie es aber ſonſt mit Bezahlung 
der Schulden zu halten iſt, daruͤber enthaͤlt das Landrecht 
keine beſondere Beſtimmungen. Daß zuvoͤrderſt die Erruns 
genſchaft dazu zu verwenden iſt, kann inzwiſchen keinen Zwei⸗ 
fel leiden. Es ſcheint aber ſelbſt angenommen werden zu 
muͤſſen, daß alle Schulden gleichmaͤßig von dem Vermoͤgen 
des Mannes und der Frau abzuziehen find, ehe eine Theilung 
des Guts Statt findet *°). Die Gütergemeinfchaft ware alfo 
nicht bIoß eine Gemeinfchaft des Erworbenen, fondern auch 
eine Gemeinfchaft aller Schulden. Nach aufgelößter Ehe 
kann die Frau indeß über ihr Eingebrachtes hinaus für andere 
Schulden, als die fie felbft contrahirt har, nicht haften. Was 
3) das NordfiranderXanpdrecht betrifft, fo bleibt nach 
demfelben, fo lange in der Ehe noch. eine Kinder geboren 
find, die eingebrachten Güter der Eheleute gefondert und bei 
Trennung der Ehe nimmt jeder Theil fein zugebrachtes Gut 
und die Hälfte von dem erworbenen und perdorbenen Gute 3°), 
Die Beftimmung über die Theilung des verdorbenen Gutes 
kann wohl nur von Schulden und zwar dahin verftanden wer: 
den, daß erft aus den beiverfeitigen Gütern die waͤhrend der 
Ehe entftandenen Schulden gleichmäßig abgetragen werden. 
Hier befchränft.fich alfo die Verpflichtung zur Schuldenzahlung . 
auf die ehelichen Schulden. Die Verfügungsrechte der Ehegatz 
ten oder ihrer Guter bleibt aber jeden Falls diefelbe, wie in Seh: 
marn und Dithmarfchen. Es haben übrigens hier die Güter: 
perhältniffe der Ehegatten während der Ehe nur fo dargeftelft 





35) Verordnung vom 12ten 
Febr. 1563 $. 7. „Es ſollen 
aber alle Ausfchulden von den 
gefammten Gütern bezahlt were 
den,” Diefer, zunaͤchſt von be: 
erbten Eheleuten ausgefprochene 
Srundfaß wird aud) von dem 
Fall zu verfiehen feyn, wenn 


feine Kinder aus der Ehe vor« 
handen find. Es ift dem ältern 
Dithmarſiſchen Rechte vollfoms 
men gemäß. 


36) Nordſtrander Landrecht 
UI, 24. C. C. S. 180 ©, 
459. 
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werden tönen, wie fie in den Landrechten geordnet find. 
Es ift aber fehr gerne-möglich,, daß die Sache in der Praris 
ſich etwas anders geftaltet hat. Jede Ausnahme von den 
Iandrechtlichen Beſtimmungen bedarf indeß allemal eines be⸗ 
ae ala 
$. 74 

2) Die particulaire Sütergemeinfdaft nah dem 

Sütfhen Lov 37), 

Die Gütergemeinfchaft, welche in Gemäßheit des Juͤtſchen 
Lovs unter den Ehegatten Statt findet, erftredt fich im Als 
gemeinen auf die gefammt bewegliche Habe der Ehegatten 
und ift, fo viel die Verhältniffe unter Lebenden betrifft, in 
allen Zällen diefelbe, ohne Unterfchied, ob die Ehe beerbt feyn 
möge oder nicht. Die im Sürfchen Lov über diefes Rechtsver⸗ 
haͤltniß enthaltenen Grundfäße find folgende. I Gegen 
fand der Gemeinfchaft ift das Haus, alle beweg: 
liche Habe, das baare Geld (Bofäe, Baugut) nebft 
den Forderungsrechten beider Ehegatten, dann auch alles 
feit Eingehung der Ehe gelaufte oder in Folge eines 
Kaufcontractö erworbene Land ꝰ8). Bon der Gemeinfchaft 
ift demnach im Allgemeinen Iediglich das Erbland jedes Ehe: 
gatten ausgefchloffen und allein der Ertrag, den die Erbgüter 
gewähren, fallt der Gemeinfchaft anheim ??), Da, wie 
natürlich, nur die den Ehegatten gehörigen Güter in 
die Gemeinfchaft übergehen koͤnnen, fo ergiebt fich von felbft, 
daß, wenn der nachlebende Ehegatte, ehe und bevor die 


37) Paulſen's Lehrbud 
S. 256 und Sarauw Pruͤ— 
fung der bisherigen Anſichten 
von der ehelichen Guͤtergemein⸗ 
ſchaft im N. Stb. Mag. VII. 
Bd. ©. 30 u. f. 

38) Daß es dabei nicht auf 
die Zeit des Vertrages, fondern 
auf die Zeit, da das Eigen: 


thum erworben wird, ankomme, 
ift mit Grund von Paulfen 
im Lehrbuche $. 143. Mote 3. 
bemerkt worden. Diefelbe An: 
ſicht findet ſich ſchon in Ecken⸗ 
berg’6 Repertotium s. v. 
Skjode. 

ar Lov L. Buch 
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Kinder aus der früheren Ehe abgetheilt find #9), wiederum 
heirathet, in Ermangelung befonderer Vereinbarungen +") 
nur der Antheil des nachlebenden Ehegatten an der Gefammts 
maffe, nicht aber der den Kindern davon gebührende Antheil, 
zu den Objecten der ehelichen Gütergemeinfchaft gehören 
kann +2). Die confequente Behandlung, dieſes Falls, der 
übrigens gegenwärtig, weil die Abtheilung mit den Kindern. 
erfter Ehe nach den jet geltenden Gefeen der Eingehung 
einer zweiten Ehe nothwendig vorangehen muß *?), nicht 
mehr. vorfommen Tann, würde in Gemäßheit der fonft im 
Juͤtſchen Lov aufgeftellten Grundfäte **) zu dem Refultate 
führen, daß der dem früher verheirathet gewefenen- Ehegatte 
gebührende Theil an dem gemeinen Gut mit dem Eingebrachs 
ten des neuen Ehegatten zufammen den Gegenftand der Com: 
munion bilden müffe, fo Daß davon jedem Ehegatten die Hälfte 
gehört. Das Geſetz fcheint indeß über den erwähnten. Fall 


— —— 





40) Juͤtſches Lov I. Bud 
Rap. 20. Bol. Paulfen im 


Stb. Mag. IL Bd. S. 290 u. f. 


Die Zweidentigfeit im Dänifchen 
Texte und in der Edenberg- 
fhen Ueberfeßung wird mit Huͤlfe 
der beiden andern alten Webers 
feßungen gehoben, nad) welchen 
es Elar ift, daß das Kapitel von 
dem Fall Handelt, wenn eine 
Wittwe heirarher, die mit ihren 
Kindern nicht getheilt hat. - Un⸗ 
ftreitig muß aber dafjelbe auch 
von dem Wittwer gelten, der un: 
ter gleichen Umftänden eine neue 
Ehe eingeht. 

41) Nach dem angeführten 
Kapitel kann naͤmlich der zweite 
Ehemann mittelft einer Dereins 
barung in die Gemeinſchaft auf 
genommen werden. 


42) Sjürfches Lov I. Bud 
Rap. 20. Bei dem Tode der 
Ehefrau nimmt der Mann in 
dem vorerrbähnten Fall das von 
ihm in die Ehe Eingebrachte vor; 
zugsweife heraus. 


43) Schlesw. VBormünders 
Verordnung vom 19ten März 
1792 $. 3 u. 6.; auch das Re⸗ 
feript vom 20ſten Juli 1782. 
Die Abtheilung mit den Kindern 
erfter Ehe, wenn der zweite 
nachlebende Ehegatte zur zweiten 
Ehe fchreiten will, iſt zuerft durch 
eine Verordnung vom 2Often 
Sjunt 1716 vorgefchrieben wors 
den. Vergl. oben in dieſem 
Dande S. 330. 


44) Juͤtſches Lov I, Bud 
Kap. 6. $. 1. 
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eine abnorme Beftimmung zu enthalten und in demfelben jede 
Semeinfchaft auszufchließen **). Eine Gütergemeinfchaft 
findet ferner gefeglich nicht Statt, wenn Kinder die bei Leb⸗ 
zeiten bei den Eltern und während der Gemeinfchaft mit ihnen, 
und folglich Zu einer Zeit, wo die Kinder noch Fein eigenes 
Bermögen haben +9), beirathen. In diefem Fall nimmt: der 
andere Ehegatte bei ver Auflöfung der Ehe durch den Tod fein 
Eingebrachtes heraus. Es kann jedoch vertragsinäßig das 
Gegentheil beftimmt werden +7). Wie in diefem Fall vor: 
ausgefegt zu feyn fcheint, daß jede gefeßliche eheliche Guͤter⸗ 
gemeinfchaft nothwendig dadurch bedingt fey , daß jeder Ehes 
‚gatte Vermögen befige, und damit einen Beitrag zur. Guters 
gemeinfchaft gebe, wornach denn derfelbe Grundfag nicht 
bloß in dem fpeciell hervorgehobenen,. fondern in jedem ans 
dern Fall, wo nur der Eine Ehegatte Vermögen befigt, Aus 
wendung finden würde, fo Ift anzunehmen, daß diefelbe Anz 
ficht auf die Beurtheilung des Falles eingewirkt habe, wenn 
Einer der Ehegatten fpaterhin durch Erbfchaft Vermögen 
In die Ehe bringt. Denn die wahrend der Ehe von Einem 
der Ehegatten eingeerbten Mobilien kommen nur alddann in 
die Gemeinfchaft, wenn auch von der andern Seite durch 
Erbfchaft etwas erworben wird +2). Unnatürlich dürfte die 
Beftimmung nur alddann erfcheinen, wenn man annimmt, daß 
die rechtlichen Verhältniffe des urfprünglich bei Eingehung 
der Ehe Eingebrachten anders beurtheilt werden, als die ſpaͤ—⸗ 
terhin auf dem Wege des Erbrecht hinzugelommenen Vers 





— — —n — 


45) Juͤtſches Lov L Bud 46) Juͤtſches Lov I. Bud 
Kap. 20. 2 gt dem Manne, Kap. 9 $. 1 und Kap. 13. $.2. 
außer dem Eingebrachten, aud) 
noch alles bei, was der ver: — Juͤtſches Lov J. Bud 
ftorbenen Frau aus der Com: p 
munion gebuͤhren wuͤrde; das 48) Juͤtſches Lov I. Bud 
Letztere muß als eine ſtatutariſche Kap. 17. Vgl. Paulfen’s 
Portion betrachtet werden. Lehrbuch $. 143, Note. 5. 
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mehrungen des Eingebrachten *?). Daß der zur Frage fte- 
hende Rechtsfag einem Altern Rechtöfpftem, etwa einer Zeit, 
wonicht bloß Land, fondern auch das ererbte bewegliche Vermoͤ⸗ 
gen den Character des Erbguts gehabt habe, angehöre und auf 
diefe Weife zu erklären fey, ift aus dem Grunde nicht anzus 
nehmen, weil regelmäßig in dem bei Anfang der Ehe Einges 
brachten ererbted oder für ererbt zu achtenden Vermögen fich 
befinden wird. Für ererbted Gut ift aber jede bei Eingehung 
der Ehe den Söhnen oder den Töchtern gegebene Ausfteuer 
zu achten, weil diefe bei einem nachherigen Erbfchaftsfall 
conferirt werden muß. U. Die Verwaltung alles den 
Ehegatten gehörigen Vermögens, ed mag. ein Gegenftand der 
Gemeinfchaft oder Sondergut des einen oder des anderen Ehe— 
gatten feyn, fieht während der Ehe unter der ausjchließlichen 
Verwaltung des Mannes 3°), wenngleich mit einigen Bes 
fchranfungen, Die Ehefrau kann weder bewegliche noch uns 
bewegliche. Güter ohne Einwilligung ihres Mannes veräußern 
und jeder von der Frau in folcher Art und Weife eingegangener 
Vertrag ift vollkommen nichtig *1); ; ebenfalls kann die Frau fich 
gültiger Weife nicht‘ verbürgen $?); auch bei Dispofitionen 
auf den Todesfall war die Ehefrau nach dem Juͤtſchen Lov 
ſehr befchranft, wenn gleich die unbeerbte Ehefrau in diefer 
Beziehung eine größere Freiheit hatte als die beerbte 5°), 


49) Vergl. Paulfen im 
Stb. Mag. 11.0 ©. 336 u. f. 

50) Das Juͤtſche Lov erkennt 
offenbar den Mann als den ge⸗ 
feglihen Vormund feiner Frau 
an, obgleic) es nicht ausdrücklich 
ausgejprochen ift. Juͤtſches Lov 
1,7. 9.2, worauf Saraum 
(N. Stb. Mag. VII. Bo.S. 31.) 
fid) beruft, ſpricht allein von der 
Tochter, nicht von der Frau. 

51) Juͤtſches Lov I. Buch 


Kap. 44, Auch gehört hieher 
Juͤtſches Lov I, 3. $. 5, wor 
nad) die Wittwe, fo lange es 
noch unentjchieden. ift, ob ein 
Kind wird geboren werden, nur 
unvermeidlihe Ausgaben mas 
chen darf. 


Mr Dafelbft I. Buch Kap. 


53) Juͤtſches Lov I. Buch 
Kap. 39 und Bud) III. Kap. 45. 
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Diefe Beftimmungen haben indeß gegenwärtig ihre Gültigkeit 
verloren, und eine Ehefrau kann gegenwärtig über alles ihr ges 
börige Vermögen ohne Einwilligung des Mannes aufden Todes; 
fall frei verfügen, infoferne fie nicht durch Rechte der Notherben 
oder durch das Recht des Mannes auf eine ftatutarifche Portion 
darin befchränkt if. Der Mann dagegen hat unter Lebenden 
nicht bloß unbefchränktes Verfügungsrecht über fein eigenes 
Vermögen, fondern auch im Allgemeinen über das Vermögen 
der Frau, Gefeglich ift davon bloß das Erbland der Frau aus⸗ 
genommen, welches er nur dann verkaufen darf, wenn er 
ſelbſt eben fo viel Land befitzt und auch mit der Frau ein Kind 
hat 52). Doch gilt diefe Befchränkung für den Fall nicht, 
wenn der Mann aus Noth dasLand der Frau veräußert haben 
follte 5%), Nach dem Sütfchen Lov fcheint indeß die Vers 
äußerung des der Frau gehörigen Landes durch den Mann 
keinesweges nichtig gewefen zu feyn, fondern Iediglich der Frau 
‚oder deren Erben nach Auflöfung der Ehe Anfprüche auf Ent⸗ 
fchädigung aus dem Vermögen des Mannes gegeben zu ha⸗ 
‚ ben 9°). Diefe Grundfäge werden noch gegenwärtig als die 
geltenden angefehen werden müffen, jedoch wird der Frau uns 
ftreitig die Befugniß einzuräumen feyn, wenn Nothfälle die 
Veräußerung nicht motiviren, durch gerichtlichen Einfpruch 
die Veräußerung ihres Landes zu verhindern. Ueber die Vers 
äußerung des beweglichen Frauenguts, welches in die eheliche 
Gütergemeinfchaft nicht übergegangen ift, enthält das Juͤt⸗ 
fche Lov feine ausdrüdliche Beftimmung. Daß indeß der 
nachlebende Ehegatte in folchen Zällen dad Eingebrachte, ins 
fofern die Sachen noch in natura vorhanden find, aus der 
Maſſe vorweg nimmt, ift ausdrüdlich gefagt °7), und es 





I Juͤtſches Lov I. Buch Kap. 35. $. 24. Bol. Ro⸗ 
fenvinge Dänifhe Rechtsge— 
5) Daſelbſt Kap. 36. $. ſchichte I. Bd. ©, 13. 
57) Juͤtſches Low I Buch 
56) Sürfhes £ov I, Buch Kap. 13 und 20. 
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duͤrften die angefuͤhrten Stellen wohl auch von dem Falle zu 
verſtehen ſeyn, wenn das Eingebrachte nicht vorraͤthig iſt, ſo 
daß der Frau aus dem Vermögen des Mannes ein Erſatz 
für ihr Eingebrachtes gebührt. Befondere Vorrechte. find ins 
deß dieſer Forderung nicht beigelegt. TIL Wie e& mit der 
Bezahlung der Schulden gehalten werden fol, ift im 
Sürfchen Lov nicht beftimmt. Wir find alfo in diefer Bezies 
bung an dasjenige gewiefen, was die Natur des Rechtsver⸗ 
hältniffes mit fich bringt. Was perfönliche, nicht hypothe⸗ 
carifche Schulden betrifft, fo werden diefe aus dem gemein 
fchaftlichen Gute zu bezahlen feyn, ohne NRüdficht darauf, 
ob fie während der Ehe oder vor der Ehe, ob fie von dem . 
einen oder von dem andern Theile contrahirt: worden find, 
Das Erbland oder fonftiges Sondergut des einen oder des 
andern Ehegatten wird aber für die Schulden des andern 
Theild nicht angegriffen zu werden brauchen. - Da aber das 
Sondergut, fo wie es eingebracht wurde, nach Auflöfung der 
Ehe wiederum zuruͤckgenommen wird, fo werden die darauf 
baftenden hypothecarifche Schulden nicht den -gemeinfamen 
Vermögen zur Laft fallen können, da fonft dad Vermögen des 
einen Ehegatten zur Verbefferung des dem andern Ehegatten 
gehörigen Sondergutd verwandt würde. Seht find allers 
dings die Anfichten der Rechtögelehrten über diefen Punct fehr 
verfchieden und die Praris dürfte noch keinesweges gleichfoͤrmig 
feyn 5°), Darüber find zwar Alle einverftanden, daß die 
wahrend der Ehe contrahirten Schulden infofern gemeinfchaft: 
lich find, daß ſie auf dem zur Gemeinſchaft gehörigen Vermögen 
haften; im Uebrigen aber find die Meinungen der Nechtöges 
Iehrten fehr getheilt. Die Verfchiedenheit der Anfichten betrifft 
theils die Frage, ob auch die vorehelichen Schulden gemeine 
fchaftlich werden, theils die Frage, ob und inwiefern das Sons 





58) Vergl. Paulfen Lehrbuch $. 143 in fine. 
Falck's Gandbuc IV. 29 


’ 
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\ 
dergut des Einen Ehegatten für die von dem andern Theile 
eontrahirten Schulden haftet. Die nun in diefer Beziehung 
geäußerten Meinungen find folgende. Einige Rechtslehrer 
Iaffen die vorehelichen Schulden der Ehegatten gar nicht ges 
meinfchaftlich werden, fondern nehmen an, daß diefe vors 
zugsweiſe aus dem Sondergut desjenigen Theils, welcher / die 
Schuld contrahirt hat, bezahlt werden muͤſſen und daß erſt, 
wenn diefed Sondergut nicht hinreicht, der Antheil des Schulds 
nerd am gemeinen. Öut zur Bezahlung derfelben zu verwenden 
fey 5°). Zur Begründung diefer Anficht hat man fich auf 
eine fingulaire Beftimmung des Juͤtſchen Lovs über die Bes 
handlung von Delictds Schulden berufen 6°), Da aber die 
erwähnte Borfchrift eben eine fingulaire ift, fo fpricht fie offens 
bar eher wider ald für eine verfchiedene Behandlung der vor 
Eingehung der Ehe contrahirten Schulden. 2) Eine andere 
Meinung geht dahin, daß alle Schulden jeglicher Art, auch 
die vorehelichen, gemein’ werden und zwar dergeftalt, daß 
fogar das Sondergut jedes Ehegatten für die Schulden des 
Andern hafte, ohne Rüdficht darauf, Durch welchen der Ehe- 
gatten die Schulden contrahirt worden find 6°), Hierin iſt 
wohl fo viel richtig, daß das Geſetz zwifchen. ehelichen und 
vorehelichen Schulden zu unterfcheiden feinen Anlaß giebt. 
Wenn aber nach diefer Theorie auch das Sondergut der Frau 
für die Schuld haften foll, fo hat zwar die Anſicht die Ana= 
logie anderer alter Dänifcher Rechtsquellen 62) für fich. 


59) Abhandl. zur Erläutee » 61) Blüting’s Stoffe ©. 


rung des Sürfchen Lovs I, Ab: 
handlung $. 10; auch in den 
landrechtlihen Erörterungen I. 
Dd. ©. 601. Dies war au 
Paulfen’s frühere Anficht. 
Stb. Mag. I. Bd. ©. 330. 

- 60) Juͤtſches Low IL Buch 
Kap. 100. 101. 


105 u. ©. 117. Paulfen’s 
Abhandlungen im Stb. Mag. 
1. Bd. ©. 501 u. V. Bd. ©. 
434 und im Lehrbuch $. 143. 

62) Erichs Gefeß (das ſoge⸗ 
nannte neue Seelaͤndiſche) I 
Buch Kap. 28, in der Ausgabe 
von Roſenvinge. 
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Bei der eigenthuͤmlichen Beſchaffenheit der nach dem Juͤl⸗ 


\ 


fchen Lov zwifchen Ehegatten ftattfindenden ®utergemeinfchaft 
dürfte ed aber bedenklich feyn, diefer Analogie zu folgen. 
Auch wird diefe Meinung mit den ausdrüdlichen Beftimmuns 
gen des Juͤtſchen Loos über die rechtlichen Verhältniffe des 
der Frau gehörigen Erblandes , wie gleich weiter bemerkt wer: 
den foll, nicht zu vereinbaren feyn. 3) Eine früher von dem 
Schleäwigfchen Obergericht befolgte Anficht ging dahin, dag 
nicht nur die vorehelichen,, fo gut ald die während der Ehe 
contrahirten SchnIden, aus dem gemeinfchaftlichen Gute zu bes 
zahlen find, fondern auch die Frau jedenfalls zu den in beftehen: 
der Ehe gemachten Schulden concurriren müfle, und daß zu 
deren Bezahlung ihr Sondergut zu verwenden fey 6’). Die 
vorherangeführten Beftimmungen des Juͤtſchen Lovs, daß 
ber Ehemann das Erbland der Frau nur alsdann verkaufen 
darf, wenn ed zum Lebensunterhalt der Ehegatten erforderlich 
ift, und daß die Ehefrau wegen veräußerten Erblandes aus. 
den Vermögen ihres Mannes Erfaß haben folle 6*), fprechen 





63) So ift fhon erfannt in 
einem obergerichtlihen Urtheil 
für&tapelholm vom 20ſten Sept. 


4606. C.8.8.1.8d. &.750. 


Vol. auch Sch o If Concursrecht 
©. 36. Der Berfaffer der vor: 
hererwähnten Abhandlung zur 
Erläuterung dee Juͤtſchen Lovs 
hat diefes Urtheil offenbar miß— 
verffanden, indem derfelbe fich 
darauf zum Beweiſe beruft, daß 
die ehelihen Schulden nur aus 
den gemeinfchaftlihen Gütern 
bezahlt werden follten, Weder 
das Ureheil von 1606 noch 
Scholtz erwähnen der vorehe— 
lichen Schulden ausdrücklich, 


Allein das im Terte Angegebene 
tft aber doch gewiß die voraus; 
geſetzte Anficht. 

64) Juͤtſches Loo L Bud 
Kap. 35 u. 36. Im Stb. Mag, 
VI.Bd. S. 135 verfteht Paul: 
fen die letzte Stelle ſo, daß das 
Land der Frau zur Bezahlung 
der in der Ehe contrahirten Schul: 
den verkauft werden duͤrfe. Mir 
ſcheint indeß die Stelle nichts 
anders zu ſagen, als, daß der 
Mann das Land verkaufen kann, 
nicht um Schulden zu bezahlen, 
ſondern um die fuͤr den Unter— 
halt der Familie nothwendigen 
Ausgaben zu beſtreiten. Schul: 


29 * 
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offenbar wider die Verwendung des der Frau gehörigen Erb» 
landes zur Bezahlung der vom Manne contrahirten Schulden 
und werden: auch ohne Zweifel in gleicher Art auf das übrige 
Sondergut der Frau anzuwenden ſeyn. Die Verpflichtung 
der Frau, in Norhfällen die Veräußerung ihres Gutes ges 
fchehen zu laſſen, ift von einer Verpflichtung zur Schuldens 
zahlung wefentlich verfchieden. Zu ſolchen Norhfällen gehört 
überall die Schuldfnechtfchaft. Wenn alfo auch nach dem 
Sürfchen Lov firenges Schuldrecht gegolten hätte, und die 
Frau dadurch hätte genöthigt werden können, die Schulden des 
Mannes zu bezahlen, fo würde died doch in der Sache nichts 
ändern. 4) Nach der jet von dem Schledwigfchen Oberges 
richt befolgten Rechtsanſicht ift alles Sondergut der Frau von 
der Haftung für die Schulden des Mannes frei und nur die . 
in Gemeinfchaft befindlichen Güter find zur Bezahlung der 
Schulden des Mannes (auch der vorehelichen) anzuwenden 
und umgelehrt wird derfelbe Grundſatz rüdfichtlich der Schuls 
den der Frau und deren Bezahlung aus dem Sondergure des 
Mannes gelten müflen 6%). In diefer jüngften Praxis des 
Schleswigſchen Obergerichts dürfte nun der wahre Sinn und 
die rechte Bedeutung der im Juͤtſchen Lov beftimmten Güters 


den find zwar, wie Paulfen 
(Seh. Mag. I1.Bd. S. 331.) 
fagt, nicht anders als Ausgaben, 
die nicht gleich bezahle werden. 
Allein rechtlich betrachter, find 
ſolche Ausgaben von den Schul; 
den fehr verfhieden und das 
Rechtsverhaͤltniß des Sonder; 
guts der Frauen iſt in dem einen 
Ball wefentlih verjchieden von 
dem Rechtsverhaͤltniß im andern 
Salle, wie alle Rechte beweiien, 
in denen Sondergüter der Ehe⸗ 
gatten vorfommen, 

65) Urtheil des Gottorfer 


Dbergerihts vom 18ten Nov. 
1748 in den Abhandlungen zur 
Erläuterung des Sürfchen Lovs J. 
Abhandlung $. 12. Landrecht: 
liche Erörterung I. Bd. ©. 603. 
Das Schleswigſche Obergericht 
ift zwar fpäterhin zu der vorher⸗ 
erwähnten Rechtsanſicht über: 
gegangen. Sjn fpateren Zeiten 
ſcheint aber die obergerichtliche 
Praris conſtanter zu feyn. 
Scholtz Concursrecht S. 36. 
Vergl. auch Brinkmann's 
wiſſenſchaftl. practiſche Rechts⸗ 
kunde I. Bd, ©. 81u. f. 
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gemeinfchaft unter Ehegatten am richtigften aufgefaßt feyn °°), 
nur wird darin die obenerwähnte Mopdification zu machen ſeyn, 
daß das gemeinfchaftliche Gut zur Bezahlung derjenigen Schuls 
den nicht anzumenden fey, welche aufdem Sondergute hafteten, 
ehe die Gütergemeinfchaft unter den Eheleuten entftand, weil 
man fonft zu dem Refultate fommt, daß dad Sondergut auf Kos 
ften der Gemeinfchaft gebeffert werde. Daß übrigens die Frau, 
wenn fie mit denn Manne folidarifch dDieSchuldencontrahirt hat, 
für deren Bezahlung mit ihrem ganzen Sondergut und felbft 
mit dem nach Auflöfung der Ehe erworbenen Vermögen uns 
bedingt haftet, verfteht fich von ſelbſt. — Endlich find hier noch 
die fingulairen Beftimmungen über Delictsſchulden anzuführen. 
Hiernach kann kein Intereſſent der Gemeinfchaft durch Vers 
brechen mehr verwirken, als feinen Antheil an dem gemeinen 
Gut, Die Delictöfchulden werden daher nicht gemeinfchaftlich. 
Mehrere ber diefen Punct im Juͤtſchen Lov enthaltenen Bes 
ſtimmungen werden indeß gegenwärtig feine practifche Gültigs 
feir mehr haben 67). Aus der angeführten Beſtimmung, daß 
Delictsſchulden im Allgemeinen nur aus dem Anrheil des 
Straffälligen an der Communion bezahlt. werden follen, wird 


66) Wasnamentlic die gleis 
che Behandlung der vorehelihen 
und die während der Ehe ent: 
ftandenen Schulden betrifft, fo 
fpricht dafür aud die Verord⸗ 
nung vom 2iften Nov, 1786, 
betr. den Anfpruc) des Mannes 
auf Erftattung des für feine Frau 
geleiſteten Einſchuſſes in die Wirt: 
wencafie. Hier ift naͤmlich als 
allgemein geltender Grundfaß, 
ausgefprochen, daß bei jeder Art 
ehelicher Guͤtergemeinſchaft alle 
Schulden aus dem gemeinen 
Gute zu bezahlen find. Bol. Stb. 
Mag. IX. Bd. ©. 252 und 


Paulfen’s Lehrbuch $. 143, 


Note 7. 


67) Juͤtſches Lov IL Buch 


Kap. 100 u. Kap. 101. Daß 
der Sohn bei Lebzeiten der Eltern 
jur Bezahlung von Deltersfchuls 
den feinen Antheil an der Ge—⸗ 
meinſchaft verlangen fönne, wie 
Kap. 100. zu enthalten ſcheint, 
ift vielleicht nicht einmal die Mei⸗ 
nung des Gefeßes, welches ganz 
wohl den Fall vor Augen haben 
kann, daß das mütterlihe Ver⸗ 
mögen dem Sohne bereits zuge: 
fallen war, und wird auf jeden 
Fall nicht mehr gelten. 
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ſich mit Grund folgern laſſen, daß jene Beſchraͤnkung in der 
Haftung des gemeinſchaftlichen Guts bei allen andern Schul⸗ 
den nicht Statt finden ſolle. 


$. 75. 


3) Character, und rehtlihe Wirkungen der allge 
meinen Öütergemeinfchaft. 


Dadjenige Rechtöverhältniß , welches wir allgemeine Güs 
tergemeinfchaft nennen, zeigt insbefondere feine Wirkungen 
darin, daß die Schulden fowohl des einen als des andern 
Ehegatten, ohne Rüdficht darauf, ob fie vor der Ehe da 
waren, oder erft in der Ehe entftanden find, auf der Ges 
ſammtmaſſe beider Ehegatten oder auf dem gemeinen Gut haften 
und aus dem gemeinen Gut bezahlt werden müffen, dann 
auch darin, daß bei Aufhörung der Ehe eine gewiffe Quote 
des ganzen Vermögens ohne Rüdficht darauf, obes vor der. 
Ehe dem einen oder dem andern Ehegatten gehört hat, dem 
Nachlebenden zufällt. Im Hebrigen können aber in mehr⸗ 
facher Beziehung Sie rechtlichen Derhältniffe bei einer allges 
meinen Gütergemeinfchaft verfchieden beftimmt ſeyn. Eine 
-foiche allgemeine Gütergemeinfchaft findet fich nun, wie es 
auch fonft in Deutfchland der-Fall zu feyn pflegt, häufiger in 
den Städten ald auf dem Lande, entweder weil man auf das 
Erbland, welches namentlich nach dein Juͤtſchen Lov nicht in die 
Gemeinfchaft überging, in. den Städten nicht einen folchen 
Werth Iegte, daß man nöthig. hielt, diefed von dem übrigen 
Vermögen in der-rechtlichen Behandlung zu trennen $®), oder 
auch und wohl wahrfcheinlicher, weil man in den Städten 
mit Rücdficht auf das Bedürfniß des Faufmännifchen Credits 
es für wichtiger hielt, den Gläubigern ‚des Manned ihre Bes 
zahlung zu fichern, als für die Erhaltung des Frauenguts zu 
forgen. Die Erbgutsqualitat ift bei Zefifegung der ehelichen 
‚Güterverhältniffe fchwerlich das Entfcheidende gewefen. Denn 


68) Paulfen im Staatsb. Mag. II. Bd, S. 600 u. f. 
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ungeachtet das bewegliche Gut bei uns jene Eigenfchaft nicht 
hatte, ift ed im Sachfenrecht nicht gemeinfchaftlich geworden 
‚und umgekehrt ift im Lübfchen Rechte die Gütergemeinfchaft 
eine allgemeine geworden, obgleich alles ererbte Vermögen 
dort, wenigftens ſpaͤterhin als Erbgut angefehen wurde, 
Man mag fich num die Haftung der beerbten Frau für die 
Schulden des Mannes oder die Befreiung der unbeerbten Ehe⸗ 
frau von diefer Haftungsverbindlichkeit ald die neuere Satzung 
denken, fo fcheint doch jede Veränderung am wahrfcheinlichften 
- durch Ziveifeldarüber veranlaßt zu feyn, ob ein Grund vorhanden 
fey, mehr für die Ehefrau oder umgekehrt mehr für die Gläus 
biger des Mannes zu forgen. Was das Vorkommen der alls 
gemeinen Gütergemeinfchaft in den Herzogthuͤmern betrifft, 
fo finden wir fie bei uns in allen Städten 6°), auf dem Lande 
aber nur in Eiderftedt, in dem ehemaligen Schauenburgifchen 
Antheil von Holftein, in dem Gebiete des Land: und Marfchz 
rechts, endlich da, wo das Nordftrander Landrecht gilt, jes 
doch an Tegtern Orten nur, wenn die Ehe beerbt gewefen ift, 
‚ohne daß ed darauf ankommt, ob das Kind am Leben bleibt. 
oder nicht. Ueber die Art, wie fich das Rechtöverhaltniß der 
allgemeinen Gütergemeinfchaft in den einzelnen Diftricten ges 
bildet hat, Iaffen fich nur fehr wenige gefchichtliche Notizen 
angeben. - So viel wird auf allen Fall gewiß feyn, daß all⸗ 
gemeine Gütergemeinfchaft Feinesweges das Urfprüngliche in 
den Güterverhältniffen der Ehegatten gewefen ift, und daß 
daher zu irgend einer Zeit der Lebergang von einem anderen 
Syſtem zur allgemeinen Gütergemeinfchaft gemacht feyn muß. 





69) Mir Rückfihe auf eine Be⸗ fchaft Statt finde. Val. aber def 
‚merfung im C.S. S. II.Bd.S. fen Lehrb. $.146. Dagegen ift 
453. ad art. 10. des Hadersl. “ allerdings nach der Bfg. v.2. Mai 
St. R. hatte Paulſen früher 1768(0. 8. 8. S. 445.) in Apens 
(Stb. Diag. IL. Bo. ©. 600.) rade feine allgem. Guͤtergemein⸗ 
angenommen, daß in Hadersleben fchaft mehr, 
feine allgemeine Öütergemeins | 


J 


\ 
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Ueber diefe Veränderung geben aber unfere Rechtöquellen im 
Allgemeinen Feine nahere Auskunft. - Dies gilt namentlich von 
den älteren Schleswigfchen Stadtrechten 7°) in Anfehung deren 
es übrigens wahrfcheinlich feyn möchte, daß ihre Beftimmuns 
gen dadurch entftanden find, daß man in den Städten feinen 
Grund gefunden hat, das Erbland, wie im Juͤtſchen Lov ges 
ſchieht, von der Gütergemeinfchaft auszufchließen 75). Als 
Quelle des Nordfirander Landrechts wird eine Beliebung von 
1518 genannt und ohne Zweifel-ift eben durch diefe zuerft die 
allgemeine Gütergemeinfchaft bei. beerbten Ehen eingeführt 
worden 72), In dem ehemaligen Schauenburgifchen Antheil 
von Holftein, fo wie in den Diftrieten. des Lands und Marſch⸗ 
rechts beruht die Gütergemeinfchaft unter Ehegatten auf Altes 
rem Herlommen, Schon die Schauenburgifche Polizeiords 
nung von 1615 feheint namlich anzudeuten, daß zwar in der 
Graffchaft: Holftein wie.in der Graffchaft Schauenburg allges 
meine Sütergemeinfchaft herrfche, jedoch in Holftein von ans 
derer Art fey und von dem Herlommen im Schauenburgiichen 
abweiche 722). In diefem Theile von Holftein find nan im. 





70) Die Kap. 10 und 60. 
im Sclesmwiger Stadtrecht, das 
Flensburger Stadtrecht Art, 4 
u. 11, das Apenrader Stadtrecht 
Are. 6 u. 16 und das Eefernför: 
der Stadtreht Kap. 12. koͤnnen 

nut von der allgemeinen Güter 
gemeinſchaft verftanden werden, 
. indem fie auh bei unbeerbten 
Ehen die Hälfte des gefammten 
Guts auf die Erben des verftor: 
benen Theils übergehen laſſen. 


71) DasHadersiebener Stadt: 


recht im Art. 10. fpricht dafür, 
indem es eben als den allgemeis 
nen Character der ftadtrechtlichen 
Deftimmungen hervorhebt, daß 


Erbland wie bewegliches Gut bes 
handelt werde, 
72) Berg, Heimreich’s 


Mote zum Mordftrander Land: 


recht, Buch U. At. 2& C.S. 
8. J. Bo. ©. 467. 

73) Schauenb. Polizeiordn. 
des Grafen Ernſt von 1615; 


‚berausgegeb. von Rottmann. 


Rinteln 1717, 4, Kap. 14. 
©. 151 u. ©. 154. Zu bemer— 
fen ift noch, daß derfelbe Graf 
Ernſt nach feiner Aeuferung in 
der angeführten Polizeiordnung 
Rap. 28 (Ausg. von Rotts 
mann ©. 306.) eine befondere 
ſchriftliche Ordnung für die Graf⸗ 
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ſpaͤterer Zeit die Guͤterverhaͤltniſſe der Ehegatten durch beſon⸗ 
dere nachher anzufuͤhrende landesherrliche Verordnungen naͤ⸗ 
her beſtimmt worden. In den Diſtricten dagegen, wo das 
Land⸗ und Marſchrecht gilt, beruht noch gegenwaͤrtig alles 
auf Praxis und Herkommen. Die geltenden Grundſaͤtze ler⸗ 
nen wir aus einzelnen Erkenntniſſen und aus einigen Privat⸗ 
Mittheilungen kenıien 7*). Das Eiderftedter Landrecht von 
4591 hatte: theils die allgemeine. Gütergemeinfchaft einges 
führt. 7°), theils die gemeinrechtlichen -Dotalprivilegien aners 
faunt 7°). Wie diefe entgegengefegten Beftimmungen zu vers 
‚einigen feyen, darüber waren die Meinungen getheilt. Cine 
Verordnung vom ı2ten Dec. 1604 hob nun anſcheinend die 
zuleßterwahnten Beftimmungen des Landrechtö-auf, hat aber 
ohne Zweifel doch. eigentlich nur den Sinn, daß die Beftim- 
mungen des Landrechts über die Dotalprivilegien nur infofern 
gelten follen, .ald Durch befondere Ehepacten die Gütergemeins 
ſchaft ausgefchloffen wird, und hatfolglich durch eine authentifche 
Interpretation die anjcheinend entgegengefeßten Beftimmungen 
des Landrechts mit. einander vereinigt 77). , Der gleiche Widere 
fpruch zwifchen Artikeln des Friederichftädter Stadtrechtd wird 
auf gleiche Weife zu heben feyn 7°), Auf die Faffung des 


fchaft Holftein über die Bauer: 76) Dafelbft I, 7, S. 22 
Höfe fonderlichin der Marſch aus u. 23 


gerichtet habe. Vergl. auch m) C. S. S.I.Bd. ©. 277. 


Schmidt's Beſchreibung von 
Altona S. 150. Die Verord- 
‚nung £önnte vielleiht, wenn fie 
noch vorhanden ware, auch für 
die Erläuterung des Lande und 
Marſchrechts wichtig feyn. 

74) Bergl. Abhandl. aus den 
Anzeigen HE. Bd. ©. 492, IV. 
Dr. 9.413, V. Br. S. 80. 

75) Eiderftedter Landreche II, 
16. 


Vgl. Paulfen’s Lehrbuch $. 
134 Note. Sarauw im N. 
Stb. Mag. VI. Bd. ©. 45 
u. f. Sriederichftädter Stadt— 
recht Theil I. Sect. 2. Tit. 6, 
Art. 18 u, 20 und ©ert. 3, 
Zie 2. E 

78) Panlfen © a. O. 
Scholtz Concursrecht S. 85. 
ſcheinen indeß anderer Meinung 


zu ſeyn. 
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-Hufümer Stadtrecht 7?) Hat ohne Zweifel die Eivderftedtifche 
Verordnung Einfluß gehabt. In Betreff des Lübfchen Rechts 
ift eö zwar die herrfchende Anficht der meiften frühern Rechts⸗ 

gelehrten, daß nach demfelben bei beerbten Ehen allgemeine 

- Gütergemeinfchaft gelte, weil die beerbte Ehefrau für die 
- Schulden des Mannes hafte, und weil bei Auflöfung einer 
: beerbten Ehe dad Geſammtgut mit den Kindern gerade durch 

getheilt werde. Ob diefe Anficht der Sache die richtige fey, 

<ift indeß nach den neuern Unterfuchungen kaum mehr zweifels 
haft. Die Anzahl derer," welche in den Beftimmungen des 
Luͤbſchen Rechts ein dem Sachfenrecht. verivandtes, jedoch in 
einzelnen Puncten modificirtes Güterrecht der Ehegatten ans 
nehmen, ift nicht gering ?°%). Darnach werden denn diejenis 
gen Rechtöverhältniffe, welche ald Kennzeichen einer vorhans 

: denen Gütergemeinfchaft angeführt werden, nicht als Folges 

rungen daraus, fondern als Refultate befonderer gefeßlichen 

Beſtimmungen anzufehen feyn. Ueber die Eutftehung der 
Grundfäße, welche über die Haftungsverbindlichkeit der Frau 

für die Schulden des Mannes ®*) im neuern-Lübfchen Rechte 

gelten, find die Meinungen getheilt, indem Einige die Kreis 
heit der unbeerbten Ehefrau als das frühere, die Verbind- 

Tichkeit der beerbten Ehefrau ald das fpater eingeführte Recht 

anfehen, andere das Entgegengefehte annehmen 82). Mit 
BERIENS 2 MEER: 

79) Hufumer Stadtrecht II, terrechte ©. 27 und Pauli a. 
17. 8.8.1. Bd. ©. 604 a. O. S. 100 u. f. 
80) Eropp in den KHeidels 


berger Sahrbüchern für 1823 


S. 119 und daraus in den Abe" 


handlungen aus den Anzeigen 
v. DB. © 503. Sarauw 
im N. Stb. Mag. VI. Bd. ©, 


167 u.f. Pauli Abhandlun: 


gen IH. Bd. &. 134 u. f. und 
S. 


— 


82) Ungeachtet das neuere 
Luͤbſche Recht I, 5, 7. nur von 
dem Fall redet, wenn der Mann 
wegen Schuld flüchtig wird, fo 
zeigen doch andere Artikel, als 
I, 5,5, 1,2, 26 u. 28 und 
11, A, 9 u. 10, daß derfelbe 


152. Grundſatz ganz allgemein gelte. 
1) Behn die ehelichen Guͤ— 


Bol. Pauli a. a. O. ©. 225. 
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Ruͤckſicht auf die bei der allgemeinen Gütergemeinfchaft 
eintretenden Nechtöverhältniffe ift. hier im Einzelnen ‚noch 
Folgendes zu bemerken. I Der Anfang fo wie das 
Ende der Gütergemeinfchaft wird in der Regel durch die 
Dauer der Ehe beftimmt, fo daß das Rechtöverhältnig mit 
der Vollendung. der priefterlichen Zrauung feinen Anfang 
nimmt und mit der Auflöfung der Ehe wiederum aufhört: 
Ausnahmsweiſe fommen in Gemäßheit des Lübfchen Rechts 
fo wie des Nordftrander: Landrechtd andere Grundfäße. zur 
Anwendung. Da nämlich nach dem Lübfchen Recht Guͤ⸗ 

tergemeinfchaft nur fo Tange vorhanden ift, als Kinder aus der 
Ehe am Leben find, fo folgt von felbft, daß die Gütervers 
haltniffe unter den Ehegatten fich fo oft ändern und ein Ueber 
gang aus dem Syſtem des Sonderguts in das der Güterges 
meinfehaft-und aus diefem in jenes fo oft erfolgen muß, als 
ein Kind zur Eriftenz gelangt und wiederum mit Tode abs 
geht 3°). Eine andere Wirkung hat die Geburt eines Kindes 
nach dem Nordftrander Landrecht. Alles Gut naͤmlich, wels 
ches durch die Geburt eines gebornen und durch die Taufe 
erbfähig gewordenen Kindes beerbt worden, iſt gemeinfchafts 


lich und bleibt gemeinfchaftlich, auch wenn das Kind nachher  - 


verfterben follte 8*). Sterben aber die Kinder aus einer fols 
chen Ehe und werden den Eltern Feine Kinder wieder geboren, 
fo gehören die nach der Kinder Tod eingeerbten Giürer nicht 
in die eheliche Gütergemeinfchaft, fondern verbleiben ein 
feparates Vermögen desjenigen Ehegatten, dem die Güter | 
zugefallen find 85), In ſolchem Falle befteht alfo eigentlich 
nach dem Nordftrander Landrecht neben der allgemeinen Giüs 
tergemeinfchaft in einem gewiffen Maaße auch noch das Sy⸗ 





83) Diefer hoͤchſt feltfame 84) Mordftrander Landrecht 
Wechſel der Güterverhätniffe IL Buch Art. 24, 

‚ unter Ehegatten ift gewiß ein 

fehr erheblicher gegen die Anna; 85) Bieröftcande Landrecht 
me einer Guͤtergemeinſchaft fpres IL. Buch Art, 43 

chender Grund, 
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ftem des Sonderguts. II. Gegenftand der Güterge: 
meinfchaft find alle Eigenthumsgegenftände und Rechte, 
die ihrer rechtlichen Natur nach gemeinfchaftlich werden fün= 
nen. Ausgefchloffen von der -Gütergemeinfchaft find daher 
im Allgemeinen alle diejenigen Vermoͤgenstheile, in Anfehung 
‚welcher dem derzeitigen Befiger Feine freie Dispofition über 
‚die Subftanz zufieht. Nur die Früchte eines folchen Vermö- 
gens Fönnen daher in die Gemeinfchaft übergehen. Fideicom= 
mißgüter und jedes mit einem Fiveicommiß belegte Vemögen 
bleibt demnach in jedem Betracht ausgefchloffen. Bei andern 
Arten von Gütern, wie bei Feftegütern und Erbgütern wird 
‚zwar ein Uebergang in die Gütergemeinfchaft, fo Tange die 
Ehe dauert, angenommen werden müffen; die nach Auflöfung 
‚der Ehe eintretende Art der Theilung wird fich aber auf die 
erwähnten Arten von Gütern nicht erſtrecken koͤnnen, weil für 
diefe eine befondere Art der Erbfolge gefeßlich beftimmt ift ®°), 
Was insbefondere die Erbgüter betrifft. fo wird es der Regel 
gemäß feyn, daß auch diefe nur während der Ehe ald Gegen: 
ftäande der Gütergemeinfcbaft zu betrachten find, in Verer— 
bungdfällen aber unter den Vorfchriften ftehen, welche die 
. Erbfblge in diefe Art von Gütern reguliren 87), wenn nicht 
die Statute gegentheilige Beftimmungen enthalten, wie allers 
‚dings ziemlich haufig der Fall ift *?). Der Umftand, daß 
Grundſtuͤcke in einem andern und zwar in einem folchen Rechtes 





86) Dafür fpricht unter an: 
dern, daß auf der Inſel Sylt, 
obgleich dort das Nordſtrander 
Landrecht gilt, und da nad) dem⸗ 
ſelben in beerbter Ehe allgemeine 
Guͤtergemeinſchaft vorhanden if, 
dennoch die jpeciclle gefeßliche 
Erbfoige bei Feftegütern aner: 
kannt wird. Reſcript vom Aten 
Dec. 1767. | 

87) Nach den Verordnungen 


für Schleswig von 1798 und für 
Holſtein von 1803 iſt die Erb— 
guts Qualität nur in Beziehung 
auf die Veräußerung unter Leben; 
den und in Beziehung auf Teftis 
tungsfreiheit, nicht aber in Des 
treff der Erbfolge ab intestato 
aufgehoben. 

88) 3.8. im Luͤbſchen Recht, 
Eiderjtedter Landrecht, Huſumer 
Stadtredt. 
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gebiete belegen ſind, in welchem keine allgemeine Guͤtergemein⸗ 
ſchaft Statt findet, wird an und fuͤr ſich kein Grund ſeyn, ſie 
von der Guͤtergemeinſchaft auszufchließen 89). Doch wird die 
eben vorher bemerkte eigenthuͤmliche Erbfolge in Anſehung 
ſolcher Guͤter bei einer Auftheilung nach beendigter Guͤterge⸗ 
meinſchaft allerdings ihre rechtlichen Wirkungen aͤußern muͤſ⸗ 
fen ?°). Damit ein Vermögen des einen Ehegatten in die: 
Gütergemeinfchaft übergehen koͤnne, wird ferner erfordert, 
daß es, während noch die Gemeinfchaft dauert, vollftändig 
erworben und der Dispofitionsbefugniß der Ehegatten uns 
terworfen werde ?'). Da nach unferem Rechte Erbfchafs 
ten durch die Delation derfelben erworben werden, fo find 
unftreitig die dem einen Ehegatten zufallenden Erbfchafz 
ten ald zur Gütergemeinfchaft gehörig anzufehen; ob dies 
aber auch nach dem Lübfchen Recht angenommen werden 
fönne, oder ob nicht vielmehr wenigftens die Erbfchaften.der 
Kinder erft durch die von Seiten der Eltern erfolgte Abtheis 
fung als vollftändig erworben anzufehen find 9), oder ob, wenn 
man den Kindern ein vollftändiges erworbenes Recht an dem 
noch ungetheilten Gut beilegt, die fo ererbten Güter vor der 





89) Das Schleswiger Stadte ſchatz dahin gehöre, ift von 


recht Kap. 60, das Flensburger 
Stadtrehr Art. 11 und Hufus 
mer Stadtrecht Theil 2. Tit. 17. 
Art. 2. enthalten darüber eine 
ausdrückliche Beſtimmung. 


90) Mad) unferen Landes: 
rechten wird es naͤmlich Regel 
feyn, daß Grundftücke nad) den 
stätutis rei sitae vererben. Ab: 
handl. aus den Anzeigen V. Bd. 
S. 246 und diefes Handbuch 
1, Bd. ©. 148. 


94) Daß der ausgelobte, aber 
noch nicht ausbezahlte Brauts 


felbit Elar. Sin dem Refeript für 
die Srafihaft Ranzau vom 13. 
Sun. 1755 ift es indeß ausdruͤck⸗ 
lich ausgeiprochen. 

92) Vgl. Abhandl. aus den 
Anzeigen IV. Bd. ©. 419, V. 
Dd, ©. 27 u. S. 490. Pauls 
fen’s Lehrbuch) $. 140. Note 4. 
Pauli Abhandlungen U. Bd, 
S. 114 u. f. hat ſich befonders 
für die Anficht erklärt, daß den 
Kindern fofort bei dem Abfterben 
des einen Ehegatten ein Mit: 
eigenthum am Gefammtgut der 
Eitern zufalle. 
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wirffichen Erbtheilung in die Gütergemeinfchaft übergehen 93), 
ift eine befirittene Frage, Zwar Finnen vertragsmäßig von 
der allgemeinen Gütergemeinfchaft unter Ehegatten einzelne 
Gegenftände auögefchloffen werden, ohne daß darum die Güs 
tergemeinfchaft aufhört. eine allgemeine zw, ſeyn. Gefeßlich 
findet aber eine ſolche Ausnahme nicht Statt, denn wenn auch 
einzelne Statute von einer. der Frau zuftändigen Morgengabe 
reden ?+), fo wird die Frau an diefem Vermögenstheil wähs 
rend der Ehe Feine andere Rechte erwerben, ald an dem übris - 
gen gemeinen Gute, fondern nur darauf, ald auf eine Zus 
gabe zu ihrem Antheil, bei einer demnaͤchſtigen Iheilung, Ans 
fpruch haben. IIL Die, Berwaltungsbefugniffe der 
Ehegatten haben wenig Eigenthümliches. Die Fran hat übers 
all keine andere Dispofitionsrechte, als folche, die fich aus 
ihrem rechtlichen Verhältniß zur Hauswirthichaft ergeben, und 
kann über diefe Grenze hinaus Feine Veräußerungen vornehs 
men und Feine Schulden contrahiren 9°). Die Verwaltung, 
welche dem Manne zufteht, ift Dagegen, fo lange fie ordnungss 
maßig geführt wird, und der Frau zu feiner begründeten Bes 
ſchwerde über Verfchwendung oder fonflige Verkehrtheiten ges 


93) Pauli Abhandlungen 


1. Bd. ©. 151 u. f. hat für 


die Meinung, daß nad dem: 


Lübfhen Recht nur dasjenige 


Gut in die Guͤtergemeinſchaft 


fomme, welches nicht aınter der 
Berwaltung des Mannes ſtehe, 
fehr trifftige Gründe angeführt. 

94) Scieswiger Stadtrecht 
Rap. 10, Eeernförder Stadt: 
reht Kap. 12, Art. 3. Nach 
der Faſſung des alten Schleswi⸗ 
ger Stadtrehts Art. 7. (pro 
dote) ſcheint übrigens diefe Mor⸗ 
gengabe oder dos urſpruͤnglich 


auf Vertrag beruht zu haben. 
Ueber die Morgengabe nach Luͤb⸗ 
fhem Rechte, vol. Pauli Abs 
bandlungen UI. Bd. &. 39 und 
die Beſtimmung im Statut II, 
1, 9, j 

95) Schleswiger Stadtrecht 
Kap. 59, Flensburger Stadts 
reht Kap. 83 (80) u. Apenrader 
Stadtrecht Art. 84. befchränfen 
die Frau aufBrrausgabung und 
das Berjprechen einer kleinen bes 
ſtimmten Summe. ° Lübjches 
Recht 1, 10,1. Da die Sum 
me nicht mehr paflend ift, fo ha⸗ 
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nügenden Anlaß giebt ?°), im Allgemeinen über das gemeine 
But eben fo frei, ald wenn ed fein alleiniged Vermögen ware. 
Nur im Lübfchen Rechte findet ſich eine Beſchraͤnkung der 
ehemannlichen DVerwaltungsbefugniffe, indem ihm Tiegende. 
Gründe und fiehende Erbgüter, die ihm von feiner Frau zus 
gebracht worden, ohne ihren und ihrer Kinder Willen zu ver= 
pfanden, zu verfaufen oder zu verfchenken nicht vergoͤnnt Ift, 
wenn ihn nicht ehehafte Noch dazu zwingt, Auch die bewegs 
lichen Erbgüter der Frau darf er nur alsdann veräußern, wenn 
fie zu Geld gefeßt und ihm nach einem Taxato find übergeben 
worden ?7). Nach jetigem Rechte wird es nicht zweifelhaft 
feyn, daß jeder Ehegatte durch Teßtwillige Verfügungen über 
feinen Antheil an dem gemeinen Gute aber auch nur über dies 
fen verfügen Fanı 98). Unter den älteren Statuten ift das 
Luͤbſche Recht eigenthümlich, indem ed nur dem Manne die Bes 
fugniß zu einer letztwilligen Dispofition beizufegen fcheint ??), 
IV. Die Frage: wie ed mit Bezahlung der Schuls 
den gehalten wird, ift im Allgemeinen dahin zu beaut- 
worten, daß alle Schulden ohne Nüdficht auf die Zeit ihrer 
Entftehung aus dem gemeinen Gute zu bezahlen find. Nach 
Auflöfung der Ehe haftet derjenige Ehegatte, welcher die 
Schulden nicht felber contrahirt oder fpäterhin etwa als eine 


ben wir in diefer Beziehung nur 
einem allgemeinen Princip zu 
folgen. 

96) Des Einfchreitens der 
Gerichte in folhen Fallen auf 
Antrag der Frau geſchleht Er⸗ 
wähnung in der Eiderftedtifchen 
Verordnung vom 6. Dec. 1804, 
C.S,S, 1.2». ©. 228. Hufus 
mer Stadtreht Buch I, Tit. 
22 und Friederichftädter Stadt; 
recht Sect. 2. Tir. 19, Art. 44. 


8u. 9. Bol. darüber Pauli 
Abhandlungen I. Bd. S. 26 
u. f. Auf die Einwilligung der 
Kinder wird jetzt ſchwerlich ges 
jehen werden, nachdem die Qua 
lität des Erbgutes aufgehoben ift. 


98) Ausdruͤcklich ausgefpror 
den in der Verordnung für die 
Grafſchaft — vom 2Aſten 
Dee. 1753 $. 4. 


99) Pauli Abhandlungen : 
U. Bd. ©. 215, 
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perſoͤnliche Schuld übernommen hat, mit feinem ſpaͤtern Er: 
werbe den Gläubigern nicht. Dagegen verfteht es fich von 
ſelbſt, daß keinerder Ehegatten fich durch Hingabe des gemeis 
nen Guts von einer perfönlich contrahirten Verbindlichkeit bes 
freien kann 12009. Ob und inwiefern das Sißenbleiben des 
nachlebenden Ehegatten in den gemeinfchaftlichen Gürern als 
eine Art von Erbfchaftsantretung und folglich nach den jet 
"geltenden Grundfägen ald eine Uebernahme der gefammten 
Schuld anzufehen fey, wird an einem andern Orte unterfucht, 
‚werden. igenthämliche Grundfäge find aber in diefer Bes 
ziehung für den ehemaligen Schauenburgifchen Diftrict anzu: 
nehmen !). Die für die Amtsvogtei Ueterfen, fpäterhin für 
die ganze Herrfchaft Pinneberg, für die Graffchaft Ranzau, 
für die Herrfchaft Herzhorn mit Sommer: und Grönland, fo 
wie für die Laurwigfche, jetzt Buͤlowſche Wildniß erlaffenen 
Tandesherrlichen Verfügungen, betr. die Erbfolge der Eher 
gatten 2), enthalten nämlich über die Schuldenverhältniffe 
von Ehegatten eine befondere Beftimmung *), welche allerz 





4100) Eichhorn deutſches 
Privatrecht F. 308. Pauli 
Abhandlungen IL Bd. ©. 227. 


. 4) Pauly Beiträge I. Bd. 
S. 213 u f. 


2) Für die Amtsvogtei Ueter⸗ 
fen vom 7ten Mai 1745, bei 
Pauli a. a. O. ©. 229. Für 
die ganze Herrſchaft Pinneberg 
vom 8ten Mai 1747, C. C. H. 
U. Bd. ©. 1071. Für bie 
Grafſchaft Ranzau vom 2Aften 
Dec. 1753; audy gehört hieher 
das DOberappellationsgerichtg:lir: 
theil vom 17ten Mat 1741. 
(€. C. H. 11. Bd. ©. 1353.) 
Die angeführte Verordn, fir die 
Herrſchaft Pinneberg ift unterm 


4. Febr. 1756 auf Herzhorn und 
die andern im Text genannten 
Diſtricte ertendirt worden. 

3) Es ift der Ste $., wels 
her in allen Verfügungen fols 
gendermaaßen lautet: „Nach 
erfolgtem Ableben des Mannes 
oder der Frauen und darauf ges 
ihehener Theilung, börer die 
zwifchen ihnen obgewaltete Ge: 
meinfchaft der Güter ganzlich auf, 
und ift der Nachlebende von de; 


nen, uacd) dergeftalt geendigter 


Cemmunion etwan zu acquiri—⸗ 
renden oder zu erbenden Gütern 
des Verftorbenen oder die du- 
rante communione contrahirte 
Schulden weiter zu bezahlen nicht 
gehalten.” 
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dings nicht fo deutlich ift, ald wohl zu wuͤnſchen wäre, und 
daher auch auf eine verfchiedene Weife ift gedeutet worden. 
Schrader ) verficht ausführlich die Meinung, daß der 
nachlebenvde Ehegatte auch mit feinem nachherigen Erwerbe für 
ſaͤmmtliche Schulden der gemeinfchaftlichen Maffe herkommen 
müffe. Pauly ) dagegen und auch Paulfen 9) verftehen 
die Beftimmung fo, daß der nachlebende Ehegatte, durch Hinz 
geben des gemeinfchaftlichen Gut, fich von aller Verbindlich- 
keit befreie, die Schulden des Verftorbenen und die während der 
Ehe contrahirten Schulden mit dem fpäter erworbenen Vermoͤ⸗ 
gen zu bezahlen. Auch ift der Verfuch gemacht worden 7), 
die Verordnung fo zu erklären, daß ihre Beftimmung mit den 
fonft gewöhnlich geltenden Grundfägen in Einklang gebracht 
werde, Die einfachfte Erflarung dürfte indeß die feyn, daß 
mach Ableben des einen Ehegatten nicht bloß die Güter , fon: 
dern auch die Schulden zu gleichen Theilen getheilt, und daß 
foichergeftalt von den nachlebenden Ehegatten neben feinen 
‚ eigenen Schulden, wenn diefe nicht fchon die Halfte ausma⸗ 
chen, einem Theil von den Schulden des Verftorbenen oder 
son den dtirante' communione contrahirten Schulden, mit 
den nachher zu acquirirenden oder zu erbenden Gütern bezahlt 
werden müflen, fo daß. hier wirklich die Gütergemeinjchaft fich 
‚auch auf die Schulden mit erſtreckt °). Für die Stadt Altona 


EEE 


- MH) Schrader’s Handbuch 
der vaterlandifchen Rechte I. Th: 


S. 143. Die Shrader’fhe 


Anſicht fol übrigens. wenigftens 
fruͤherhin in der Praris befolgt 
worden feyn. 
5)Pauliaa.d. S21i5uf. 
6) Paulſen's Lehrbuch $: 
149 Note 3. Bol: auch Haffe 
Beitrag z. Reviſ. der bish. Theo⸗ 


KFalck's Sandbuch IV. 


rie v. d. G. G. S. 180. Anmk. 

7) Stb. Mag: V. Bdo.S. 239. 

8) Fuͤr dieſe Erklaͤrung duͤrfte 
unter andern der in dem $. 5. 
gebrauchte Ausdruck: „weiter 
zu bezahlen. nicht gehalten,” bes 
fonders fprehen, Denn darin 
liegt offenbar, daß. die fpäter zu 
acquirirenden oder zu erbenden 
Güter in einem gewiffen Maaße 
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ift indeß ausdruͤcklich beſtimmt, daß die Gemeinſchaft der 
Güter unter Eheleuten ſich „bioß auf der Frauen Brautſchatz und 
Eingebrachtes erftrede,” und daß alfo die Frau fo wenig, wenn 
ihr Mann zum Concurd gekommen, ald wenn er mit Tode 
abgegangen ift, das ihr machhero ?) durch Erbfchaft oder 
fonft zugefallene Vermögen, zur Bezahlung der bis dahin von 
ihm gemachten, auch nach feinem Tode hinterlaffenen Schuls 
den herzugeben verbunden feyn folle *°). Diefe für Altona 
getroffene befondere Beftimmung zeugt offenbar dafür, wie 
ed die Anficht gewefen fey, daß ein Theil der gemeinfchafts 
lichen Schulden mit dem fpäter erworbenen Vermögen der 
Frau gedeckt werden müffe. Erwägt man dies, fo liegt offen- 
bar in der für Altona erlaffenen Vorfchrift zugleich eine Ber - 
ftätigung der oben gegebenen Erklärung des $. 5. der für die 
anderen Theile des Schauenburgifchen geltenden Verordnun⸗ 
gen. — Ob bei dem Vorhandenfeyn einer allgemeinen Güters 
gemeinfchaft Delictöfchulden anders zu behandeln find, als 
fonftige rechtögüftige und klagbare Verbinvdlichkeiten, darüber 
enthalten unfere Landesgefege Feine fpecielle Aeußerungen und 
die wiffenfchaftliche Doctrin über diefen Punct bietet fehr ab⸗ 
weichende Abfichten dar ""). Es fcheinen indeß Feine rechte 
Gruͤnde vorhanden zu feyn, um die Anfprüche der Gläubiger 
auch Bezahlung ans dem Gefammtgut in Abrede zu ftellen, 
und eben jo wenig dürfte fich die Behauptung rechtfertigen 
laffen, daß bei der demnächftigen Auftheilung der Gefammt: 





für des Verftorbenen und für die 
durante communione contrahir: 
ten Schulden haften. Die im 
Anfange des $. 5. erwähnte Thei⸗ 
lung muß demnady nicht bloß als 


eine Theilung des Guts, fondern- 


auch als eine Theilung der Schuls 
den gedacht werden. 


9) Das foll wohl heißen: 


nicht nach dem Concurs, ſondern 
nach dem Tode des Ehemannes. 

10) Reſcript fuͤr Altona vom 
13ten Oct. 1766, bei Pauly 
a. a. O. ©, 249. 

41) Mevius ad jus lube- 
cense; adI,5,7. num. 40 u. f. 
Eihhorn’s deutſches Privat⸗ 
recht F. 300. Notem. Pauls 
ſen's Lehrbuch $. 134. Note 5. 


* 
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von dem einen Theile eine Sebring auf Vergütung 
wegen bezahlter Delictsſchulden des andern Theils geltend 
gemacht werden koͤnne. Dafuͤr duͤrfte insbeſondere die Erz 
waͤgung ſprechen, daß Delicte, welche der eine oder der aus 
dere Ehegatte an dem gemeinfamen Gute durch Zerftörung oder 
Vernichtung begehen möchte, anerfanntermaaßen niemals 
eine Forderung auf Schadenderfaß begründen 122). — Zu bes 
merken ift hier noch die fpecielle Vorfchrift 18), daß in Fällen, 
da eine Ehefrau, zu deren Beten der Mann an der allgemeis 
nen Wittwencaffe Theil genommen hat, zuerft verftirbt und 
Feine mit ihm erzielte Kinder oder gemeinfchaftliche Keibes: 
erben hinterläßt, der nachlebende Ehemann, wenn fie in ehelicher | 
Gütergemeinfchaft gefeffen haben, bei der Theilung mit der 
Frauen Erben, das für fie eingefchoffene Kapital, doch ohne 
Zinfen, aus dem gefammten Vermögen, nach vorgängiger 
Befriedigung der Gläubiger, vorauszunehmen befugt feyn foll. 


$. 76. 


Veränderung der gefeßlihen Güterverhältniffe 
unter Ehegatten und zwar 1) durch Ehepacten. 


Die gefeglichen Beftimmungen über die Rechtöverhältniffe 
unter Ehegatten fünnen durch Verträge in mehrfacher Bezie⸗ 
bung abgeändert oder mobdificirt werden. Solche Verträge, 
welche gewöhnlich Ehepacten oder Eheverträge heißen, aber 
auch unter andern Benennungen vorkommen !*) und nicht bloß 





12) Ohne Zweifel enthaͤlt 


| fhon das Roͤmiſche Recht den: 


felben Grundfaß, doch iſt die 
Sache, abgefehen von der ,ac- 
tio rerum amotarum, mit der es 
eine eigene Bewandtniß hat, kei⸗ 


nesweges ganz ausgemacht. Vgl. 


Thibaut Pandecten $. 359. 
Goͤſchen Vorleſungen Ill, 2, 
S. 83. 
13) In der Verordnung vom 
21ſten Nov. 1788 enthaltene 
14) Die Stempelpapier:Ber- 
ordnung vom 31. Oct. 1804 hat 
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von den Eheleuten felber, fondern auch” von Eltern 25) und 
Vormuͤndern abgefchloffen werden Eönnen, haben gegenwärtig, 
etwa mit Ausnahme der Beftimnmungen über die. Erziehung 
ver Kinder, wovon in einem folgenden Abfchnitt zu reden ift, 
fediglich die Güterverhältniffe der Ehegatten zum Gegenftande. 
Die gefetzlichen Vorfchriften über die perfönliche Stellung der 
Ehegatten zı einander, über die Standesrechte der Frau und 
der Kinder find unabanderlich, und fchließen jede anderweitige 
Beftimmung durch Privatwilllühr aus. Zwar bleibt eö den 
Ehegatten unverwehrt, die gegenfeitigen Anfprüche auf Lebens⸗ 
Gemeinfchaft und auf das Zufammenteben in einer gemeins 
fchaftlichen Haushaltung aufzugeben und fich freiwillig zu 
trennen. Eine folche Vereinbarung hat indeß ftrenge genoms 
men feine rechtliche Wirkung, fondern gilt nur fo lange als 
- beide Eheleute fich dabei beruhigen 16). Ueberhaupt find 
alle; Verträge unter Eheleuten, welche mit dem Zwecke und 
dem gefeßlichen Wefen der Ehe in Widerfpruch ftehen, nicht 
zu Necht beftäandig. Aus demfelben Grunde find die foges 
nannten morganatifchen Ehen *7) gefeglich unzuläffig und 
Berträge, welche die-Stiftung einer foIchen Ehe zum Zweck 
haben, würden nur durch ein befonders zu erwirfendes Ians 
deöherrliches Privilegium NRechtöbeftändigkeit erlangen koͤnnen. 
Inſofern es übrigens bloß auf den Einfluß ankommt, welchen 
die perfönlichen Verhältniffe der Ehegatten zu einander auf 


— — — 


im $. 2. unter No. 6, folgende 
DBenennungen: Eheftiftungen, 
Ehepacten, Keiraths: Morgen: 
gabe: und ſog. Markbriefe in 
Dithmarſchen. 

15) Conſtitution wegen der 
Haubenbandsgerechtigkeit von 
1636 $. 14 (Landgerichtsorbn. 
W,5, 

16) Vergl. Schlesw. Holſt. 
Anzeigen fir 1837 S. 10. 


47) Matrimonia ad mor- 
ganaticam scl. legem. Lex. 
heißt hier eine befondere Claufel 
oder Verabredung; das Adjectiv 
morganatifch foll von einem 
altdeutſchen und angelſaͤchſiſchen 
Zeitworte herſtammen, welches 
beſchraͤnken bedeutet. Alſo wäs 
re eine morganatiſche Ehe eine ſol⸗ 
che, welche unter beſchraͤnkenden 
Bedingungen eingegangen wird. 
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die ehelichen Güterverhältniffe äußern, wird eine vertrags⸗ 
mäßige Veränderung gefeßlich nicht ausgefchloffen feyn. Eine 
Vereinbarung darüber wird aber auch ganz fuͤglich als eine 
die Guͤterverhaͤltniſſe ſelbſt mittelbar betreffende angeſehen 
werden koͤnnen. Ueber Ehepacten num gelten folgende Grunds 
füge. J. Die Zulaͤſſigkeit vderfelben-beruht, was Hole 
fiein betrifft, zunachft auf dem gemeinen Recht 28). Im 
Herzogthum Schleswig waren Cheverträge fchon im Juͤtſchen 
Lov in einem gewiffen Maaße als zulaffig und rechtsgültig an⸗ 
erkannt 2°). Die mehrften neuern Statute enthalten aus⸗ 
druͤckliche Yeußerungen über die allgemeine Freiheit der Ehes 
gattep, über ihre Güterverhältniffe vertragsmäßige Beſtim⸗ 
mungen zu treffen 2°), Il. Den Zeitpunct betreffend, 
wann folche Ehepacten abgefchloffen werden Fönnen, fo ift 
deren Errichtung vor Eingehung der Ehe in der Praxis das 
gewöhnlichfte und ganz allgemein zuläffig. Indeß Fönnen 
auch nach eingegangener Ehe durch Eheverträge die Güters 
verhältniffe der Ehegatten abgeändert werden, Wenn auch 
- einzelne Statute nur vom folchen Ehepacten reden, welche 
vor Eingehung der Ehe eingegangen werden ?"), fo wird doch 
eine foIche Beftimmung nur auf das bei Errichtung der Ehe: 
pacten während der Ehe zu beobachtende Verfahren Einfluß 





18) Muͤhlenbruch Pan 
decten IH. Bd. $. 547. Er 
wähnt find fie unter andern im 
Dithm. Lande, Urt, XXXIV. 
$. 3 und in der Verordnung für 
Altona von 1691 $. 3, 6u.10. 
Pauly a. a. O. S. 222. 

19) Erwaͤhnt find ſolche Ver— 
einbarungen im Juͤtſchen Lov 
J. Buch Kap. 13 $. 1 u. Kap. 


20 8. 1. Nach beiden Stellen 


kann in Faͤllen, wo geſetzlich ſonſt 
keine Guͤtergemeinſchaft eintre⸗ 


ten würde, dieſelbe vertragsmäs 


Big eingefuͤhrt werden, 


20) 3. ©. Eiderftedter Lands 
recht II, 22, 72. Verordnung 
vom 2ten Dec, 1604 Norde 
firander Landrecht I, 24 und 
Huſumer Stadtrecht IL, 17, 1. - 


24) Eiderftedtifche Verord⸗ 
nung vom 2ten Dec, 1604. Vers 
ordnung für Pinneberg vom 18. 
Aprit 1691 $. 10. C. C.H. 
1, 8. ©. 1036. 
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haben und die Anwendung einer beſondern Form bei Abſchlie⸗ 
fung des Vertrages nöthig machen. II. Der Inhalt ver 
Ehepacten kann fehr verfchieden feyn, und insbefondere 
darauf gehen, 1) die gefetzlichen Güterverhältniffe durch vers 
tragsmaßige Beftimmungen darüber unabanderlich zu mas 
then, fo daß bei dem Uebergange der Ehegatten unter andere 
Statute jede Veränderung in dem Güterverhältniffe ausge⸗ 
ſchloſſen ift; daß 2) geſetzliche Gürergemeinfchaft irgend einer 
Art da eingeführt wird, wo fie gefeglich nicht befteht; daß 
3) ſtatt der gejeßlichen Gütergemeinfchaft das Syftem des 
Sondergutd angenommen werde, Ferner koͤnnen 4) wenn 
auch die ftatutarifchen Befiimmungen über die Güterverhälts 
niffe der Ehegatten in ihren wefentlichen Beftimmungen beis 
behaften werden follen, diefer oder jener Vermoͤgenstheil zur 
Gürtergemeinfchaft oder zum Sondergut hinzugelegt oder das 
yon auögefchloffen werten. Es wird 5) aud) die Beftimmung 
moͤglich ſeyn, daß die Ehevogtfchaft des Mannes in Bezies 
hung auf die Verwaltung einzelner Vermögenstheife aufgehos 
ben.werde und die Frau in diefer Beziehung in das freiere 
Rechtsverhältnißunverheiratheter Frauensperjoneneintrete 22), 
Mir den Vereinbarungen über folche und ahnliche Puncte, 
welche die Gürerverhältniffe der Ehegatten unter Lebenden bes 
treffen, koͤnnen noch Erbverträge und Teghvillige Berfüguns 
gen verbunden werden, deren nähere Betrachtung indeß nicht 
hieher gehört. IV. Die Form betreffend, in welcher Ehes 
pacten abzujchließgen find, jo muß man davon ausgehen, daß 
im Allgemeinen ein mündlicher Vertrag hinreicht, Indeſſen 





— 


22) In Luͤbeck wurden ſchon ren auch wohl den Namen 


fruͤher Vertraͤge der Art fuͤr zu— 
laͤſſig gehalten. Pauli Abhand— 
lungen II. Bd. S. 44. S. 52 
u. S. 97. Die fo von der Ehe: 
vogtichaft des Mannes ausges 
nommenen Bermögenstheile füh: 


Spiel: und Madelgelder. 
In den ältern Urkunden des Lübs 
ſchen Rechts heißen foldye Gelder 
SpeelesPenninge „dena- 
rii trufales.’” 
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ift die ſchriftliche Errichtung von Ehepacten fehr gewöhnlich 
und fo gut wie ——— Sitte; in manchen Faͤllen auch ge⸗ 
ſetzlich nothwendig. Im letztern Falle wird an einigen Orten 
erfordert, daß die Ehepacten vor einer oͤffentlichen Behoͤrde 
abgefchloffen werden ??). Darin liegt denn freilich eine ges 
wiffe Publicitat. Eine andere Art der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung wird weder in den bezeichneten Fallen, noch in ans 
dern, wo Ehepacten privatim gültig errichtet werden koͤnnen, 
erforderlich feyn 25). Da regelmäßig die Veränderung der 
Güterverhältniffe unter Ehegatten auch auf die Theilung der 
Güter nach dem Tode des Einen Ehegatten und auf die Erbfolge 
ihren Einfluß außert, fo wird nach den jeßt in Schleöwig geltens 
den Orundfägen, wie auch gefelich ausgefprochen ift, zur Guͤl⸗ 
tigkeit von Ehepacten, fie mögen vor.der Ehe oder während ., 
ihrer Dauer abgefchloffen werden, die Iandesherrliche Geneh— 
migung erfordert 2°). Daffelbe ift auch wohl: der Strenge 
nach an den Orten, wo das Gefeß, wie in Pinneberg und 
Eiderfiedt, die Abſchließung der Ehepacten nur vor Einges 





23) Inſtruction für den Land» 
droften in der Herrfchaft Pinne— 
berg von 18ten April 1691. Eis 
derftedter Landredht 2, 22. $. 3 
und Verordnung für Eiderſtedt 
vom ?%ten Sept. 1604 $. 2. 
Die Beftimmung im Segeber: 
ger Juſtiz-Reglement vom Iten 
Dec. 1743 $. 22. betrifft nicht 
die Abjchließung der Ehepacten, 
fondern deren Eintragung in dag 
Schuld: und Pfandprotocoll. 

24) Bisweilen gefchieht es 
wohl, daß Ehepacten oder wer 
nigftens die Hauptbeſtimmungen 
derjelben- in Wochenblättern und 
Zeitungen befannt gemacht wer: 
den. Eine ſolche Öffentliche Be; 


Fanntmachung gehört indeß zu 
den Seltenheiten und ift auf ak 
len Fall nicht vorgefchrieben. 


25) Vergl. die Verordnung 
vom 13ten Juni 1729 und das 
Ranzeleifchreiben vom 28. Aug, 
1773 in der Syſtem. Sammlung 
der Verordnungen ©. 671 u. 
676. Nach dem Sürfchen Lov 
1, 13 u. 20, ward zur Guͤltigkeit 
der Ehepacten bloß deren gerichts 
liche Eingehung erfordert. Diefe 
Kapitel betreffen indeffen nur fol: 
che Fälle, wo durch Ehepacten 
das fonft regelmäßig gefeßmäßige 
Guͤterverhaͤltniß eingeführe wer: 
den follte, 
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hung der Ehe geftattet, für nothmwendig zu erachten. feyn, 
wein nicht etwa die Praxis hierin laxere Grundfäge eingeführt 
hats V. Die Wirkungen der Ehepacten beftchen 
“ darin, daß num die ehelichen Güterrechte, fo weit fie vertrags⸗ 
mäßig abgeändert find, Lediglich nach Inhalt des Vertrages 
zu beurtheilen find, und daß keiner der Ehegatten durch ein⸗ 
feitige Handlungen die dem andern Ehegatten eingerdumten 
Mechte verändern oder demfelben entziehen faun. Im Uebri⸗ 
gen bleibt aber jedem Ehegattenjede mit den Ehepacten verrrägs 
liche Dispofition über feine Gurer namentlich von Todeswegen 
unbenommen 2°), Die Frage, inwiefern die Auftheilung der Guͤ⸗ 
terverhältniffe unter Ehegatten, welche wahrend der Ehe ers 
folgt, auf die Haftung für frühere Schulden Einfluß hat, ift 
für den Soll, wenn während der Ehe die Gütergemeinfchaft 
aufgehoben wird, früher erörtert worden 27). Daß im Falle 
während der Ehe Gütergemeinfchaft eingeführt wird, zwifchen 
den frühern und den fpatern eontrahirten Schulden fein Unters 
fchied zu machen ſey, folgt fehon aus den allgemeinen Grunds 
fäßen. Das in Folge von Ehepacten entftandene Sondergut 
der Frau genießt wohl felbft nach Schleöw. Rechten einen Vorz 
zug im Concurs des Mannes 2°). VI Die Wiederaufs 
hebung oder Veraͤnderung gefchloffener Ehepacten ſteht 
im Allgemeinen unter denſelben Grundſaͤtzen, welche uͤber die 
Eingehung von Ehepacten vorgetragen ſind. Doch duͤrfte ſich 
die Behauptung wohl rechtfertigen laſſen, daß eine bloße 
Wiederherſtellung des gefeglich geltenden ehelichen üters 
vechtö ohne alle Form, namentlich im Herzogthum Schles⸗ 
wig, ohne Iandeösherrliche Genehmigung des neuen Vertrages, 
zuläfjig ſeyn werde, = aber die in den Ehepacten begrüns 





26) Eonftitution wegen der ande ©, 432. 
Kaubenbandsgerechtigkeit $. 14 28) Die Frau wird damit inter 
(Landgerichtsordnung IV, 5,9.) realiter privilegiatos collocirt, 

27) Vergl. oben in dieſem Scholtz Concursrecht S. 109. 
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deten Rechte dritter Perſonen nicht durch ſpaͤtere Vertraͤge der 


Ehegatten unter ſich auch — werden koͤnnen, liegt in 
der Natur der Sache 29), | 


g 77 


2) Durd einzelne befondere Rechtsgeſchaͤfte, ins⸗ 
beſondere durch Schenkungen unter Ehegatten, 


Inſofern die Ehegatten Sondergüter beſitzen, koͤnnen fie 
unter Beobachtung der nöthigen Form, wozu inöbefondere ges 
hört, daß die Ehefrau einen befondern Eurator zum Beiſtande 
erhalte, über die Sondergüter mit einander Geſchaͤfte eins 
gehen, namentlich koͤnnen Grundftäde des einen Ehegatten 
an den audern verfauft oder vertaufcht werden ?°). Vielfaͤl⸗ 
tig wird überdies in unferen Landesrechten voraußgefeßt, daß 
die Ehefrau zur Sicherung ihres eingebrachten Guts pderans 
berweitig erworbener Nechte ihre Anfprüche kaun protogolliren 
laſſen und fo protocpllirte Pfandrechte an dem Vermögen des 
Mannes erwerben kann. Bei Gegenftänden, die zu der Guͤ⸗ 
tergemeinfchaft gehören, find zwar folche Rechtögefchäfte an 
fich nicht audgefchloffen. Da fie aber in ihrer vollftändigen 
Wirkſamkeit wenigſtens eine theilweife Aufhebung der Güters 
gemeinfchaft vorausfegen oder bewirken, fo kommen die im 
Vorhergehenden angeführten Grundfäße in diefer Beziehung 
zur Anwendung. In anderer Art koͤnnen Güter, welche Ges 
ftände einer Gütergemeinfchaft find, namentlich den Anfprüs 
chen der Gläubiger nicht entzogen werden, Schenkungen 


29) Die Konftitutlon wegen 


der Haubenbandsgerechtigfeit $.. 


14. (Landgerichtgordn, IV, 5.) 
fagt es jedoch auch ausdrücklich, 


30) Das Patent vom 5ten 


Febr. 1821, betr. bie Erfegung 
der Halbprocentſteuer in denjes 


nigen Fallen, wo ein Ehegatte 
ein Srundftüc auf den Namen 
des andern umfchreiben laßt, ſo 
wie das bei einer folchen Ums 
fhreibung zu beobachtende Vers 
fahren, feßt offenbar die Zulaͤſ⸗ 
ſigkeit ſolcher Geſchaͤfte voraus, 
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unter Ehegatten find aber nach dem gemeinen Rechte, ſo 
lange. die Ehegatten leben, unwirkffam 3"), Der Sachfens 
fpiegel ſowohl als das Juͤtſche Lov machen die Gültigkeit fols 
cher Schenkungen von der Einwilligung der Erben abhängig. 
Das Juͤtſche Lov fcheint zwar feine Beftimmung nur auf das 
Erbland der Frau zu beziehen und ſetzt dabei ohne Zweifel vor: 
aus, das Schenkungen von Mobilien, die zur Gütergemeins 
fchaft gehören, ohnehin nicht Statt finden fünnen 22). Die 
erwähnten ftatutarifchen Beftimmungen koͤnnen indeß jet 
fchwerlich als geltend betrachtet werden, da das geltende Recht 
den Erben überall fein Recht einräumt, die Veraußerungds 
befugniffe eines Verwandten zu befchräanfen 33). Eine ans 
dere Frage aber ft es, ob das gemeine Recht in Holftein 
und wo es im Herzogthum Schleswig Anwendung finden kann, 
jetzt noch für gültig zu halten ſey? In einzelnen Fallen moͤ— 
gen zwar die gemeinrechtlichen Grundfäße unbeachtet geblies 
ben feyn, aber es dürfte dabei doch an hinreichenden Gründen 
fehlen, die fortwährende verbindliche Kraft derfelben in Ab: 
rede zu ftellen 3*). Das Lübfche Recht enthalt indeß über 


31) Goͤſchen Vorlefungen 
über das gemeine Civilrecht IH, 
Bd. Afte Abth. $. 700. 

32) Sachfenipiegel I, 21. 
Juͤtſches Lov. IH, 43. Schra 
der bemerkt auch ausdrücklich 
a. a. O. IlII. Bo. ©. 175, daß 
bei obwaltender Guͤtergemein— 
ſchaft Schenkungen unter Ehe: 
gatten nicht guͤltig ſeyn koͤnnten. 

33) Im Jahre 1769 wurde 


freilich die Beſtimmung im Sach; 


ſenſpiegel I, 31. von der Kieli— 
ſchen Juſtizkanzelei als ‚geltend 
angefehen. Indeß darf es wohl 
als unzweifelhaft betrachtet were 
den, dag das Widerfpruchsrecht 


zulaͤſſig war, 


der Erben nur bei Erbgütern 
Da gegenwärtig 
die Erbgutsqualität aufgehoben 
ift, fo wird die Sache jeßt um 
fo weniger zweifelhaft feyn koͤn⸗ 
nen, 

34) Schrader Handbuch 
der vaterläandifchen Rechte IM. 
Bd. ©. 160 ff. behauptet freie 


lich die Unanwendbarfeit dee Roͤ— 


mijchen Rechts, jedoch ohne triff; 
tige Gründe dafür anzuführen, 
und die Landgerichtsurtheile, auf 
welche fih Paulſen's Lehrs 
buh S. 260. beruft, fcheinen 


‚nur folhe Falle zu behandeln, 


in welhen der Mann bereits ges 
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biefen Punct abweichende Beftimmungen 25). Inſoferne dies 
ſes übrigens auch bei ’beerbten Ehen Schenkungen gültig feyn 
laͤßt, wenn die Kinder einwilligen, läßt fich doch nach anders 
meitigen Beſtimmungen des Statuts diefe Gültigkeit nur im 
Verhaͤltniß zu den Kindern, nicht aber den Gläubigern gegen: 
über behaupten. Bon den angeführten Beftimmungen über 
die Ungültigfeit der Schenfungen unter Ehegatten ſind indeß 
nach unferen Statuten einige Arten von Schenkungen ganz 
ausgenommen, Dahin gehört 1) die Morgengabe, ein 
Geſchenk, welches der Mann unmittelbar nach der Hochzeit 
der Frau machen kann. Erwaͤhnt ift diefes Geſchenk im 
Sachfenfpiegel, dann auch In ‚mehreren Stadtrechten und 
kann ohne Zweifel allenthalben vorfommen 25). Die Rechte 
der Frau an der Morgengabe find verfchieden. Nach den ans 
geführten Stadtrechten kann verfprochene Morgengabe erft 
verlangt werden, wenn alle Schulden ded Mannes bezahlt 
find. Bei der Ritterjchaft gilt die Morgengabe ald eine ges 
wöhnliche Schuld und Fann felbft durch Beftellung von Pfands 
rechten oder durch Protocollation einen befondern Vorzug ers 
langen. In die Claſſe der zuläffigen Schenkungen ‚gehören 
2) auch diejenigen, welche den Zwed haben, dem nachlebens _ 
den Ehegatten eine Verforgung zu gewähren. Obgleich 
jeder Ehegatte auf folche Weije für den andern forgen kann, 





ftorben, und die Schenkung folge von andern Schenkungen zu vers 


lich gültig geworden war, 

35) Luͤbſches Recht J, 6, 1. 
läßt Schenkungen unter beerbs 
ten Ehegatten zu, wenn die 
Kinder einwilligenz der fo!gende 
Artikel geftatter aber die Schens 
fung unter unbeerbten Ehegat: 


ten, wenn fie vor dem Rath 


gefchehen, wobei es freilich zwei= 
felhaft ift, ob diefe Beitimmung 
bloß von wechjeljeitigen oder auch 


ſtehen iſt. RR: 

36) Sadjenfpiegel I, 20, 
danıı in den Stadtrechten für 
Flensburg, Apenrade, Schles— 
wig und Edernförde. Deral. 
Paulſen's Lehrbuh ©, 362. 
Erwaͤhnt ift es ebenfalls im Luͤb⸗ 
ſchen Recht IH, 1,9. Auch beim 
Adel kommt eine Morgengabe 
vor. Conſtitution wegen der 
Haubenbandsgerechtigkeit $. 6, 


416 Privatrecht. — Zweites Buch. Perf. Recht. 


fo reden die Gefee doch hauptfächlich von Verſorgung der 

MWittwen, indem es immer als eine befondere Pflicht des Manz 
ned betrachtet worden ift, für den Unterhalt der Wittwe nach 
feinem Tode zu forgen 27). Die Beftellung einer Wittwens 
Verſorgung kann theils durch Teſtament und Erbvertrag, 
theils aber auch durch eine Schenkung unter Lebenden geſche⸗ 
hen. Nur inſoferne die letztere Form angewandt wird, kann 
hier davon die Rede ſeyn. Schenkungen der Art werden all⸗ 
gemein als rechtsguͤltig betrachtet werden muͤſſen, wenn ſie 
gleich bei obwaltender Guͤtergemeinſchaft den etwanigen Glaͤu⸗ 
bigern ihre Rechte nicht entziehen koͤnnen. Es ſind indeß nur 
fuͤr einzelne Staͤnde oder Diſtricte Beſtimmungen daruͤber in 
unſeren Geſetzen anzutreffen. a) Nach dem Dithmarſi— 
ſchen Landrecht 25) hat die Frau zuvoͤrderſt einen geſetz⸗ 
Jichen Anfpruch auf eine Wiederlage ‚‚Gegenvermachung, do- 
talitium.” Darüber kann indeß auch eine vertragsmäßige 
Beftimmung Statt finden. Iſt aber vertragsmäßig darüber 
nichts ausgemacht, fo foll die Wiederlage eben fo groß 
feyn wie der Brautfchaß oder wie dasjenige Vermögen, wels 
ches die Ehefrau bei Eingehung der Ehe dem Manne zus 
bringt 39). Außerdem ift ed jedem Ehegatten geftatter, dem 
andern eine Keibzucht „Belating“ zu beftellen, welche dem 
fo bedachten Ehegatten für die Zeit, wo derfelbe unverheiras 
thet bleibt, das Recht des Niefbrauches auf die verfchriebes 
nen Güter gewährt (Lifbelating). Im Fall Ehegatten Feine 


— — —— — —— — un 


37) Verordnung vom Aten 38) Dithmarſcher Landrecht 
Aug. 1788, betr, den Einſchuß Art. 34. 9 3. 
in die allgemeine Wittwencaſſe, 
hebt. rücfichtlih der Verpflihe 39) Vgl. darüber Stb. Mag. 
tung der Ehemänner zum Eins VII. Bd.&. 67% und was oben 
ſchuß in die Wittwencafle, auss in diefem Bande S. 435 u. 436 
druͤcklich „die ihren Ehefrauen bemerkt worden iſt. 
ſchuldige Fuͤrſorge“ hervor. | 
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Kinder hatten, konnte auch die Belaſſung auf das halbe Gut 
des Mannes oder der Frau erblich geſchehen (Erfbelating). 
Gegenwaͤrtig, da die Qualitaͤt des Erbguts aufgehoben iſt, 
muß es ganz von dem Belieben der Ehegatten abhaͤngen, in 
welcher Art und Weiſe die Leibzucht beftellt wird, wenn den 
Notherben nur ihr Pflichttheil unbeſchraͤnkt verbleibt... Die 
‚ Im Landreht enthaltene Beftimmung, daß Ehegatten nicht 
mehr ald eine Belaffung machen mögen, wird nach ven jetzt 
geltenden Grundfägen kaum als geltend betrachtet werden koͤn⸗ 
nen, , Endlich ift noch zu bemerken, daß alle Belaffungen nur 
dann geltend find, wenn fie vor offenem Gerichte gefchehen *°), 
Nach beendigter Leibzucht fällt das im Niegbrauch gewefene 
Vermögen den gefeßlichen Erben des Mannes oder der Frau 
"wiederum anheim und falls die Subftanz des Vermögens vers 
ringert oder verfchlechtert feyn follte, gebührt ven Erben das 
für vollftändiger Erſatz. b) Nach der Verordnung über die 
Haubenbandsgerechtigfeit und der darauf fich bezies 
henden Praxis kann bei dem Adel der: Frau eine donatio prop- 
ter nuptias ‚‚Gegenvermachung,” ohne Zweifel an Größe dem 
Brautfchag gleich, und dann noch eine Zugabe von Seiten des 
Mannes beftellt werden. Die Gegenvermachung und die Zus 
gabe wird zufanımen mit dem Namen Leibgeding, „dotalitium” 
bezeichnet.. In früheren Zeiten war es gewöhnlich, Daß dieſe 
Vermoͤgenstheile der Ehefrau nur auf Lebenszeit oder für die. 
Zeit des Wittwenftandes verfichert wurden, fo daß alles dem⸗ 
nachft den Erben des Mannes wiederum anheim fie Mit 
Ruͤckſicht darauf wurden folche der Ehefrau verficherten Gelder 





40) Dithmarfcher Landrecht innert an den in den Longobars 
Art. 37. und dazu der Commens diſchen Geſetzen vorfommenden 
tar von Gieſewert. Derim Ausdruck: lidolaip, wiewohl die 
Dithmarſcher Landrecht vorfoms Bedeutung eine andere ift, 
mende Ausdruck: Lifbelating ers 
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Wiederfallsgelder genannt. Daß gegenwärtig. alles 
zur Wittwen⸗Verſorgung Beftimmte, mit vollem Eigenthums⸗ 
recht ‚auf die Srau übergehen Tann, hat gar Feinen Zweifel. 
Das Vorzugsrecht, welches einer Ehefrau rücfichtlich der 
Begenvermachung und Zugabe zufteht, hängt davon ab, ob 
eine Hypothek ausbedungen und ob diefe protocollirt worden 
ift +"). Inſoferne das Leibgeding einer adelichen Frau in dem 
Niepbrauch oder dem Zinfengenuß eines Capitals befteht, fängt 
der Lauf.diefer Zinfen erft nach Beendigung des der Frau: zus 
fländigen Gnadenjahrs an *?). Was endlich c) das Ers 
faufen einer Wittwenpenfion durch Einfaß in die 
Wittwencaſſe betrifft, fo ift zwar diefe Art der Wittwen- Vers 
forgung, nachdem den Beamten und Advocaten das Eintreten 
in.die Wittwencaffe zur Pflicht gemacht ift, nicht mehr als 
‚eine reine Kiberalität ded Mannes anzufehen, indeffen hat man 
doch lange den Einfchuß in die Wittwencaffe als eine Schens 
tung des Manned an die Frau. betrachtet, und felbft gegens 
wärtig ift noch von -diefer älteren Rechtsanſicht etwas übrig 
geblieben, indem wegen des für die Ehefrau in die allgemeine 
Wittwencaffe eingefchloffenen Capitald, nur infofern Erfatz 
verlangt werden kann, als die Frau vor dem Manne verftirbt. 
In diefem Fall kann namlich der nachlebende Ehemann, wenn 
die Frau feine mit ihm erzielte Kinder oder Feine gemeinfchafts 
liche Leibeserben nachgelaffen hat, aus dem Nachlaffe der 





41) Eonftitution wegen der 
Haubenbandgerechtigkeit v. 1636 
$. 6 u. 9. . (Landgerichtsordn. 
IV, 5.) gl. Ranzovii (Vogtii) 


de jure conjugum in bona Kil.: 


471%; aud in den landrechtlie 
chen Erdrterungen I: Bd. S. 281 
uf. Erläuternd ift au ein 
Leibgedingsbrief von 1554 im N. 


Stb. Mag. IX. Bd. ©. 545. 
42) Die ganze Faffung der 
Eonftitution wegen der Haubens 
bandsgerechtigkeit ſpricht fchon 
dafür. Ueberdies beruht der 
Sag auf einer entfchiedenen 
Praxis. Vgl. Landgerichtöbes 
ſcheide S. 172. ©. 174 u f. 
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Frau Entfchädigung verlangen, ohne jedoch Zinfen berechnen 


zu.dürfen *). 


43) Verordnung vom 2iften 
Mov. 1788, welche, ihrem In⸗ 
halte nad), nicht bloß auf diejeni= 
gen Ehemänner, welche nad ge= 
ſetzlicher VBorfchrift für ihre Ehes 


frauen in die Wittwencaffe ein 


Capital einfchießen, fondern eben 
fo wohl auf diejenigen Anwen 
dung leider, welche folches frei⸗ 
willig gethan haben. 





[4 


Fuͤnftes Kapitel, | 
Von der Aufhebung der Ehe 


6. 78. 


Die verfhiedenen Arten, wie die ehelihe Verbins 
dung wieder aufgehoben wird,insbefondere 1) durd 
den Tod und 2) durch Nichtigkeitserklaͤrung. 


Di. natürliche und regelmäßige Art, wie eine Ehe wieder 
aufgehoben wird, ift 1) durch Den Tod des einen Ehes 
gatten. Dem wirklichen Tode ift in diefer Beziehung eine ges 
‚ richtliche Todeserklaͤrung gleich zu ftellen "). Mit Ruͤckſicht 
auf die Eingehung einer neuen Ehe von Seiten des nachlebens 
den Ehegatten find zwar die Vorfchriften wegen des Trauer⸗ 
jahrs zu beobachten, Im Webrigen fallen mit dem Tode des’ 
einen Ehegatten dem Nachlebenden alle die Vermögensvore 
theile zu, welche für dieſen Fall gefeßlich oder vertragsmäßig 
begründet find, unter welchen namentlich die Erbrechte und 
die Anfprüche auf befonders beftimmte Wirtwen-Verforgungen 
zu nennen find. Die Ehe kann ferner 2) aufgehoben werden 
durch Scheidung. Unter diefem Ausdruck vwerftehen wir 
nicht bloß die Aufhebung einer gültig gefchloffenen und rechts⸗ 
beftändigen ehelichen Verbindung, fondern auch die Nichtigs 
feitderflärung einer ungültigen Ehe, Im Allgemeinen werden 


1) Bergl, die Berordnung damit in Verbindung fichende 
vom Iten Nov. 1798, betr. die Patent vom Aten April 1840. 
Mechte der Abwefenden und das 
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naͤmlich beide Arten von Eheſcheidungen, ruͤckſichtlich des da⸗ 
bei zu beobachtenden Verfahrens, im Allgemeinen auf dies 
ſelbe Weiſe behandelt und jede foͤrmlich eingegangene Ehe 
kann nur in Gemaͤßheit eines richterlichen Spruchs nach 
vorausgegangenem gerichtlichen Verfahren oder durch eine 
landesherrliche Dispenſation (per rescriptum principis), 
niemals aber durch bloßen Vertrag der Ehegatten oder eigens 
mächtig getrennt werden. Ruͤckſichtlich des Verfahrens ift 
in Betreff beider Arten der Ehefcheidung indeß der bedeu: 
sende Unterfchied zu bemerken, daß bei nichtigen Ehen in 
manchen Fällen ein amtliches Einfchreiten der gerichtlichen 
Behörde erforderlich ift, -um das fernere unzuläffige Zu: 
fanımenleben von Ehegatten, die fich nicht hätten heirathen 
dürfen, zu verhindern, während in allen Fällen einer eigents 
lichen Ehefcheidung der Antrag des unfchnldigen Theiles auf 
Trennung der Ehe abzuwarten ift. Nichtigfeitserflärungen 
von Ehen werden übrigens wohl nur auf dem förmlichen ge: 
richtlichen Wege bewirkt, und daß eine Ehe mittelft landes⸗ 
herrlicher Dispenfation annullirt werde, dürfte in der Praxis 
überall nicht vorkommen. Jede Nichtigkeitserklaͤrung fett 
voraus, daß die Nichtigkeit der Ehe nicht geheilt worden ift 
oder nicht geheilt werden kann. Liegt der Grund der Nichtigs 
keit in Mängeln der Willenserklärung, fo convalefcirt die Ehe 
durch die nachherige Genehmigung und freie Einwilligung des: 
jenigen Ehegatten, welcher durch Irrthum, Betrug oder 
Zwang zur Ehe verleitet worden ift. Sind aber wahre vers 
nichtende Ehehinderniffe vorhanden, oder iſt die Ehe ihrer 
Form wegen ungültig, 3. B. wenn die Trauung außerhalb 
der Parochie erfchlichen worden ift 2), fo kann der Nichtigkeit 


2) Wäre etwa ein Ehepaar ich gar nicht als eine förmliche 
durch eine Perſon, die fi für Trauung anzufehen und es kann 
einen Prediger ausgegeben hätte, in folhem Fal von der Noth— 
ohne es zu feyn, getraut worden, mendigfeit einer Nichtigkeitsers 
fo iſt ein folder Act begreife klaͤrung auch nicht die Rede feyn. 


Falck's Gansbuc IV. 31 
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lediglich. abgeholfen werben, mittelfi einer. Iandeöherrlichen 
Dispenfation, welche in allen folchen Fallen eine rüdwirkende 
‚Kraft haben wird. Kann aber die Nichtigkeit der Ehe in kei— 
ner Urt und Weife gehoben werden und fommt ed folchemnach 
zu einer Nichtigkeitserflärung , fo fünnen dennoch für die Zeit, 
wo die nichtige Verbindung beftanden hat, in gewiffer Bezies 
hung die rechtlichen Wirkungen einer gültigen Ehe eintreten 
und die Verbindung heißt in diefer Beziehung eine vermeintliche 
Ehe, ein matrimonium putativum. Die in einer folchen Ehe 
erzeugten Kinder haben die Rechte ehelicher Kinder. Inſo⸗ 
ferne die Ehegatten mit dem ihrer Ehe entgegenftehenden Hins 
derniß unbelanut waren, finden auch diefelben Güterverhäfts 
‚niffe unter den Ehegatten Statt, wie bei der gültigen Ehe und 
daffelbe gilt in den Fall, wenn der eine Theil die Ehe in gus 
tem Glauben für eine gültige hielt. War beiden Theilen die 
Nichtigkeit der Ehe wohl. befannt, fo kann im Allgemeinen 
von einer rechtlichen Wirkung der Ehe auf die Guͤterverhaͤltniſſe 
der Ehegatten, nicht die Rede feyn °), 


$. 79. | 
3) Von der eigentlihen- Ehefheidung und zwar 
a) von den Ehefheidungsurfadhen. 


Im engern und eigentlichen Sinne des MWorted verftehen 
auch wir unter Ehefcheidung die Aufhebung einer gülfig eins 





3) Ueber die gemeintechtlicen 
Srundfäge vergl. Eihhorn’s 
Kirchenrecht U. Bd, ©. 458. 
Das Juͤtſche Lov J. Buch Kap. 
24. enthält im Wefentlidyen ähn: 
liche Beftimmungen, nur mit 
dem Unterſchiede, daf der Fall, 
wern beide Ehegatten um das 
Ehehindernig willen, eben fo be: 
handelt wird, als der entgegen; 


neleite, wenn beide mit. dem 
Ehehindernig unbefannt find. 


Das Juͤtſche Low läßt, wenn 


Kinder vorhanden find, die Ver: 
mögensmafje zwifchen den Kins 
dern und den Ehegatten getheile 
werden. Die Kinder werben bei 
dem unfchuldigen Theil erzogen, 
und wenn fie fterben follten, nur 
von dieſem beerbt. 


gweiter Abſchnitt. Das Eherecht. 483 


gegangenen und rechtsbeftändigen ehelichen Verbindung. Die 
Lehre der Fatholifchen Kirche von der Unaufloͤßllchkeit einer 
inter Chriften beftehenden ehelichen Verbindung *) iſt in der 
evangellichen Kirche verworfen und dagegen die Zuldffigteit 
der Auflöfung des Ehebandes durch richterlichen Ausfprüch au⸗ 
etkannt worden, woju indeß allemal'trifftige Griinde erförders 
Ich find. Weber die Gründe, welche eine Chefcheidung recht: 
fertigen, hat in der evangellfchen Kirche Feine vollſtaͤndige 
Uebereinſtimmung geherrſcht's). In den Grundfägen über 
die Ehefcheidungsgründe tritt indeß eine erhebliche Verfchie- 
denheit ein, je nachdem die Ehefcheidung mittelft eines gerichtz 
lichen Erkenntniſſes oder mittelft eines laudesherrlichen Reſctipts 
bewirkt werden fol: Was nun zuboͤrderſt die gerichtliche 
Ehefcheidung anbetrifft; fo ift es im unferen Landes: 
rechten entfchieden anerkannt, daß Feine nach Eingehung der 
Ehe eihgetretene Krankheit eined Ehegatten, von welcher Art 
fie auch feyn möge, eine Klage duf Ehefcheidung begründen 
koͤnne 5). Es ift ferner der Grundſatz hervorzuheben, daß 
der unverföhnliche Haß (odium implacabile) an und für fich 
und wenn er nicht ſolche Wirkungen hat, die eine ſchrift⸗ und 


4) Ausnahmsweiſe geſtattet Apoſtels Pauli: 1 Eorinther 
das katholiſche Kirchenrecht eine Kap. 7, Vers 13 u, 15. 
Aufhebung der Ehe, wenn diefe 


5) Bol. Eihhorn’s Kir 
durch Beiſchlaf noch nicht volle chenrecht IL. Bd. ©. 483 u. f. 
z0gen war, und der eine Ehe; 


gatte in einen geiftlihen Orden 
eintritt. Gluͤck's Kommentar 
XXVI. Bd. S. 390. Ein zweis 
ter Fall iſt der, wenn von zweien 
Ehegatten, die nicht Chriſten 
find, der eine Theil zum Chri« 
ſtenthume übergeht und nun der 
Nichtchriſt ſich ſcheiden will, in 
Gemaͤßheit der Aeußerung des 


N 


6) Vgl: eine zuhächhft wohl für 
Danemarf erlaffene, aber doch 


vielfältig in den Herzogthuͤmern 


angewandte, Verordnung König 
Stiederih des II. vom 19ten 
uni 1582. Tallifen’8 Ans 
leitung S. 161 u, ©. 185 und 
eine Entfheidung vom Jahre 
1835 in deh Schlesw. Holft. An: 
zeigen für 1837 ©. 178, 
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geſetzmaͤßige Urſache zur Eheſcheidung geben, nicht als guͤlti⸗ 
ger Eheſcheidungsgrund angeſehen werden ſolle 7). Als zu⸗ 
laͤſſige Eheſcheidungsgruͤnde ſind aber anerkaunt 1) der Ehe— 
bruch. Der Begriff des Ehebruchs iſt hier ganz derſelbe 
wie im Criminalrecht, und es iſt daher nicht für Ehebruch ans 
zuſchen wenn ber Frau Gewalt geſchehen oder der Beiſchlaf 
mit einer andern Perſon durch entſchuldbaren Irrthum ver— 
anlaßt worden iſt. Selbſt ein wirklicher Ehebruch hoͤrt als⸗ 
dann auf. ein gültiger Ehefcheidungsgrund zu feyn, wenn auch 
der andere Theil fich ebenfalls eines Ehebruchs ſchuldig ges 
macht, oder wenn er den fchuldigen Theil zum Ehebruch vers 
leitet re ‚oder endlich dem fchuldigen Theil das begangene Ver⸗ 
gehen. verziehen hat; welche Grundfäge überhaupt auch bei 
allen andern Scheidungsurfachen, bei welchen fie vorfommen 
koͤnnen, Anwendung finden. Die Berzeihung kann ausdrüde 
lich ‚erfolgen ‚aber auch ftillfchweigend, „und als eine ſtill⸗ 
ſchweigende Verzeihung ‚des Ehebruchs wird es angeſehen, 
wen der unſchuldige Theil, nachdem derſelbe den Ehebruch 
erfahren hat, das eheliche Leben deſſenungeachtet fortſetzt ®). 
Als genuͤgender Eheſcheidungsgrund gelten, 2) nicht nur Les 
bensnachſtellungen, ſondern auch Mißhandlungen, 
welche Leben und Geſundheit gefährden Die 
leßteren werden bald unleidliche Sitten, mores intolerabiles, 
bald Saevitien genannt. Andere Arten eines unleidlichen Be: 
tragens, als thärliche Mißhandlungen der dezeichneten Art, 
koͤnnen aber unter den etwa erwähnten Ausdrüden nicht bes 
griffen werden, wenn in Beziehung auf diefen Ehefcheidungss 
grund nicht alles unbeftimmt und fchwanfend werden foll. 





7 Diefe Beftimmung beruht lich wiederum eigefchärft worden. 
unftreitig zunaͤchſt auf dem ges, 8) Vgl. Eihhorn’s Kir 
meinen proteftantifchen Kirchen⸗ —— I. Bd, ©, 471 u. ©. 
recht, ift aber in dem Neicript 484. | 
vom Sten Aug. 1779 ausdruͤck⸗ 
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3) Eine le bienswierigeuGefämgnißſtrafe "berechtigt 
nach unferem Landesgeſetzen ?y den unſchuldigen Ehegatten ſo⸗ 
gleich nach Abſprechung des Urtheils und: ohne auf'eine'etiods 
nige Begnadigung des Verurtheilten warten: zu muͤſſen, eine 
Klage auf Eheſcheidung anzüſtellen, wogegen auch Die laͤug⸗ 
ſten temporairen Karren⸗ oder Zuchthausſtrafen keinen Ehe⸗ 
ſcheidungsgtund abgeben 70), - MWäs: von der Verurtheilung 
Zum lebenswierigen Gefängniß bemerkt worden tft, gilt natuͤr⸗ 
lich auch in dem Fall, wenn einer der Ehegatten zum Tode 
verurtheilt worden iſt, unnugeſehen ob das Urthell beſtätigt 
vder gemildert werden ſollte. Im Uebrigen wird ſich aber aus 
Sleſen Grundfaͤtzen folgern Jaſſen, daß nach unſeren; Landes⸗ 
Jeſetzen, da fie lediglich die Strafe als Scheidungsgrund an⸗ 
erkennen, Verbrechen des einen Theile," Von welcher Art’ fie 
Auch’ feyn moͤgen ,nan und für ſich betrachten, den gefeßlichen 
Epefcheidungsurfachen‘ nicht beizuzählen find. 4 Diebe 
Yairrtiche MWeig er ung des lein enn Dheilbs, da ehe: 
{Pe Leben matede ni (anideren fortyüfegemrQlk 
ſolthe wird die hartnaͤckige Vertneigerung der ehellchen Pflicht 
angeſehen. Ueber dieſen Punet habenn wir indeß bloßdie 
Grundſaͤtze des gemeinen Rechtes, wobei es wohl zweifelhaft 
ſeyn möchte, ob auch ein Betragen bei oder nach der Beiwoh⸗ 
nung, Durch welches die Erzeugung von Kindern verhindert 
wird (perversa debiti praestatio),.der: wirklichen Benveigee 
rung der ehelichen Pflicht gTeichgeftellt werden Tann? FR). Vor⸗ 
sig * aber unter en die a a. * exlaſſung 


MA U „rn3 


9) Verordnung u vom 1 Dften. . 


März 17. 


410) Nach einem Refeript vom 


44ten Juni 1796 Eann indeß in 
ſolchen Faͤllen unter Umſtaͤnden 
eine Eheſcheidung auf dem Wege 
der Dispenſation per rescrip- 

tum prineipis erwartet werden, 


" 


in 7 (. Eichhorn’ ir 
henreht ©. 784. Note 1&., 

unſerer Conſi fkoriaf: east 
die perversa debiti praestatio 
kaum ald Scheidungsgrund ans 


"erkannt zu ſeyn⸗ und überhaupt 
in den Eheſcheidungsklagen nie⸗ 


mals genannt zu werden. 
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:(deserfjo malitiosa) ‚zu nennen, wprüber wir ‚nähere land; 
‚rechtliche, Beſtimmungen haben 7), Zum Wefen der hoͤs⸗ 
lichen Berlaffung. gehört die Entfernung des Ehegatten, gegen 
‚melchen die Shefsheidungsflage gerichtet wird, von ſeinem or⸗ 
dentlichen Wohnorte; und bei einer folchen Entfernung kommt 
es wieder darauf an, ob der Aufenthalt des abweſenden Ehe⸗ 
gatten bekannt iſt oder nicht. Was den erſten Fall be— 
trifft, ſo iſt daruͤber Folgendes zu bemerken: a) die Zeit, in⸗ 
nerhalb welcher auf Trennung der Ehe gegen den abweſenden 
Ehegatten angetragen werden kann, iſt verſchieden heftimmf. 
Giebt die Art und Weiſe der Entfernung keinen Anlaß an der 
Abſicht, ſich wieder einzufinden, zu zweifeln, fo kann die Eha⸗ 
ſcheidungskllage erſt nach, vier Jahren yon der letzten Nachricht, 

die von dem Abweſenden eingegangen iſt, oder wenn eine ſolche 
gaͤnzlich fehlt, von der Zeit ſeiner Abreiſe an gerechnet, ange⸗ 
ſtellt werden. — Machen die Umſtaͤnde es aber wahrſcheinlich, 
daß der Abweſende den Vorſatz gehabt habe, nicht wieder zu 
kommen, ſo kann die Klage nach Ablauf zweier Jahre anges 
ſtellt werden, und. inſofern begyruͤndeter Verdacht des Ehebruchs 
vorhanden iſt, braucht der verlaſſene Theil mit der Eheſchei⸗ 
dungsklage gar nicht zu warten. h) Sn der Klage auf Ehe⸗ 
scheidung find Diejenigen Momente, ‚welche die Bermuthung 
‚einer böslichen Verlaffung begründen; nothwendig zu befcheir 
nigen, womit der Antrag auf die Erlaffung einer Edictal⸗Ci⸗ 
tation an den abweſenden Ehegatten zu verbinden iſt, c) Ber 
gruͤndet die Art und Weiſe, wie der abweſende Ehegatte ſich 
entfernt hat, keine Vermuthung einer boͤslichen Verlaſſung, 
ſo muß der klagende Theil darthun, daß er ſich Mühe gegeben 
habe, den Aufenthalt des Abwefenden zu eittdeden‘,; oder die 
noch erforderlichen Erkundigungen in diefer Beziehung, infofern 
ml [U 

42) Verordnung, mie es mit Verfahren in folhen Sachen zu 


* Eheſcheidun stlagen wegen halten, vpm — ka 1789 
oͤslicher —* und dem 


‚Zweiter. Abfchnitt. Das Ehereht, 487. 


es irgend thunlich iſt, anftellen.. Bon diefer Verpflichtung, 
die geeigneten Mittel anzuwenden, um den Aufenthaltdort des 
abwefenden Ehegatten in Erfahrung zu bringen iſt der Has 
gende Theit.aber in dem Fall befreit, wenn ſchon die: Art, 
wieder andere Ehegatte ſich entfernte, die VBermuthung einer 
böslichen Verlaffung begründet. In allen Fällen ift der. kla⸗ 

gende Theil gehalten, dem Gerichte alles anzugeben, was 
ihm von dem Aufenthalte des Beklagten befannt geworben iſt, 
und dann unmittelbar vor Abfprechung.des Urtheils eidlich zus 
erhaͤrten, „daß er.den Aufenthalt des Abwefenden nicht wifle, 
und Feine, davon erlangte Nachricht verfchweige” In dem) 
zweiten Sal, nämlich wenn der Aufenthalt des abwefenden 
Ehegatten bekannt: ift,, iſt das Verfahren ein ganz: anderes; 

Der Abweſende ift alsdann darüber zu vernehmen, ob er die 

Abficht habe, : wiederzufehren und die Ehe fortzufegen 12). 
Entſchließt ſich der abwefende Theil zur Rückkehr, ſo fallt ver 

Grund zur Ehefcheidnng hinweg, und es ift auf Fortſetzung 
der Ehe zu erkennen, ohne daß der zuruͤckkehrende Theil ſich 
eidlich von dem Verdachte des Ehebruchs zu reinigenhat"*).i 

Wie es alsdann zu halten iſt, wenn der abwefende Theil ſich 
weigert, die Ehe fortzufeßen, hat die Verordnung vom 29fiem 
Zuf 1785 nicht genau: beftimmt, indem fie bloß ſagt, Daß 

nach Moaßgabe der Antwort und Befchaffenheit des Falles 
das. weiter Erforderliche ,.'e6. fey zur Befeftigung oder ganze: 

licher Trennung ‚des Ehebandes, den Rechten gemäß, zur 





43) Angeführte Verordnung 
6.4 Bol. aud) Schlesw. Holſt. 
Anz. für 1839 ©, 59. 


14) Nach der gemeinrechtlis 
hen Doctrin foll der rückfehrende 
Theil auf Verlangen des andern 
verpflichtet feyn, einen folchen 
Neinigungseid zuleiften. Augen⸗ 


fcheinlich paßt ein folcher Neinis 
gungseid nicht recht in ſolchen 
Fällen, wo die Eheicheidungss 
Elage lediglich auf bösliche Ver⸗ 
laſſung und nicht zugleich auf 
Ehebruch gebaut ift, Bol. Boen- 
‚mer principia $. 409. Eich⸗ 
horn?’s Kirchenrecht I, Bd. ©, 
486 Note 12, 
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Hand genommen werden ſolle. Es fcheint indeß:in der Natur 
der Sache: zu: liegen, wenn man mit dem in unſerer Geſetz⸗ 
gebung ſo entjchieden ausgefprochenen Grundſatz, daß das 
odium implacabile den: gefegmäßigen: Ehefcheidungsgranden 
nicht beizuzaͤhlen fey, nicht in Widerfpruch fommen will, erfors 
derlich zu feyn, daß die bloße Weigerung, zuruͤck zu kehren, 
nicht hinreichend: ſeyn koͤnne, um eine Ehefcheidung zu bewirs 
ken, fondern daß außerdem einige ernftliche Maaßregeln ans 
gewandt werden muͤßten, um die Widerfpenftigkeit: zu befeitis 
gen;,ehe: und: bevor die Ehefcheidung wirklich . zu ‚erfennen 
fey 15). Sollte. der Fall eintreten, daß der eine Ehegatte fich 
nicht: vom Orte, fondern lediglich aus dem Haufe. entfernte, 
oder -fonft: auf andere Art. und Weife das eheliche Leben aufs 
hoͤbe, fo würde: der eben "bezeichnete Grundſatz auch hier ans 
zuwenden feyn.ı Sm Sal die Ehefcheidung auf dem 
Wege der: Dispenfation  (mittelft Tandesherrzs 
lichen Reſcripts) "5) impetrirt wird, haͤngt das Meifte 
freilich vom Tandesherrlichen Ermeffen ab. > Ungedeutet 
iſt jedoch in unſern Gefeßen, daß bei: obwaltendem uns 
verſoͤhnlichen Haſſe der ‚Ehegatten: auf! diefem Wege eine 
Ehefcheidung unter- Umftänden erwartet werden koͤnne 17), 
und da unter diefe Form: jede ernftliche Abneigung der Ehes 
gatten, die Ehe fortzufeßen, ſubſumirt werden kann, fo füns 
nen auch -manche andere Umftände ,. welche fonft. Feine hinreis 
chende Scheidungsurfachen ſeyn würden, hier einwirken, 3.8. 
geiftige und Teibliche Krankheiten, welche nach Eingehung der 
Ehe den einen oder den andern Ehegatten treffen möchten 18). 





45) Bol. Schlesw. Holft. Ans 17) Refeript vom 18ren Aug. 
zeigen für 1840 ©. 211u.f, 41779 in der Einleitung. 

16) Auch das gemeine protes 18) Boehmer a. a. O. $. 
ftantiihe Kirchenrecht erfennt 408. nennt unter den Gründen 
diefe Art der Ehefheidung an. einer in diefer Form zu bewirfens 
Boehmer principia juris can. ben Eheſcheidung furor et im⸗ 
$. 408. potentia superveniens, Vergl. 
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‚ Berner if indem Falle, da der ‚eine Ehegatte wegen: Verbre⸗ 
hen zu, einer temporaiten Karreus oder Zuchthausftuafe Kern 
urtheiſt ſeyn follte „ Die, Erlangung einer Eheſcheidung in Aus⸗ 
ſicht geſtellt, Es iſt endlich, auch nicht zu bezweifeln, daß 
eine ‚Scheidung, der Ehe mittelſt Tandesherslichen:: Reſcripts 
alsdann erwartet werden kann, wenn das Vorhandenſeyn 
wirklicher Nichtigleitsgruͤnde oder Scheidungsurſachen zwar 
nicht bis, zur äurißifchen.‚Gewißheit bewieſen, aber doch bis 
zur pollen morgliſchen Ueberzeugung erhoben ift ‚oder zwar 
volkftändig hewieſen werden fan, Die Ehegatten aber das mit 
einem ‚folshen Beweife etwa —— ee. en 
zu Hermeiden wären. TERN 
- — Ar 6 80. ji, # —* LEE Aut — 
5 Ste —— Wlttengsn 45 eigenttigen En 
* ſcheidung. Re 
— — — davon, daß eine eheliche —* 
Kai aufgehnben: wird, iſt zuvoͤrderſt, daß alle durch die Che 
begründeten: perfünlichen Rechtsverhältniffe unter‘ Ehegatten 
gänzlich aufgelößt: werden, und daß folglich beide Theile wies 
derum eine neue Ehe seinzugehen ‚die Erlaubniß trhaltenz 
nur daß. in Hallen ſolcher Art die gefetzltche Wartezeit zu beob 


— iſt — — — — alien mit einander 


ig! 2) 199 





Fall treffen follte, wo die Ehe 
wegen böslicher Verlaffung ge; 
ſchieden würde, ift ohne Zwei⸗ 


— Calli — s Anleitung S. 
186 


19). Die Malin poena 
eoelibatus, welcher dem fchuldis 
gen Theil aufgelegt zu werden 
pflegte, ift unterm 5ten Juli 
1771 aufgehoben, und die Strafe 
der Laridesverweifung, welche 
nach einer Verordnung vom Affen 
Juli 1643 (C. C.H. 1. Bo. S. 
512.) den ſchuldigen Theil in dem 


fel ſchon außer Gebrauch gewe⸗ 
fen, als die Landesverweifung 
allgemein abgefchafft wurde. Daß 
die beiden erwaͤhnten Strafen 
gegenwärtig nicht mehr zur Ans 


wendung fommen, zeigt dag Res 


feript vom A6ten Febr. 1775, 
wegen der Wartezeit gefchiedener 
Eheleute, 
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wiederum eine neue Ehe fehlleßen ‚-öhne'daß dazır)) wegen der 
früheren Ehe, eine Dispenſation erforderlich iſt 20), Nür 
verſteht ſich dabeh von ſelbſt, daß die Elugehung einer ſolchen 
Ehe unter den nallgemeinen geltenden geſetzlichen Formen 
und Bedingungen Statt finde. Die Wiedorherſtellung einer 
getrennt geweſenen Ehe durch restitutioin integrumi' kommt 
in unſerer Praxis gar nicht vor.Dem Gebranche gemaͤß bes 
Halt die geſchiedene Ehefrau Namen;, Til und Rang ihres 
Mannes 23). Die: Wirkungen einer Ehefcheidung auf die 
Bermögendverhälmiffe der ‚Ehegasten find mehrfach." Zu⸗ 
vörderft fallen.alle Vermoͤgenstheile weg, welche dem ſchul⸗ 
digen Ehegatten für die Zeit des Wirtwenftandes zugefichert 
find, wie namentlich die donatio propter nuptias, Wieder: 
lage, dotalitium der Frau u. f. w. Für jeden Ehegatten, 
ohne Ruͤckſicht anf das Schuldig⸗ oder Unfepurfvigfeyn, ertd- 
fchen auch die gefegzlichen Erbrechte nach dem andern Ehe⸗ 
gatten. Daß die Ehefrauen nach der Scheidung: keine An⸗ 
fprüche auf die ihnen etwa zugeficherten Wittwenpenfionen bes 
halten, wird im Allgemeinen keinen Zweifel leiden. Eine 
Ausnahme findet indeß: rückfichtlich der Penſionen aus der all⸗ 
gemeinen Wittwencaffe Statt. Diefe werbleiben nämlich den 
geichiedenen Ehefrauen 2?). Inſofern aber der Mann der 
anfchyldige Theil ift, wird er aus dem Vermögen der Frau 
den Einfchuß in die Wittwencaffe erfeßt verlangen koͤnnen 


20) Sm 5ten Buch Mofis 21) Einige find der Meinung, 


Kap, 24. Vers 1—4 iſt es ges 
trennten Ehegatten ausdrücklich 
geftattet,, fi) wiederum zu heie 
rathen, jedod unter der Bedin— 
gung, daß die Frau mittlerweile 
feinen andern Mann gehabt hat, 
Diefe Ausnahme wird jedoch in 
‚unferm gegenwärtigen Rechte 
nicht beachtet, 


daß dies nur gelte, wenn die 
Frau unſchuldig fey. Vergleiche 
Gluͤck's Kommentar XXVI, 
Bd. ©, 475. | 

22) Verordnung vom 3Often 
Aug. 1775 $. 13. Die Funda⸗ 
tion der Großfürftt. Wirtwenz 
caffe vom 5ten Mai 1774 äußert 
ſich gar nicht darüber, 
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and umgekehrt die unfchuldige Ehefrau, wenn fie durch Schei« 
dung den; Anfprych. auf. eine Wittwenpenſion verliert, : aus 
dem Vermögen des: Mannes eine Entfchädigung dafuͤr verlans 
‚gen kann,. Demnächft werben. die Güter der getrennten Eher 
‚gatten in der Yrt und Weife geſondert, wie die ehelichen Guͤ— 
terrechte dies an: jedem Orte mit fich bringen , und namentlich 
‚sol das; Eingebrachte der Frau, nebft allem, was ihr fonft 
vom Gute gehört, ihr ausgeliefert werden 2°)... Ob noch.den 
ſchuldigen Theil gewiffe Vermoͤgensnachtheile oder Private - 
ſtrafen treffen, dürfte fo. ganz ausgemacht nicht ſeyn *). 
Ohne Zweifel muß indeſſen behauptet werden, daß die allge⸗ 
meinen Privatiansftrafen des Römifchen Rechts 2°) noch jeßt 
Anwendung finden, wogegen freilich Die fpeciellen Vermögens: 
ſtrafen, welche im: Fall eines Ehebrushes dem fchuldigen 
heile gedroht find, durch die fpätere Strafgefegebuug aus⸗ 
geſchloſſen werden 2°), Mie es im Herzogthum Schleswig, 
wo das gemeine Recht nicht gilt, zu halten fey, ift fehr zweir 
felhaft. Die Strafen, welche die Stadtrechte und das Nord⸗ 
ſtrander Landrecht ?7) androhen, ſcheinen mehr einem oͤffent⸗ 
‚lichen Strafſyſtem auzugehoͤren, und werden auf jeden Fall 
ic mehr USE betrachtet werden können. Eher ließen 








93) Säle. Sof, — 
gen für 1837 ©.7 


- 24) Paulfen’s Lehrbuch 
S. 284. 


e 
= 


25) Sie beftehen befanntlic) 
darin, daß die fchuldige Frau 
ihre Brautgabe, der Mann die 
donatio propter nuptias verliert, 
oder wenn dergleichen nicht da ift, 
ein Viertel des ganzen Vermds 
gend, jedoch nicht über 100 
Pfund Goldes, Thibaut’s 
Pandecten J. Bd. $. 362. 


26) Dafür fpriht fchon das 
Kap, 4. X. de donationibus in- 
ter virum et uxorem, und die 
peinlihe Gerichtsordnung Art, 
187. im letzten Abſchnitt, vere 
gleichen mit Ars, 145. der Bam⸗ 
bergiihen Hals» Serichtsordn., 
wornach in Ehebruchsfällen ledig: 
iih dos und donatio propter 
nuptias verloren gehen, - 

2X. Schleswiger Stadtrecht 
Art. 34 und die verwandte Ate 
tifel der uͤbrigen Stadtrechte, 
Nordftrander Landredt 2, 21. 
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ſich die Grundſaͤtze des: Juͤtfchen Lobs fuͤr Fälle, da die Che 
Für: nichtig erklaͤrt worden iſt 22), ach auf Fälle eigentlicher 
Eheſcheidung anwenden.“ Mill: man aber dieſe Anſicht nicht 
gelten laſſen,fo bleibt nichts auders uͤbrig, alsanzunehmen, 
daß in Fällen einer Eheſcheidung lediglich jeder der bisherigen 
Ehegatten feinen Antheil am Vermoͤgen erhalte, ohne daß den 
Schuldigen irgend! Vermoͤgensuachtheile treffen. Mach dem 
Gorichtsgebrauch hatı der unſchuldige Ehegatte, "welcher nicht 
des Vermoͤgens ift, uns ſich ſtandesmaͤßig zu ernähren; An⸗ 
ſprũche / auf Alimente 29). Won einer Klage. auf Schadens— 
erſaͤtz, welche der unſchuldige Theil gegen den Schuldigen an⸗ 
ſtellen könne ‚> iſt aber In’ den Geſetzen gar keine Rede, und 
unſere Praxis duͤrfte eben ſo wenig eine ſaiche Enſchadigunge. 
klage anerkennen. Da übrigens: die rechtlichen Wirkungen der 
Eefeheidingen auf das Vermoͤgen erſt von: der’zeit an’eins 
treten, iso die Ehe aufhört „d.h. von dem Zeitpunet an wo 
das Scheidungserkenutniß rechtskraͤftig wird, ſo folgt von 
ſelbſt, daß die Frau⸗, und wenn’ der Fall darnach geeignet 
IE, auch der Mann, während des Scheidungsproceſſes Au⸗ 
ſpruch auf: Alicnente und: folglich auch auf: den Vorſchuß der 
Piroceßkoſten Inder" Eheſchridungsſache Anſpruch "hat 20). 
Die Kinder bleiben bei dem unſchuldigen Theile, jedoch ohne 
daß dadurch in der Alimentationspflicht der Eltern eine Ver⸗ 
— entſteht. — ——— 





3 


F 28) Juͤtſches * l, 24. Dieſe Paulſen' 8 Lehrduch S. 285. 
Stelle kann eben fo gut als ges Note 10. 

tend betrachtet: werden: als Dach; 

jenfpiegel 1, 21-und IH, 74, wel 29). Scleiw. Holſt. Ange 

che ebenfalls nicht von der eigent: gen für 1837 ©. 7. 

lichen Eheſcheidung, ſondern les 

diglich von der Nichtigkeitserklaͤ- 30) Schlesw. Fa Anzeis 

ung der Ehe handeln. Vgl. gen für 1838 ©. 1 | 


’ 
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| PER. SEHE; Pie 
4) Betreffend die Särivung. von Tiſch und Bert. 


Wie in dem gemeinen Kircheurecht eine temporaire Tren⸗ 
nung von Ehegatten, d. h. die einſtweilige Aufhebung der 
Verpflichtung zum gemeinfchaftlichen Leben für zuläffig er— 
achtet wird, fo ift auch, in unferer Praris ein folches Verfahs 
ven geftattet. Diefe temporaire Trennung‘, oder die Sch eis 
dung von Tiſch und Bett kann, ſo lange Ehegatten 
ſich daruͤber vertragen, durch gegenſeitige Einwilligung bes 
wirft werden, Daß ein folcher Vertrag aber nicht länger gelte, 
als die Eheleute denfelben gutwillig erfüllen, ift bereits fruͤ— 
ber bemerkt worden ?*). Die, Scheidung von Tifh und Bett 
fann auf rechtöbeftändige Weiſe nur durch einen richterlichen 
Spruch erfolgen. In welchen Fällen eine folche Trennung 
der. Ehegatten fuͤr zuläffig zu halten feyn möchte, ift nicht 
ganz far. So. viel ift indeß ausgemacht, daß alle gefeßlis 
chen Scheidungsurfachen den unfchuldigen Theil zur Anftellung 
einer Klage auf Scheidung von Tiſch und Bett berechtigen, 
und daß diefe Klage ſowohl für fich allein, als auch'zu dem 
Zwed, um fchon während des Eheſcheidungsproceſſes eine 
Scheidung von Tiſch und Bert ald eine proviforifche Maaß— 
regel zu bewirken, mit der Ehefcheidungsffage verbunden wers 
den kann. Confequenterweife follte wohl: die Scheidung von 
Tiſch und Bert in feinen andern Fällen angewandt werden. 
In der Praris pflegt aber eine folche terhporaire Scheidung 
auch als ein Mittel angewandt zu werden, um unter uneinigen 
Ehegatten in folchen Fallen eineBerföhnung zu bewirken, wo feine 
wahren Ehefcheidungsgründe vorliegen. Iſt die Srift, waͤh— 
rend welcher der eine Ehegatte von dem andern getrennt zu leben 
berechtigt wird, abgelaufen, fo find auf Antrag des einen 
Theild, wegen Wiedervereinigung der Ehegatten, oder wegen 





31) Bol. Schlesw. Holft. Anzeigen für 1837 S. 10. 
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Trennung der Ehe die erforderlichen Schritte vorzunehmen; 
Die einzige Wirkung der gerichtlich auögefprochenen Schei⸗ 
dung von Tiſch und Bett befteht darin, daß jeder Theil von 
der Verpflichtung zum ehelichen Zufammentleben einftweilen 
befreit wird. Alle andere perfönliche, wie das Vermögen be: 
treffende Rechtsverhaͤltniſſe der Ehegatten bleiben während dies 
ſes Zeifraums ganz unverändert. Nuch fteht es den Chegat: 
ten frei, fi) nach Belieben wieder zu vereinigen, ohne dent 
Ablauf der rechtlich beſtimmten Friſt abzuwarteü. 


§. 82. 


Bemerkungen über dag in Eheſcheibungsfachen ji 
| beobadtende Verfahren. 


Die genauere Augabe ver proceffualifchen Srundfüße, 
welche in Ehetcheidungsfachen zu befolgen find, gehört zwar 
zunachft in die Darftellung des gerichtlichen Verfahrens: Sins 
deffen dürfte e& doch angemeflen ſeyn, einigen allgemeinen Be⸗ 
merkungen hier einen Platz zu gönnen, I Den Gerichts⸗ 
ſtand betreffend, Alle auf Unfhebung einer ehelichen Vers 
bindung, fey eö durch Nichtigkeitserklaͤrung oder durch eigent⸗ 
liche Ehefcheidung entftehenden Streitigkeiten zwiſchen hiefigen. 
Unterthanuen müffen, fol anders die Ehefcheidung gültig feyn, 
vor hieſigen Landesgerichten geführt und von diefen entfchies 
den werden 22), und zwar ohne Ruͤckſicht darauf, ob die Ehes 
gatten der Eathelifchen oder der proteftantijchen Confeffion zus 
gethan find 22). Diefe Gerichte find nun im größten Theile 


- { + 5 R —— 
ee 


39) Eirculair: Verfügung vom richtsbarkeit in Eheftreitigkeiten 
2ten Juni 1807, die Unguͤltig⸗ Barholifcher und proteſtantiſchet 
keit, der außerhalb. Landes vorge⸗ Religionsverwandten, den Un: 
nommenen Eheſcheidungen bes terconfiftorien in erfter Inſtanz 
treffend. uͤbertragen werden moͤge, vom 
3) Verfuͤgung, daß die Ge⸗ Bten. Febr. 1808, Derfelbe 
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des Landes die beikommenden Conſiſtorien Nur in den zu 
daͤniſchen Dioͤceſen gehoͤrigen Diſtricten des Herzogthums 
Schleswig iſt die Entſcheidung in Eheſachen dem Civilgerichte, 
unter welchem der Beklagte ſeinen Gerichtsſtand hat, uͤber⸗ 
wieſen, jedoch ſoll in der Appellationsinſtanz die Sache nicht 
vor das Obergericht, ſondern vor das Oberconſiſtorium ge⸗ 
hören *2*). Im Fall der Beklagte einen privilegirten Gerichts⸗ 
ftand haben follte, wird die Klage unftreitig fogleich bei dem 
Oberconſiſtorium oder bei dem Landoberconfiftorium angebracht 
werden müffen. II. Betreffend den Beweis der Nich— 
tigfeitsgründe und Scheidungsurfachen. Der bes 
reits früher erwähnte Grundſatz, daß jede eigenmächtige Scheis 
dung der Ehegatten unwirkſam und unzuläffig ift, muß auf 
den Gebrauch gewiffer Beweismittel einen wefentlichen Eine 
fluß haben und eigenthümliche Befchranktungen dabei bewirken, 
Da nämlich der Streitgegenftand der Privarwilllühr entzogen ift, 
fo können bei dem Beweife in Eheproceffen das bloße Geftänds 
niß und die Eidesdelation, infofern diefe Beweismittel benutzt 
werden follen, um eine Trennung der Ehe zu bewirken, nicht 
nach den fonft gewöhnlichen Grundſaͤtzen beurtheilt werden. 
Ehe und bevor ein Geftändniß als beweijend angefehen wers 
den fan, muß es durch anderweitige Umftände unterſtuͤtzt 
feyn 5), Die Eiveszufchiebung in Ehefahen, wenn der Eid 
auf die Trennung der Ehe abzielte, hat die ältere Praris ent: 
ſchieden für unzulaffig gehalten , "und erft in neueren Zeiten ift 
eine entgegengefegte Anficht aufgekommen, welche jedoch auch 
von mehreren Seiten her Widerfpruch gefunden hat ?*). Ab⸗ 


Srundfaß wird auch da gelten, 85) Schlesw. Holſt. Anzeigen 
wo Eheftreitigkeiten an weltliche für 1838 ©. 41. 
Gerichte gelangen können, | 

34) Refeript vom 20jten Dec. 36) Die alte conftante Praris 
1799. Syſtem. Samml. W. iſt erſt in den Jahren 1793 und 
Bd. ©, 85. 1794 von einigen deurfchen Ju: 
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gefehen von den Aeußerungen des Eanonifchen Nechtes dürfte 
die Unzulaͤſſigkeit der. Eidesdelation im bezeichneten Falle 
mit dem: angegebenen allgemeinen Grundfage fo confequent 
zufammenhangen , daß es der Gründe genug giebt, um der 
älteren Praris getreu zu bleiben. Wenn übrigens. die zu 
beweifende Thatfache durch anderweitige Beweismittel wahrs 
fcheinfidy gemacht worden ift, wird gegen die momendung 
ber- Eidesdelation Be 'zu erinhern ſeyn. 


’ 7 





cifienfoculeäten verlaffen worden. Die weitere Literatur der Contros 
Bl. Meiſter's practifhe Ber verſe fiehe im Archiv für civilie 
Rule, IL, — * — u. > “Re a V. a ©. 18. 


d) w 
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Sechtes Kapitel. 


Von der Eingehung einer neuen Ehe . 
g. DEE ea 
Zuldffigkeit einer neuen Ehe. 


Dogleich es ſich nicht verkennen laͤßt, daß eine zweite Ehe 
(secundae nuptiae), unter welcher jede Ehe zu verſtehen iſt, 
welche nach Aufloͤſung einer früheren eingegangen wird, na⸗ 
mentlich in dem Fall, wenn der Tod die frühere Ehe aufs 
gelößt hat, mit einer gewiffen Ungunſt iſt angeſehen wor⸗ 
den 37), fo iſt die Eingehung einer folchen Ehe weder In. den 
Quellen des ‚gemeinen, ‚noch des vaterländifchen Rechtes ver⸗ 
boten geweſen, noch ſelbſt in der Zahl derjenigen Ehen, wel: 
che fucceffio von jemanden eingegangen werden dürfen, eine 
Beſchraͤnkung eingetreten 8), Diei in den Gefegen erwähnten 





pflegten. e die Eingehung 
einer neuen eines beerbten 


"3m Daß eine Wietwe nur, 
Ein Mal Heitarhe und nach dem 


Tode des erften Mannes ihren 


Wittwenſtuhl nicht verruͤcke, iſt 


immer als etwas Ruͤhmliches be⸗ 
trachtet worden. Auf manchen 
Roͤmiſchen Leichenſteinen iſt aus 
dieſem Grunde einer Ehefrau das 
ehrende Prädicat „univira’’ bei⸗ 


gelegt worden, und Tacitus 


ruͤhmt es Inder Germania’ cap. 
49. an den deutfchen Frauen, daß 
fie nur Ein Mal zu heirathen 


Falck's Bandbuch IV. 


Wittwers iſt angeſehen worden, 
davon zeugt am deutlichſten das 
von Altersher gewoͤhnliche Urs 
theil uͤber die Stiefmuͤtter, wie 
denn eint deutſches Sprichwort 
dahin lautet: „daß wer eine 
Stiefmutter erhalte, auch bald 
einen Stiefvater bekomme.“ ı ; 

38) Ausdrüdliche Aeußerun⸗ 
gen daruͤber finden ſich im Canoni⸗ 
ae — Canon. * 12 u. 


- 82: 
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fogenannten Strafen einer zweiten Ehe (poenae secundarum 
nuptiarum) koͤnnen daher nur im uneigentlichen Sinne fo ge= 
nannt werden, Es find mehrentheils Befchranfungen, welche 
in den Güterverhältniffen eintreten, und befonders in unferem 
Rechte den Zweck haben, die Kinder erfter Ehe gegen Ver: 
moͤgensnachtheile ficher zu ſtellen. In Ruͤckſicht auf die Ein: 
gehung einer zweiten Ehe ift hier nur noch daran zu erinnern, 
daß, ehe eine folche zutäffig iſt, die gefegliche Trauer- und 
Wartezeit abgelaufen feyn oder in diefer Beziehung eine Did- 
penfation bewirkt werden muß. - 


a 3. 


Miarij ya Hl : 3 man hy ER. — 
Kedtlide Wirkungen, weiße: mit. „der Eingebung 
7 ‚einer neuen Ehe; verbunden find 


"ls rechtliche Birkungen der Eingehuug einer neuen Ehe 
folgende anzuführen, 1) Jeder Ehegatte, welcher zur 
äweiten Ehe fchreitet, hat vorher mit den unmindigen Rinder 
erfter Ehe die geſetzliche Nichtigkeit zu treffen ) 2) Die 
Mutter verliert dadurch die ihr ſonſt zuftändige mütterliche 
Vormundfehaft über ihre Kinder #9). 3) Wo das gemeine 

echt gilt, darf der Wieververheirathete Dem neuen Ehegat⸗ 
ten weder unter Lebendigen noch von Todeswegen mehr zu⸗ 
wenden ‚ als demjenigen Kinder erſter Ehe, weiches am wes 
nigften erhalten hat. Alles was der ‚neue Ehegatte mehr bes 
kommt, ſoll den Kindernierfter Ehe allein — +1), 4) Alle 


J art 
J 


13, Causa 31, Qu. 1 und im geflatter feyn, ſich — als drei 
S. Sp. II, 23. Die Leonini⸗ * zu verheirathen. 

(he Novelle 90. verbietet aus⸗ 39). Beral. — in dieſem 
druͤcklich die Eingehung der drit⸗ Bande S. 330. . 1 

ten ‚Ehe, und in Griechenland 40) Siehe die‘ veifäiebenen 
foll es noch jeßt, nach einer No⸗ Bormundfcafts: Verordnungen 
tiz in Brans Mifcellen. für $.7. — > 
1838 Ares Heft ©. 130. nicht 41) Diefe in lex. 6, Cod. de 
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der Ehefrau für die Zeit ihres Wittwenftandes vertragsmäßig 
oder gefeßlich zugeficherten Witrwenverforgungen fallen mit 
Eingehung einer neuen Ehe weg +?) und das Recht darauf 
lebt im Allgemeinen keinesweges auf, wen Die Wiedervers 
heirathete abermals Wittwe wird. ine Ausnahme findet 
in diefer Beziehung Statt bei den Penfionen aus der allges 
meinen- Wittwencaffe, Die zwar, nom dem Hochzeitsttage au 
aufhören, aber bei: jevem wieder eintretenden Wittwenftande 
der Berechtigten wiederum zufallen +?) 5) Alle Vermoͤgens⸗ 
vortheile, welche einer Wittwe in letztwilligen Verfuͤgungen un⸗ 
ter der Bedingung eingeräumt ſind, daß ſie nicht wiederum 
heirathe, gehen durch. eine neue Ehe. verloren +), Was im 
Römifchen Rechte in: diefer. Beziehung von der Teſtaments⸗ 
Bedingung, Wirtive zu bleiben, vorgefchrieben ift, muß ges 


genivärtig in ähnlicher Art und Fa, von allen- — 


dingungen gelten. 


ist 





secundis nuptiis und Novelle 
22 Kap. 27. enthaltene Beftim: 
mung finder aud) bei ung in den 
Diftricten des gemeinen Rechts 
ihre unzweifelhafte Anwendung, 
Abhandl: aus den Anyeigen V. 
Bd: S. 52u. fi) 

42) Vgl.z. B. das Dichmar 


cher Landrecht Art. 87. uͤber die 


Leibzucht. 


43) Fundation der allgemel⸗ 
nen Wittwencaſſe vom 3Oſten 


44) Durd) Novelle 22 Kap. 
43. hat Juftinlan den früheren 
Stundfaß ‚’ daß in letztwilligen 
Berfiigungen die - Hinzugefügte 
Dedingung der Viduitaͤt als 
nicht vorhanden betrachtet wer⸗ 
den ſolle, aufgehoben. 


Guh Id Fi Be 


PLMÄHEITIIG BIIRDTDTEN 
‘ y . tg sh >» 
et 12H] IDANBRTU: TIME: 
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a garage und Weritigungen. 
137 * nduneul sn). 
zyulin 799 Bun J —A 


* * Note 196. ei fhzugüffigen, vis den m Eingefeffeiin 
in deun Guͤtern Colmar ‚und: Neuendorf: unterm ‚Iten 
April 4947 ing (ähnliche Dispenfation ertheilt worden 

ins AR, Oshregim; Holſt. Anzeigen für. 1839 ©. 214. . 

&: als No fe 50, - ‚Eine Sammlung von Urkunden über. pri⸗ 

— 286 Geſchaͤfte, mit beſonderer Ruͤckſicht auf 

ent "die Herzogthůmer Schleswig und Holftein, ‘hatte Chris 
smıklan HeinrichſgFriccius veranftaltet. Im Leipz. 
zn An FE anarlanleatr —— 1715 a } — * dem 

ER | ekuͤndigt; Schle olſteiniſches Corpus 

u 2 Mentor, ER A eine was tncht Lies 
ſelbſt, infonderheit unter der Robleſſe Fa 

Bgl. Meoller Cimbria literata 1. 82. p. 191. - —- 

ei 38. Iſt zu, bemerken, daß das Juͤtſche Lov III, 22. $. 6 
der” Selbſtoertheidigung qusdruͤcklich erwähnt. Faft 
koͤnute es fcheinen, als hatten dabei Die Verfaffer des 
Geſetzes die Stelle J. 43. $. 4. ad legem Aquiliam vor 
‚Augen, gehabt, 

Als eine noch übliche Privatftrafe kann auch der Verr 
luſt der excoptio spolii für den Spolianten angeführt 
en „werben, - 

Bir Der Satz, daß mit jedem Recht eine Klage verbunden 
fey, leidet: natürlich. eine Ausnahme bei folchen Rechs 
ten, die ihrer Narur nach nur Einreden erzeugen, wie 
das beneficium competentiae, 

©. 45. Note 75. Auch Struben rechtliche Bedenken III, 

d. ©. 409. äußert fich auf eine aͤhnliche Weife wie 
—— 

©. 46. Note 76. Statt des Art. 100. im Dithmarſcher Lands 
recht follte der Art. 90. genannt feyn. 

Daf. Note 78. In der Verordnung vom 183ten Dec. 1782 
wird der Mühlenzwang und ebenfalld die Freiheit das 
yon als Gegenſtand des Beſitzes bezeichnet, 


Zufäße und Berichtigungen. 501. 


S. 51: Zelle 12; iſt Hinter „bittweiſe“ die Worte: „vom Be⸗ 
...  Hagten” einzufchalten. 

©. 3, Zeile 4. Statt „die Spolienfachen” ift zu ſetzen „den 
.. . ‚Jängften Befig,” 


©, 86, Zeile 4. iſt hinzujuffigen: „aß das Nordſtrander Lands 
“recht II, 24 die Erbfaͤhigkeit ebenfalls Br die Taufe 
bedingt,” - 

©. 86. Note 11. Bol. v. Savigny Spftem bed heutigen 

* Roͤmiſchen Rechts IL Bd. ©. 11 u. ©. 385. 

©: 90, Note 23. . Nähere Beſtimmungen darüber find jetzt 
enthalten in dem Patent vom 2iften April 18340, 


S. 94. Zeile 10. ift ſtatt „Deſcendenten vor den Afcendenten” 
; zu Iefen „Aſcendenten vor den Defcendenten.” 


©. %. Note 31. Das Wort „Altvil“ ift ohne Zweifel zu 

ſchreiben und zu leſen „al Tvil.“ Sn dem Worte,,Toif? 

wird die dee der Doppelheit ausgedrüdt. Dgl. das 
daãnifche Tvetulle. 


S. 95. Zeile 5. Statt „welblichenꝰ zu leſen, „maͤnnlichen.“ 
S. 95. Zeile 6. Statt oder: lies „oder Leiter.” 


©. ar Note 91. Weber die Fleethförung vgl. auch Drey ers 
Abhandlungen J. Bd. S. 385 und Schlesw. Holſt. 
Anzeigen fuͤr 1838 S. 11. | 


©; 185. Note 19. Vgl. Dahlmann's Gefchichte von Daͤ⸗ 
nemark L.Bd. ©. 172, ©. 198 und ©. 226. 


S. 200. Note 62. "Ueber „‚Brydie” ift noch zu vergleichen 

eiu altes Zragment in Uncher’$ Lovhiſtorie I. Bo, 

. 617, der erften Ausgabe, Imgleichen ein Aufſatz 

| in Krags Geſchichte Chriftian des Dritten IL. Bd. 
9.198. 


— Roſ envinges Rechtsgeſch. $. 64 Note d. angeführte 
Stelle aus der Handfefte ded Königs Oluf fcheint 
‚übrigens fehon eine wahre Reibeigenfchaft voraus zu 
ſetzen, indem fie beftimmt, daß Villici et Coloni nicht 
abziehen dürfen, ehe und bevor fie ihren Herrn befries 
digt haben. . Bei freien Pachtern. würde ed eher in dem 
Intereſſe der. Gutsherrichaft liegen, daß die Leute fos 
bald wie möglich abziehen, wenn nur ihre Güter zur 

Stelle bleiben, 
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S. 201. Note 66. Auch Amthor hiſt. Bericht S. 61. bes 
FH die Reibeigenfhat als eine Folge der alten Uns 
reiheit. 


©. 208, Leibeigene — in ge noch im achizehnten 
Jahrhundert verſchenkt. ichelſen im Archiv: für 
Staats⸗ und Kirchengefehichte Bd. IV. ©, 599. 


©. 238. Zeile 7. vor „ſeitdem“ ift bat” einzufchalten und 

t Zeile 9 ,,hat” zu dellren) .© . 

©. 262. Ueber die Infamie iſt jetzt beſonders zu vergleichen 

v. Savigny —— des henttzen ar aa Rechts 
‘U. 80; ©. 170 u. fu © 


©::280. Note 45.1: Vgl Adamus Bremensis historia. eccle- 
siästica Il, 54 und ad nn ’8, PORN von 
Daͤnemark 1. Bd. ©, 113. u 


©. 288. Note 84. Es gibt noch” en öroßfürffiches — 


reglement vom — 1764; gedruckt im neuen 


Stb. Mag. Bd. X Heft 1. S. 809 ff. 

S. 296. Note 10. Ob durch außereheliche Geſchlechtsgemein⸗ 
ſchaft nach unſerm jetzigen Rechte eine rechtlich wirk⸗ 
ſame Schwaͤgerſchaft euiſtehe, duͤrfte Doch. Ehr zwei⸗ 
felhaft ſeyn. Die Verordnung vom Aten Juli 1800 
ſcheint doch eher dagegen zu ſprechen. 

S.299. Note 28. Daß unter dem Ausdruck: „„Eltern” alle 
Afcendenten verſtanden werden koͤnneu, zeigen die Ver⸗ 
ordnung vom Aten Juli 1800 6. 1. und das Kammer⸗ 
ſchreiben vom 27jten Sept. 1806. 


©. 309. Note 56. Der in dem Patent vom 14ten Mai 1838 
enthaltene Sat, daß Afcendenten und Dejcendenten 
zur gegenfeitig n Ulimentation in dem Verhältniß vers 
pflichter find, wie fie zur gefeßlichen Erbfolge berufen 
‚werden, bezieht fi fich:unftreitig nur auf ‚die Nahe des 
Grades, nicht aber auf das Rechtöverhältniß derer, 
die in gleichem Grade ftehen. Die Meinung kann es ges 
‚wiß- nicht ſeyn, daß unter mehreren Kindern, jedes 
zur Alimentation der Eltern nur pro rata verpflichtet 
jeyn fol, wenn etwa der eine oder der andere.der Kins 
der. wegen Unvermögend zur Alimentation der Eltern 
feinen Beitrag Teiften kann. 


©. 322. Note 12. ift im Anfange ſtatt „„1820” zulefen „1880. 
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©: 335. Ueber. den Grund, auf. welchem die Verbote der 

Ehen: unter nahen. Verwandten: beruhen, findet fich 

‚ eine ſehr leienöwerthe wire in‘ — — 
berg Kirchenzeitung fuͤr 1440 S. 3 


S. 342. Zette 3 v. u. fm Tert iſt ſtatt AAweiten Bra zu leſen 
„erſten Grad.” 

S. ‚350. Als ein allgemeines vernichtendes Ehehinderniß 
hätte auch die beftehende Ehe genannt werden follen. 


S. 362. Note 25. Hier iſt ‚ auch, noch das Promemoria der 
| Kanzelei vom 19ten Jan. 1799 zu nennen. 


©. 372 Note 55. Das ‚Refeript von 1792 findet fi ——— 
a Fohannfen’ 8 Sanonifches Recht Th. IL. ©. 162, 
fo wie im neuen Stb. Mag. Bd. X. Heft 1. S. 312. 


©. PiBr Zu den Wirkungen: des: Berlöbniffes. ‚gehört‘ auch 
noch, daß der. Brautigam die der Braut zugefügte Bes 
leidigung als eine perfönliche anfehen und: Dale eine 
Injurlentlage arſiellen — 4. 16. * Dig. 
de inj. 
Daſ. Im Terte ©. 7 v. u. Dag * —— von Bere 
.., „.löbniffen- nach Roͤmiſchem Rechte, außer der: Einwilliz 
-, gung der Verlobten, die: Einwilligung: derer erforder⸗ 
ich fey, welche ſonſt mit in die, Verloͤbniſſe willigen 
muͤſſen, wird von, Mühlenibruch Pandecten III.Bd. 
$. 509. behauptet. Die Meinung duͤrfte aber auf einem 
3.4, Mißverftändniffe, beruhen,; , Die, einzige Stelle, aus 
welcher ein folcher , Satz ge folgert werden. koͤnnte, iſt 
„wohl l. 10. Dig. ‚de sponsalibus. Sie redet aber bloß 
2.900 der, nicht emancipitten. Tochter, auf heeh Conſens 
"nad Rönifchen, Rechte nichts anfam. - 
S. 376. Mr 65. Beile, Te ſtatt ASuaſenꝰ lies meh 
quellen’, 
©. 387.. Die Note % iſt dahin wi Beeichtigen: y daB aach der 
Derorbnung vom: 28ſten Novl 1800 8.18: Non4, wenn 
in Folge einer Conceſſion zur Hauscopulation die 
Zrauung nicht am gefeßlichen Trauungsorte gefchieht, 
die Unterfuchung der Ehehinderniffe dem trauenden 
Prediger und nicht dem Prediger des gefeglichen 
Trauungsorts obliege. 


©. 395. Note 18. Mie im NRömifchen Rechte bei Eutwen: 
dungen — feine actio furti, fondern Ies 
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diglich die actio rerum amotarum auf’ Schadenserſatz 
ugelaffen wird, fo wird auch nach unferm Recht im 
erhältniß der Ehegatten zu einander, Fein Diebftahl 
—— Abhandl. aus den Anzeigen IV. Bd. S. 492. 
nwiefern die Ehegatten in andern Fällen Entfchädiz 
gungsflagen aus Delicten gegen einander anftellen koͤn⸗ 
nen, ift nicht ganz Mar. Nach unferm Rechte muß 
man wohl die Zulälfigkeit folcher Klagen leugnen. 
S.401. Note 30. Bol. hiebet die in den Abhandl. aus den 
Anzeigen VI. Bd. ©. 69. abgedruckten drei Procla: 
mata, betreffend eine Concurserklärung über das Ver: 
mögen eined Abwefenden, und die Bemerkungen dar⸗ 
über, ebenfalld im VL Bde. der Abhandlungen aus 
ben Anzeigen ©. 479. REG | 


©. 404. Note 36. Kirculair der Schleswig = Holfteinifchen 
Regierung vom 5ten Jan. 1837, betr. die Abftellung 
des fogenannten Brautſchatzſammelns;  gedrucdt im 
neuen Stb. Mag: Bd. X; Heft 2.S. 560, 
©. 418. Note 73. Der Schluß diefer Note ift dahin zu bes 
| richtigen, daß feltfamer Weife für dad Amr Segeberg 
unter demfelben Dato, als die Protocollationsverords 
nung, nämlich vom 2Often $ebr: 1769, eine andere 
Verordnung erlaffen ift, nach welcher dem Brautfchag 
der Ehefrau gefeglich nur der Platz inter hypotheca- 
rios simplices gebühren fol. 
©.429. Note 2. Ueber die hier berührte Frage: ob und in 
wiefern die Güterrechte der Ehegatten durch eine Ver: 
änderung des fori des Mannes verändert werden, ift 
noch die Abhandlung von Funk zu nennen int Archiv 
für ciliſt Praris Aſter Bd. ©. 368 und 22fter Bo. 
©. 99. Die ältere Theorie, daß die Guͤterverhaͤltniſſe 
der Ehegatten, auch ohne Vertrag, fich lediglich nach 
dem erfien Domicilium der Ehegatten: richten, hat au 
diefem Schriftfteller wieder einen Vertheidiger gefunden. 
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